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EINFUHRUNG

Allgemeines

DB Platinum (die "Gesellschaft") ist im GroRBherzogtum Luxemburg als Organismus fir gemeinsame Anlagen
geman Teil 1 des Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 2010 Uber Organismen fiir gemeinsame Anlagen in
seiner jeweils geltenden Fassung (das "Gesetz") registriert. Die Gesellschaft erfillt die Voraussetzungen eines
Organismus fir gemeinsame Anlagen in Ubertragbaren Wertpapieren ("OGAW") gemaf Artikel 1(2) der Richtlinie
2009/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen flir gemeinsame Anlagen in Uibertragbaren Wertpapieren
in der jeweils geltenden Fassung (die "OGAW-Richtlinie") und kann somit in jedem Mitgliedstaat der Europaischen
Union ("EU-Mitgliedstaat") zum Verkauf angeboten werden, sofern sie dort registriert ist. Die Gesellschaft ist
derzeit als Umbrella-Fonds strukturiert, um sowohl institutionellen als auch privaten Anlegern eine Auswahl
verschiedener Teilfonds (die "Teilfonds" bzw. einzeln ein "Teilfonds") zu bieten, deren Wertentwicklung vollstandig
oder teilweise an die Wertentwicklung eines zugrunde liegenden Basiswertes gekoppelt sein kann, wie
beispielsweise eines Wertpapier-Basket oder eines Index (der "Basiswert"). Die Registrierung der Gesellschaft
stellt keine Gewahrleistung seitens einer Aufsichtsbehérde hinsichtlich der Wertentwicklung oder der Qualitat der
von der Gesellschaft ausgegebenen Anteile (die "Anteile") dar. Gegenteilige Behauptungen sind nicht autorisiert
und gesetzwidrig.

Notierung an einer Borse

Wie vom Verwaltungsrat der Gesellschaft (der "Verwaltungsrat”) bestimmt, kann die Zulassung bestimmter
Klassen von Anteilen zur Notierung an der Luxemburger Bérse und/oder einer anderen Borse beantragt werden.

Die Genehmigung der zur Notierung erforderlichen Unterlagen gemaR den Notierungsvorschriften der
maRgeblichen Borse stellt keine Gewahrleistung bzw. Zusicherung seitens dieser Borse in Bezug auf die
Fachkompetenz der Dienstleister bzw. die Angemessenheit der Informationen, die in den Boérsenprospekten
enthalten sind, oder in Bezug auf die Eignung der Anteile fiir Anlage- oder sonstige Zwecke dar.

Verkaufs- und Ubertragungsbeschrankungen

Die Anteile wurden und werden nicht nach dem United States Securities Act aus dem Jahr 1933 in seiner geltenden
Fassung (das "Gesetz von 1933") oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates oder einer
Gebietskérperschaft der Vereinigten Staaten von Amerika oder ihrer Territorien, Besitzungen oder sonstiger Gebiete
registriert, die ihrer Rechtshoheit unterstehen, einschlielRlich des Commonwealth von Puerto Rico (die "Vereinigten
Staaten"). Die Anteile diirfen nicht in den Vereinigten Staaten angeboten, verkauft oder anderweitig Ubertragen
werden. Die Anteile werden auf der Grundlage einer Befreiung von den Registrierungsvorschriften des Gesetzes
von 1933 gemdR Regulation S zu diesem Gesetz angeboten und verkauft. Die Gesellschaft wurde und wird weder
nach dem United States Investment Company Act aus dem Jahr 1940 in seiner geltenden Fassung noch nach
sonstigen US-Bundesgesetzen registriert. Dementsprechend werden Anteile weder in den Vereinigten Staaten noch
an oder fur Rechnung von US-Personen (im Sinne der Definitionen fur die Zwecke der US-Bundesgesetze uber
Wertpapiere, Waren und Steuern, einschlie8lich Regulation S zu dem Gesetz von 1933) (zusammen "US-
Personen") angeboten oder verkauft. Spatere Ubertragungen von Anteilen in den Vereinigten Staaten bzw. an US-
Personen sind unzulassig (bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang die Bestimmungen uber
Zwangsrucknahmen im nachstehenden Kapitel "Riicknahme von Anteilen" unter dem Abschnitt "Verfahren bei an
die Gesellschaft gerichteten Riicknahmeantragen").

Die Anteile wurden von der US-Wertpapier- und Bérsenaufsichtsbehérde (der "SEC") oder einer sonstigen
Aufsichtsbehdrde in den Vereinigten Staaten weder zugelassen, noch wurde eine solche Zulassung verweigert;
daruber hinaus hat weder die SEC noch eine andere Aufsichtsbehdrde in den Vereinigten Staaten Uber die
Richtigkeit oder die Angemessenheit dieses Prospektes bzw. die Vorteile der Anteile entschieden. Gegenteilige
Behauptungen sind strafbar. Die uU.S. Commodity Futures Trading Commission (Us-
Warenterminhandelsaufsichtsbehdrde) hat weder dieses Dokument noch sonstige Verkaufsunterlagen fir die
Gesellschaft geprift oder genehmigt.

Niemand ist zur Abgabe von Erklarungen oder Zusicherungen befugt, die nicht im Prospekt bzw. in den Unterlagen
enthalten sind, auf die im Prospekt (wie unter "Begriffsbestimmungen” definiert) verwiesen wird. Diese Unterlagen
sind kostenfrei am Sitz der Gesellschaft unter der Anschrift 11-13, boulevard de la Foire, L-1528 Luxemburg
offentlich zugénglich.

Dieser Prospekt darf nicht in den Vereinigten Staaten in Umlauf gebracht werden. Die Verteilung dieses
Prospektes und das Angebot der Anteile kbnnen auch in anderen Rechtsordnungen Beschréankungen
unterworfen sein.

Marketing und Vertrieb

Die Verwaltungsgesellschaft tragt die Gesamtverantwortung fur das Marketing und den Vertrieb der Anteile. Die
Verwaltungsgesellschaft kann allerdings Vertriebsstellen oder Handler fir den Vertrieb von Anteilen in bestimmten
Rechtsordnungen bestimmen, die wiederum Untervertriebsstellen bestimmen koénnen (jeweils eine
"Vertriebsstelle").



Anteile kdnnen direkt von der Gesellschaft oder von einer Vertriebsstelle erworben werden, wie im Einzelnen im
Kapitel "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" und im entsprechenden Produktanhang zu jedem Teilfonds
(der "Produktanhang") beschrieben. Informationen zu den Vertriebsstellen kdnnen dem Landeranhang und/oder
dem Vertriebsmaterial, die Informationen zu den jeweiligen Rechtsordnungen, in denen die Anteile zur Zeichnung
angeboten werden, enthalten, entnommen werden. Die Vertriebsstellen kénnen weder die eingegangenen Antrage
aufrechnen noch sonstige Aufgaben erfillen, die mit der Bearbeitung der einzelnen Zeichnungs-, Ricknahme- und
Umtauschantrdge zusammenhangen.

Vertriebsvorschriften

Zeichnungsantrage werden nur auf der Grundlage der jeweils gultigen Fassung des vorliegenden Prospektes
entgegengenommen. Der Prospekt ist nur dann giiltig, wenn ihm ein Exemplar des aktuellen Jahresberichts der
Gesellschaft (der "Jahresbericht”) mit dem gepriften Rechnungsabschluss bzw. ein Exemplar des
Halbjahresberichts (der "Halbjahresbericht") und (sofern nach Rechts- oder Verwaltungsvorschriften bzw. nach
den geltenden Notierungsvorschriften einer Borse vorgeschrieben) des Quartalsberichts (der "Quartalsbericht”)
beiliegt, sofern diese Berichte nach dem aktuellsten Jahresbericht veréffentlicht werden. Der Jahresbericht und der
Halbjahresbericht sind Bestandteil des Prospekts.

Potenzielle Anleger sollten diesen Prospekt sorgfaltig und vollstandig durchlesen und sich im Hinblick auf (i) die
gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Vorschriften fiir die Zeichnung, den Erwerb, den Besitz, den Umtausch, die
Rucknahme oder die VerauRerung von Anteilen, die in den Landern gelten, in denen sie ihren Wohnsitz haben bzw.
deren Staatsangehdrige sie sind; (ii) Devisenbeschrankungen, denen sie in ihren jeweiligen L&ndern im
Zusammenhang mit der Zeichnung, dem Erwerb, dem Besitz, dem Umtausch, der Rucknahme oder der
VerauRerung von Anteilen unterworfen sind; (iii) die rechtlichen, steuerlichen, finanziellen oder sonstigen Folgen der
Zeichnung, des Erwerbs, des Besitzes, des Umtauschs, der Riicknahme oder der VerauRerung von Anteilen, sowie
(iv) sonstige Folgen dieser Handlungen, an ihre Rechts-, Steuer- und Finanzberater zu wenden. Anleger, die sich
tiber den Inhalt dieses Prospekts in irgendeinem Punkt nicht im Klaren sind, sollten sich an ihren Bérsenmakler,
Bankbetreuer, Rechtsanwalt, Wirtschaftsprifer, Steuerberater oder sonstige Berater wenden.

Niemand ist befugt, Angaben zu machen bzw. Erklarungen oder Zusicherungen im Zusammenhang mit dem
Angebot der Anteile abzugeben, die nicht im vorliegenden Prospekt und den Berichten enthalten sind, auf die
vorstehend verwiesen wird; sollten dennoch Angaben gemacht bzw. Erklarungen oder Zusicherungen abgegeben
werden, so kann nicht darauf vertraut werden, dass dies von der Gesellschaft genehmigt wurde. Zur
Beriicksichtigung wesentlicher Anderungen kann dieser Prospekt von Zeit zu Zeit aktualisiert werden, und die
Anleger sollten sich erkundigen, ob eine aktuellere Fassung des Prospekts verfiigbar ist.

Verantwortung fiir den Prospekt

Der Verwaltungsrat hat mit aller gebotenen Sorgfalt sichergestellt, dass die im vorliegenden Prospekt enthaltenen
Informationen am Tag seiner Ver6ffentlichung in allen wesentlichen Punkten richtig und vollstdndig sind. Der
Verwaltungsrat tbernimmt hierfiir entsprechend die Verantwortung.

Wahrungsangaben

Samtliche im Prospekt enthaltenen Bezugnahmen auf "USD" beziehen sich auf die Wé&hrung der Vereinigten
Staaten von Amerika; Bezugnahmen auf "Euro” oder "EUR" beziehen sich auf die Wahrung der Mitgliedstaaten der
Europaischen Union, die die gemeinsame Wahrung nach MaRRgabe der die Européische Wirtschaftsgemeinschaft
begriindenden Vertrage (die am 25. Marz 1957 in Rom unterzeichnet wurden) in ihrer geltenden Fassung
tibernehmen; Bezugnahmen auf "JPY" bzw. "Yen" beziehen sich auf die japanische Wéhrung; Bezugnahmen auf
"GBP" beziehen sich auf die Wahrung des Vereinigten Konigreichs; Bezugnahmen auf "CHF" beziehen sich auf die
Wahrung der Schweiz; Bezugnahmen auf "SEK" beziehen sich auf die Wahrung von Schweden und/oder sonstige
Bezugnahmen auf eine im Produktanhang definierte Wahrung.

Datum
Das Datum dieses Prospekts entspricht dem Datum auf dem Deckblatt.
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GESCHAFTSFUHRUNG UND VERWALTUNG

Sitz

DB Platinum

11-13, boulevard de la Foire
L-1528 Luxemburg
Grol3herzogtum Luxemburg

Verwaltungsrat
Alex McKenna (Vorsitzender des Verwaltungsrats)

Leiter "Product Platform Engineering® DWS Investments UK Limited, Winchester House, 1 Great Winchester Street,
London EC2N 2DB, Vereinigtes Konigreich.

Manooj Mistry

Leiter "Passive Asset Management EMEA", DWS Investments UK Limited, Winchester House, 1 Great Winchester
Street, London EC2N 2DB, Vereinigtes Kdnigreich.

Freddy Brausch

Mitglied der Luxemburger Anwaltskammer, Linklaters LLP, 35, avenue John F. Kennedy, L-1855 Luxemburg,
GroR3herzogtum Luxemburg.

Petra Hansen
Director, DWS Investment S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg, Gro3herzogtum Luxemburg.
Philippe Ah-Sun

Chief Operating Officer fur Exchange Traded Funds (ETF) und Systematic UCITS, DWS Investments UK Limited,
Winchester House, 1 Great Winchester Street, London EC2N 2DB, Vereinigtes Konigreich.

Verwahrstelle

RBC Investor Services Bank S.A.
14, Porte de France

L-4360 Esch-sur-Alzette
GroRRherzogtum Luxemburg

Verwaltungs-, Zahl- und Domiziliarstelle und Bérsenzulassungsbeauftragte

RBC Investor Services Bank S.A.
14, Porte de France

L-4360 Esch-sur-Alzette
Grof3herzogtum Luxemburg

Register- und Transferstelle

RBC Investor Services Bank S.A.
14, Porte de France

L-4360 Esch-sur-Alzette
Grol3herzogtum Luxemburg

Verwaltungsgesellschaft

DWS Investment S.A.

2, boulevard Konrad Adenauer
L-1115 Luxemburg
Grof3herzogtum Luxemburg

Vorstand der Verwaltungsgesellschaft

Manfred Bauer (Vorsitzender)

DWS Investment S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg, Grof3herzogtum Luxemburg.
Nathalie Bausch

DWS Investment S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg, Grof3herzogtum Luxemburg.
Barbara Schots

DWS Investment S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg, Grof3herzogtum Luxemburg.
Aufsichtsrat der Verwaltungsgesellschaft

Holger Naumann (Vorsitzender)



DWS Investment GmbH, Mainzer Landstr. 11-17, 60329 Frankfurt am Main, Deutschland.

Dr. Matthias Liermann

DWS Investment GmbH, Mainzer Landstr. 11-17, 60329 Frankfurt am Main, Deutschland.
Stefan Kreuzkamp

DWS Investment GmbH, Mainzer Landstr. 11-17, 60329 Frankfurt am Main, Deutschland.
Frank Krings

Deutsche Bank Luxembourg S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg, Grol3herzogtum Luxemburg.
Nikolaus von Tippelskirch

DWS Investment GmbH, Mainzer Landstr. 11-17, 60329 Frankfurt am Main, Deutschland.
Claire Louise Peel

DWS Investments UK Limited, 70 Victoria Street, London SW1E 6SQ, Vereinigtes Kénigreich.

Anlageverwalter
(sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders angegeben)

State Street Global Advisors Limited
20 Churchill Place

Canary Wharf

London E14 5HJ

Vereinigtes Konigreich

Wirtschaftsprifer der Gesellschaft

Ernst & Young S.A.

35E, avenue John F. Kennedy
L-1855 Luxemburg
GroRRherzogtum Luxemburg

Rechtsberater der Gesellschaft
Elvinger Hoss Prussen
société anonyme

2, place Winston Churchill
L-1340 Luxemburg
Grof3herzogtum Luxemburg
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BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Sofern im Hauptteil des Prospekts oder im jeweiligen Produktanhang nicht anders angegeben, gelten folgende

Begriffsbestimmungen:
"AIFM-Gesetz"

"AlIFM-Richtlinie"

"Alternative
Verkaufsgebihren-
struktur”

"Angebotszeitraum"
"Anlagebeschréankungen”
"Anlageinstrumente”

"Anlagepolitik"

"Anlageverwalter"

"Anlageverwaltungs-
gebihr”

"Anlageverwaltungs-
vereinbarung”

"Anlageziel"

"Anteile"
"Anteilsinhaber"
"Anteilsklassenwahrung”
"Auflegungstermin”
"Ausfihrungsanzeige"

"Ausgabeaufschlag"

"Ausschittende Anteile"

bezeichnet das Luxemburger Gesetz vom 12. Juli 2013 Uber die Verwalter
alternativer  Investmentfonds zur Umsetzung der AIFM-Richtlinie in
luxemburgisches Recht.

bezeichnet die Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlamentes und des
Rates vom 8. Juni 2011 Uber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur
Anderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen
(EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010.

Die Alternative Verkaufsgebuhrenstruktur besteht aus einem Ricknahmeabschlag
und einer Vertriebsgebihr und ist auf die Anteile der Klassen "I12D", "I2C", "R2D"
und "R2C" (sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders festgelegt), wie im
Einzelnen im Abschnitt "Gebiihren und Aufwendungen" und im entsprechenden
Produktanhang erlautert, anwendbar.

ist der Zeitraum vor dem Auflegungstermin, in dem Anteile zum Erstausgabepreis
zur Abwicklung am Auflegungstermin gezeichnet werden kdnnen.

bezeichnet die im Abschnitt naher erlauterten

Beschrankungen.

"Anlagebeschréankungen"”

bezeichnet Ubertragbare Wertpapiere sowie alle anderen in Abschnitt 1 im Kapitel
"Anlagebeschrénkungen" genannten liquiden Finanzvermdgenswerte.

bezeichnet die vorab festgelegte Anlagepolitik des Teilfonds, wie im Einzelnen im
entsprechenden Produktanhang aufgefihrt.

bezeichnet, sofern im entsprechenden Produktanhang nicht anders angegeben,
State Street Global Advisors Limited mit Sitz unter der Anschrift 20 Churchill
Place, Canary Wharf, London E14 5HJ, Vereinigtes Konigreich. bezeichnet, sofern
im entsprechenden Produktanhang ein Anlageverwalter in Bezug auf einen
Teilfonds angegeben ist, einen von der Verwaltungsgesellschaft zur Erbringung
von Anlageverwaltungsdienstleistungen gegentiber der Verwaltungsgesellschaft in
Bezug auf diesen Teilfonds ernannten Anlageverwalter oder dessen Nachfolger.

in Bezug auf einen Teilfonds, wie im entsprechenden Produktanhang dargelegt,
jede von der Verwaltungsgesellschaft nach MaRgabe der
Anlageverwaltungsvereinbarung an den Anlageverwalter zu zahlende Gebuhr in
Hohe eines maximalen Prozentsatzes, der an jedem Bewertungstag auf der
Grundlage des Nettovermdgens der entsprechenden Klassen berechnet wird.

bezeichnet eine Vereinbarung zwischen der Verwaltungsgesellschaft und dem
Anlageverwalter.

Fungiert State Street Global Advisors Limited als Anlageverwalter, ist die
Anlageverwaltungsvereinbarung die Vereinbarung vom 17. November 2006
zwischen der Verwaltungsgesellschaft und State Street Global Advisors Limited in
der jeweils geltenden Fassung.

bezeichnet das vorab festgelegte Anlageziel des Teilfonds, wie im Einzelnen im
entsprechenden Produktanhang aufgefthrt.

bezeichnen die nennwertlosen Anteile der Gesellschaft, die in der im
entsprechenden Produktanhang beschriebenen Form ausgegeben werden.

bezeichnet (i) bei Namensanteilen den bzw. die ordnungsgemal im
Anteilsinhaberregister der Gesellschaft eingetragenen Anteilsinhaber und (ii) bei
Inhaberanteilen die Personen, die diese Inhaberanteile besitzen.

bezeichnet die Wéhrung, auf die der Erstausgabepreis einer Anteilsklasse lautet.

bezeichnet den Tag, an dem die Gesellschaft im Austausch gegen das jeweilige
Zeichnungsentgelt Anteile an einem Teilfonds ausgibt.

bezeichnet die von der Verwaltungsstelle an einen Anteilsinhaber zu sendende
Anzeige, mit der ein erteilter Auftrag bestatigt wird.

bezeichnet den Ausgabeaufschlag, der von Anlegern erhoben werden kann, die
bestimmte Anteilsklassen zeichnen, wie im Abschnitt "Gebihren und
Aufwendungen” und im entsprechenden Produktanhang beschrieben. Sofern im
Produktanhang nicht anders angegeben, wird kein Ausgabeaufschlag erhoben.

bezeichnet Anteile, auf die Ausschittungen vorgenommen werden.
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"AuBerordentliche
Aufwendungen”

"Basiswert"

"Basiswertpapiere"

"Basiswert-Sponsor”

"Bewertungstag"

"Clearingstellen”

"CSSF"

"CSSF-Rundschreiben
11/512"

"CSSF-Rundschreiben
16/644"

"DB-Konzernangehdorige"

"Direkte Anlagepolitik"

"Einzelne Inhaber-
anteilsscheine"

"EMIR"

bezeichnet Aufwendungen im Zusammenhang mit gerichtlichen Verfahren sowie
auf die Gesellschaft bzw. ihre Vermégenswerte erhobene Steuern, Abgaben oder
ahnliche Lasten, die ansonsten nicht als gewdhnliche Aufwendungen gelten.

bezeichnet (i) bei einem Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik den Basiswert bzw.
die Basiswerte, an den bzw. die die Indirekte Anlagepolitik gekoppelt ist, wie im
Einzelnen im entsprechenden Produktanhang beschrieben, und (ii) bei Teilfonds
mit Direkter Anlagepolitik den Vermdgenswert bzw. die Vermdgenswerte, dessen
bzw. deren Wertentwicklung der jeweilige Teilfonds abbilden soll; dabei handelt es
sich in der Regel um einen oder mehrere Indizes bzw. einen Wertpapier-Basket
oder um eine Anlagestrategie;

bezeichnet in Bezug auf jeden Basiswert, die vom Basiswert-Sponsor als
Bestandteil des Basiswertes ausgewahlten libertragbaren Wertpapiere.

bezeichnet den Sponsor des Basiswerts, also Deutsche Bank AG, handelnd durch
ihnre  Niederlassung London oder einen Rechtsnachfolger, sofern im
Produktanhang nicht anders definiert, oder, wenn es sich bei dem Basiswert um
einen Index handelt, den Index-Sponsor.

bezeichnet (sofern im Produktanhang keine anders lautende Definition
vorgegeben ist) den ersten auf einen Geschéftstag folgenden Luxemburger
Bankgeschaftstag, an dem der Nettoinventarwert je Anteil einer bestimmten
Anteilsklassen bzw. eines bestimmten Teilfonds unter Zugrundelegung der Kurse
bzw. Preise berechnet wird, die am letzten Geschéaftstag vor dem Bewertungstag
gegolten haben. Bei Zeichnungs-, Umtausch- und Riicknahmeantragen fiir Anteile
bezeichnet der Bewertungstag (sofern im Produktanhang nicht anders definiert)
den ersten Luxemburger Bankgeschéftstag, der auf den Transaktionstag bzw. den
ersten Geschéaftstag nach dem Transaktionstag folgt und an dem der
Nettoinventarwert je Anteil einer bestimmten Anteilsklassen bzw. eines
bestimmten Teilfonds unter Zugrundelegung der Kurse bzw. Preise berechnet
wird, die am letzten Geschéftstag vor dem Bewertungstag gegolten haben.

bezeichnet die in den Landern, in denen die Anteile gezeichnet werden koénnen,
jeweils ausgewahlten Clearingstellen, tiber die Globalurkunden mittels Einbuchung
in die bei den Clearingstellen erdffneten Wertpapierdepots der Finanzintermediare
der Anteilsinhaber Ubertragen werden, wie im Einzelnen im Abschnitt "Ausgabe
von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben. Sofern im jeweiligen
Produktanhang nicht anders angegeben, sind die Clearingstellen Clearstream
Banking société anonyme in Luxemburg und/oder Clearstream Banking AG in
Frankfurt am Main sowie (ein/e) weitere/s zu bestimmende/s Clearingstelle(n) oder
Clearingsystem(e).

bezeichnet die Commission de Surveillance du Secteur Financier, die
Luxemburger Aufsichtsbehérde.

bezeichnet das CSSF-Rundschreiben 11/512, das sich auf die Darstellung der
wichtigsten regulatorischen Anderungen im Risikomanagement nach der
Verdffentlichung der CSSF-Verordnung 10-4 und die Prazisierungen der ESMA,
zusétzliche Klarstellungen der CSSF hinsichtlich der Regeln fir das
Risikomanagement und die Definition des der CSSF zu kommunizierenden Inhalts
und Formats des Risikomanagementverfahrens bezieht.

bezeichnet das CSSF-Rundschreiben 16/644 in Bezug auf Bestimmungen fir
Kreditinstitute handelnd als OGAW-Verwahrstellen gemafl Teil | des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 in Bezug auf Organismen fur gemeinsame Anlage sowie
samtliche OGAW, gegebenenfalls vertreten durch ihre Verwaltungsgesellschaft.

bezeichnet Gesellschaften der Deutsche Bank AG Gruppe und/oder Angestellte,
Vertreter, verbundene Unternehmen oder Tochtergesellschaften  von
Gesellschaften der Deutsche Bank AG Gruppe;

hat die unter "Anlageziele und Anlagepolitik® im Hauptteil des Prospekts
angegebene Bedeutung.

bezeichnet die einzelnen Inhaberanteilsscheine, wie im Einzelnen im Abschnitt
"Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben.

bezeichnet (i) die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ber OTC-Derivate, zentrale
Gegenparteien und Transaktionsregister, (i) Regelungen jeglicher Art, die
aufgrund (i) getroffen werden, sowie (iii) sémtliche Verordnungen, Richtlinien und
bestimmten Positionen, die von der CSSF oder der Européischen
Wertpapieraufsichtsbehoérde jeweils erlassen werden.
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"Erstausgabepreis”

"Erstklassige Institute”

"Erstzeichnungen"

"EU"
"EU-Mitgliedstaat"
"Falligkeitstermin"

“EDJ"
"Fixgebuhr"

"Fixgebuhrenstelle"
"Folgezeichnungen”

"Fonds"
"Fondsdienstleistungs-
vereinbarung”
"Geldmarktinstrumente”
"Geregelter Markt"
"Gesamtanlagebetrag bei

Erstzeichnung"

"Gesamtrendite-Swap
(Total Return Swap)"

"Geschaftstag”

"Gesellschaft" oder
"Fonds"

"Gesetz"

"Globalurkunde"

"GroRherzogliche
Verordnung vom
8. Februar 2008"

bezeichnet den Preis, zu dem Anteile wahrend des Angebotszeitraums und/oder
(gegebenenfalls) der Frist bis ausschlie3lich zum Auflegungstermin gezeichnet
werden kénnen.

sind vom Verwaltungsrat ausgewahlte erstklassige Finanzinstitute, die einer
Aufsicht unterliegen und durch die CSSF fiur die Zwecke von OTC-
Derivatetransaktionen zugelassen und auf diese Art von Transaktionen
spezialisiert sind.

bezeichnet Zeichnungen fiir Anteile, die zum Erstausgabepreis erfolgen, wie im
Einzelnen im Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben.

ist die Europaische Union.
bezeichnet einen Mitgliedstaat der EU.

bezeichnet das im entsprechenden Produktanhang angegebene Datum, an dem
die in Umlauf befindlichen Anteile zuriickgenommen werden, woraufhin der
Teilfonds geschlossen wird, wie im Einzelnen im Abschnitt "Ricknahme von
Anteilen" beschrieben. Sofern im entsprechenden Produktanhang kein
Falligkeitstermin angegeben ist, haben die Teilfonds keinen Falligkeitstermin.

bezeichnet (ein) derivative(s) Finanzinstrument(e).

bezeichnet die von der Gesellschaft fur jeden einzelnen Teilfonds zu zahlende
Gesamtgebihr im Hinblick auf gewohnliche Gebihren, Aufwendungen und
Kosten, die diesem Teilfonds entstehen, wie im Einzelnen nachstehend unter
"Gebiihren und Aufwendungen" beschrieben.

bezeichnet DWS Investments UK Limited.

bezeichnet Zeichnungen von Anteilen, die am oder nach dem Auflegungstermin
erfolgen, wie im Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung"
beschrieben.

bezeichnet die Gesellschaft.

bezeichnet die Vereinbarung vom 17. Dezember 2004 zwischen der Gesellschaft,
der Verwaltungsgesellschaft und der Verwaltungsstelle, in der durch die
Anderungsvereinbarung vom 3. April 2006 abgeanderten Fassung.

bezeichnet i. d. R. an einem Geldmarkt gehandelte, liquide Instrumente, deren
Wert jederzeit genau bestimmt werden kann.

bezeichnet einen geregelten Markt mit regelméRiger Notierung, der offentlich
anerkannt und zuganglich ist.

bezeichnet das Produkt aller Anteile, die wahrend des Angebotszeitraums
gezeichnet wurden, und dem Erstzeichnungspreis.

bezeichnet einen Derivatekontrakt im Sinne von Artikel 2 Nummer 7 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012, bei dem ein Kontrahent einem anderen den
Gesamtertrag einer Referenzverbindlichkeit einschlie3lich Einkiinften aus Zinsen
und Gebuhren, Gewinnen und Verlusten aus Kursschwankungen sowie
Kreditverlusten Ubertragt.

bezeichnet einen Tag, der sowohl Produktgeschéftstag (wie im Produktanhang
definiert), als auch Indexgeschaftstag (wie im Produktanhang definiert) ist, sofern
im jeweiligen Produktanhang nichts anderes bestimmt ist.

bezeichnet DB Platinum, eine nach Luxemburger Recht in Form einer
Aktiengesellschaft (société anonyme) gegriindete Investmentgesellschaft, bei der
es sich nach dem Gesetz um eine société d'investissement a capital variable
(SICAV) handelt.

bezeichnet das Luxemburger Gesetz vom 17. Dezember 2010 uber Organismen
fur gemeinsame Anlagen in seiner geltenden Fassung.

bezeichnet die Urkunden, die im Namen der Gesellschaft ausgegeben werden
(wie im Einzelnen im Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung"
beschrieben).

bezeichnet die GroRRherzogliche Verordnung vom 8. Februar 2008 in ihrer jeweils
aktuellen Fassung, die sich auf bestimmte Definitionen der aktuellen Fassung des
Gesetzes vom 20. Dezember 2002 zu Organismen fur gemeinsame Anlagen und
zur Umsetzung der Richtlinie der Kommission 2007/16/EG vom 19. Méarz 2007 zur
Durchfuihrung der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren im Hinblick auf die Erlauterung gewisser Definitionen
bezieht.
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"Halbjahresbericht"

"Hedging-Anlage(n)"

"Index"
"Indexgeschéaftstag”
"Index-Sponsor"

"Indirekte Anlagepolitik"

"Inhaberanteile"

"Institutionelle Anleger"
"Jahresbericht"

"Klasse(n)" bzw.
"Anteilsklasse(n)"

"Konto"

"Luxemburger
Bankgeschéaftstag"

"Mindestanlagebetrag bei
Erst- und Folgezeichnung"

"Mindestanlagebetrag bei
Erstzeichnung"

"Mindestanlagebetrag bei
Folgezeichnungen”

"Mindestgesamt-
anlagebetrag bei
Erstzeichnung"

"Mindestnetto-
inventarwert"

"Mindestricknahme-
betrag”

bezeichnet den jeweils zuletzt verdéffentlichten Halbjahresbericht der Gesellschaft
mit dem ungepriiften Rechnungsabschluss der Gesellschaft fiir das Halbjahr, der
in seiner Gesamtheit als Bestandteil des Prospektes gilt.

bezeichnet bestimmte Vermoégenswerte, in die ein Teilfonds mit Indirekter
Anlagepolitik anlegt, wie im Einzelnen im entsprechenden Produktanhang
beschrieben.

entspricht der im jeweiligen Produktanhang angegebenen Definition.
entspricht der im jeweiligen Produktanhang angegebenen Definition.

bezeichnet den Sponsor des Index, also die Deutsche Bank AG, handelnd durch
ihre  Niederlassung London oder einen Rechtsnachfolger, sofern im
Produktanhang nicht anders definiert.

hat die unter "Anlageziele und Anlagepolitik" im Hauptteil des Prospekts
angegebene Bedeutung.

bezeichnet Anteile, die entweder (i) in Form einer Globalurkunde oder (ii) in Form
von Einzelnen Inhaberanteilsscheinen ausgegeben werden, wie im Abschnitt
"Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben.

bezeichnet Anleger, die im Sinne von Artikel 174(2) des Gesetzes als
institutionelle Anleger einzustufen sind.

bezeichnet den jeweils zuletzt verdffentlichten Jahresbericht der Gesellschaft mit
dem gepriften Rechnungsabschluss.

bezeichnet die Klasse bzw. Klassen von Anteilen eines Teilfonds, fir die
bestimmte Merkmale im Hinblick auf Gebuhrenstruktur, Mindestanlagebetrag bei
Erstzeichnung,  Mindestanlagebetrag bei  Erst- und  Folgezeichnung,
Mindestanlagebetrag bei Folgezeichnungen, Vorgeschriebenen Mindestbestand,
Mindestriicknahmebetrag, Ausschittungspolitik, von den Anlegern zu erfullende
Voraussetzungen oder sonstige Aspekte gelten kdnnen. Die fir die jeweiligen
Klassen geltenden Einzelheiten werden im jeweiligen Produktanhang beschrieben.

bezeichnet (i) ein voribergehend gefilhrtes separates Anlagekonto oder (ii) ein
separates Anlageverauf3erungskonto, wie im Einzelnen in den Abschnitten
"Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung” und "Ricknahme von Anteilen”
beschrieben.

bezeichnet einen Tag (aufler einem Samstag oder Sonntag), an dem in
Luxemburg die Geschéaftsbanken gedffnet sind und Zahlungen abwickeln.

bezeichnet die Mindestanzahl von Anteilen oder den Mindestnettoinventarwert je
Anteil, die bzw. der von einem neuen Anteilsinhaber, bei Zeichnungen bzw.
Umtauschen am oder nach dem Auflegungstermin, gezeichnet/umgetauscht
werden muss. Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betragt der
Mindestanlagebetrag bei Erst- und Folgezeichnung 1 Anteil.

bezeichnet die Mindestanzahl von Anteilen oder den Mindestnettoinventarwert je
Anteil, die bzw. der wahrend des Angebotszeitraums und (gegebenenfalls) bis
ausschliefilich zum Auflegungstermin von einem Anteilsinhaber
gezeichnet/umgetauscht werden muss. Sofern im entsprechenden Produktanhang
nicht anders festgelegt, betrdgt der Mindestanlagebetrag bei Erstzeichnung
1 Anteil.

bezeichnet die Mindestanzahl von Anteilen oder den Mindestnettoinventarwert je
Anteil, die bzw. der von einem gegenwartigen Anteilsinhaber, bei Zeichnungen
bzw. Umtauschen am oder nach dem Auflegungstermin, gezeichnet/'umgetauscht
werden muss. Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betragt der
Mindestanlagebetrag bei Folgezeichnungen 1 Anteil.

bezeichnet den Mindestwert des Gesamtanlagebetrags bei Erstzeichnung.

bezeichnet einen Betrag, der im jeweiligen Produktanhang aufgefiihrt ist. Sofern
im entsprechenden Produktanhang nicht anders festgelegt, betragt der
Mindestnettoinventarwert je Teilfonds EUR 10.000.000 (bzw. den Gegenwert in
der Referenzwéhrung des betreffenden -Teilfonds).

bezeichnet die Mindestanzahl von Anteilen bzw. den Mindestnettoinventarwert, die
bzw. der bei einer Riickgabe von Anteilen erreicht werden muss. Sofern im
jeweiligen Produktanhang nicht anders festgelegt, gilt fir Namensanteile kein
Mindestriicknahmebetrag und betrdgt der Mindestriicknahmebetrag flr
Inhaberanteile 1 Anteil.
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"Namensanteile"

"Nettoinventarwert je
Anteil"

"Nettoinventarwert" oder

"NAV"

"Nettovermégen"

"Neue Klasse"

"Neuer Teilfonds"

"Nicht Zugelassene
Personen”

"OECD"
"OECD-Mitgliedstaat"
"OGAW V-Richtlinie"

"OGAW"

"OGAW-Richtlinie"

"Pensionsgeschaft”

"Privater Anleger"
"Produktanhang"

"Produktgeschaftstag"

bezeichnet Anteile, die als Namensanteile begeben werden und deren Eigentiimer
im Anteilsinhaberregister der Gesellschaft eingetragen und ausgewiesen sind, wie
im Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben.

bezeichnet den Nettoinventarwert, der samtlichen Anteilen zuzurechnen ist, die fir
einen bestimmten Teilfonds und/oder gegebenenfalls eine Anteilsklasse
ausgegeben wurden, geteilt durch die Anzahl der von der Gesellschaft fur den
betreffenden Teilfonds bzw. die Anteilsklasse ausgegebenen Anteile.

bezeichnet den Nettoinventarwert der Gesellschaft, eines Teilfonds oder
gegebenenfalls einer Anteilsklasse, dessen Berechnung wie im vorliegenden
Prospekt beschrieben erfolgt.

bezeichnet den Nettoinventarwert eines Teilfonds, einer Klasse eines Teilfonds
oder von Anteilen, vor Abzug der (gegebenenfalls anfallenden)
Verwaltungsgesellschafts-, Anlageverwaltungs-, Vertriebs- und Fixgebihr sowie
anderer vom Vermdgen des Teilfonds abzuziehender Gebihren und
Aufwendungen.

bezeichnet bei einem Umtausch von Anteilen die neue Anteilsklasse, in die ein
Anteilsinhaber alle bzw. einen Teil seiner Anteile der Urspriinglichen Klasse
umgetauscht hat, wie im Abschnitt "Umtausch von Anteilen" beschrieben.

bezeichnet bei einem Umtausch von Anteilen den neuen Teilfonds, in den ein
Anteilsinhaber alle bzw. einen Teil seiner Anteile an dem Urspriinglichen Teilfonds
umgetauscht hat, wie im Abschnitt "Umtausch von Anteilen" beschrieben.

bezeichnet Privatpersonen, Personen- oder Kapitalgesellschaften, die nach dem
alleinigen Ermessen des Verwaltungsrats nicht befugt sind, Anteile der
Gesellschaft oder gegebenenfalls eines bestimmten Teilfonds oder einer
bestimmten Klasse zu zeichnen bzw. zu halten, (i) wenn sich ein solcher
Anteilsbesitz nach Ansicht des Verwaltungsrats nachteilig auf die Gesellschaft
auswirken konnte, (ii) wenn dies einen Verstol3 gegen in Luxemburg oder im
Ausland geltende Gesetze oder Vorschriften zur Folge hatte, (iii) wenn der
Gesellschaft daraufhin u. U. steuerliche, rechtliche oder finanzielle Nachteile
entstehen wirden, die ihr ansonsten nicht entstanden wéren, oder (iv) wenn die
vorgenannten Personen bzw. Gesellschaften die von den Anlegern zu erfullenden
Voraussetzungen fiir eine bestimmte Klasse nicht erftllen.

ist die Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
bezeichnet einen Mitgliedstaat der OECD.

ist die Richtlinie 2014/91/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
23. Juli 2014 zur Anderung der OGAW-Richtlinie im Hinblick auf die Aufgaben der
Verwahrstelle, die Vergttungspolitik und Sanktionen.

bezeichnet einen Organismus fir gemeinsame Anlagen in Ubertragbaren
Wertpapieren, der nach MaRRgabe der Vorschriften errichtet wurde.

bezeichnet die Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 13.Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren in der jeweils geltenden Fassung.

bezeichnet ein Geschéft aufgrund einer Vereinbarung, durch die ein Kontrahent
Wertpapiere oder garantierte Rechte an Wertpapieren verauf3ert, und die
Vereinbarung eine Verpflichtung zum Ruckerwerb derselben Wertpapiere oder
Rechte — oder ersatzweise von Wertpapieren mit denselben Merkmalen — zu
einem festen Preis und zu einem vom Pensionsgeber festgesetzten oder noch
festzusetzenden spéteren Zeitpunkt enthéalt; Rechte an Wertpapieren kdnnen nur
dann Gegenstand eines solchen Geschéfts sein, wenn sie von einer anerkannten
Borse garantiert werden, die die Rechte an den Wertpapieren hélt, und wenn die
Vereinbarung dem einen Kontrahenten nicht erlaubt, ein bestimmtes Wertpapier
zugleich an mehr als einen anderen Kontrahenten zu Ubertragen oder zu
verpfanden; bei dem Geschéft handelt es sich fir den Kontrahenten, der die
Wertpapiere verauRert, um eine Pensionsgeschéftsvereinbarung, und fir den
Kontrahenten, der sie erwirbt, um eine umgekehrte
Pensionsgeschéftsvereinbarung.

bezeichnet einen Anleger, der nicht als Institutioneller Anleger einzustufen ist.

bezeichnet einen Anhang zu diesem Prospekt, in dem die besonderen Merkmale
eines Teilfonds beschrieben werden. Der Produktanhang gilt als integraler
Bestandteil des Prospekts.

entspricht der im jeweiligen Produktanhang angegebenen Definition.
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"Prospekt"

"Quartalsbericht”

"Referenzwéhrung"

"Register- und
Transferstelle"

"Register- und
Transferstellengebihr"

"Register- und
Transferstellen-
vereinbarung"

"RESA"

"Ricknahmeabschlag"

"Ricknahmeerlose”

"Rucknahmegebihr”

"Rucknahmepreis”

"Satzung"

"Swap-Berechnungsstelle

"Swap-Kontrahent"

"Teilfonds"

"Thesaurierende Anteile"

"Tracking Error"

"Tracking-Differenz"

"Transaktionsgebiihren"

"Transaktionstag"

bezeichnet den vorliegenden Prospekt, einschliel3lich der Dokumente mit
wesentlichen  Anlegerinformationen, Jahresbericht, Halbjahresbericht und
(gegebenenfalls) Quartalsberichten sowie Produktanhangen, in ihrer jeweiligen
geanderten, erganzten, korrigierten oder anderweitig modifizierten Fassung.

bezeichnet den jeweils zuletzt verdffentlichten Quartalsbericht der Gesellschaft mit
dem ungepriften Rechnungsabschluss (sofern vorhanden).

bezeichnet die Wé&hrung, die von der Verwaltungsstelle zur Berechnung des
Nettoinventarwerts und/oder des Nettoinventarwerts je Anteil des entsprechenden
Teilfonds verwendet wird. Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, ist die
Referenzwéahrung Euro.

bezeichnet RBC Investor Services Bank S.A. mit Sitz unter der Anschrift 14, Porte
de France, L-4360 Esch-sur-Alzette, Gro3herzogtum Luxemburg.

bezeichnet die nach MalRgabe der Register- und Transferstellenvereinbarung an
die Register- und Transferstelle zu zahlenden Gebuhren.

bezeichnet die Vereinbarung vom 17. Dezember 2004 zwischen der Gesellschaft,
der Verwaltungsgesellschaft und der Register- und Transferstelle.

Der Luxemburger Recueil Electronique des Sociétés et Associations.

bezeichnet den Abschlag oder die Gebuhr, der bzw. die von Anlegern, die Anteile
der Klassen "12D", "I2C", "R2D" oder "R2C" halten, erhoben werden kann, wie im
Abschnitt "Geblhren und Aufwendungen” und im entsprechenden Produktanhang
beschrieben. Sofern im Produktanhang nicht anders angegeben, wird kein
Ricknahmeabschlag erhoben.

bezeichnet den Ricknahmepreis abziglich samtlicher Gebiihren, Kosten,
Aufwendungen oder Steuern, wie im Abschnitt "Ricknahme von Anteilen”
beschrieben.

bezeichnet die Gebuhr, die aus dem Ricknahmepreis gezahlt und auf Anteile der
Klassen "I" und "R" erhoben werden kann, wie im Abschnitt "Rucknahme von
Anteilen” und im entsprechenden Produktanhang beschrieben. Sofern im
Produktanhang nicht anders angegeben, wird keine Riicknahmegebiihr erhoben.

bezeichnet den Preis, zu dem die Ricknahme von Anteilen erfolgt (vor Abzug
samtlicher Gebihren, Kosten, Aufwendungen oder Steuern), wie im Abschnitt
"Rucknahme von Anteilen” beschrieben.

bezeichnet die Satzung der Gesellschaft in ihrer jeweils glltigen Fassung.

bezeichnet die Deutsche Bank AG, handelnd durch ihre Niederlassung London,
sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt.

bezeichnet die Deutsche Bank AG, sofern im Produktanhang nicht anders
festgelegt.

bezeichnet ein fur eine oder mehrere Anteilsklassen der Gesellschaft errichtetes
gesondertes Portfolio aus Vermoégenswerten, das in Ubereinstimmung mit einem
bestimmten Anlageziel investiert wird. Die Teilfonds besitzen keine von der
Gesellschaft unabhéngige Rechtspersonlichkeit, jedoch haftet jeder Teilfonds
ausschlieRlich fur die ihm zurechenbaren Schulden, Verbindlichkeiten und
Verpflichtungen. Die Merkmale der einzelnen Teilfonds werden im entsprechenden
Produktanhang beschrieben.

bezeichnet Anteile, auf die keine Ausschittungen vorgenommen werden.

hat die unter "Anlageziele und Anlagepolitik® im Hauptteil des Prospekts
angegebene Bedeutung.

hat die unter "Anlageziele und Anlagepolitik® im Hauptteil des Prospekts
angegebene Bedeutung.

bezeichnet die Kosten und Aufwendungen fir den Kauf und Verkauf von
Wertpapieren und Finanzinstrumenten fir das bzw. aus dem unterhaltenen
Portfolio, Courtagen und Maklerprovisionen, Zins- und Steuerverbindlichkeiten und
sonstige transaktionsbhezogene Aufwendungen, wie im Einzelnen unter "Gebihren
und Aufwendungen" und/oder im jeweiligen Produktanhang beschrieben.

ist ein Bankgeschaftstag in Luxemburg, an dem Zeichnungs-, Umtausch- und
Ricknahmeantrage fur Anteile erteilt werden kdnnen, damit die Verwaltungsstelle
diese, wie unter "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben,
bearbeitet.
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"Umtauschgebihr"

"Urspringliche Klasse"

"Urspringlicher Teilfonds

"US-Person”

"Vereinigte Staaten"

"Vertriebsgebihr"

"Vertriebsstelle"

"Verwahrstelle"
"Verwahrstellengebihr”

"Verwahrstellen-
vereinbarung”

"Verwahrte
Finanzinstrumente"

"Verwaltungsauf-
wendungen"

"Verwaltungsgesellschaft"

"Verwaltungs-
gesellschaftsgebihr”

"Verwaltungsgesellschafts
vereinbarung"

"Verwaltungsrat"

"Verwaltungsratsmitglied"
"Verwaltungsstelle"

bezeichnet die Geblhr, die von Anlegern beim Umtausch von Anteilen zu
entrichten ist, wie im Abschnitt "Umtausch von Anteilen" und im entsprechenden
Produktanhang beschrieben.

bezeichnet bei einem Umtausch von Anteilen die Anteilsklasse, deren Anteile ein
Anteilsinhaber vollstandig oder teilweise in Anteile einer Neuen Klasse
umtauschen will, wie im Abschnitt "Umtausch von Anteilen" beschrieben.

bezeichnet bei einem Umtausch von Anteilen den Teilfonds, dessen Anteile ein
Anteilsinhaber vollstandig oder teilweise in Anteile des Neuen Teilfonds
umtauschen will, wie im Abschnitt "Umtausch von Anteilen" beschrieben.

bezeichnet US-Personen (im Sinne der Definitionen in den US-Bundesgesetzen
Uber Wertpapiere, Waren und Steuern, einschlie3lich der Regulation S zu dem
Gesetz von 1933) oder Personen, die ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt des Angebots
oder des Verkaufs der Anteile in den Vereinigten Staaten haben.

bezeichnet die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Territorien, Besitzungen
oder sonstige Gebiete, die ihrer Rechtshoheit unterstehen, einschlieBlich des
Commonwealth von Puerto Rico.

bezeichnet die Gebihr, die gegebenenfalls von der Verwaltungsgesellschaft aus
der Verwaltungsgesellschaftsgebiihr an die jeweilige Vertriebsstelle gezahlt wird.

bezeichnet eine Vertriebsstelle oder einen Handler fir den Vertrieb von Anteilen in
bestimmten L&ndern, wie von der Verwaltungsgesellschaft bestellt, oder eine
Untervertriebsstelle.

bezeichnet RBC Investor Services Bank S.A. mit Sitz unter der Anschrift 14, Porte
de France, L-4360 Esch-sur-Alzette, GroBherzogtum Luxemburg.

bezeichnet die von der Gesellschaft nach Maf3gabe der
Verwabhrstellenvereinbarung an die Verwahrstelle zu zahlenden Gebuhren.

bezeichnet die Vereinbarung vom 6. Oktober 2016, in deren Rahmen RBC
Investor Services Bank S.A. als Verwahrstelle fir die Gesellschaft bestellt wurde,
in ihrer gemalk OGAW V-Richtlinie gednderten und neu gefassten Form.

bezeichnet Finanzinstrumente, die gemal Artikel 22(5)(a) der OGAW-Richtlinie
zur Verwahrung bei der Verwahrstelle oder der durch sie beauftragten Stelle
hinterlegt sind.

bezeichnet die im Zusammenhang mit der Geschéftstatigkeit der Gesellschaft
entstandenen Aufwendungen, wie im Einzelnen im Abschnitt "Geblhren und
Aufwendungen” beschrieben.

bezeichnet DWS Investment S.A. mit Sitz unter der Anschrift 2, boulevard Konrad
Adenauer, L-1115 Luxemburg, GroRherzogtum Luxemburg (siehe auch Abschnitt
"Die Verwaltungsgesellschaft" unter "Geschéftsfuhrung und Verwaltung der
Gesellschaft”). Bezugnahmen auf die Verwaltungsgesellschaft schlieRen
Bezugnahmen auf ordnungsgemaf bevollméchtigte Vertreter oder Beauftragte
ein.

bezeichnet die von der Gesellschaft nach MaRgabe der
Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung monatlich an die Verwaltungsgesellschaft
zu zahlende jahrliche Gebduhr, die taglich an jedem Kalendertag auflauft und an
jedem Bewertungstag auf der Grundlage eines Prozentsatzes (i) des zuletzt
verflugbaren Nettoinventarwerts jedes Teilfonds oder jeder Anteilsklasse oder (ii)
des Erstausgabepreises, multipliziert mit der Anzahl der in Umlauf befindlichen
Anteile jedes Teilfonds oder jeder Anteilsklasse (wie im malgeblichen
Produktanhang fur jeden Teilfonds oder jede Anteilsklasse aufgefuhrt und unter
"Gebiihren und Aufwendungen” naher erldautert), berechnet wird.

bezeichnet die Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung vom 26. Oktober 2012
zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft in ihrer jeweils
geltenden Fassung. Diese Vereinbarung hat die zwischen denselben Parteien
geschlossene Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung vom 1. Juli 2011 mit
sofortiger Wirkung ersetzt.

bezeichnet den Verwaltungsrat der Gesellschaft. Bezugnahmen auf den
Verwaltungsrat schlieBen Bezugnahmen auf ordnungsgemafR bevollmachtigte
Vertreter oder Beauftragte ein.

bezeichnet die derzeitigen Mitglieder des Verwaltungsrats der Gesellschaft.

bezeichnet RBC Investor Services Bank S.A. mit Sitz unter der Anschrift 14, Porte
de France, L-4360 Esch-sur-Alzette, Grol3herzogtum Luxemburg.
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"Verwaltungsstellen-
gebihr”

"Vorgeschriebener
Mindestbestand"”

"Vorschriften"

"Webseite der
Gesellschaft"

"Wertpapierfinanzierungs-
geschaft" bzw. "WFG"

"Wertpapierleihgeschéaft"

"Zulassige
Zahlungswahrung"

bezeichnet die Geblhren, die von der Gesellschaft nach MaRgabe der
Fondsdienstleistungsvereinbarung an die Verwaltungsstelle zu zahlen sind.

bezeichnet die Mindestanzahl von Anteilen oder den Mindestnettoinventarwert je
Anteil, die bzw. der zu jeder Zeit von einem Anteilsinhaber gehalten werden muss.
Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betréagt der Vorgeschriebene
Mindestbestand 1 Anteil.

bezeichnet (i) Teil | des Gesetzes, (ii) die OGAW-Richtlinie, (iii) sémtliche jeweils
geltenden gesetzlichen Bestimmungen, mit denen die vorstehend genannten
Vorschriften geéndert oder erganzt werden bzw. durch die sie ersetzt werden,
sowie (iv) samtliche Verordnungen und Richtlinien, die von der CSSF jeweils nach
MaRgabe dieser Vorschriften erlassen werden.

bezeichnet die Webseite der Gesellschaft unter http://www.systematic.dws.com
oder eine Nachfolge-Webseite.

bezeichnet ein Wertpapierfinanzierungsgeschaft im Sinne von Artikel 3 Nummer
11 der Verordnung (EU) Nr. 2015/2365. Bei den vom Verwaltungsrat
ausgewahlten WFGs handelt es sich um Pensionsgeschéafte oder
Wertpapierleihgeschafte (Verleih und Entleihe).

bezeichnet Transaktionen, in deren Rahmen ein Kontrahent Wertpapiere
Ubertragt, wobei entsprechende Transaktionen mit einer Verpflichtung des
Entleihers zur Rickgabe gleichwertiger Wertpapiere zu einem spateren Zeitpunkt
oder auf Aufforderung der Ubertragenden Person einhergehen. Bei diesem
Geschéft handelt es sich aus Sicht des Kontrahenten, der die Wertpapiere
Ubertragt, um einen Verleih von Wertpapieren, und aus Sicht des Kontrahenten,
an den die Wertpapiere Uibertragen werden, um eine Entleihe von Wertpapieren.

bezeichnet die Wahrungen, in denen, zusatzlich zur Referenzwahrung und zur
Anteilsklassenwahrung, Anteile einer bestimmten Klasse gezeichnet bzw. zur
Ricknahme eingereicht werden kdnnen. Sofern im Produktanhang nicht anders
angegeben, ist die Zuléssige Zahlungswéhrung Euro.
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ZUSAMMENFASSUNG

Dieser Abschnitt enthalt einen Auszug der in diesem Prospekt niedergelegten Bestimmungen. Es handelt sich
hierbei nicht um eine vollstdndige Zusammenfassung des Inhalts des Prospekts; der Abschnitt sollte zusammen mit
dem vollstandigen Prospektinhalt gelesen werden, der allein maRgeblich ist. Bei Widerspriichen zwischen dieser
Zusammenfassung und den ausfihrlichen Bestimmungen in diesem Prospekt sind die ausfihrlichen Bestimmungen

mafigeblich.
Die Gesellschaft:

Die Teilfonds:

Anlagepolitiken:

Die Gesellschaft ist im Gro3herzogtum Luxemburg als Organismus fir gemeinsame
Anlagen geman Teil | des Gesetzes registriert.

Die Gesellschaft ist derzeit als Umbrella-Fonds strukturiert, um sowohl Institutionellen
als auch Privaten Anlegern die Mdglichkeit zu geben, unter verschiedenen Teilfonds
auszuwahlen, denen jeweils spezifische Anlageziele, eine spezifische Anlagepolitik,
Referenzwéahrung und sonstige besondere Merkmale zugeordnet sind. Jeder einzelne
Teilfonds ist ausfihrlich im entsprechenden Produktanhang beschrieben.

Ein Teilfonds kann sein Anlageziel mittels einer Indirekten Anlagepolitik und/oder einer
Direkten Anlagepolitik verfolgen, soweit im Produktanhang des Teilfonds nicht anders
angegeben.

Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik

Das Anlageziel von Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik ist ein an einen Basiswert (wie
im jeweiligen Produktanhang naher erlautert und definiert) gekoppelter Ertrag.

Fonds mit Indirekter Anlagepolitik investieren grundsétzlich nicht (und/oder nicht in
vollem Umfang) direkt in den Basiswert oder seine Bestandteile. Die Abbildung der
Wertentwicklung des Basiswertes erfolgt stattdessen durch Derivatetransaktionen
und/oder derivative Instrumente. Insbesondere schliet ein Fonds mit Indirekter
Anlagepolitik mit dem Swap-Kontrahenten eine oder mehrere OTC-Swap-
Transaktionen ab.

Die OTC Swap-Transaktion(en) eines Fonds mit Indirekter Anlagepolitik kénnen
entweder Unfunded Swaps oder Funded Swaps sein.

- Fonds mit Indirekter Anlagepolitik, die mit Unfunded Swaps arbeiten,
investieren die Nettoerldse aus einer Emission von Anteilen im Allgemeinen
ganz oder teilweise in die Hedging-Anlage(n) und setzen eine oder mehrere
OTC-Swap-Transaktionen mit dem Ziel ein, die Wertentwicklung und/oder den
Ertrag dieser Hedging-Anlage(n) ganz oder teilweise zum Aufbau eines
Exposure in Bezug auf den Basiswert auszutauschen.

- Fonds mit Indirekter Anlagepolitik, die mit Funded Swaps arbeiten, investieren
die Nettoerlose aus der Emission von Anteilen im Allgemeinen ganz oder
teilweise in eine oder mehrere OTC Swap-Transaktion(en) mit dem Ziel, diese
Nettoerlése zum Aufbau eines Exposure in Bezug auf den Basiswert
auszutauschen.

Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik

Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik kdnnen ihr Anlageziel mithilfe eines passiven oder
aktiven Ansatzes verfolgen.

- Das Anlageziel von Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz ist
ein an einen Basiswert (wie im jeweiligen Produktanhang néaher erlautert und
definiert) gekoppelter Ertrag. Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem
Ansatz investieren im Allgemeinen die Nettoerlése aus der Ausgabe von
Anteilen ganz oder teilweise in ein Portfolio aus tbertragbaren Wertpapieren
oder sonstigen geeigneten Vermoégenswerten, das aus allen (oder in
Ausnahmeféallen einer wesentlichen Anzahl von) Basiswertpapieren
entsprechend ihrer Gewichtung innerhalb des Basiswertes besteht.

- Fonds mit Direkter Anlagepolitik und aktivem Ansatz verfolgen eine aktive
Anlagestrategie, die durch einen Anlageverwalter in Ubereinstimmung mit dem
Anlageziel und der Anlagepolitik, wie im Produktanhang des jeweiligen
Teilfonds beschrieben, umgesetzt wird.

Ungeachtet der eingesetzten Anlagetechniken kann Kkeine Zusicherung
dahingehend gegeben werden, dass das Anlageziel eines Teilfonds tatsachlich
erreicht wird. Anleger sollten das Kapitel "Risikofaktoren" sorgféltig lesen.
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Anteilsklassen:

Ausschuttungspolitik:

Anlagerisiken:

Anteilszeichnungen
gegen Barzahlung
oder Sachleistungen:

Ausgabe von
Anteilen:

Mindestanlagebetrag
bei Erstzeichnung:

Mindestanlagebetrag
bei Erst- und
Folgezeichnung:

Mindestanlagebetrag
bei Folge-
zeichnungen:

Vorgeschriebener
Mindestbestand:

Mindestriicknahme-
betrag:

Zahlungswahrung fur
Zeichnungen gegen
Barzahlung:

Umtausch von
Anteilen:

Handelsgebuhren:

a) Ausgabe-
aufschlag:

b) Alternative
Verkaufs-
gebuhren-
struktur:

c¢) Ruicknahme-
gebuhr:

d) Umtausch-
gebuhr:

Die Anteile sind in die Anteilsklassen "I" und "R" unterteilt. Anteile der Klasse "I" stehen
nur Institutionellen Anlegern zur Verfligung, wahrend Anteile der Klasse "R" in erster
Linie fiir Private Anleger bestimmt sind. Anteile der Klassen "I" und "R" kdnnen weiter in
verschiedene Anteilsklassen unterteilt werden, die sich, wie im Einzelnen unter
"Gebiihren und Aufwendungen" beschrieben, in Bezug auf die Gebuhrenstruktur,
Wahrungen oder sonstige Merkmale unterscheiden (gekennzeichnet durch eine
Kombination aus Ziffern und Buchstaben), und dartber hinaus in Ausschittende
Anteile (gekennzeichnet durch den Buchstaben "D") und Thesaurierende Anteile
(gekennzeichnet durch den Buchstaben "C") untergliedert sein.

Es ist die Absicht der Gesellschaft, Ausschittungen nur auf Ausschiittende Anteile
vorzunehmen.

Mit der Anlage in einen Teilfonds sind bestimmte Risiken verbunden, darunter auch der
mogliche Verlust des eingesetzten Kapitals. Ferner kann keine Garantie bzw.
Zusicherung dahingehend abgegeben werden, dass ein Teilfonds sein Anlageziel
erreicht. Eine detailliertere Beschreibung bestimmter Risikofaktoren, die fiir Anleger in
die Teilfonds wichtig sind, wird im Abschnitt "Risikofaktoren" und/oder dem
entsprechenden Produktanhang gegeben.

Sofern im entsprechenden Produktanhang nicht anders festgelegt, erfolgen
Zeichnungen von Anteilen gegen Barzahlung. Nahere Angaben hierzu kdnnen dem
Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" entnommen werden.

Die Anteile werden wahrend des Angebotszeitraums zum Erstausgabepreis zuziglich
des gegebenenfalls anfallenden Ausgabeaufschlags, wie im Kapitel "Gebihren und
Aufwendungen” und im entsprechenden Produktanhang beschrieben, zur Zeichnung
angeboten. Folgezeichnungen werden zum Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden
Klasse zuziglich des geltenden Ausgabeaufschlags ausgefiihrt, wie im Kapitel
"Gebuhren und Aufwendungen" und im entsprechenden Produktanhang beschrieben.

Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betréagt der Mindestanlagebetrag bei
Erstzeichnung 1 Anteil.

Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betréagt der Mindestanlagebetrag bei
Erst- und Folgezeichnung 1 Anteil.

Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, betragt der Mindestanlagebetrag bei
Folgezeichnungen 1 Anteil.

Sofern im Produktanhang nicht
Mindestbestand 1 Anteil.

Sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders festgelegt, gilt fir Namensanteile kein
Mindestriicknahmebetrag und betragt der Mindestriicknahmebetrag fiir Inhaberanteile 1
Anteil.

Zahlungen fir die Anteile missen in voller Hohe in der Referenzwahrung des
betreffenden Teilfonds bzw. in einer anderen Zulassigen Zahlungswahrung geleistet
werden.

anders festgelegt, ist der Vorgeschriebene

Anteile eines Teilfonds kénnen in dem Maf3e und in der Weise in Anteile eines anderen
Teilfonds umgetauscht werden, wie dies gemafd dem Produktanhang zulédssig und im
Abschnitt "Umtausch von Anteilen" beschrieben ist.

Nahere Angaben zu den vom Anleger zu zahlenden Gebiihren und Provisionen kénnen
auch dem Abschnitt "Gebuhren und Aufwendungen” entnommen werden.

Fir die Zeichnung von Anteilen wird gegebenenfalls ein Ausgabeaufschlag von
maximal 5% erhoben, der auf Grundlage des Erstausgabepreises oder des
Nettoinventarwerts je Anteil errechnet wird, wie im Abschnitt "Gebihren und
Aufwendungen" néher beschrieben.

Fir Anteile der Klassen "I2D", "I2C", "R2D" und "R2C" kann eine Alternative
Verkaufsgebuhrenstruktur gewahlt werden.

Fur die Anteile wird gegebenenfalls eine Ricknahmegebihr von maximal 2 % des
Nettoinventarwerts des Teilfonds erhoben, wie im jeweiligen Produktanhang aufgefihrt.
Bei Rucknahme der Anteile am Félligkeitstermin oder im Falle einer Zwangsriicknahme
wird keine Riicknahmegebihr erhoben.

Sofern im jeweiligen nicht anders keine

Umtauschgebiihr an.

Produktanhang festgelegt, fallt
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Jahresbericht:

Zurechnung von
Aufwendungen:

Bdrsennotierung /
Handel:

Der Jahresbericht wird jedes Jahr fur das am 31. Januar endende Geschéftsjahr,
innerhalb von vier Monaten nach Geschéftsjahresende, erstellt.

Nahere Angaben zu Verwaltungs- und auf3erordentlichen Aufwendungen fir jeden
Teilfonds kénnen dem Abschnitt "Gebuhren und Aufwendungen" enthommen werden.

Wie jeweils vom Verwaltungsrat bestimmt, kann die Zulassung bestimmter Klassen von
Anteilen zur Notierung an der Luxemburger Borse und/oder einer anderen Boérse
beantragt werden.
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STRUKTUR

Die Teilfonds

Die Gesellschaft ist als Umbrella-Fonds strukturiert, um sowohl Institutionellen als auch Privaten Anlegern die
Maoglichkeit zu geben, unter verschiedenen Anlageportfolios ("Teilfonds") auszuwéhlen. Die einzelnen Teilfonds
unterscheiden sich jeweils durch ihre Anlageziele, Anlagepolitik, Referenzwahrung oder sonstige besondere
Merkmale, wie im jeweiligen Produktanhang beschrieben. Grundsétzlich wird fir jeden Teilfonds ein gesonderter
Bestand an Vermdégenswerten unterhalten, der im Einklang mit dem jeweiligen Anlageziel und der jeweiligen
Anlagepolitik des Teilfonds angelegt ist.

Die Anteilsklassen

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft kann die Auflegung verschiedener Anteilsklassen innerhalb eines Teilfonds
beschlieRen. Alle Anteilsklassen eines Teilfonds werden, im Einklang mit dem Anlageziel und der Anlagepolitik des
betreffenden Teilfonds, zusammen angelegt, allerdings kdnnen sie sich im Hinblick auf ihre Gebuhrenstruktur, den
Mindestanlagebetrag bei Erstzeichnung, den Mindestanlagebetrag bei Erst- und Folgezeichnung, den
Mindestanlagebetrag bei Folgezeichnungen, den Vorgeschriebenen Mindestbestand, den Mindestriicknahmebetrag,
die Ausschuttungspolitik, die von den Anlegern zu erfilllenden Voraussetzungen oder sonstige besondere Merkmale
unterscheiden, wie jeweils vom Verwaltungsrat bestimmt. Der Nettoinventarwert je Anteil wird fir jede ausgegebene
Anteilsklasse eines jeden Teilfonds einzeln berechnet. Die unterschiedlichen Merkmale der einzelnen
Anteilsklassen, die in Bezug auf einen Teilfonds erhaltlich sind, werden ausfiihrlich im entsprechenden
Produktanhang beschrieben.

Die Gesellschaft behdlt sich das Recht vor, Anlegern in bestimmten Rechtsordnungen nur eine bzw. nur bestimmte
Anteilsklassen zum Kauf anzubieten, um den dort jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen, Usancen oder
Geschéftspraktiken zu entsprechen. Die Gesellschaft behdlt sich weiterhin das Recht vor, Grundsatze zu
beschlieRen, die fur bestimmte Anlegerkategorien bzw. Transaktionen im Hinblick auf den Erwerb bestimmter
Anteilsklassen gelten.

Die Anteile sind in die Anteilsklassen "I" und "R" unterteilt. Anteile der Klasse "I" stehen nur Institutionellen Anlegern
zur Verfigung, wahrend Anteile der Klasse "R" in erster Linie fuir Private Anleger bestimmt sind. Anteile der Klassen
"I' und "R" kdnnen weiter in verschiedene Anteilsklassen unterteilt werden, die sich, wie im Einzelnen unter
"Gebihren und Aufwendungen" beschrieben, in Bezug auf die Gebihrenstruktur, Wéhrungen oder sonstige
Merkmale unterscheiden (gekennzeichnet durch eine Kombination aus Ziffern und Buchstaben), und darlber hinaus
in Ausschiittende Anteile (gekennzeichnet durch den Buchstaben "D") und Thesaurierende Anteile (gekennzeichnet
durch den Buchstaben "C") untergliedert sein. Beispielsweise kénnen Anteilsklassen als "R1D" (in erster Linie fir
Private Anleger bestimmte Ausschittende Anteile mit bestimmten, im jeweiligen Produktanhang erlduterten
Merkmalen) oder "I2C-E" (ausschlieRlich fiur Institutionelle Anleger bestimmte Thesaurierende Anteile mit
bestimmten, im jeweiligen Produktanhang erlauterten Merkmalen) gekennzeichnet sein.

Fir Anteile der Klassen ,R0“ wird wahrend/nach dem Angebotszeitraum kein Ausgabeaufschlag und keine
Vertriebsgebiihr erhoben. Diese Anteile sind unter bestimmten, eingeschrankten Bedingungen (i) fir den Vertrieb
durch Vertriebsstellen in bestimmten L&ndern (wie gegebenenfalls im jeweiligen Landeranhang (falls vorhanden)
vermerkt), in denen Vorschriften beziglich des Erhalts von Vertriebsgebuhren von Dritten durch Vertriebsstellen
gelten, (ii) Uber bestimmte Vertriebsstellen, die nicht berechtigt sind, Vertriebsgebuhren von Dritten zu erhalten und
einzubehalten und/oder die separate Gebulhrenvereinbarungen mit ihnren Kunden eingegangen sind, und/oder (iii)
fir bestimmte andere Anleger gemaR separaten, mit der Verwaltungsgesellschaft und in deren Ermessen
geschlossenen Gebuhrenvereinbarungen verfligbar.

Anteilsklassen kdnnen an einer oder mehreren Bérsen zum Handel zugelassen sein.
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ANLAGEZIELE UND ANLAGEPOLITIK

Der Verwaltungsrat legt das jeweilige Anlageziel und die jeweilige Anlagepolitik der einzelnen Teilfonds fest, die im
Einzelnen im jeweiligen Produktanhang dieses Prospektes beschrieben werden. Die Anlageziele der Teilfonds
werden unter Einhaltung der Grenzwerte und Beschrankungen umgesetzt, die im nachstehenden Abschnitt
"Anlagebeschrankungen" aufgefiihrt sind. Jeder Teilfonds wird sich an die im vorliegenden Prospekt beschriebene
allgemeine Anlagestrategie halten, die unverandert bleibt, sofern keine unvorhergesehenen Umstande oder
sonstigen Ereignisse eintreten.

Ein Teilfonds kann sein Anlageziel, wie im Folgenden ausfiihrlicher beschrieben, mittels einer Indirekten
Anlagepolitik und/oder einer Direkten Anlagepolitik verfolgen, soweit im Produktanhang des Teilfonds nicht anders
angegeben.

I. Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik

Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik ("Fonds mit Indirekter Anlagepolitik") kénnen keine direkten Anlagen in den
Basiswert oder in dessen Bestandteile tatigen. Die Abbildung der Wertentwicklung des Basiswertes erfolgt
stattdessen durch Derivatetransaktionen und/oder derivative Instrumente. Insbesondere schlie3t ein Fonds mit
Indirekter Anlagepolitk mit einem oder mehreren Swap-Kontrahenten zu marktiiblichen Bedingungen
ausgehandelte OTC Total Return Swap-Transaktionen (die "OTC-Swap-Transaktion(en)") ab. Zur Klarstellung: Die
OTC-Swap-Transaktionen kénnen als Total Return Swaps im Sinne von Verordnung (EU) 2015/2365 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 (ber die Transparenz von
Wertpapierfinanzierungsgeschéaften und der Weiterverwendung sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr.
648/2012 (die "SFTR") angesehen werden.

Die Swap-Kontrahenten sind regulierte Finanzinstitute mit Sitz in einem OECD-Land, die entweder direkt oder auf
Ebene ihrer Muttergesellschaften ein Investment Grade-Rating einer Ratingagentur besitzen und die den
Bestimmungen in Artikel 3 der SFTR entsprechen.

l.a. Indirekte Anlagepolitik

Die OTC Swap-Transaktion(en) eines Fonds mit Indirekter Anlagepolitik kdnnen entweder Unfunded Swaps oder
Funded Swaps sein. Zur Erreichung seines Anlageziels kann ein Fonds mit Indirekter Anlagepolitik geméaR den
Anlagebeschrankungen jederzeit die Nettoerlése aus der Ausgabe von Anteilen ganz oder teilweise:

(i) in Hedging-Anlagen anlegen und eine oder mehrere OTC-Swap-Transaktionen mit dem Ziel einsetzen, die
Wertentwicklung und/oder die Ertrage dieser Hedging-Anlagen ganz oder teilweise zum Aufbau eines
Exposure in Bezug auf den Basiswert auszutauschen (ein "Unfunded Swap") und/oder

(ii) in eine oder mehrere OTC-Swap-Transaktionen investieren mit dem Ziel, die investierten Erldse ganz oder
teilweise zum Aufbau eines Exposure in Bezug auf den Basiswert auszutauschen (ein "Funded Swap").

Bei Funded Swaps betrdgt der maximale Anteil des Nettoinventarwerts, der fir OTC-Swap-Transaktionen infrage
kommt, 110 %, abzlglich etwaiger Auswirkungen durch Gebuhren und Wahrungsabsicherungsmaf3nahmen. Der
erwartete Anteil am Nettoinventarwert, der fir OTC-Swap-Transaktionen infrage kommt, liegt hingegen bei 100 %,
abziglich etwaiger Auswirkungen durch Gebihren und WahrungsabsicherungsmafRnahmen.

Bei Unfunded Swaps betragt der maximale Anteil des Nettoinventarwerts, der fur OTC-Swap-Transaktionen in
Bezug auf den Basiswert infrage kommt, 110 %, abzlglich etwaiger Auswirkungen durch Gebuhren und
WahrungsabsicherungsmalRnahmen. Der erwartete Anteil am Nettoinventarwert, der fur OTC-Swap-Transaktionen
in Bezug auf den Basiswert infrage kommt, liegt hingegen bei 100 %, abziglich etwaiger Auswirkungen durch
Gebuhren und Wahrungsabsicherungsmafinahmen.

Bei Unfunded Swaps entsprechen der maximale und der erwartete Anteil des Nettoinventarwerts, der fur OTC-
Swap-Transaktionen in Bezug auf Hedging-Anlagen infrage kommt, dem Anteil des Wertes der Hedging-Anlagen
am Nettoinventarwert des jeweiligen Teilfonds.

Die Hedging-Anlagen, die flr einen Unfunded Swap infrage kommen, sind im jeweiligen Produktanhang aufgefihrt.

Uber die OTC-Swap-Transaktionen generierte Gewinne oder Verluste werden (nach Abzug der mit dem Swap-
Kontrahenten vereinbarten Spreads) dem jeweiligen Teilfonds zugerechnet.

Ein Fonds mit Indirekter Anlagepolitik kann, unter Beriicksichtigung der Interessen seiner Anteilsinhaber und
vorbehaltlich der in den einzelnen Produktanhédngen dargelegten Bedingungen oder rechtlicher bzw.
aufsichtsrechtlicher Vorschriften, ganz oder teilweise von einem Funded Swap auf einen Unfunded Swap umstellen
und umgekehrt.

I.b. Kontrahentenrisiko

In Abhé&ngigkeit vom Wert der OTC Swap-Transaktion(en) und der jeweils gewahlten Struktur (wie vorstehend
ausgefuhrt), besteht bei einem Fonds mit Indirekter Anlagepolitik jederzeit ein Exposure in Bezug auf den Swap-
Kontrahenten. Um den Prozentsatz des Kontrahentenrisiko-Potenzials innerhalb der in den Vorschriften und der
Verordnung (EU) Nr.648/2012 vom 4.Juli 2012 Uber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und
Transaktionsregister ("EMIR") vorgegebenen Grenzen zu halten, werden geeignete Sicherheitenvereinbarungen
oder andere MaRnahmen zur Reduzierung des Kontrahentenrisikos eingesetzt, wie im Kapitel
"Anlagebeschrankungen” und im Abschnitt "Fir Fonds mit Indirekter Anlagepolitik und Fonds mit Direkter
Anlagepolitik eingegangene OTC-Derivatetransaktionen" unten néher beschrieben.
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Fonds mit Indirekter Anlagepolitik kdnnen das Gesamt-Kontrahentenrisiko der OTC-Swap-Transaktion(en) des
Teilfonds verringern, indem sie (i) den Swap-Kontrahenten veranlassen, gegeniiber der Verwahrstelle oder einer
Drittbank Sicherheiten in Form geeigneter finanzieller Vermdégenswerte zu stellen, wie im Kapitel
"Anlagebeschrankungen” und im Abschnitt "Fir Fonds mit Indirekter Anlagepolitk und Fonds mit Direkter
Anlagepolitik eingegangene OTC-Derivatetransaktionen" in diesem Prospekt ausfiihrlicher erlautert, und/oder (ii) die
OTC-Swap-Transaktion(en) zurlicksetzen.

Im Fall von (i) kénnen diese Sicherheiten von der Gesellschaft jederzeit verwertet werden, und ihr Marktwert wird
taglich  ermittelt. Der Betrag der zu stellenden Sicherheit muss vorbehaltlich  bestimmter
Mindestiubertragungsbetrdge mindestens 100 % des Exposure in Bezug auf den Swap-Kontrahenten entsprechen.
Informationen zur Zusammensetzung des Sicherheitenportfolios finden sich, soweit verfugbar, auf der Webseite der
Gesellschaft.

Im Fall von (ii) wird durch die Ricksetzung der OTC-Swap-Transaktion(en) der Marktwert der OTC-Swap-
Transaktion und damit das Nettokontrahentenrisiko reduziert.

Weitere Informationen sind nachstehendem Abschnitt "Fur Fonds mit Indirekter Anlagepolitik und Fonds mit Direkter
Anlagepolitik eingegangene OTC-Derivatetransaktionen" zu entnehmen.

I.c. Pre-Hedging-Vereinbarungen

Teilfonds fur die ein Falligkeitstermin vorgesehen ist, verfolgen eine Anlagestrategie die darauf abzielt, Anlegern bei
Falligkeit des Teilfonds einen oder mehrere vorab festgelegte(n) Auszahlungsbetrag bzw. Auszahlungsbetrage
zukommen zu lassen. Der bzw. die vorab festgelegte(n) Auszahlungsbetrag bzw. Auszahlungsbetrdge kdnnen
Mindestbetrage oder Festbetrage sein.

Ob tatsachlich ein solcher vorab festgelegter Betrag an die Anleger ausgezahlt werden kann, ist von einer Reihe
von Parametern abhéngig, unter anderem Marktbewegungen zwischen der Festlegung dieses Betrages bei
Grundung des Teilfonds und dem Zeitpunkt, an dem der Teilfonds oder eine seiner jeweiligen Anteilsklassen
aufgelegt wird.

Um negative Auswirkungen solcher Marktbewegungen zu vermeiden, beabsichtigt der Teilfonds, Pre-Hedging-
Vereinbarungen einzugehen, die im Einklang mit den Anlagebeschréankungen in dem Umfang vereinbart werden,
der erforderlich ist, um die vorab festgelegte Auszahlung zu leisten.

Die Kosten dieser Pre-Hedging-Transaktionen je Anteil entsprechen der Differenz zwischen dem Erstausgabepreis
je Anteil und dem Wert je Anteil des Portfolios des Teilfonds (oder, fur den Fall der Auflegung einer neuen Klasse,
dem dieser Klasse zuzuordnenden Wert je Anteil des Portfolios des Teilfonds) (einschlief3lich dieser Pre-Hedging-
Transaktionen) am Auflegungstermin.

Diese Kosten (im Folgenden "Pre-Hedging-Kosten") stellen die Kosten des Swap Kontrahenten dar, der das
Marktrisiko der Eingehung solcher Pre-Hedging-Vereinbarungen vor dem Auflegungstermin tréagt. Diese Pre-
Hedging-Kosten werden in der bzw. den jeweiligen OTC-Swap-Transaktion(en) bertcksichtigt und
dementsprechend auch in der Bestimmung des Nettoinventarwerts je Anteil. Sofern positiv sind diese Pre-Hedging-
Kosten daher bei der Anteilszeichnung von den Anlegern zu tragen. Fir den Fall, dass der Wert je Anteil des
Portfolios des Teilfonds am Auflegungstermin héher ist als der Erstausgabepreis je Anteil, sind die Pre-Hedging-
Kosten negativ und von dem Swap-Kontrahenten zu tragen.

Die gemaf Vorstehendem bestimmten Pre-Hedging-Kosten kénnen fiir einen Zeitraum nach dem Auflegungstermin
weiterhin von neuen Anlegern in den Teilfonds bzw. die Anteilsklassen zu tragen sein, um eine Verwasserung der
Anlagen von Anlegern, die am Auflegungstermin oder innerhalb dieses Zeitraums nach dem Auflegungstermin in
den Teilfonds investiert haben, zu vermeiden. Dieser Zeitraum wird von dem Swap-Kontrahenten und der
Verwaltungsgesellschaft am oder um den Auflegungstermin vereinbart und darf nicht langer als ein Jahr ab dem
Auflegungstermin sein. Nach diesem Zeitraum werden die Pre-Hedging-Kosten entweder abgeschrieben oder
flieBen Uber einen festgelegten Zeitraum zu, soweit im Produktanhang des Teilfonds nicht anderweitig bestimmt.

Il. Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik

Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik ("Fonds mit Direkter Anlagepolitik") kdnnen ihr Anlageziel mithilfe eines
passiven oder aktiven Ansatzes verfolgen.

Il.a. Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz

Das Anlageziel von Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz ist ein an einen Basiswert (wie im
jeweiligen Produktanhang néher erlautert und definiert) gekoppelter Ertrag.

Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz investieren im Allgemeinen die Nettoerldse aus der Ausgabe
von Anteilen ganz oder teilweise in ein Portfolio aus Ubertragbaren Wertpapieren oder sonstigen geeigneten
Vermodgenswerten, das aus allen (oder in Ausnahmeféllen einer wesentlichen Anzahl von) Basiswertpapieren
entsprechend ihrer Gewichtung innerhalb des Basiswertes besteht ("Vollstdndige Nachbildung"). Ein Teilfonds
dieser Kategorie kann uber Positionen in libertragbaren Wertpapieren verfiigen, die in Ubereinstimmung mit den
Anlagebeschrankungen an den Basiswert und/oder ein oder mehrere Basiswertpapiere gebunden sind.

Fonds mit Direkter Anlagepolitik und einem passiven Ansatz halten unter Umstanden nicht jeden Bestandteil bzw.
nicht die genaue Gewichtung eines Bestandteils des Basiswertes. Stattdessen kdnnen sie durch den Einsatz von
Optimierungstechniken und/oder Anlagen in Wertpapiere, die nicht Bestandteil des Basiswertes sind, ein Exposure
in Bezug auf diesen Basiswert anstreben ("Optimierte Nachbildung"). Der Umfang, in dem ein Fonds mit Direkter
Anlagepolitik Optimierungstechniken einsetzt, hdngt zum Teil von der Art der Bestandteile des Basiswertes ab.
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Beispielsweise kann ein Fonds mit Direkter Anlagepolitik Optimierungstechniken einsetzen und eine mit der des
Basiswerts vergleichbare Rendite erzielen, indem er in eine Teilmenge der Bestandteile des Basiswerts anlegt.

Sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders angegeben, verwenden Fonds mit Direkter Anlagepolitik und
passivem Ansatz das Konzept der Vollstandigen Nachbildung.

Il.b. Fonds mit Direkter Anlagepolitik und aktivem Ansatz

Fonds mit Direkter Anlagepolitik und aktivem Ansatz verfolgen eine aktive Anlagestrategie, die durch einen
Anlageverwalter in Ubereinstimmung mit dem Anlageziel und der Anlagepolitik, wie im Produktanhang des
jeweiligen Teilfonds beschrieben, umgesetzt wird.

Der Erfolg des jeweiligen Teilfonds hangt in hohem Male vom Anlageverwalter ab, und es gibt keine Garantie
dafiir, dass der Anlageverwalter oder die von ihm beschéftigten Einzelpersonen auch kiinftig dazu bereit oder in der
Lage sein werden, Beratungsleistungen fiir den Teilfonds zu erbringen oder dass die auf Grundlage dieser Beratung
vom Anlageverwalter getatigten Transaktionen sich in der Zukunft als gewinnbringend erweisen werden.

Obgleich jeder Anlageverwalter langjahrige Erfahrung im Portfoliomanagement haben kann, darf die in der
Vergangenheit erzielte Wertentwicklung der vom Anlageverwalter verwalteten Anlagen oder Investmentfonds nicht
als Indikator fir die zukinftige Wertentwicklung einer Anlage in den Teilfonds verstanden werden. Die
Wertentwicklung des Teilfonds ist abhangig vom Erfolg der Anlageziele und Anlagepolitik. Es kann keine
Zusicherung dahingehend gegeben werden, dass sich geeignete Anlagemdglichkeiten finden werden, in die das
gesamte Kapital des Teilfonds investiert werden kann. Eine Verringerung der Volatilitdt und Preisineffizienzen an
den Mérkten, in die der Teilfonds zu investieren beabsichtigt, sowie andere Marktfaktoren wirken sich negativ auf
die Effektivitat der Anlagestrategie des Teilfonds aus, was wiederum die Wertentwicklung beeintrachtigt.

Fonds mit Direkter Anlagepolitik, die einen aktiven Ansatz verfolgen, kénnen derivative Instrumente, einschlie3lich
Differenzgeschéfte (Contracts for Difference, "CFDs") und/oder Total Return Swaps, einsetzen. Uber die Total
Return Swaps und CFDs generierte Gewinne oder Verluste werden (nach Abzug der mit den Kontrahenten/Brokern
zu marktiblichen Bedingungen vereinbarten Spreads) dem jeweiligen Teilfonds zugerechnet. Die Kontrahenten im
Rahmen der Total Return Swaps und CFDs sind regulierte Finanzinstitute mit Sitz in einem OECD-Land, die
entweder direkt oder auf Ebene ihrer Muttergesellschaften ein Investment Grade-Rating einer Ratingagentur
besitzen und die den Bestimmungen in Artikel 3 der SFTR entsprechen.

Die Gesellschaft wird Total Return Swaps oder CFDs nur einsetzen, wenn dies ausdriicklich im jeweiligen
Produktanhang angegeben ist. Sollte der Anlageverwalter beschlief3en, in Zukunft Total Return Swaps oder CFDs
einzusetzen, wird der betreffende Produktanhang vor dem Einsatz dieser Total Return Swaps oder CFDs
entsprechend abgeéndert.

Il.c. Effizientes Portfoliomanagement

Soweit gemal den Vorschriften zulassig und vorbehaltlich der Anlagebeschrankungen, kann die Gesellschaft in
Bezug auf Fonds mit Direkter Anlagepolitik (i) Transaktionen zur vorilbergehenden VerauRerung und Ubertragung
von Wertpapieren in ihrem Portfolio ("Wertpapierleihgeschéafte") tatigen, (ii) als Kéaufer oder Verkéufer Repo- und
Pensionsgeschafte ("Pensionsgeschéfte”) oder (i) andere Arten von Transaktionen, einschlieBlich
Derivategeschéfte, tatigen. Diese Techniken und Instrumente dienen dem Zweck eines effizienten
Portfoliomanagements, d.h. der Generierung zuséatzlichen Kapitals oder zuséatzlicher Ertrage, der
Kostenreduzierung oder der Reduzierung von (Wechselkurs-)Risiken.

Mit Techniken fir ein effizientes Portfoliomanagement erzielte Ertrdge fallen nach Abzug der im jeweiligen
Produktanhang angegebenen Aufwendungen und Gebuhren dem jeweiligen Teilfonds zu.

Weitere Informationen sind Abschnitt 10 des Kapitels "Anlagebeschréankungen” sowie dem Kapitel "Risikofaktoren”
(Wertpapierleihgeschéfte, VerauRerungen mit Ruckkaufsrecht sowie Pensionsgeschéfte und umgekehrte
Pensionsgeschafte) zu entnehmen.

Die Gesellschaft wird Techniken des effizienten Portfoliomanagements nur einsetzen, wenn dies
ausdrucklich im jeweiligen Produktanhang angegeben ist. Sollte der Anlageverwalter beschlieen, in
Zukunft Techniken des effizienten Portfoliomanagements einzusetzen, wird der betreffende Produktanhang
vor dem Einsatz dieser Techniken entsprechend abgeandert.

Il.d. Makler-Vereinbarungen mit Deutsche Bank AG handelnd durch ihre Niederlassung London

Die Gesellschaft kann zu marktiblichen Bedingungen Wertpapiermakler-Transaktionen mit Deutsche Bank AG,
handelnd durch ihre Niederlassung London, oder anderen Maklerinstituten tatigen.

lll. Tracking Error und Tracking-Differenz

Das Anlageziel von Fonds mit Indirekter bzw. Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz ist es, Anlegern einen an
einen Basiswert gekoppelten Ertrag zu bieten. Anleger sollten sich daruber im Klaren sein, dass sich bestimmte
Faktoren, wie im nachstehenden Abschnitt "Risikofaktoren" naher erlautert, auf die Fahigkeit dieser Teilfonds zur
Abbildung der Wertentwicklung des Basiswerts auswirken.

In Bezug auf Teilfonds mit einem Index als Basiswert sollten Anteilsinhaber ihr Augenmerk auf Tracking-Differenz
und Tracking Error richten. Die Differenz zwischen der Rendite des Teilfonds und der Rendite seines Basiswerts
(die "Tracking-Differenz") ist nicht gleichzusetzen mit dem Tracking Error, der definiert ist als die Volatilitat
(bemessen durch die Standardabweichung) der Tracking-Differenz Uber einen bestimmten Zeitraum (der "Tracking
Error"). Wéhrend die Tracking-Differenz also angibt, wie exakt ein Teilfonds die Wertentwicklung seines Basiswerts
abgebildet hat, zeigt der Tracking Error die Konstanz der Renditeabweichung Uiber einen bestimmten Zeitraum.
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Der voraussichtliche Tracking Error unter normalen Marktbedingungen wird fiir jeden entsprechenden Teilfonds im
jeweiligen Produktanhang angegeben. Anleger sollten beachten, dass es sich dabei nur um Schatzwerte fir den
voraussichtlichen Tracking Error unter normalen Marktbedingungen handelt und diese damit nicht als feste Grenzen
zu verstehen sind.

Im Jahres- und Halbjahresbericht wird fur jeden entsprechenden Teilfonds der tatséachliche Tracking Error zum
Ende des Berichtszeitraums angegeben. Darliber hinaus liefert der Jahresbericht eine Erklarung zu mdoglichen
Abweichungen zwischen dem erwarteten und dem tatsachlichen Tracking Error im maRgeblichen Zeitraum sowie
Angaben und Erlauterungen zu der jahrlichen Tracking-Differenz zwischen der Wertentwicklung des jeweiligen
Teilfonds und der Wertentwicklung seines zugrunde liegenden Index.

IV. Anderung des Basiswertes

In Bezug auf Fonds mit Indirekter Anlagepolitik und Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz kann der
Verwaltungsrat entscheiden, den Basiswert eines Teilfonds durch einen anderen Basiswert zu ersetzen, falls dies
seiner Ansicht nach im Einklang mit dem Gesetz oder sonstigen geltenden Rechtsvorschriften steht und im
Interesse der Gesellschaft oder des jeweiligen Teilfonds liegt.

Der Verwaltungsrat kann beispielsweise in folgenden Féllen entscheiden, den Basiswert zu ersetzen:

- die im Abschnitt "Anlagebeschrankungen" beschriebenen OTC-Swap-Transaktionen und sonstige
Derivatetransaktionen und/oder derivative Instrumente, die fiir die Erreichung des Anlageziels und der
Umsetzung der Anlagepolitik des entsprechenden Teilfonds erforderlich sind, stehen nicht mehr in der von
dem Verwaltungsrat als notwendig erachteten Weise zur Verfligung;

- die Genauigkeit oder die Verfugbarkeit von Daten zu einem Basiswert hat sich nach Ansicht des
Verwaltungsrats nachteilig verandert;

- durch Bestandteile des Basiswerts wirde der Teilfonds (bei genauer Abbildung des Basiswerts) die im
Abschnitt "Anlagebeschrankungen" angegebenen Beschrankungen nicht mehr einhalten kénnen und/oder
wirde die Besteuerung oder die steuerliche Behandlung der Gesellschaft oder ihrer Anteilsinhaber
erheblich negativ beeinflusst;

- der Basiswert existiert nicht mehr, oder nach Ansicht des Verwaltungsrates hat sich eine wesentliche
Veranderung in Bezug auf die Formel oder Methode zur Berechnung eines Bestandteils des Basiswertes,
oder in Bezug auf einen Bestandteil des Basiswertes ergeben;

- Kontrahenten von OTC-Swap-Transaktionen oder sonstiger Derivatetransaktionen oder derivativer
Instrumente teilen der Gesellschaft mit, dass ein Teil der im Basiswert enthaltenen Wertpapiere eine nur
begrenzte Liquiditat aufweist.

- der Basiswert-Sponsor erhtht seine Lizenzgebihr auf ein von dem Verwaltungsrat als Uiberhéht erachtetes
Niveau;

- die Lizenzvereinbarung mit dem Basiswert-Sponsor wird gekiindigt; oder
- der Verwaltungsrat halt einen Nachfolger des Basiswert-Sponsors fur nicht akzeptabel.

Obige Auflistung ist unverbindlich und ist nicht als erschépfend zu betrachten oder als Einschrankung der Befugnis
des Verwaltungsrates zu verstehen, nach eigenem Ermessen in einem solchen oder einem anderen Fall eine
Veranderung an dem Basiswert vorzunehmen. Die Anteilsinhaber des jeweiligen Teilfonds werden Uber die
Entscheidung des Verwaltungsrats beziglich einer Verdnderung des Basiswertes auf dem Wege informiert, der
nach in Luxemburg und in den jeweiligen Rechtsordnungen, in denen die Anteile zum 6ffentlichen Vertrieb zur
Verfligung stehen, geltendem Recht vorgeschrieben ist. Im Falle der Ersetzung des Basiswertes eines Teilfonds
durch einen anderen Basiswert wird der Prospekt entsprechend abgeéandert.

V. Fur Fonds mit Indirekter Anlagepolitik und Fonds mit Direkter Anlagepolitik eingegangene OTC-
Derivatetransaktionen

Im Rahmen von EMIR sind bei OTC-Derivatekontrakten, fir die kein zentrales Clearing vorgeschrieben ist und die
nicht durch eine zentrale Gegenpartei (Central Counterparty, CCP) im Sinne von EMIR gecleart werden ("Nicht
geclearte OTC-Transaktionen"), beide Parteien verpflichtet zu gewahrleisten, dass angemessene Verfahren und
Vorkehrungen bestehen, um das operationelle Risiko und das Gegenparteiausfallrisiko zu ermessen, zu
beobachten und zu mindern. Dies umfasst auch die Verpflichtung, der an diesen Nicht geclearten OTC-
Transaktionen beteiligten Parteien Malinahmen einzufiihren, um den rechtzeitigen und angemessenen Austausch
von Sicherheiten, bei dem diese angemessen von eigenen Vermdgenswerten getrennt sind, zu gewahrleisten.

Dies kann dazu fuhren, dass die Gesellschaft fur einen Teilfonds eine Nachschusszahlung an die Gegenpartei einer
Nicht geclearten OTC-Transaktion leisten muss (d. h. eine von einer Gegenpartei eingezogene Sicherheit, die das
Ergebnis der taglichen Bewertung zu Marktpreisen oder nach Modellpreisen der ausstehenden nicht geclearten
OTC-Derivatekontrakte widerspiegeln soll).

Bei zwischen der Gesellschaft und Gegenparteien (einschliellich Swap-Kontrahenten) geschlossenen OTC-
Derivatetransaktionen kann die Gesellschaft die geforderte Sicherheit entsprechend den Bedingungen der
Vereinbarung zwischen der Gesellschaft im Namen des jeweiligen Teilfonds und der Gegenpartei im Wege einer
Eigentumsubertragung oder im Rahmen einer Verpfandung stellen oder erhalten. Jede Partei stellt Barmittel oder
Wertpapiere, um das Netto-Exposure des jeweiligen Teilfonds in Bezug auf jede Gegenpartei (und umgekehrt) auf
0% (null Prozent) zu senken, wobei allerdings ein Mindestubertragungsbetrag von bis zu EUR 500.000 (bzw.
entsprechender Gegenwert in einer anderen Wahrung) gilt.
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Die Vermogenswerte, die als Sicherheiten hinterlegt werden kdénnen, sind nachfolgend aufgefuhrt. Hinzu kommen
Anforderungen in Bezug auf die Diversifizierung. So enthalten die in Abschnitt2 des Kapitels
"Anlagebeschrankungen” nachstehend aufgefuihrten Anforderungen zur "Risikostreuung" auch Vorgaben in Bezug
auf die Konzentration auf Barsicherheiten, einzelne Emittenten oder Emissionen. Die firr die verschiedenen Arten
von Vermdgenswerten geltenden Risikoabschlage werden nachstehend als Bewertungsprozentsatz angegeben, der
vom Bonitatsrating abhangt.

Anlagekategorie Bewertungsprozentsatz

Barmittel in GBP, USD und EUR 100 %

Von den Regierungen bestimmter OECD-Lander in der mit dem
Swap-Kontrahenten vereinbarten Wahrung begebene Schuldtitel

e mit einer Restlaufzeit von maximal einem Jahr 85-99,5 %

e mit einer Restlaufzeit bei Ausgabe von (ber einem Jahr, aber

- 0,
nicht mehr als funf Jahren 85-98 %

e mit einer Restlaufzeit bei Ausgabe von mehr als funf Jahren 85-96 %

Der Marktwert von als Sicherheit erhaltenen Wertpapieren an einem beliebigen Tag entspricht gemaR der gangigen
Marktpraxis dem Geldkurs zum Handelsschluss am vorhergehenden Tag.

Weitere ~ Angaben zu  den Richtlinien  hinsichtlich Emittentenbonitat, Liquiditat, Bewertung,
Sicherheitendiversifizierung und Korrelation sowie der Verwaltung erhaltener Sicherheiten sind Abschnitt 8 des
Kapitels "Anlagebeschrankungen” dieses Prospekts zu entnehmen.

Ungeachtet der eingesetzten Anlagetechniken kann keine Zusicherung dahingehend gegeben werden, dass
das Anlageziel eines Teilfonds tatsachlich erreicht wird. Anleger sollten das Kapitel "Risikofaktoren"
sorgfaltig lesen.
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RISIKOPROFILTYPOLOGIE

Sofern im entsprechenden Produktanhang nicht anders festgelegt, stehen die Teilfonds als Anlage fiir Institutionelle
und Private Anleger zur Verfligung. Da es sich bei den Teilfonds jedoch um komplexe Produkte handelt, sollte der
typische Anleger gut informiert sein und in Bezug auf bestimmte Teilfonds Uber gute Kenntnisse zu derivativen
Instrumenten verfligen. Grundsétzlich sollte der typische Anleger bereit sein, Risiken im Hinblick auf das
eingesetzte Kapital und die Ertrédge einzugehen.

Das mit einer Anlage in die verschiedenen Teilfonds der Gesellschaft verbundene Risiko kann, wie nachfolgend
beschrieben, gering, mittel oder hoch sein:

- Die Einstufung "niedriges Risiko" gilt fur Teilfonds, bei denen das Risiko von Kapitalverlusten begrenzt ist.
Die geringe Erwartung von Kapitalverlusten ergibt sich aus der geringen inneren Volatilitdt der in den
Teilfonds enthaltenen Anlageklassen und/oder dem Einsatz von Kapitalschutzstrategien (gegebenenfalls
einschlie3lich einer Bankgarantie, die wie im entsprechenden Produktanhang festgelegt im Hinblick auf
einen oder mehrere Termine gilt);

- Die Einstufung "mittleres Risiko" gilt fir Teilfonds, bei denen sich das Risiko von Kapitalverlusten aus der
mittleren inneren Volatilitat der jeweiligen Anlageklassen und/oder aus dem teilweise Kapitalschutz des
Teilfonds ergibt; und

- Die Einstufung "hohes Risiko" gilt fur Teilfonds, die in Anlageklassen mit hoher innerer Volatilitat
investieren und/oder beschrankte Liquiditat aufweisen und keine Kapitalschutzstrategien beinhalten.

Die obige Unterteilung zeigt das mit jedem Teilfonds verbundene Risikoniveau und stellt keine Gewahr fur mdgliche
Ertrage dar; sie ist zudem nicht mit dem in den Wesentlichen Anlegerinformationen (Key Investor Information
Document, KIID) eines Teilfonds angegebenen Risikoindikator (SRRI) gleichzusetzen und wird auch nicht auf die
gleiche Weise berechnet. Sie dient lediglich dem Vergleich mit anderen Teilfonds, die von der Gesellschaft 6ffentlich
angeboten werden. Bei Zweifeln in Bezug auf das fur Sie angemessene Risikoniveau sollten Sie sich von Ihrem
personlichen Anlageberater beraten lassen.

Zusétzliche Informationen zu den im Prospekt enthaltenen Informationen beziglich des typischen Anlegerprofils
kénnen Dritten zur Verfligung gestellt werden, um diese Dritten in die Lage zu versetzen, ihren gesetzlichen oder
aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen.
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ANLAGEBESCHRANKUNGEN

Die Gesellschaft und die Teilfonds unterliegen den nachstehend aufgefiihrten "Anlagebeschrankungen”. Die
Gesellschaft kann im Hinblick auf die Einhaltung bestimmter Anforderungen in den Landern, in denen die Anteile
der Gesellschaft vertrieben werden sollen, zusatzliche Anlagebeschrankungen beschlieBen. Soweit gemaR den
geltenden Gesetzen und Vorschriften zulassig, kann der Verwaltungsrat beschlieRen, die nachstehenden
Anlagebeschrankungen fir einen neu errichteten Teilfonds zu andern, sofern dies in Anbetracht der spezifischen
Anlagepolitik dieses Teilfonds gerechtfertigt ist. Alle Anderungen der Anlagebeschrankungen fur einen bestimmten
Teilfonds werden im entsprechenden Produktanhang zu diesem Prospekt ausgefihrt.

1. Anlageinstrumente
1.1  Die Gesellschaft kann in Bezug auf jeden Teilfonds ausschlief3lich in folgende Instrumente anlegen:

@) Uibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die zur amtlichen Notierung an einer Borse
in einem EU-Mitgliedstaat zugelassen sind;

(b) Uibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einem anderen Geregelten Markt in
einem EU-Mitgliedstaat gehandelt werden;

(c) Uibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die zur amtlichen Notierung an einer Borse
in einem Staat, der kein EU-Mitgliedstaat ist, zugelassen sind oder an einem anderen Geregelten
Markt in einem Staat, der kein EU-Mitgliedstaat ist, gehandelt werden, sofern es sich dabei um eine
Bdrse bzw. einen Markt in einem OECD-Mitgliedstaat handelt;

(d) Neuemissionen von ubertragbaren Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, vorausgesetzt:

. die Emissionsbedingungen enthalten die Verpflichtung, dass die Zulassung zur
amtlichen Notierung an einer Borse oder einem anderen Geregelten Markt beantragt
wird, wobei es sich dabei um eine Borse oder einen Markt in einem OECD-
Mitgliedstaat handeln muss;

. die Zulassung wird innerhalb eines Jahres nach der Emission erlangt;

(e) Anteile eines OGAW und/oder anderer Organismen fiir gemeinsame Anlagen im Sinne von Artikel
1(2) erster und zweiter Spiegelstrich der OGAW-Richtlinie, ungeachtet ob diese ihren Sitz in einem
EU-Mitgliedstaat haben, vorausgesetzt:

. diese anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen sind nach Rechtsvorschriften der
Vereinigten Staaten von Amerika, Kanadas, Japans, Hongkongs, der Schweiz, der
Europaischen Union oder Norwegens zugelassen;

o der Anlegerschutz fur Anteilsinhaber des anderen Organismus fur gemeinsame
Anlagen entspricht dem Anlegerschutz bei OGAWSs und insbesondere die Regeln zu
Trennung von Anlagen, Kreditaufnahme, Darlehensgeschéften und Leerverkaufen von
Ubertragbaren  Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten  entsprechen  den
Anforderungen der OGAW-Richtlinie;

. die Geschaftstatigkeit der anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen ist
Gegenstand von Jahres- und Halbjahresberichten, die es erlauben, sich ein Urteil Uber
das Vermdgen und die Verbindlichkeiten, die Ertrdage und die Transaktionen im
Berichtszeitraum zu bilden;

) hochstens 10 % des Nettovermdgens des OGAW oder des anderen Organismus flr
gemeinsame Anlagen, an dem Anteile erworben werden sollen, darf gemaR deren
Vertragsbedingungen oder Grindungsunterlagen insgesamt in Anteilen anderer
OGAWS oder anderer Organismen flr gemeinsame Anlagen angelegt werden;

(U] Sichteinlagen oder kundbare Einlagen bei Kreditinstituten mit einer Laufzeit von hochstens 12
Monaten, unter der Voraussetzung, dass das Kreditinstitut seinen Sitz in einem EU-Mitgliedsland
hat oder, wenn sich der Sitz des Kreditinstituts aul3erhalb der EU befindet, sich der Sitz in einem
OECD-Mitgliedstaat oder einem Mitgliedstaat der Financial Action Task Force (FATF) befindet;

(9) derivative Finanzinstrumente, einschlie3lich entsprechender Instrumente mit Barausgleich, die an

einem Geregelten Markt, wie unter a), b) und c¢) ausgefiihrt, gehandelt werden, und/oder OTC-
Derivate, vorausgesetzt:

. bei dem Basiswert handelt es sich um Instrumente, die in diesem Abschnitt 1
aufgefuhrt sind, Finanzindizes, Zinsséatze, Devisenkurse oder Wéhrungen, in die ein
Teilfonds gemaR seinem Anlageziel, wie im Prospekt und dem entsprechenden
Produktanhang aufgefiihrt, investieren darf;

. die Kontrahenten der OTC-Derivatetransaktionen sind Erstklassige Institute;

o die OTC-Derivatetransaktionen unterliegen einer verlasslichen und nachprifbaren
taglichen Bewertung und kénnen jederzeit auf Betreiben der Gesellschaft zu ihrem
Marktwert verkauft, liquidiert werden bzw. durch ein Gegengeschéaft glattgestellt
werden; und/oder
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(h) Geldmarktinstrumente, die nicht an einem Geregelten Markt gehandelt werden, wenn die Emission
oder der Emittent solcher Instrumente selbst aufsichtsrechtlichen Vorschriften zum Zweck des
Anlegerschutzes oder des Schutzes von Spareinlagen unterliegen, vorausgesetzt:

. sie werden von einer zentralen, regionalen oder lokalen Gebietskérperschaft, einer
Zentralbank eines EU-Mitgliedstaates, der Europaischen Zentralbank, der EU oder der
Europaischen Investitionsbank, einem Staat, der nicht EU-Mitglied ist, oder im Falle
eines Bundesstaates von einem Mitglied dieses Bundes oder von einer internationalen
Einrichtung o6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein EU-Mitgliedstaat
angehort, begeben oder garantiert; oder

. sie werden von einem Unternehmen emittiert, dessen Wertpapiere samtlich an einer
Borse notiert sind oder an einem Geregelten Markt, wie unter a), b) oder c)
beschrieben, gehandelt; oder

. sie werden von einem |Institut emittiert oder garantiert, das gemaR den im
europdischen Recht niedergelegten Kriterien einer Aufsicht unterliegt, oder von einem
Institut, das aufsichtsrechtlichen Regelungen unterliegt und entspricht, die von der
Luxemburger Aufsichtsbehorde fiir mindestens so streng befunden werden wie die
Regelungen nach européaischem Recht; oder

. sie werden von anderen Emittenten von der Luxemburger Aufsichtsbehdrde
genehmigter Kategorien emittiert, sofern Anlagen in solche Instrumente Regeln zum
Anlegerschutz unterliegen, die denen unter Spiegelstrich 1, 2 und 3 entsprechen und
es sich bei dem Emittenten um ein Unternehmen handelt, dessen Eigenkapital und
Rucklagen sich auf mindestens EUR 10 Mio. belaufen und (i) das seinen
Rechenschaftsbericht auf Grundlage der Richtlinie 78/660/EWG erstellt und
verdffentlicht, (ii) dessen Aufgabe innerhalb einer Unternehmensgruppe mit einer oder
mehreren boérsennotierten Gesellschaften das Finanzierungsgeschaft der Gruppe ist,
oder (iii) dessen Aufgabe die Finanzierung von Securitisation-Strukturen ist, fur die von
Banken Liquiditatslinien bereitgestellt werden.

1.2 Abweichend von den Anlagebeschrankungen unter 1.1 oben darf jeder Teilfonds:

(@ bis zu 10% seines Nettovermdgens in Ubertragbare Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente mit Ausnahme der unter 1.1 oben genannten anlegen; und

(b) daneben auch liquide Mittel halten. Die Laufzeit von Geldmarktinstrumenten, die als
zusatzliche liquide Mittel gehalten werden, darf 12 Monate nicht Gberschreiten.

1.3 Jeder Teilfonds kann gemaR den Bedingungen des Gesetzes in die von einem oder mehreren
weiteren Teilfonds der Gesellschaft ausgegebenen Anteile investieren.
1.4 Direkt auf Waren bezogene Ubertragbare Wertpapiere sind zuléssig, sofern sie ein 1:1-Exposure

in Bezug auf diese Waren bieten (d. h. keine eingebetteten Derivate) und alle sonstigen flr
Uibertragbare Wertpapiere geltenden Bedingungen erfillen.

Risikostreuung

2.1 Nach dem Grundsatz der Risikostreuung darf die Gesellschaft nicht mehr als 10 % des
Nettovermdgens eines Teilfonds in Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente des
gleichen Emittenten investieren. Der Gesamtwert der Ubertragbaren Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente eines Emittenten, auf den mehr als 5% des Nettovermbgens eines
Teilfonds entfallen, darf hdchstens 40 % des Nettovermdgenswerts des jeweiligen Teilfonds
ausmachen. Diese Beschrankung gilt nicht fiir Einlagen und OTC-Derivatetransaktionen mit
Finanzinstituten, die einer Aufsicht unterliegen.

2.2 Die Gesellschaft darf nicht mehr als 20 % des Nettovermdgens eines Teilfonds in Einlagen bei ein
und demselben Emittenten anlegen.
2.3 Das Risikopotenzial (risk exposure) in Bezug auf einen Kontrahenten des Teilfonds in einer OTC-

Derivatetransaktion und/oder einer Transaktion fur eine effiziente Portfolioverwaltung darf
folgende Grenzen nicht Uibersteigen:

. 10 % des Nettovermdégens des Teilfonds, wenn es sich bei dem Kontrahenten um ein
Kreditinstitut geman 1.1 f) handelt,

. andernfalls 5 % des Nettovermégens des Teilfonds.

2.4 Unbeschadet der einzelnen unter 2.1, 2.2 und 2.3 ausgefuhrten Beschréankungen darf ein
Teilfonds Folgendes nicht kombinieren:
o Anlagen in Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente, die emittiert werden von,
o Einlagen bei und/oder
. das Netto-Exposure aus OTC-Derivatetransaktionen und Techniken flr eine effiziente

Portfolioverwaltung in Bezug auf einen einzelnen Emittenten dirfen 20 % des
Nettovermdgens des Teilfonds nicht Uibersteigen.

25 Der unter 2.1 festgelegte Schwellenwert von 10 % kann fur bestimmte Anleihen von
Kreditinstituten, die ihren Sitz in einem EU-Mitgliedstaat haben und nach den gesetzlichen
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2.6

2.7

2.8

Vorschriften in diesem Land einer besonderen staatlichen Aufsicht zum Schutz der Inhaber
solcher Anleihen unterliegen, auf bis zu 25 % erhéht werden. Der Erlés aus der Begebung solcher
Anleihen ist nach den gesetzlichen Vorschriften vor allem in Vermégenswerte zu investieren, die
die finanziellen Verpflichtungen aus der Emission Uber die gesamte Laufzeit dieser Anleihen
ausreichend decken und aus denen bei Zahlungsausfall des Emittenten bevorrechtigt Tilgungs-
und Zinsanspriche bedient werden. Des Weiteren gilt fur Anlagen des Teilfonds in Anleihen ein
und desselben Emittenten von mehr als 5% des Nettovermdgens in ihrer Summe eine
Obergrenze von 80 % des Nettovermdgens des entsprechenden Teilfonds.

Der unter 2.1 festgelegte Schwellenwert von 10 % kann fur Ubertragbare Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente, die von einem EU-Mitgliedstaat oder dessen lokalen
Gebietskérperschaften, einem anderen OECD-Mitgliedstaat oder internationalen Organisationen
offentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehdren,
ausgegeben oder garantiert werden, auf bis zu 35 % erhoht werden.

Ubertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die unter die Sonderregelung in 2.5 und
2.6 fallen, werden nicht auf die Risikostreuungsobergrenze von 40 %, wie unter 2.1 ausgefiihrt,
angerechnet.

Die unter 2.1 bis 2.6 ausgefuhrten Beschrankungen dirfen nicht kumuliert werden. Daher dirfen
Anlagen in Ubertragbare Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines einzelnen Emittenten,
Einlagen bei diesem Emittenten oder derivative Instrumente desselben zusammen in keinem Fall
35 % des Nettovermdgens des Teilfonds Uberschreiten.

In einen Konzernabschluss einbezogene Gesellschaften im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG oder
anerkannter internationaler Rechnungslegungsstandards werden fir die Berechnung der
Anlagegrenzen nach diesem Abschnitt 2 als ein einziger Emittent betrachtet.

Ein Teilfonds darf insgesamt bis zu 20 % seines Nettovermdégens in Ubertragbare Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente ein und desselben Konzerns investieren.

3. Folgende Ausnahmen sind zul&ssig:

3.1

3.2

Unbeschadet der in Abschnitt 6 vorgesehenen Grenzen werden die in Abschnitt 2 festgelegten
Grenzen auf maximal 20 % fur Anlagen in von ein und demselben Emittenten begebenen Aktien
und/oder Anleihen erhéht, wenn die Grindungsunterlagen der Gesellschaft dies zulassen, und
wenn gemal dem Produktanhang eines bestimmten Teilfonds das Anlageziel dieses Teilfonds
darin besteht, die Zusammensetzung eines bestimmten von der Luxemburger Aufsichtsbehérde
anerkannten Aktien- oder Anleiheindex nachzubilden. Dabei gelten folgende Grundsatze:

. die Zusammensetzung weist eine ausreichende Diversifizierung auf;
. der Index stellt einen geeigneten Referenzwert fir den Markt, auf den er sich bezieht, dar;
. der Index wird auf angemessene Weise veroffentlicht.

Die Begrenzung von 20 % kann auf maximal 35 % erhdht werden, jedoch nur in Bezug auf einen
einzelnen Emittenten und wenn dies aulergewothnliche Marktbedingungen nachweislich
rechtfertigen, insbesondere an Geregelten Markten, an denen bestimmte Ubertragbare
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark vorherrschen. Die Gesellschaft beabsichtigt nicht,
von der Anhebung der einzelemittentenbezogenen Anlagegrenze auf 35 % Gebrauch zu machen,
sofern dies nicht ausdrucklich in dem jeweiligen Produktanhang angegeben und gerechtfertigt ist.
Es wird darauf hingewiesen, dass fur bestimmte als Basiswert verwendete Indizes Regeln gelten
koénnen, die eine solche oben genannte Anhebung der Anlagegrenze fur den Index als Mdglichkeit
vorsehen. Die Gesellschaft beabsichtigt jedoch nicht, von dieser Moglichkeit Gebrauch zu
machen, sofern dies nicht ausdricklich im jeweiligen Produktanhang angegeben und
gerechtfertigt ist.

Die Gesellschaft kann in Ubereinstimmung mit dem Grundsatz der Risikostreuung bis zu
100 % des Nettovermdgens eines Teilfonds in (Ubertragbare Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente verschiedener Angebote anlegen, die von einem EU-Mitgliedstaat
oder dessen Gebietskdrperschaften, von einem anderen OECD-Mitgliedstaat, einem
anderen von der CSSF zugelassenen Land oder von internationalen Organisationen
offentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten angehéren,
begeben oder garantiert sind. Diese Wertpapiere missen in mindestens sechs
verschiedene Emissionen aufgeteilt sein, wobei die Wertpapiere einer einzelnen Emission
30 % des gesamten Nettovermdgens eines Teilfonds nicht Gbersteigen durften.

4. Anlagen in OGAWSs und/oder andere Organismen fur gemeinsame Anlagen sowie in Master-Feeder-
Strukturen

41

Ein Teilfonds kann Anteile von OGAWSs und/oder anderen in Absatz 1.1e) genannten Organismen
fir gemeinsame Anlagen erwerben, wobei nicht mehr als 20 % des Nettovermdgens des
Teilfonds in Anteile eines einzelnen OGAW oder anderen Organismus fiir gemeinsame Anlagen
investiert werden durfen. Verfiigt ein OGAW oder anderer Organismus fir gemeinsame Anlagen
Uber mehrere Teilvermégen (compartments, im Sinne der Artikel 40 und 181 des Gesetzes) und
werden die Vermogenswerte eines Teilvermdgens lediglich zur Befriedigung der Rechte von
Anlegern in Bezug auf dieses Teilvermdégen und von Glaubigern, deren Anspriiche aus der
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Einrichtung, dem Betrieb oder der Liquidation dieses Teilvermbgens entstanden sind, verwendet,
gilt jedes Teilvermégen fir die Zwecke der Anwendung der 0. g. Grenze als einzelner Emittent.

4.2 Anlagen in Anteile von Organismen fiir gemeinsame Anlagen, bei denen es sich nicht um OGAWSs
handelt, diirfen insgesamt 30 % des Nettovermdgens des Teilfonds nicht Uibersteigen.

Hat ein Teilfonds Anteile von OGAWSs und/oder anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen
erworben, missen die Vermdgenswerte des betreffenden OGAW oder anderen Organismus fir
gemeinsame Anlagen zum Zweck der in Abschnitt2 vorgesehenen Grenzen nicht
zusammengefasst werden.

4.3 Tatigt ein Teilfonds Anlagen in Anteile anderer OGAWSs und/oder Organismen fiir gemeinsame
Anlagen, die direkt oder tber ein Mandat von der gleichen Verwaltungsgesellschaft oder durch
eine andere Gesellschaft, die mit der Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame
Verwaltung oder Kontrolle oder durch eine direkte oder indirekte Beteiligung von mehr als 10 %
des Kapitals oder der Stimmrechte verbunden ist, verwaltet werden, kann die
Verwaltungsgesellschaft oder andere Gesellschaft keine Zeichnungs- oder Ricknahmegebiihren
fur die vom Teilfonds getatigten Anlagen in die Anteile dieser anderen OGAWSs und/oder
Organismen fur gemeinsame Anlagen und nur eine reduzierte Verwaltungsgebiihr von hdchstens
0,25 % erheben.

Ein Teilfonds, der einen wesentlichen Teil seines Vermdgens in andere OGAWSs und/oder
Organismen fiir gemeinsame Anlagen investiert, soll im Produktanhang die Hochstwerte der
Verwaltungsgebihren angeben, die sowohl dem Teilfonds selbst als auch den anderen OGAWs
und/oder Organismen fir gemeinsame Anlagen, in die Anlagen getatigt werden sollen, berechnet
werden kénnen. Im Jahresbericht der Gesellschaft soll fir jeden Teilfonds der maximale Anteil der
Verwaltungsgebiihren angegeben werden, die sowohl dem Teilfonds als auch dem OGAW
und/oder anderem Organismus fir gemeinsame Anlagen, in die der Teilfonds investiert,
berechnet werden.

4.4 GemaR den in Luxemburg geltenden Rechtsvorschriften ist die Verwaltungsgesellschaft
berechtigt, (i) neue Teilfonds der Gesellschaft in Form von Feeder-OGAW (d. h. Fonds, die
mindestens 85 % ihres Vermdgens in andere OGAW oder Teilfonds eines OGAW gemal den
Bestimmungen des Gesetzes anlegen) (ein "Feeder") oder Master-OGAW (d. h. Fonds, die als
Master-Fonds fir andere OGAW oder Teilfonds eines OGAW fungieren) (ein "Master")
aufzulegen, (ii) bestehende Teilfonds in einen Feeder oder Master gemall dem Gesetz und
sonstigen geltenden Rechtsvorschriften umzuwandeln, (iii) einen als Feeder oder Master
zugelassenen Teilfonds in einen herkdmmlichen OGAW-Teilfonds umzuwandeln, der weder ein
Feeder noch ein Master ist, oder (iv) den Master von als Feeder zugelassenen Teilfonds durch
einen anderen Master zu ersetzen.

Toleranzgrenzen und Emittenten mit mehreren Teilvermégen

Wenn aufgrund von Marktbewegungen oder der Ausiibung von Bezugsrechten die in Abschnitt 1
genannten Grenzen Uberschritten werden, muss die Gesellschaft als oberstes Ziel im Rahmen ihrer
Verkaufstransaktionen die Reduzierung dieser Positionen gemaR den vorgeschriebenen Grenzen und
unter Berlcksichtigung der besten Interessen der Anteilsinhaber verfolgen.

Neu errichtete Teilfonds dirfen unter der Voraussetzung, dass sie weiterhin den Grundsatz der
Risikostreuung einhalten, von den in den Abschnitten 2, 3 und 4 genannten Grenzen fur einen Zeitraum
von sechs Monaten ab dem Tag der Erstauflegung abweichen.

Handelt es sich bei einem Emittenten von Anlageinstrumenten um einen Rechtstrager mit mehreren
Teilvermdgen und werden die Vermdgenswerte eines Teilvermdgens lediglich zur Befriedigung der Rechte
von Anlegern in Bezug auf das Teilvermdgen und von Glaubigern, deren Anspriiche aus der Einrichtung,
dem Betrieb oder der Liquidation dieses Teilvermdgens entstanden sind, verwendet, gilt jedes
Teilvermoégen fur die Zwecke der Anwendung der in den Abschnitten 2, 3.1 und 4 genannten Grenzen als
einzelner Emittent.

Anlageverbote

Der Gesellschaft ist es untersagt:

6.1 Aktien mit Stimmrechten zu erwerben, mithilfe derer die Gesellschaft in der Lage wére, einen
wesentlichen Einfluss auf die Geschéftsfilhrung des betreffenden Emittenten auszuuben;

6.2 mehr als:

) 10 % der stimmrechtslosen Aktien ein und desselben Emittenten,

. 10 % der Schuldtitel ein und desselben Emittenten,

. 10 % der Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten,

. 25% der Anteile ein und desselben OGAW und/oder anderen Organismus fir

gemeinsame Anlagen zu erwerben.

Die in den zweiten, dritten und vierten Spiegelstrichen festgelegten Begrenzungen kénnen zum
Zeitpunkt des Erwerbs aufBer Acht gelassen werden, wenn zu diesem Zeitpunkt der Bruttobetrag
der Schuldtitel oder Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der begebenen Wertpapiere nicht
berechnet werden kann.
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6.3

6.4
6.5
6.6

6.7

Die o.g. Grenzen gelten nicht fir Ubertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die
gemal Artikel 48, Absatz3 des Gesetzes von einem EU-Mitgliedstaat oder dessen
Gebietskérperschaften oder von einem anderen OECD-Mitgliedstaat begeben und garantiert sind
oder von internationalen Organisationen offentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder
mehrere EU-Mitgliedstaaten angehoren, begeben werden.

Leerverkaufe von Ubertragbaren Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und anderen in den
Unterabsétzen e), g) und h) des Absatzes 1.1 genannten Anlageinstrumenten vorzunehmen;
Edelmetalle oder auf diese bezogene Zertifikate zu erwerben;

Immobilienanlagen zu tatigen und Waren oder Warenkontrakte zu kaufen oder zu verkaufen;
Fremdkapital im Auftrag eines bestimmten Teilfonds aufzunehmen, es sei denn:

. es handelt sich um ein Back-to-Back-Darlehen zum Erwerb von Devisen;

. die Kreditaufnahme ist nur voriibergehend und Ubersteigt nicht 10 % des Nettovermdgens
des jeweiligen Teilfonds; Unter Beriicksichtigung einer mdoglichen voriibergehenden
Kreditaufnahme in H6he von maximal 10 % des Nettovermégens des fraglichen Teilfonds
darf das Gesamt-Exposure 210 % des Nettovermdgens des fraglichen Teilfonds nicht
Ubersteigen.

Kredite zu vergeben oder als Garantiegeber fiir Dritte aufzutreten. Diese Beschrankung gilt nicht
fur den Kauf von ubertragbaren Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und anderen in den
Unterabséatzen e), g) und h) des Absatzes 1.1 genannten Anlageinstrumenten, die nicht
vollstéandig eingezahlt worden sind;

Risikomanagement und Grenzen in Bezug auf Derivate und die Verwendung von Anlagetechniken
und -instrumenten

7.1

7.2

Die Gesellschaft muss (i) einen Risikomanagementprozess, der die standige Uberwachung und
Messung des Risikos der Positionen sowie deren Einfluss auf das gesamte Risikoprofil des
Portfolios ermdglicht, und (ii) einen Prozess fur die genaue und unabhangige Einschétzung des
Wertes von OTC-Derivaten anwenden.

Jeder Teilfonds stellt sicher, dass das globale Risikopotenzial (risk exposure) in Bezug auf
derivative Instrumente nicht den gesamten Nettoinventarwert Gibersteigt.

Das Risikopotenzial (risk exposure) wird unter Berlcksichtigung des aktuellen Wertes der
Basiswerte, des Kontrahentenrisikos, zukinftiger Marktbewegungen und der zur Auflésung der
Positionen verfigbaren Zeit berechnet. Dies findet auch fur die folgenden Unterabséatze
Anwendung.

Ein Teilfonds kann im Rahmen seiner Anlagepolitik und innerhalb der in den Unterabséatzen 2.7
und 2.8. festgelegten Beschrankung Anlagen in derivative Finanzinstrumente tatigen, wobei das
Exposure in Bezug auf den Basiswert insgesamt die in Abschnitt 2 festgelegten Anlagegrenzen
nicht Ubersteigen darf. Investiert ein Teilfonds in indexbasierte derivative Instrumente, missen
diese Anlagen fur die in Abschnitt 2 festgelegten Grenzen nicht zusammengefasst werden.

Enthalt ein Ubertragbares Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument ein Derivat, muss dieses

hinsichtlich der Erfullung der in diesem Abschnitt genannten Anforderungen berlcksichtigt
werden.

Sicherheitenverwaltung flir Geschéafte mit OTC-Derivaten (einschlieBllich Total Return Swaps) und
Techniken far eine effiziente Portfolioverwaltung (einschlieflich
Wertpapierfinanzierungsgeschéften)

8.1

8.2

Alle Vermdgenswerte, die ein Teilfonds im Zusammenhang mit Techniken fur eine effiziente
Portfolioverwaltung (einschlie3lich Wertpapierfinanzierungsgeschéaften) erhalt, sind fir die Zwecke
dieser Regeln als Sicherheit zu betrachten und sollten die in nachstehendem Abschnitt 8.2
aufgefuhrten Kriterien erfullen.

Liquiditat: Alle entgegengenommenen Sicherheiten, die keine Barmittel sind, missen hochliquide
sein und zu einem transparenten Preis auf einem regulierten Markt oder innerhalb eines
multilateralen Handelssystems gehandelt werden, damit sie kurzfristig zu einem Preis veraufert
werden konnen, der nahe an der vor dem Verkauf gestellten Bewertung liegt. Gestellte
Sicherheiten sollten zudem die Bestimmungen von Artikel 56 der OGAW-Richtlinie erfillen.

Bewertung: Entgegengenommene Sicherheiten mussen mindestens bdrsentaglich bewertet
werden. Vermodgenswerte, die eine hohe Preisvolatilitdét aufweisen, sollten nur als Sicherheit
akzeptiert werden, wenn geeignete konservative Bewertungsabschlage (Haircuts) angewandt
werden.

Bonitat des Emittenten: Der Emittent der Sicherheiten, die entgegengenommen werden, sollte
eine hohe Bonitat aufweisen.

Korrelation: Die vom Teilfonds entgegengenommenen Sicherheiten missen von einem
Rechtstrager ausgegeben werden, der von dem Kontrahenten unabhéangig ist und voraussichtlich
keine hohe Korrelation mit der Entwicklung des Kontrahenten aufweist.

Diversifizierung der Sicherheiten (Anlagekonzentration): Bei den Sicherheiten ist auf eine
angemessene Diversifizierung in Bezug auf L&nder, Méarkte und Emittenten zu achten. Das
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8.3

8.4

8.5

Kriterium der angemessenen Diversifizierung im Hinblick auf die Emittentenkonzentration wird als
erfillt betrachtet, wenn der Teilfonds von dem Kontrahenten bei Transaktionen fiir eine effiziente
Portfolioverwaltung oder mit OTC-Derivaten einen Sicherheitenkorb (Collateral Basket) erhalt, bei
dem das maximale Exposure gegeniber einem bestimmten Emittenten 20 % des
Nettoinventarwerts entspricht. Wenn ein Teilfonds unterschiedliche Kontrahenten hat, sollten die
verschiedenen Sicherheitenkdrbe aggregiert werden, um die 20 %-Grenze fur das Exposure
gegenuber einem einzelnen Emittenten zu berechnen.

Abweichend von der vorstehend genannten 20 %-Grenze fiir das Exposure gegeniiber einem
einzelnen Emittenten kann ein Teilfonds bis zu 100 % Sicherheiten aus verschiedenen
Ubertragbaren Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten erhalten, die von einem einzelnen EU-
Mitgliedstaat, von einer oder mehreren seiner Gebietskdrperschaften, einem anderen OECD-
Mitgliedstaat oder einer internationalen Organisation o6ffentlich-rechtlichen Charakters, der
mindestens ein EU-Mitgliedstaat angehért, begeben oder garantiert werden. Ein solcher Teilfonds
muss seine Wertpapiere aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen beziehen, wobei der
Anteil der aus einer einzelnen Emission stammenden Wertpapiere die Obergrenze von 30 % des
Nettovermdgens des Teilfonds nicht Ubersteigen darf. Werden abweichende Regeln dieser Art
angewendet, so wird im jeweiligen Produktanhang dieses Prospekts darauf hingewiesen.

Risiken in Zusammenhang mit der Sicherheitenverwaltung, z. B. operationelle und rechtliche
Risiken, sind durch das Risikomanagement zu ermitteln, zu steuern und zu mindern.

In Fallen von Rechtslibertragungen missen die entgegengenommenen Sicherheiten von der
Verwahrstelle verwahrt werden. Fir andere Arten von Sicherheitenvereinbarungen kdnnen die
Sicherheiten von einem Dritten verwahrt werden, der einer behdrdlichen Aufsicht unterliegt und
mit dem Sicherheitengeber in keinerlei Verbindung steht.

Gestellte Sicherheiten missen vom Teilfonds jederzeit vollumfanglich verwertet werden kdnnen,
ohne dass es hierfir der Einbeziehung oder der Zustimmung des Kontrahenten bedarf.

Entgegengenommene unbare Sicherheiten (Non-cash Collateral) sollten nicht verauRert, neu
angelegt oder verpfandet werden.

Entgegengenommene Barsicherheiten (Cash Collateral) sollten nur:
. als Sichteinlagen bei in Abschnitt 1.1.f) vorgeschriebenen Rechtstragern angelegt werden;

. (sofern gemal dem jeweiligen Produktanhang zuléssig) in Staatsanleihen von hoher
Qualitat und/oder Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur angelegt werden;

o fur umgekehrte Pensionsgeschéafte verwendet werden, sofern es sich dabei um
Transaktionen mit Kreditinstituten handelt, die einer behdérdlichen Aufsicht unterliegen, und
der Teilfonds jederzeit den gesamten aufgelaufenen Geldbetrag zurtickfordern kann;

. in kurzfristige Geldmarktfonds angelegt werden, wie in den Guidelines on a Common
Definition of European Money Market Funds definiert.

Reinvestierte Barsicherheiten (sofern gemaR dem jeweiligen Produktanhang zuléssig) missen
entsprechend den Diversifizierungsvoraussetzungen fur unbare Sicherheiten diversifiziert werden.

Ein Teilfonds, der Sicherheiten fir mindestens 30 % seiner Vermdgenswerte entgegennimmt,
muss Uber eine angemessene Stressteststrategie verfligen, um sicherzustellen, dass sowohl
unter normalen als auch unter auBergewdhnlichen Liquiditatsbedingungen regelmaRig Stresstests
durchgefiihrt werden, damit der Teilfonds das mit den Sicherheiten verbundene Liquiditatsrisiko
bewerten kann. Die Strategie fur Liquiditatsstresstests muss mindestens folgende Vorgaben
haben:

(@) Konzept fur die Stresstest-Szenarioanalyse einschlie3lich Kalibrierungs-, Zertifizierungs- und
Sensitivitatsanalyse;

(b) empirischer Ansatz fiir die Folgenabschatzung, einschlie@lich Backtesting von
Liquiditatsrisikoschatzungen;

(c) Berichtshaufigkeit und Meldegrenzen/Verlusttoleranzschwelle(n); und

(d) MaBnahmen zur Einddmmung von Verlusten, einschlieRlich Haircut-Strategie und Gap-
Risiko-Schutz.

Der Teilfonds muss Uber eine eindeutige Haircut-Strategie verfiigen, die auf alle als Sicherheiten
entgegengenommenen Arten von Vermdégenswerten abgestimmt ist. Bei der Erarbeitung der
Haircut-Strategie muss der Teilfonds die Eigenschaften der Vermodgenswerte, z.B.
Kreditwirdigkeit oder die Preisvolatilitdit, und die Ergebnisse der gemafR den vorstehend
genannten Faktoren durchgefiihrten Stresstests berlcksichtigen. Diese Strategie ist zu
dokumentieren und dient der Rechtfertigung der Anwendung eines bestimmten
Bewertungsabschlags (bzw. des Verzichts auf die Anwendung eines Bewertungsabschlags) auf
eine bestimmte Art von Vermdgenswerten.

Techniken und Instrumente zur Absicherung von Wéahrungsrisiken

Zum Schutz ihrer gegenwdrtigen und Kkinftigen Vermogenswerte und Verbindlichkeiten gegen
Wechselkursschwankungen kann die Gesellschaft Devisengeschéfte, Call-Optionen bzw. Put-Optionen auf
Devisen, Devisentermingeschéafte bzw. Devisentauschgeschéfte abschlieRen, sofern diese Transaktionen
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entweder an Geregelten Markten getétigt oder aul3erbérslich (over-the-counter) mit Erstklassigen Instituten
geschlossen werden, die sich auf diese Art von Transaktionen spezialisiert haben.

Die Zielsetzung der vorgenannten Transaktionen setzt das Bestehen einer unmittelbaren Beziehung
zwischen der beabsichtigten Transaktion und den abzusichernden Vermdgenswerten bzw.
Verbindlichkeiten voraus und bedeutet grundséatzlich, dass Transaktionen in bestimmten Wahrungen
(darunter auch Wahrungen, die mit dem Wert der Referenzwahrung eines Teilfonds korrelieren
(Ublicherweise als wechselseitige Kurssicherung oder auch "Cross Hedging" bezeichnet)) den
Gesamtwert dieser Vermégenswerte und Verbindlichkeiten nicht tUbersteigen dirfen. Auch darf in Bezug
auf die jeweiligen Laufzeiten der Zeitraum nicht Uberschritten werden, fir den die Vermdgenswerte
gehalten werden bzw. voraussichtlich gehalten werden sollen oder fir den die Verbindlichkeiten
tibernommen werden bzw. voraussichtlich ibernommen werden sollen. Es sei jedoch darauf hingewiesen,
dass sich Transaktionen mit dem Ziel der Wahrungsabsicherung fiir einzelne Anteilsklassen eines
Teilfonds negativ auf den Nettoinventarwert anderer Anteilsklassen desselben Teilfonds auswirken
kénnen, da Anteilsklassen keine rechtlich selbstandigen Einheiten darstellen. Solche negativen
Auswirkungen  werden letztlich von den  Anteilsklassen  getragen, fir die diese
Wahrungsabsicherungsgeschafte getatigt wurden.

10. Beschrankungen und Wertpapierleih- und Pensionsgeschéfte

Soweit gemar den Vorschriften und insbesondere gemafls CSSF-Rundschreiben 08/356 in Bezug auf die
anwendbaren Bestimmungen fiir Organismen fir gemeinsame Anlagen bei Verwendung bestimmter
Techniken und Instrumente in  Zusammenhang mit Ubertragbaren  Wertpapieren  und
Geldmarktinstrumenten zulassig, kann jeder Teilfonds zur Erzielung zusatzlichen Kapitals oder Ertrags
oder zur Verringerung seiner Kosten oder Risiken Wertpapierleihgeschéfte tatigen und, als Kaufer oder
Verkaufer, Pensionsgeschafte abschlieRen.

Diese Transaktionen kénnen in Bezug auf 100 % der Vermdgenswerte des jeweiligen Teilfonds
durchgefihrt werden, vorausgesetzt, (i) dass das Transaktionsvolumen stets bei einem angemessenen
Wert gehalten wird oder die Gesellschaft die Riickgabe der verliehenen Wertpapiere derart fordern, dass
sie jederzeit ihre Riickzahlungsverpflichtungen erfilllen kann und (ii) dass diese Transaktionen nicht die
Verwaltung der Vermdgenswerte der Gesellschaft gemaR der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds
gefahrden. Die Risiken dieser Transaktionen werden im Rahmen des Risikomanagementprozesses der
Gesellschaft gesteuert. Alle aus diesen Transaktionen ggf. erzielten Erldse werden abziglich direkter oder
indirekter Betriebskosten an den jeweiligen Teilfonds zurtickgeftuhrt.

Diese Transaktionen unterliegen den im Folgenden beschriebenen wesentlichen Anlagebeschrankungen,
wobei diese Beschreibung keinen Anspruch auf Vollstandigkeit erhebt. Wenn ein Teilfonds Erlése aus
Wertpapierleih- und Pensionsgeschéften erzielt, wird in den folgenden Abschnitten bzw. im jeweiligen
Produktanhang (i) beschrieben, welche Regelungen bei der Gesellschaft oder dem Teilfonds fiir direkte
oder indirekte in Zusammenhang mit Wertpapierleihn- oder Pensionsgeschaften entstehende
Betriebskosten/Gebuhren gelten, die gegebenenfalls von den an den jeweiligen Teilfonds gezahlten
Erlosen abgezogen werden, und (ii) angegeben, an welche(n) Rechtstrager die direkten oder indirekten
Kosten und Geblhren gezahlt werden sowie ob es sich bei diesem bzw. diesen um verbundene Parteien
der Verwahrstelle handelt.

Bei den Kontrahenten im Rahmen der Wertpapierleihgeschéfte und Pensionsgeschéafte handelt es sich um
regulierte Finanzinstitute mit Sitz in einem OECD-Land, die entweder selbst oder auf Ebene ihrer
Muttergesellschaft tber ein Investment Grade-Rating verfugen.

10.1 Wertpapierleihgeschéafte

Die Gesellschaft darf Wertpapierleihngeschafte tatigen, sofern sie die folgenden Vorschriften
einhalt:

10.1.1 die Gesellschaft muss jederzeit jedes verliehene Wertpapier zurlickfordern und jedes
eingegangene Wertpapierleingeschaft beenden kénnen;

10.1.2 die Gesellschaft kann Wertpapiere entweder direkt oder tber ein von einer anerkannten
Clearingstelle betriebenes standardisiertes System oder ein von einem Finanzinstitut
betriebenes Wertpapierleihprogramm verleihen, sofern dieses Finanzinstitut auf derartige
Transaktionen spezialisiert ist und aufsichtsrechtlichen Vorschriften unterliegt, die von
der CSSF als mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vergleichbar erachtet
werden;

10.1.3 der Entleiher muss aufsichtsrechtlichen Vorschriften unterliegen, die von der CSSF als
mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vergleichbar erachtet werden;

10.1.4 das Kontrahentenrisiko  der  Gesellschaft aus einem oder mehreren
Wertpapierleihgeschéft(en) gegenuber einem einzelnen Kontrahenten darf die in den
Abschnitten 2.3 und 2.4 aufgefiihrten Grenzwerte nicht tiberschreiten;

10.1.5 Im Rahmen ihrer Wertpapierleihgeschéfte muss die Gesellschaft Sicherheiten erhalten,
die von einem Rechtstrager emittiert wurden, der vom Kontrahenten unabhéngig ist und
voraussichtlich keine hohe Korrelation mit der Entwicklung des Kontrahenten aufweist,
deren Wert fiir die Dauer der Leihevereinbarung mindestens 90 % des Gesamtwertes der
verliehenen Wertpapiere entspricht (unter Beriicksichtigung von Zinsen, Dividenden und
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10.1.6

10.1.7

10.1.8

10.1.9

10.1.10

10.1.11

10.1.12

10.1.13

sonstigen mdglichen Rechten). Unbare Sicherheiten missen gemaR vorstehendem
Abschnitt 8.2 "Diversifizierung der Sicherheiten" ausreichend diversifiziert sein;

diese Sicherheiten miissen vor oder zeitgleich mit der Ubertragung der verliehenen
Wertpapiere erhalten worden sein. Werden die Wertpapiere Uber die im vorstehenden
Abschnitt  10.1.2 genannten Intermedidre verliehen, kann die Ubertragung der
verliehenen Wertpapiere vor Erhalt der Sicherheiten vorgenommen werden, sofern der
jeweilige Intermediar den ordnungsgemafen Abschluss der Transaktion gewahrleistet.
Besagter Intermediar kann anstelle des Entleihers Sicherheiten stellen;

Die Sicherheit ist in einer der folgenden Formen zu stellen:

(i) liquide Mittel wie Barmittel, kurzfristige Bankeinlagen, Geldmarktinstrumente (wie in
der Richtlinie 2007/16/EG vom 19. Marz 2007 definiert), Akkreditive
(Letters of Credit) und Garantien auf erstes Anfordern, die von erstklassigen
Kreditinstituten, die nicht mit dem Kontrahenten verbunden sind, ausgegeben
werden;

(i) von einem OECD-Mitgliedstaat oder einer Gebietskdrperschaft eines solchen
Mitgliedstaats oder von supranationalen Institutionen und Behdrden auf
kommunaler, regionaler oder internationaler Ebene begebene oder garantierte
Anleihen;

(iii) Anteile eines in Geldmarktinstrumente anlegenden OGAs, der téglich einen
Nettoinventarwert berechnet und der uUber ein Rating von AAA oder ein
vergleichbares Rating verflgt;

(iv) Anteile eines OGAW, der vorwiegend in die hier unter (v) und (vi) aufgefuhrten
Anleihen/Aktien anlegt;

(v) in von erstklassigen Emittenten mit angemessener Liquiditit begebene oder
garantierte Anleihen und

(vi) Aktien, die an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats der Européischen Union
oder an einer Borse eines OECD-Mitgliedstaats zugelassen sind oder gehandelt
werden, sofern diese Aktien in einem Hauptindex enthalten sind;

Sicherheiten, die nicht in Form von Barmitteln oder OGA/OGAW-Anteilen gestellt
werden, missen von einem Rechtstrdger begeben worden sein, der nicht mit dem
Kontrahenten verbunden ist;

wird die Sicherheit in Form von Barmitteln zur Verfligung gestellt und besteht dadurch fiir
die Gesellschaft gegenuber dem Verwalter dieser Sicherheit ein Kreditrisiko, unterliegt
dieses der vorstehend in Abschnitt 2.2 aufgefuhrten 20 %-Beschrankung. Die
Verwahrung einer solchen Barsicherheit darf nicht durch den Kontrahenten erfolgen; es
sei denn, sie ist rechtlich vor den Folgen eines Zahlungsausfalls seitens des
Kontrahenten geschiitzt;

unbare Sicherheiten kénnen von einem Drittverwahrer verwahrt werden, sofern dieser
einer behordlichen Aufsicht unterliegt und mit dem Sicherheitengeber in keinerlei
Verbindung steht. In Fallen von Rechtsiibertragungen sind solche Sicherheiten jedoch
von der Verwahrstelle zu verwahren;

die Gesellschaft nimmt téglich eine Bewertung der erhaltenen Sicherheiten vor. Erscheint
der Wert der bereits gewahrten Sicherheiten angesichts des zu deckenden Betrags nicht
ausreichend, hat der Kontrahent sehr kurzfristig zusétzliche Sicherheiten zur Verfiigung
zu stellen. Es findet eine auf alle als Sicherheiten entgegengenommenen Arten von
Vermdgenswerten abgestimmte Haircut-Strategie Anwendung, um den mit den als
Sicherheiten akzeptierten Vermdgenswerten verbundenen Kredit-, Wechselkurs- oder
Marktrisiken Rechnung zu tragen. Darlber hinaus gilt: Wenn die Gesellschaft
Sicherheiten fir mindestens 30 % der Vermdgenswerte des jeweiligen Teilfonds
entgegennimmt, muss sie Uber eine angemessene Stressteststrategie verfiigen, um
sicherzustellen, dass sowohl unter normalen als auch unter auf3ergewdhnlichen
Liquiditatsbedingungen regelmaRig Stresstests durchgefiihrt werden, damit die
Gesellschaft das mit den Sicherheiten verbundene Liquiditéatsrisiko bewerten kann;

die Gesellschaft stellt sicher, dass sie ihre Rechte in Bezug auf die Sicherheiten in
Anspruch nehmen kann, wenn ein Ereignis eintritt, das die Ausibung der Rechte
erforderlich macht; d. h. die Sicherheit muss jederzeit entweder direkt oder Uber den
Intermediér eines erstklassigen Finanzinstituts oder eine 100%ige Tochtergesellschaft
dieses Instituts in einer Form zur Verflgung stehen, die es der Gesellschaft erméglicht,
sich die als Sicherheit bereitgestellten Vermégenswerte unverziiglich anzueignen oder
diese zu verwerten, falls der Kontrahent seiner Verpflichtung zur Rickgabe der
geliehenen Wertpapiere nicht nachkommt;

wéahrend der Dauer der Vereinbarung kann die Sicherheit nicht verauf3ert, anderweitig als
Sicherheit bereitgestellt oder verpfandet werden, und
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11.

10.1.14 die Gesellschaft legt den Gesamtwert der verliehenen Wertpapiere in ihren Jahres- und
Halbjahresberichten offen.

10.2 Pensionsgeschéafte

Die Gesellschaft kann (i) Pensionsgeschéfte tatigen, die aus dem Kauf oder Verkauf von
Wertpapieren bestehen und das Recht oder die Pflicht des Verkaufers beinhalten, die verkauften
Wertpapiere vom Kaufer zu einem Preis und zu Bedingungen zuriickzukaufen, die von den
beiden Parteien vertraglich vereinbart wurden, und sie kann (ii) umgekehrte Pensionsgeschéfte
eingehen, die aus Termingeschéften bestehen, bei deren Falligkeit der Verkdufer (Kontrahent)
zum Ruckkauf der verkauften Wertpapiere und die Gesellschaft zur Riickgabe der im Rahmen der
Transaktion erhaltenen Wertpapiere verpflichtet ist (zusammen die "Pensionsgeschéafte").

Die Gesellschaft kann bei Pensionsgeschéaften entweder als Kaufer oder als Verkaufer auftreten.
lhre Beteiligung an diesen Transaktionen unterliegt jedoch den folgenden Bestimmungen:

10.2.1 Wenn der Teilfonds ein Repo-Geschaft eingeht, muss er sicherstellen, dass er jederzeit
(i) die den Gegenstand des Pensionsgeschéfts bildenden Wertpapiere zurtickfordern
oder das eingegangene Pensionsgeschéft beenden kann und (ii) den vollen Geldbetrag
zuriickfordern oder das Reverse-Repo-Geschéft entweder in aufgelaufener Gesamthéhe
oder zu einem Mark-to-Market-Wert beenden kann. Kann der Geldbetrag jederzeit zu
einem Markt-to-Market-Wert zurlickgefordert werden, sollte der Markt-to-Market-Wert
des Reverse-Repo-Geschéfts zur Berechnung des Nettoinventarwerts des Teilfonds
herangezogen werden. Termin-Repo-Geschéafte und Reverse-Repo-Geschéft bis
maximal sieben Tage sollten als Vereinbarungen betrachtet werden, bei denen die
Gesellschaft die Vermdgenswerte jederzeit zurtickfordern kann;

10.2.2 Erfiillung der unter 10.1.2, 10.1.3 und 10.1.4 aufgefiihrten Bedingungen;

10.2.3 wahrend der Laufzeit eines Pensionsgeschafts, bei dem die Gesellschaft als Kaufer
auftritt, darf die Gesellschaft die den Vertragsgegenstand bildenden Wertpapiere erst
verkaufen, nachdem der Kontrahent seine Option ausgeibt hat oder die Frist fir den
Rickkauf abgelaufen ist;

10.2.4 die von der Gesellschaft im Rahmen eines Pensionsgeschéfts erworbenen Wertpapiere
mussen mit der Anlagepolitk und den Anlagebeschrankungen des Teilfonds
Uibereinstimmen und beschréankt sein auf:

(i) kurzfristige Bankzertifikate oder Geldmarktinstrumente wie in der Richtlinie
2007/16/EG vom 19. Marz 2007 definiert;

(i) Anleihen nicht staatlicher Emittenten mit angemessener Liquiditat und
(iii) die vorstehend unter 10.1.7 (ii), (iii) und (vi) genannten Vermdgenswerte.

10.2.5 Die Gesellschaft legt zum Stichtag ihrer Jahres- und Halbjahresberichte den
Gesamtbetrag der offenen Pensionsgeschéfte offen.

10.3 Wiederanlage von Barsicherheiten

Unbeschadet der in vorstehendem Abschnitt 8 aufgefiihrten strengeren Bestimmungen kann die
Gesellschaft entgegengenommene Barsicherheiten im Rahmen von Wertpapierleih- und/oder
Pensionsgeschaften wie folgt neu anlegen in:

(@) Anteile von OGAs, bei denen es sich um Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur
handelt, wie in den CESR-Leitlinien fir eine einheitliche Definition europdischer
Geldmarktfonds definiert (Ref.: CESR/10-049);

(b) in kurzfristige Bankeinlagen, die gemaf vorstehendem Abschnitt 1 (f) geeignet sind;
(c) hohen Bonitatsanforderungen geniigende Staatsanleihen und
(d) in umgekehrte Pensionsgeschéfte.

Des Weiteren gelten die vorstehend unter 10.1.8, 10.1.9, 10.1.10 und 9.1.13 aufgefiihrten Bedingungen
mutatis mutandis in Bezug auf die Vermégenswerte, in die die Barsicherheit reinvestiert wird. Reinvestierte
Barsicherheiten muissen gemdaf vorstehendem Abschnitt 8.2 "Diversifizierung der Sicherheiten"
ausreichend diversifiziert sein. Die Wiederanlage der Barsicherheit in Finanzanlagen, die eine tUber dem
risikolosen Zinssatz liegende Rendite generiert, wird bei der Berechnung des Gesamt-Exposure der
Gesellschaft gemafR vorstehendem Abschnitt 7.2 bericksichtigt. In den Jahres- und Halbjahresberichten
der Gesellschaft wird offengelegt, in welche Vermdgenswerte die Barsicherheiten reinvestiert wurden.

Referenzwerte-Verordnung

Gemall Verordnung (EU) 2016/1011 (die ,Referenzwerte-Verordnung“) mussen Referenzwert-
Administratoren vor dem 1. Januar 2020 eine Zulassung oder Registrierung als Administrator beantragen.
Nach einer solchen Zulassung oder Registrierung erscheint der Referenzwert-Administrator oder der
Referenzwert im Register der Administratoren und Referenzwerte, das von der Europaischen Wertpapier-
und Marktaufsichtsbehdrde (ESMA) gemafR Artikel 36 der Referenzwerte-Verordnung gefiihrt wird. Zum
Datum dieses Prospekts verwenden die Teilfonds keinen Referenzwert mit einem Administrator, der
gemal der Referenzwerte-Verordnung im ESMA-Register enthalten ist. Die Gesellschaft analysiert derzeit
die Nutzung von Referenzwerten durch die Teilfonds im Sinne der Referenzwerte-Verordnung. Sollte der
(ggf.) von einem Teilfonds verwendete Referenzwert-Administrator oder Referenzwert im ESMA-Register

37



der Administratoren und Referenzwerte enthalten sein, wird die Gesellschaft diesen Prospekt sobald wie
mdglich und vor dem 1. Januar 2020 entsprechend aktualisieren.

Die Verwaltungsgesellschaft verfiigt Uber einen schriftlichen Plan, in dem die im Falle einer wesentlichen
Anderung oder Einstellung des Referenzwerts zu ergreifenden MaRnahmen gemafR Artikel 28 der
Referenzwerte-Verordnung dargelegt sind. Kopien dieser schriftlichen Plane kénnen wéahrend der blichen
Geschéftszeiten an jedem Bankgeschaftstag in Luxemburg am Sitz der Gesellschaft kostenlos eingesehen
werden.
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RISIKOFAKTOREN

Die nachstehenden Ausfuhrungen sind allgemeiner Art und beschreiben unterschiedliche Risikofaktoren, die mit
einer Anlage in die Anteile verbunden sind. Nachstehend sind einige Risikofaktoren aufgefiihrt, die mit einer Anlage
in die Anteile verbunden sind und auf die die Anleger ausdriicklich aufmerksam gemacht werden. Diese Aufstellung
ist jedoch nicht erschépfend und es kdnnte noch weitere Erwagungen geben, die beziglich einer Anlage zu
berticksichtigen sind. Anleger sollten zudem die im jeweiligen Produktanhang erlauterten zusatzlichen Risiken
beachten, die (gegebenenfalls) mit einer bestimmten Ausgabe von Anteilen verbunden sind. Anleger sollten sich an
ihre eigenen Berater wenden, bevor sie eine Anlage in die Anteile in Betracht ziehen. Welche Faktoren fir die
Anteile eines bestimmten Teilfonds im Einzelnen relevant sind, wird von mehreren Kriterien abhéngig sein, die
miteinander in Zusammenhang stehen, darunter auch die Art der Anteile, des Basiswertes, der Hedging-Anlage(n)
und der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds.

Eine Anlage in die Anteile sollte erst nach griindlicher Abwégung séamtlicher Faktoren erfolgen.
. Einflihrung

Eine Anlage in die Anteile ist mit Risiken verbunden. Diese Risiken koénnen unter anderem Aktien- und
Rentenmarktrisiken, Wechselkurs-, Zins-, Kredit- und Volatilitétsrisiken sowie politische Risiken beinhalten bzw.
damit verbunden sein. Jedes dieser Risiken kann auch zusammen mit anderen Risiken auftreten. Auf einige dieser
Risikofaktoren wird nachstehend kurz eingegangen. Potenzielle Anleger sollten ber Erfahrung mit Anlagen in
Instrumente wie z. B. die Anteile, die Hedging-Anlage(n), den Basiswert, die OTC-Swap-Transaktion(en) und
sonstige Derivatetransaktionen und/oder -instrumente, in die der jeweilige Teilfonds anlegt, verfigen. Auch sollten
sich Anleger Uber die mit einer Anlage in die Anteile verbundenen Risiken im Klaren sein und erst dann eine
Anlageentscheidung treffen, wenn sie mit ihren Rechts-, Steuer- und Finanzberatern, Wirtschaftsprufern oder
sonstigen Beratern umfassend iber (i) die Eignung einer Anlage in die Anteile unter Berlicksichtigung ihrer
personlichen Finanz- bzw. Steuersituation und sonstiger Umstande, (ii) die im vorliegenden Prospekt enthaltenen
Informationen, (iii) die Art des Basiswerts und (iv) die Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von derivativen
Techniken durch den Teilfonds und (v) die Art der Hedging-Anlage(n) beraten haben.

Anleger in die Anteile sollten zur Kenntnis nehmen, dass die Anteile im Wert fallen kénnen; ferner sollten Anleger in
der Lage sein, den Verlust ihres gesamten eingesetzten Kapitals zu tragen. Haben die Anteile einen
Falligkeitstermin, so gilt: Je kiirzer die Restlaufzeit der Anteile, desto héher das Risiko eines mdglichen Wertverlusts
bei den Anteilen. Selbst wenn die Anteile durch die Anlage in die Hedging-Anlage(n) einen gewissen Schutz
vorsehen (diese Form des Schutzes wird, sofern vorgesehen, im entsprechenden Produktanhang beschrieben), gilt
dieser Schutzmechanismus u. U. nicht in vollem Umfang fir den Ersterwerb der Anteile durch den Anleger. Dies ist
insbesondere der Fall, wenn (i) der Kauf, der Verkauf oder die Zeichnung der Anteile nicht wahrend des
Angebotszeitraums erfolgt, (ii) die Anteile vor dem Féalligkeitstermin (sofern vorhanden) zur Riicknahme eingereicht
oder verauflert werden oder (iii) die Hedging-Anlage(n) oder die zur Koppelung der Hedging-Anlage(n) an den
Basiswert eingesetzten Techniken nicht den erwarteten Ertrag erzielen. Vor einer Anlage in die Anteile sollten
Uberlegungen dahingehend angestellt werden, in welche Richtung sich der Wert des Basiswertes und der Hedging-
Anlage(n) entwickeln bzw. wann diese Entwicklung eintreten und welches Ausmal3 sie annehmen kénnte, da die
Rendite einer solchen Anlage u. a. von diesen Anderungen abhé&ngig ist.

Risikofaktoren kénnen zeitgleich auftreten und/oder sich gegenseitig verstarken, was sich in unvorhersehbarer Art
und Weise auf den Wert der Anteile auswirken kann. Es kann keine Zusicherung dahingehend gegeben werden,
wie sich das gleichzeitige Auftreten mehrerer Risikofaktoren auf den Wert der Anteile auswirkt.

Il.  Allgemeine Risikofaktoren
Il.a. Vergangene und kunftige Wertentwicklung

Die vergangene Wertentwicklung eines Teilfonds, wie sie im Dokument mit wesentlichen Anlegerinformationen oder
in Marketingmaterial abgedruckt ist, bietet keine Gewahr fur zukinftige Renditen und sollte auch nicht als Richtwert
herangezogen werden. Gleichermaf3en darf die in der Vergangenheit erzielte Wertentwicklung des Basiswerts, der
Hedging-Anlage(n) oder sonstiger Anlagen des Teilfonds nicht als Indikator fiir die zukunftige Wertentwicklung einer
Anlage in den Teilfonds verstanden werden. Das Verfolgen von Anlageziel und Anlagepolitik durch den Teilfonds ist
mit Unsicherheitsfaktoren verbunden. Es kann keine Zusicherung dahingehend gegeben werden, dass sich
geeignete Anlagemdglichkeiten finden werden, in die das gesamte Kapital des Teilfonds investiert werden kann. Es
kann keine Zusicherung abgegeben werden, dass die vom Anlageverwalter im Namen des Teilfonds getatigten
Anlagen gewinnbringend sind. Die Wertentwicklung eines Teilfonds hangt von verschiedenen Faktoren ab, so unter
anderem von der Wertentwicklung des Referenzindex, Gebiihren und Aufwendungen, Steuern und sonstigen
Abgaben, die anfallen und/oder abgezogen werden bzw. mdéglicherweise bereits angefallen und/oder abgezogen
worden sind. Diese Faktoren &ndern sich in der Regel innerhalb von Wertermittlungszeitraumen und es wird daher
darauf hingewiesen, dass durch die Einwirkung (oder fehlende Einwirkung) mancher oder aller dieser Faktoren die
Wertentwicklung innerhalb eines Wertermittlungszeitraums im Vergleich zu einem anderen Wertermittlungszeitraum
besser oder schlechter erscheinen kann.

Il.b. Bewertung der Anteile

Der Wert eines Anteils schwankt u. a. infolge von Wertéanderungen in Bezug auf den Basiswert und gegebenenfalls
die Hedging-Anlage(n), die OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstige Derivatetransaktionen und/oder -instrumente.
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Il.c. Bewertung des Basiswerts, der Hedging-Anlage(n), der OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstiger
Derivatetransaktionen und/oder -instrumente

Der Wert des Basiswerts, der Hedging-Anlage(n), der OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstiger
Derivatetransaktionen und/oder -instrumente kann Schwankungen unterliegen und aufgrund verschiedener
Faktoren steigen oder fallen, u. a. auch aufgrund von KapitalmaRnahmen, makrotkonomischer Faktoren und
Spekulationen. Handelt es sich bei dem Basiswert um einen Index oder einen aus Wertpapieren oder Indizes
bestehenden Basket, so konnen die Wertveranderungen bei einem Wertpapier bzw. Index durch
Wertschwankungen bei anderen Wertpapieren bzw. Indizes, die Bestandteile des Basiswertes sind, oder durch
Wertveranderungen der Hedging-Anlage(n) selbst entweder ausgeglichen oder noch verstarkt werden.

Der Basiswert, die Hedging-Anlage(n), die OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstige Derivatetransaktionen und/oder
-instrumente kénnen eine komplexe und speziell ausgerichtete Struktur aufweisen. Bewertungen dieser
Vermdgenswerte oder derivativen Techniken sind gewdhnlich nur von einer begrenzten Anzahl von Marktakteuren
erhaltlich, die haufig als Kontrahenten bei den zu bewertenden Transaktionen auftreten. Diese Bewertungen
basieren oft auf einer bestimmten Methode oder bestimmen Marktannahmen, und es konnen deutliche
Unterschiede zwischen den verfligbaren Bewertungen bestehen.

Il.d. Wechselkurse

Eine Anlage in die Anteile kann direkt oder indirekt Wechselkursrisiken mit sich bringen. Es ist z. B. mdglich, dass (i)
der Basiswert ein direktes oder indirektes Exposure in Bezug auf verschiedene Wahrungen in Emerging Markets
oder Industrielandern aufweist; (i) die Wertentwicklung des Basiswertes, seiner Basiswertpapiere und/oder
gegebenenfalls der Hedging-Anlage(n) auf eine andere Wahrung als die Referenzwéhrung lautet; (iii) die Anteile auf
eine andere Wahrung lauten als die Wahrung der Rechtsordnung, in der der Anleger seinen Wohnsitz hat, und/oder
(iv) die Anteile auf eine andere Wahrung lauten als die W&hrung, in der der Anleger Zahlungen zu erhalten wiinscht.

Die Wechselkurse zwischen Wahrungen werden nach dem Grundsatz von Angebot und Nachfrage an den
internationalen Devisenmarkten festgesetzt, die wiederum von makrodkonomischen Faktoren (wie beispielsweise
der wirtschaftlichen Entwicklung in den unterschiedlichen Wahrungszonen, den Zinssatzen und internationalen
Kapitalbewegungen), Spekulationen sowie Interventionen von Seiten der jeweiligen Notenbanken bzw. Regierungen
beeinflusst werden (einschlielich der Auferlegung von Devisenkontrollen bzw. -beschrankungen).

Die Teilfonds kénnen zum Schutz gegen ungiinstige Wechselkursschwankungen Wahrungsabsicherungsgeschéfte
eingehen. Diese Absicherungsgeschafte kdnnen aus Devisentermingeschéaften oder sonstigen Arten von
Derivatekontrakten bestehen, die ein Wahrungsabsicherungs-Exposure darstellen, das in regelmafRigen Abstanden
Jrolliert wird. Unter solchen Umstdnden werden die Hedging-Transaktionen gegebenenfalls nicht um das
Wahrungsrisiko angepasst, das sich aus der Wertentwicklung des Portfolios des Teilfonds zwischen zwei
aufeinanderfolgenden Roll-Tagen ergibt, wodurch sich die Effektivitdt der Absicherung verringern kann und
Gewinne oder Verluste fur Anleger entstehen koénnen. Anleger werden darauf hingewiesen, dass mit der
Verwendung von Wahrungsabsicherungsgeschéften Kosten verbunden sein kdnnen, die gegebenenfalls von dem
Teilfonds zu tragen sind.

Il.e. Zinsen

Mit einer Anlage in die Anteile kdnnen Zinsrisiken einhergehen. Schwankungen bei den Zinssatzen der Wéhrung
bzw. Wahrungen, auf die die Anteile, der Basiswert und/oder gegebenenfalls die Hedging-Anlage(n) lauten, kénnen
sich auf die Finanzierungskosten und den Wert der Anteile auswirken.

Zinssétze werden nach dem Grundsatz von Angebot und Nachfrage an den internationalen Geldméarkten
festgesetzt, die wiederum von makrotkonomischen Faktoren (wie beispielsweise der wirtschaftlichen Entwicklung in
den unterschiedlichen Wé&hrungszonen, den Zinssatzen und internationalen Kapitalbewegungen, Spekulationen
sowie Interventionen von Seiten der jeweiligen Notenbanken bzw. Regierungen beeinflusst werden einschlie3lich
der Auferlegung von Devisenkontrollen bzw. -beschrankungen).

I.Lf. Volatilitait am Markt

Die Volatilitat am Markt und/oder die Volatilitit des Basiswertes, der Hedging-Anlage(n), der OTC-Swap-
Transaktion(en) und sonstiger Derivatetransaktionen und/oder -instrumente kdnnen sich auf den Wert der Anteile
auswirken. Die Volatilitét spiegelt das Ausmal der Instabilitdt und der erwarteten Instabilitdt des Werts der Anteile,
des Basiswerts, der Hedging-Anlage(n), der OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstiger Derivatetransaktionen
und/oder -instrumente wider. Die am Markt herrschende Volatilitét ist nicht nur ein Gradmesser fir die tatsachliche
Volatilitdt, sondern wird auch entscheidend von den Kursen bzw. Preisen fur Instrumente bestimmt, die den
Anlegern Schutz gegen diese Volatilitat bieten. Die Preise bzw. Kurse dieser Instrumente richten sich nach dem
Grundsatz von Angebot und Nachfrage an den Markten fir Optionen und Derivate allgemein. Diese Marktkrafte
werden ihrerseits von Faktoren wie z. B. der tatséchlichen Volatilitat, der erwarteten Volatilitat, makroékonomischen
Faktoren und Spekulationen beeinflusst.

Il.g. Kreditrisiko

Die Fahigkeit der Gesellschaft zu Auszahlungen an Anteilsinhaber in Bezug auf die Anteile ist in dem Male
eingeschrénkt, in dem die Gesellschaft andere Verbindlichkeiten Ubernimmt oder ihr solche auferlegt werden. Mit
dem Basiswert, der bzw. den Hedging-Anlage(n), der bzw. den OTC und sonstigen Derivatetransaktionen und/oder
-instrumenten kann ein Ausfallrisiko in Bezug auf die Leistungspflichten eines Emittenten oder Kontrahenten
verbunden sein. So bergen Anlagen in Anleihen oder andere Schuldtitel unter Umstéanden ein Kreditrisiko in Bezug
auf den Emittenten, fir das das Bonitatsrating des Emittenten als MaR3stab dienen kann. Nachrangige Schuldtitel
bzw. Schuldtitel, die ein schlechteres Rating aufweisen, werden in der Regel als Wertpapiere mit einem hdheren
Kreditrisiko und einer héheren Ausfallwahrscheinlichkeit angesehen als Wertpapiere, die mit einem héheren Rating
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begeben werden. Gerét ein Emittent von Anleihen oder anderen Schuldtiteln in finanzielle oder wirtschaftliche
Schwierigkeiten, kann sich dies auf den Wert der jeweiligen Wertpapiere (der auf null sinken kann) und auf die
Zahlungen, die auf diese Wertpapiere geleistet werden (die ebenfalls auf null sinken kdnnen), auswirken. Dies kann
sich wiederum auf den Nettoinventarwert je Anteil auswirken. Anleger in einen Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik
sollten zur Kenntnis nehmen, dass, sofern zutreffend, die Hedging-Anlage(n) fur diesen Teilfonds in der Regel
Anleihen und sonstige Schuldtitel beinhaltet bzw. beinhalten, die mit einem Kreditrisiko verbunden sind, das der
Teilfonds tragt, sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anderweitig angegeben. Ist bei einem solchen Teilfonds
Uiberdies ein Kapitalschutzmechanismus vorgesehen, so wird dieser Mechanismus oftmals nur dann seinen Zweck
erfillen, wenn Kapital- und Zinszahlungen auf die Anleihen bzw. sonstigen Schuldtitel, in die der Teilfonds als
Hedging-Anlage(n) investiert, ordnungsgeman geleistet werden.

Il.h. Liquiditatsrisiko

Bestimmte Arten von Vermégenswerten oder Wertpapieren, in die der Teilfonds anlegt oder die dem Teilfonds als
Sicherheit bereitgestellt werden, kdnnen nur schwer erworben oder verkauft werden, insbesondere in Zeiten
ungiinstiger Marktbedingungen. Dies kann sich auf die Fahigkeit des Teilfonds zum Erwerb oder Verkauf solcher
Vermogenswerte oder Wertpapiere oder den Preis, zu dem der Teilfonds diese erwerben oder verkaufen kann,
auswirken. Dadurch kann gegebenenfalls auch die Preisermittlung fur die Bestandteile des Basiswertes erschwert
und somit der Wert des Basiswertes negativ beeinflusst werden. Dies kann sich negativ auf den Nettoinventarwert
je Anteil des Teilfonds auswirken.

Ili. Besondere Beschrankungen im Zusammenhang mit den Anteilen

Bestimmungen hinsichtlich der Zeichnung und der Riucknahme von Anteilen gewahren der Gesellschaft
Ermessensfreiheit bezliglich der Begrenzung der Anzahl von Anteilen, die an einem Transaktionstag zur Zeichnung
und fir Ricknahmen zur Verfugung stehen. Des Weiteren kann die Gesellschaft in Verbindung mit solchen
Einschrankungen die Zeichnung oder die Ricknahme verschieben oder anteilsméagig durchfihren. Bei verspatetem
Eingang von Zeichnungs- oder Rucknahmeantrdgen kommt es auerdem zu einer Verzdgerung zwischen dem
Zeitpunkt des Antragseingangs und dem tatsachlichen Zeichnungs- oder Riicknahmedatum. Diese Verschiebungen
oder Verzégerungen kdnnen zu einer Verringerung der Anzahl von Anteilen oder des Riicknahmebetrags fuihren.

Anleger sollten des Weiteren zur Kenntnis nehmen, dass Beschréankungen im Zusammenhang mit der Zeichnung,
dem Besitz und der Ricknahme von Anteilen sowie dem Handel mit Anteilen bestehen kdnnen. Diese
Beschrankungen kdnnen zur Folge haben, dass Anleger die Anteile nicht uneingeschrénkt zeichnen, besitzen,
handeln und/oder zur Ricknahme einreichen kdnnen. Zuséatzlich zu den nachfolgend beschriebenen Parametern
kénnen sich auch Beschrankungen in Form bestimmter Anforderungen wie z. B. dem Mindestanlagebetrag bei
Erstzeichnung, dem Mindestanlagebetrag bei Erst- und Folgezeichnung, dem Mindestanlagebetrag bei
Folgezeichnungen und dem Vorgeschriebenen Mindestbestand ergeben.

Il.j. Risiko wesentlicher Anteilsinhaber

Bestimmte Kontoinhaber kénnen gelegentlich einen wesentlichen Prozentsatz der Anteile eines Teilfonds besitzen
oder beherrschen. Dabei ist der Teilfonds folgendem Risiko ausgesetzt: Wenn wesentliche Anteilsinhaber einen Teil
ihres Anteilsbestands oder ihren gesamten Anteilsbestand zurtickgeben, oder Anteile in groBem Umfang und/oder
regelmanig erwerben, kann dies die Wertentwicklung eines Teilfonds negativ beeinflussen, falls er gezwungen ist,
Wertpapiere des Portfolios zu veraufRern oder Geld zu investieren, obwohl der Anlageverwalter dies unter anderen
Umsténden nicht machen wirde. Dieses Risiko ist besonders ausgepréagt, wenn ein Anteilsinhaber einen
erheblichen Anteil eines Teilfonds besitzt. Ricknahmen einer grof3en Anzahl von Anteilen kénnen die Liquiditat
eines Teilfondsportfolios beeinflussen, die Transaktionskosten eines Teilfonds erhéhen und/oder zur Schliel3ung
eines Teilfonds fuhren.

Il.k. Institutionelle Anleger und Private Anleger

Die Gesellschaft wird keine Anteile der Klasse "I" an Personen bzw. Gesellschaften ausgeben, die nicht als
Institutionelle Anleger einzustufen sind. Des Weiteren wird die Gesellschaft Ubertragungen dieser Anteile an die
vorgenannten Personen bzw. Gesellschaften nicht als rechtswirksam behandeln. Die Gesellschaft wird nach
eigenem Ermessen die Ausgabe bzw. Ubertragung von Anteilen der Klasse "I" verweigern, wenn keine
ausreichenden Nachweise dahingehend vorliegen, dass die Person bzw. die Gesellschaft, an die diese Anteile
verkauft oder Ubertragen werden, als Institutioneller Anleger einzustufen ist. Bei der Entscheidung, ob es sich bei
dem Anleger bzw. Erwerber um einen Institutionellen Anleger handelt, wird die Gesellschaft die von den
Luxemburger Aufsichtsbehérden erlassenen Richtlinien und Empfehlungen (soweit anwendbar) in gebiihrendem
MaRe beriicksichtigen. Institutionelle Anleger, die Anteile in ihrem Namen, aber fir und im Auftrag von Dritten,
zeichnen, missen der Gesellschaft gegeniiber wie vorstehend beschrieben den Nachweis erbringen, dass die
Zeichnung fiir und im Auftrag eines Institutionellen Anlegers erfolgt, und die Gesellschaft kann nach ihrem alleinigen
Ermessen Nachweise dahingehend verlangen, dass es sich bei dem wirtschaftlichen Eigentimer der Anteile um
einen Institutionellen Anleger handelt.

IL.l.  Marktstérungen und Abwicklungsstérungen

Die Feststellung einer Marktstdrung oder einer Abwicklungsstérung im Zusammenhang mit (einer) Hedging-
Anlage(n) oder einem Basiswert (wie u. U. im Einzelnen im Produktanhang beschrieben) kann sich auf den Wert der
Anteile und/oder die Anlagepolitik auswirken sowie den Eintritt eines Falligkeitstermins und/oder die Abwicklung in
Bezug auf die Hedging-Anlage(n), den Basiswert und/oder die Anteile verzégern.
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Il.m. Besteuerung

(i) Allgemeines

Anleger in die Anteile sollten sich dariiber im Klaren sein, dass sie u. U. zur Zahlung von Einkommensteuern,
Quellensteuern, Kapitalertragsteuern, Vermdgenssteuern, Stempelsteuern oder sonstigen Steuern auf
Ausschittungen bzw. ausschiittungsgleiche Ertrdge des Teilfonds, VerauRerungsgewinne (unabhéangig davon, ob
diese VerauRerungsgewinne realisiert wurden oder nicht) oder auf zugeflossene, aufgelaufene oder als zugeflossen
geltende Ertrdge des Teilfonds etc. verpflichtet sind. Diese Steuerpflicht gilt nach MaRRgabe der Gesetzgebung und
Praxis des Landes, in dem die Anteile erworben, verkauft, gehalten oder zur Riicknahme eingereicht werden, und
des Landes, dessen Staatsangehdrigkeit der Anteilsinhaber besitzt bzw. in dem er fur Steuerzwecke anséassig ist.

Anleger sollten sich dartiber im Klaren sein, dass sie u. U. Steuern auf Ertrage bzw. als Ertrdge geltende Einkunfte
entrichten missen, die von einem Teilfonds vereinnahmt wurden oder bei einem Teilfonds aufgelaufen sind.
Steuern kdnnen auf der Grundlage der zugeflossenen und/oder als zugeflossen geltenden und/oder beim Teilfonds
aufgelaufenen Ertrage in Bezug auf die Hedging-Anlage(n) veranlagt werden, wahrend die Wertentwicklung des
Teilfonds, und in der Folge der von den Anlegern im Anschluss an die Riicknahme der Anteile vereinnahmte Ertrag,
vollstéandig oder teilweise von der Wertentwicklung des Basiswertes abhéngig ist. Dies kann zur Folge haben, dass
Steuern auf Grundlage von Ertrdgen und/oder einer Wertentwicklung veranlagt werden, von denen der Anleger nur
zum Teil oder Gberhaupt nicht profitiert.

Anleger, die Zweifel in Bezug auf ihre steuerliche Lage haben, sollten einen unabhangigen Steuerberater
hinzuziehen. Ferner sollten sich Anleger darlber im Klaren sein, dass sich Steuervorschriften und ihre Anwendung
bzw. Auslegung durch die zustandigen Steuerbehodrden jeweils andern kénnen. Aus diesem Grund sind genaue
Voraussagen Uber die steuerliche Behandlung, die zum jeweiligen Zeitpunkt gelten wird, nicht méglich.

(i)  Foreign Account Tax Compliance Act — "FATCA"

Die Bestimmungen des Foreign Account Tax Compliance Act (allgemein bekannt als "FATCA") sind Bestandteil des
Hiring Incentives to Restore Employment Act (der "Hire Act"), der im Mé&rz 2010 in den USA in Kraft getreten ist.
Diese Bestimmungen des US-Rechts dienen der Bekampfung von Steuerflucht durch US-Blrger. Danach sind
Finanzinstitute auRerhalb der USA ("ausléandische Finanzinstitute" oder "FFIs") verpflichtet, der US-
Steuerbehdrde, dem Internal Revenue Service ("IRS"), jahrlich Angaben zu von "Spezifizierten US-Personen” direkt
oder indirekt unterhaltenen "Finanzkonten" zu machen.

Bei FFls, die dieser Berichtspflicht nicht nachkommen, wird ein Quellensteuerabzug von 30 % auf bestimmte
EinkUnfte aus US-Quellen vorgenommen.

Grundsatzlich haben Nicht-US-Fonds, wie zum Beispiel die Gesellschaft tUber ihre Teilfonds, FFI-Status und
mussen mit dem IRS einen FFI-Vertrag abschliel3en, sofern sie nicht als "FATCA-konform" eingestuft werden oder,
vorbehaltlich eines zwischenstaatlichen Model 1-Abkommens ("IGA"), als "Non-Reporting Financial Institution" die
Anforderungen des IGA ihres Heimatstaates erfullen. IGAs sind Abkommen zwischen den USA und anderen
Staaten zur Umsetzung der FATCA-Anforderungen. Am 28. Marz 2014 hat Luxemburg ein Model 1-Abkommen mit
den USA sowie ein zugehdriges Memorandum of Understanding unterzeichnet. Die Gesellschaft muss daher zu
gegebener Zeit die Bestimmungen eines solchen Luxemburger IGA einhalten.

Die Gesellschaft wird kontinuierlich das AusmalR der Anforderungen priifen, die FATCA und insbesondere das
Luxemburger IGA an sie stellen. In diesem Zusammenhang kann es u. a. erforderlich werden, dass die Gesellschaft
alle Anteilsinhaber auffordert, erforderliche Dokumente zum Nachweis ihrer Steueranséssigkeit vorzulegen, um auf
dieser Grundlage zu prifen, ob sie als Spezifizierte US-Personen einzustufen sind.

Anteilsinhaber und fiir Anteilsinhaber handelnde Intermedidre sollten beachten, dass nach den geltenden
Grundsétzen der Gesellschaft Anteile fir Rechnung von US-Personen weder angeboten noch verkauft werden und
spatere Ubertragungen von Anteilen auf US-Personen untersagt sind. Sofern Anteile von einer US-Person als
wirtschaftlichem Eigentimer gehalten werden, kann die Gesellschaft nach eigenem Ermessen eine
Zwangsrucknahme der entsprechenden Anteile vornehmen. Anteilsinhaber sollten dariiber hinaus beachten, dass
die Definition von Spezifizierten US-Personen im Sinne der FATCA-Vorschriften einen grof3eren Kreis von Anlegern
erfasst als die aktuelle Definition von US-Personen. Sobald Genaueres zur Umsetzung des IGA zwischen
Luxemburg und den USA bekannt ist, kann der Verwaltungsrat daher beschlieBen, dass es im Interesse der
Gesellschaft liegt, die Kriterien fur die Art von Anlegern, denen eine Anlage in die Teilfonds zukinftig untersagt ist,
strenger zu fassen und Vorschlage auszuarbeiten, wie mit dem Anteilsbestand von bestehenden Anlegern in
diesem Zusammenhang zu verfahren ist.

Il.n. Rechtliche und regulatorische Risiken

Die Gesellschaft hat die jeweils geltenden aufsichtsrechtlichen Beschrédnkungen und Gesetzesanderungen, die sie,
die Anteile oder die Anlagebeschrankungen betreffen, einzuhalten, wodurch u. U. eine Anderung der Anlagepolitik
und der Anlageziele eines Teilfonds und/oder die Neuausrichtung oder Beendigung einer entsprechenden Politik
bzw. entsprechender Ziele notwendig werden konnte. Der Basiswert sowie gegebenenfalls die Hedging-Anlage(n),
die OTC-Swap-Transaktion(en) und sonstige Derivatetransaktionen oder Wertpapierfinanzierungsgeschafte, die der
Teilfonds eingeht, und/oder Instrumente kénnen ebenfalls Anderungen von Gesetzen und Vorschriften und/oder
aufsichtsrechtlichen MaRnahmen unterliegen, die ihren Wert und/oder ihre Liquiditat beeinflussen kénnen oder in
irgendeiner Weise eine Neuausrichtung oder Beendigung erforderlich machen.

Il.o. Wirtschaftliche und politische Faktoren

Die Wertentwicklung der Anteile bzw. die Mdglichkeit zu deren Erwerb, Verkauf oder Ricknahme kann durch
konjunkturelle Veranderungen und Unsicherheitsfaktoren wie z. B. politische Entwicklungen, Anderungen der
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Regierungspolitik, die Auferlegung von Beschrankungen beim Kapitalverkehr und Anderungen der
aufsichtsrechtlichen Vorschriften nachteilig beeinflusst werden.

Il.p. Regulatorische Reformen

Der Prospekt wurde im Einklang mit den derzeit geltenden Rechtsvorschriften erstellt. Es ist nicht auszuschliel3en,
dass sich zukiinftige rechtliche und regulatorische Anderungen auf die Gesellschaft und/oder die Teilfonds sowie
deren jeweilige Anlageziele und Anlagepolitik auswirken. Durch neue oder gednderte Gesetze, Vorschriften und
Bestimmungen kann die Mdglichkeit eines Teilfonds, in bestimmte Instrumente anzulegen oder bestimmte
Transaktionen einzugehen, untersagt oder wesentlich beschréankt werden. Ferner kann einem Teilfonds dadurch die
Moglichkeit genommen werden, Transaktionen oder Dienstleistungsvertrdge mit bestimmten Rechtssubjekten
einzugehen. Dies kann die Fahigkeit aller oder einiger der Teilfonds zur Verfolgung ihrer jeweiligen Anlageziele und
Anlagepolitik beeintrachtigen. Die Einhaltung solcher neuen oder geadnderten Gesetze, Vorschriften und
Bestimmungen kann auBBerdem zu héheren Aufwendungen bei allen oder einigen der Teilfonds fihren und eine
Restrukturierung aller oder einiger der Teilfonds erforderlich machen, um die Einhaltung der neuen
Rechtsvorschriften zu gewahrleisten. Bei einer solchen Restrukturierung (sofern mdéglich) fallen unter Umstanden
Restrukturierungskosten an. Ist eine Restrukturierung nicht méglich, kann eine SchlieBung von betroffenen
Teilfonds notwendig sein. Eine (nicht erschopfende) Auflistung potenzieller regulatorischer Anderungen in der
Européischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika erfolgt nachstehend.

Il.g. Européische Union

In Europa sind derzeit verschiedene Regulierungsreformvorhaben im Gespréach, die sich auf die Gesellschaft und
die Teilfonds auswirken konnen. Zu einigen wichtigen Themen wurden auf politischer Ebene bereits
Entscheidungen getroffen, Vorschlage unterbreitet oder Konsultationen eingeleitet. Zu nennen sind unter anderem
die von der EU-Kommission eingeleitete Konsultation zu Produktvorschriften, Liquiditaitsmanagement,
Verwabhrstellen, Geldmarktfonds und zu langfristigen Anlagen im Hinblick auf eine weitere Revision der OGAW-
Richtlinie (d. h. die sogenannte "OGAW VI-Richtlinie") nebst der ESMA-Leitlinien 2012/832 zu ETFs und anderen
OGAW-Themen, die Vorschléage (i) zur Uberarbeitung des bestehenden Rechtsrahmens der Richtlinie Gber Markte
fur Finanzinstrumente (bezeichnet als MIFID Il) und (ii) fur in einer neuen Rechtsverordnung, bekannt als
Verordnung Uber Méarkte fur Finanzinstrumente (bezeichnet als "MiFIR"), enthaltene direkt anwendbare Vorschriften,
die Verabschiedung der Verordnung Uber Over-the-Counter-Derivate und Marktinfrastrukturen (bezeichnet als
"EMIR") durch das Europdaische Parlament sowie der Vorschlag fur eine Finanztransaktionssteuer ("FTT").

Il.r. Vereinigte Staaten von Amerika

Der US-Kongress, die SEC, die U.S. Commodity Futures Trading Commission ("CFTC") und andere
Regulierungsbehdrden haben ebenfalls Manahmen zur Verscharfung oder anderweitigen Abanderung der
Gesetze, Vorschriften und Bestimmungen zu Leerverkaufen, Derivaten und anderen Anlagetechniken und -
instrumenten ergriffen oder angekiindigt, in denen die Gesellschaft moglicherweise engagiert ist. Im Zuge des
Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act (der "Dodd-Frank Act”) wurde die sogenannte
"Volcker-Regel" eingefuhrt, die Beschrankungen fur Banken ("banking entities”) und Finanzunternehmen, die keine
Banken sind ("non-bank financial companies”) in Bezug auf bestimmte Aktivititen wie Eigenhandel und Anlagen in
bzw. Sponsoring von und Halten von Beteiligungen an Investmentfonds vorsieht.

Il.s. Wesentliche Anlagebestéande von DB-Konzernangehdrigen

Anleger sollten sich dariber im Klaren sein, dass DB-Konzernangehdrige jeweils Beteiligungen an einzelnen
Teilfonds halten kdnnen, die einen erheblichen Betrag oder Anteil des Gesamtanlagebestands des jeweiligen
Teilfonds ausmachen kénnen. Anleger sollten prufen, welche mdglichen Folgen diese Beteiligungen von DB-
Konzernangehdrigen fur sie haben kdnnen. So kdnnen DB-Konzernangehdrige zum Beispiel wie alle anderen
Anteilsinhaber ihre Anteile an einer Klasse des jeweiligen Teilfonds gemafR den Bestimmungen dieses Prospekts
vollstandig oder teilweise zur Ricknahme einreichen, was (a) zu einem Absinken des Nettoinventarwerts des
jeweiligen Teilfonds unter den Mindestnettoinventarwert fihren kénnte, woraufhin der Verwaltungsrat die
SchlielRung des Teilfonds und die Zwangsriicknahme aller Anteile des jeweiligen Teilfonds beschliel3en kdnnte, oder
(b) zu einem Anstieg des proportionalen Anteilsbesitzes der anderen Anteilsinhaber flihren kdnnte, der tber das
nach den fiir diesen Anteilsinhaber geltenden Gesetzen oder internen Richtlinien zuldssige Maf3 hinaus geht.

Il.t. Potenzielle Interessenkonflikte

Die folgenden Ausfiihrungen benennen bestimmte potenzielle Interessenabweichungen und Interessenkonflikte, die
in Zusammenhang mit dem Verwaltungsrat, Anteilsinhabern, der Verwaltungsgesellschaft und sonstigen
Dienstleistungsanbietern (hierzu zéhlen auch deren verbundene Unternehmen und jeweilige potenzielle Anleger,
Geschéftspartner, Mitglieder, Geschéftsfihrungsverantwortliche, leitende Angestellte, Mitarbeiter, Berater,
Beauftragte und Vertreter) (jeweils ein "Dienstleistungsanbieter"”) in Bezug auf alle oder einzelne der Teilfonds
(jleweils eine "Verbundene Person" und zusammen die "Verbundenen Personen") bestehen oder entstehen
koénnen.

Dieser Abschnitt erhebt keinen Anspruch auf Vollstdndigkeit und stellt keine umfassende Erlauterung sémtlicher
potenzieller Interessenabweichungen und -konflikte dar.

) Jede Verbundene Person kann unter bestimmten Umstanden als in einer treuh&nderischen Beziehung zu
einem Teilfonds stehend gelten und demzufolge die Verantwortung fir einen angemessenen Umgang mit
der Gesellschaft und dem jeweiligen Teilfonds haben. Die Verbundenen Personen kénnen jedoch an
Aktivitdten beteiligt sein, die von den Interessen der Gesellschaft, eines oder mehrerer Teilfonds oder
potenzieller Anleger abweichen oder mit ihnen kollidieren kbénnen. So kénnen sie beispielsweise:
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e untereinander oder mit der Gesellschaft jedwede Art von Finanz- und Bankgeschaften oder sonstigen
Transaktionen tatigen oder entsprechende Vertrage eingehen, unter anderem solche, die auf
Wertpapieranlagen der Gesellschaft oder Anlagen einer Verbundenen Person in eine Gesellschaft
oder eine Einrichtung gerichtet sind, deren Anlagen Bestandteil des Gesellschaftsvermégens sind,
oder an solchen Vertradgen oder Geschéften beteiligt sein;

e auf eigene Rechnung oder auf Rechnung Dritter Anlagen in Anteile, Wertpapiere oder
Vermdgenswerte der gleichen Art wie die Bestandteile des Gesellschaftsvermdgens tatigen und mit
diesen handeln;

e im eigenen oder fremden Namen durch oder gemeinsam mit dem Anlageverwalter oder der
Verwahrstelle oder einer Tochtergesellschaft, einem verbundenen Unternehmen, Vertreter oder
Beauftragten derselben am Kauf oder Verkauf von Wertpapieren oder sonstigen Anlagen an oder von
der Gesellschaft teilnehmen.

Vermogenswerte der Gesellschaft in Form von liquiden Mitteln oder Wertpapieren kdnnen bei einer
Verbundenen Person in Verwahrung gegeben werden. Liquide Mittel der Gesellschaft kdnnen in von einer
Verbundenen Person ausgegebene Einlagenzertifikate oder angebotene Bankeinlagen angelegt werden.
Auch Bank- oder vergleichbare Geschéfte kdnnen mit oder durch eine Verbundene Person getétigt werden.

. DB-Konzernangehdrige kdnnen als Dienstleistungsanbieter fungieren. DB-Konzernangehoérige koénnen
beispielsweise als Kontrahenten bei den mit der Gesellschaft eingegangenen Derivatetransaktionen oder -
kontrakten (fur die Zwecke dieses Prospektes der "Kontrahent" oder die "Kontrahenten") auftreten. In
diesem Zusammenhang koénnen DB-Konzernangehérige nach MalRgabe der jeweils getroffenen
Vereinbarungen auch als Verwaltungsratsmitglied, Vertriebsstelle, Basiswert-Sponsor, Basiswert-
Allokationsstelle, Market Maker, Verwaltungsgesellschaft und Anlageberater auftreten und gegentber der
Gesellschaft Leistungen als Unterverwahrer erbringen. Weiterhin kann in einigen Féllen ein Kontrahent zur
Bewertung solcher Derivatetransaktionen oder —kontrakte erforderlich sein. Diese Bewertungen kénnen als
Grundlage fir die Berechnung des Wertes bestimmter Vermdgenswerte der Gesellschaft dienen.

Der Verwaltungsrat ist sich bewusst, dass aufgrund der Funktionen, die DB-Konzernangehdrige im
Zusammenhang mit der Gesellschaft erfullen, Interessenkonflikte entstehen kdnnen. Fir solche Falle hat
sich jeder DB-Konzernangehorige verpflichtet, sich in angemessenem Rahmen um die gerechte Ldsung
derartiger Interessenkonflikte (im Hinblick auf ihre jeweiligen Pflichten und Aufgaben) sowie darum zu
bemihen, dass die Interessen der Gesellschaft und der Anteilsinhaber nicht unangemessen beeintrachtigt
werden.

Potenzielle Anleger sollten, jeweils unter dem Vorbehalt der rechtlichen und aufsichtsrechtlichen
Verpflichtungen von DB-Konzernangehdrigen bei der Ausiibung der oben genannten Funktionen, Folgendes
beachten:

e DB-Konzernangehorige ergreifen die MaRnahmen und unternehmen die Schritte, die sie fur
angemessen halten, um ihre eigenen Interessen zu wahren.

e DB-Konzernangehdrige sind in diesen Funktionen zur Verfolgung eigener Interessen berechtigt und
nicht zur Ricksichtnahme auf die Interessen von Anteilsinhabern verpflichtet.

¢ Die wirtschaftlichen Interessen von DB-Konzernangehorigen kénnen im Widerspruch zu denen der
Anteilsinhaber stehen. DB-Konzernangehdrige sind nicht verpflichtet, gegenuber Anteilsinhabern
solche Interessen offenzulegen oder Gewinne, Gebiihren, Provisionen oder sonstige Vergitungen, die
sich aus diesen Interessen ergeben, anzugeben oder offenzulegen, und koénnen ihre
Geschéftsinteressen und -aktivitaten weiterverfolgen, ohne dies vorher ausdriicklich gegenuber
Anteilsinhabern offenlegen zu missen.

e DB-Konzernangehodrige handeln nicht im Namen von Anlegern oder anderen Personen bzw.
Uibernehmen ihnen gegeniiber keine Sorgfaltspflichten oder treuh&nderischen Pflichten.

e DB-Konzernangehorige sind berechtigt, Gebihren oder andere Zahlungen zu vereinnahmen und
dirfen samtliche Rechte, die ihnen gegebenenfalls zustehen, u. a. das Recht zur Beendigung oder
zum Rucktritt, ausliben, auch wenn dies nachteilige Auswirkungen fiir die Anleger haben kann.

e DB-Konzernangehérige kénnen im Besitz von Informationen sein, die Anlegern mdglicherweise nicht
zuganglich sind. DB-Konzernangehérige sind nicht verpflichtet, derartige Informationen gegentber
Anlegern offenzulegen.

Unbeschadet des Vorstehenden ist der Verwaltungsrat der Ansicht, dass diese Interessenabweichungen oder -
konflikte angemessen gehandhabt werden kdnnen, und geht davon aus, dass die DB-Konzernangehérigen die
Eignung und Kompetenz zur Erbringung dieser Dienstleistungen besitzen und diese Funktionen ohne zusétzliche
Kosten fir die Gesellschaft erfillen, die entstehen wirden, wenn fur die Erbringung dieser Dienstleistungen die
Dienste Dritter in Anspruch genommen wurden.

Il.u. Operatives Geschéaft

Das operative Geschéft der Gesellschaft (darunter Anlageverwaltung, Vertrieb und Sicherheitenverwaltung) wird
von verschiedenen Dienstleistungsanbietern ausgefiihrt, von denen einige im Abschnitt "Verwaltung der
Gesellschaft" beschrieben werden. Die Gesellschaft wendet bei der Auswahl ihrer Dienstleistungsanbieter einen
strengen Due Diligence-Prozess an. Dennoch kdnnen operative Risiken auftreten, die sich negativ auf das operative
Geschéft der Gesellschaft auswirken koénnen. Dies kann sich auf unterschiedliche Weise niederschlagen,
beispielsweise in Form von Geschéftsunterbrechungen, einer schlechten Wertentwicklung, Fehlfunktionen oder
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Ausféllen der Informationssysteme, VerstoRen gegen aufsichtsrechtliche oder vertragliche Bestimmungen,
menschlichem Versagen, Fahrlassigkeit, Fehlverhalten von Mitarbeitern, Betrug oder kriminellen Handlungen.

Im Falle der Insolvenz eines Dienstleistungsanbieters kdnnte es fir Anleger zu Verzégerungen (zum Beispiel bei
der Bearbeitung von Zeichnungs-, Umtausch- oder Ricknahmeantrdgen fur Anteile) oder anderen Stdrungen
kommen.

Il.v. Depotbank

Ein wesentlicher Teil der Vermdgenswerte der Gesellschaft und die der Gesellschaft als Sicherheit bereitgestellten
Vermdgenswerte werden von der Verwahrstelle oder gegebenenfalls von Drittverwahrern bzw. Unterverwahrern
verwahrt. Hieraus ergeben sich fiir die Gesellschaft trotz geltender Pflichten zur Trennung von Vermdgenswerten
Verwahrungsrisiken. Die Gesellschaft ist zudem im Falle eines Feuers oder anderer Naturkatastrophen dem Risiko
eines Verlusts dieser Vermdgenswerte ausgesetzt.

Werden sowohl Vermdgenswerte der Gesellschaft als auch die Vermdgenswerte, die der Gesellschaft als
Sicherheiten bereitgestellt werden, durch Unterverwahrer der Verwahrstelle oder Drittverwahrer bzw.
Unterverwahrer in einem Schwellenland verwahrt, unterliegt die Gesellschaft einem erhdhten Verwahrrisiko. Dieses
erhohte Risiko ist bedingt durch die Tatsache, dass sich Schwellenlander per definitionem "im Umbruch" befinden
und daher den Risiken rascher politischer Veranderungen und wirtschaftlicher Riickgange ausgesetzt sind. In den
letzten Jahren gab es in vielen Emerging Markets-Landern bedeutende politische, wirtschaftliche und soziale
Veranderungen. In vielen Féllen haben politische Erwagungen zu erheblichen wirtschaftlichen und sozialen
Spannungen gefuhrt, und in einigen Fallen kam es in diesen Landern sowohl zu einer politischen wie auch zu einer
wirtschaftlichen Instabilitét. Politische oder wirtschaftliche Instabilitdt kann sich negativ auf die sichere Verwahrung
der Vermogenswerte der Gesellschaft auswirken.

Il.w. Risiko der Referenzwerte-Reform

Vorwurfe der Manipulation von Referenzzinssétzen wie LIBOR und EURIBOR haben zu intensiveren Prifungen
dieser Referenzwerte und der allgemeinen Verwendung von Referenzwerten durch Marktteilnehmer gefuhrt, was
schlieBlich die Einfihrung der EU-Referenzwerte-Verordnung (Verordnung (EU) 2016/1011) nach sich zog. Dariiber
hinaus haben Zweifel bezilglich des Fortbestands bestimmter Referenzwerte bereits dazu gefihrt, dass sich
Marktteilnehmer, unterstiitzt von Aufsichtsbehdrden, vermehrt an alternativen risikofreien Zinsséatzen (risk free rates,
»,RFR") orientieren.

Die UK Financial Conduct Authority hat beispielsweise 6ffentlich klargestellt, dass sich die Marktteilnehmer vor
Ende 2021 auf die Beendigung des LIBOR und den Ubergang zu alternativen RFR vorbereiten sollten. Aufgrund
dieser aufsichtsrechtlichen und marktspezifischen Entwicklungen kénnen bestehende Referenzwerte entweder
schrittweise auslaufen oder mussen beendet bzw. umstrukturiert werden. Wenn ein Teilfonds auf solche
Referenzwerte verweist bzw. diese verwendet, oder (direkte oder indirekte) Anlagen des Teilfonds auf solche
Referenzwerte verweisen bzw. sie verwenden, kann es notwendig sein, die Referenzwerte gegen Alternativen
auszutauschen und den Teilfonds bzw. die entsprechenden Anlagen zu beenden oder umzustrukturieren.

Il.x. Cybersicherheitsrisiko

Ausfélle oder Sicherheitsverstof3e in den elektronischen Systemen der Gesellschaft, ihrer Dienstleister oder der
Emittenten der Wertpapiere, in die ein Teilfonds investiert, konnen Stdrungen verursachen und den
Geschéftsbetrieb eines Teilfonds negativ beeinflussen, wodurch dem Teilfonds und seinen Anteilsinhabern Verluste
entstehen  kénnen. Obwohl die Verwaltungsgesellschaft Plane zur  Geschéftsfortfihrung  und
Risikomanagementsysteme fur Sicherheitsverstt3e oder Systemausfélle erstellt hat, sind diese Plane und Systeme
nur begrenzt anwendbar. Zudem entziehen sich die Cybersicherheitsplane und -systeme der Dienstleister der
Gesellschaft bzw. der Emittenten von Wertpapieren, in die ein Teilfonds investiert, der Kontrolle der
Verwaltungsgesellschaft.

Ill.  Besondere Risiken in Bezug auf Teilfonds, die die Wertentwicklung eines Basiswertes abbilden sollen
lll.a. Lizenz fur die Nutzung des Basiswertes

Bestimmten Teilfonds wurde vom jeweiligen Basiswert-Sponsor eine Lizenz dafir gewabhrt, den jeweiligen Basiswert
dazu zu nutzen, einen auf diesem Basiswert basierenden Teilfonds aufzulegen, sowie bestimmte Marken und
Urheberrechte in Bezug auf den jeweiligen Basiswert zu nutzen. Ein Teilfonds kann unter Umstdnden sein
Anlageziel nicht erreichen und beendet werden, wenn die Lizenzvereinbarung zwischen dem Teilfonds und dem
jeweiligen Index-Sponsor gekindigt wird. Ein Teilfonds kann unter Umstéanden sein Anlageziel nicht erreichen und
beendet werden, wenn die Lizenzvereinbarung gekiindigt wird.

lll.b. Kein Ermessensspielraum der Verwaltungsgesellschaft, auf Marktverdnderungen zu reagieren

Fonds mit Indirekter Anlagepolitik und Fonds mit Direkter Anlagepolitik, die einen passiven Ansatz verfolgen,
werden nicht "aktiv verwaltet". Das bedeutet, dass die Verwaltungsgesellschaft das Portfolio solcher Teilfonds in
seiner Zusammensetzung nur anpassen wird, um eine genaue Abbildung von Zusammensetzung, Duration und
Total Return (Gesamtrendite) des jeweiligen Basiswertes zu erreichen. Solche Teilfonds versuchen nicht, ihren
Referenzmarkt zu "schlagen", und gehen nicht in fallenden oder als Uberbewertet beurteilten Markten
voriibergehend defensive Positionen ein. Dementsprechend kénnen Verluste beim Basiswert einen entsprechenden
Wertverlust der Anteile des jeweiligen Teilfonds nach sich ziehen.

lll.c. Berechnung und Veréffentlichung des Basiswertes

Es ist nicht auszuschlieRen, dass der Basiswert zukiinftig nicht mehr auf der in diesem Prospekt beschriebenen
Grundlage berechnet und verdffentlicht wird oder erheblich verandert wird. Verdnderungen des Basiswertes kdnnen
sich negativ auf den Wert der Anteile auswirken.
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l1.d. Anderungen in Bezug auf den Basiswert oder Beendigung des Basiswertes

Ein Teilfonds kann beendet werden, wenn der entsprechende Basiswert nicht mehr verwaltet, zusammengestellt
oder veroffentlicht wird und es keinen Ersatz fir den Basiswert gibt, dem (nach biligem Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft) dieselbe oder im Wesentlichen dieselbe Formel, Berechnungsmethode oder Strategie
zugrunde liegt, wie sie zur Berechnung des jeweiligen Basiswertes verwendet wird.

Ill.e. Haufigkeit und Kosten der Neugewichtung

Jeder Anleger sollte im Hinblick auf seine Anlagestrategie die Haufigkeit der Neugewichtung des jeweiligen
Basiswertes berticksichtigen.

Anleger sollten beachten, dass durch eine Indexneugewichtung die Bestandteilsgewichtungen des jeweiligen
Basiswertes angepasst werden kénnen, um sicherzustellen, dass der Markt bzw. die Markte, der bzw. die
widergespiegelt werden soll/sollen, richtig abgebildet wird/werden. Eine Indexneugewichtung kann entweder (i) an
festen Terminen erfolgen (fiir eine nahere Beschreibung der Haufigkeit der Neugewichtung des jeweiligen
Basiswerts wird soweit relevant auf den jeweiligen Produktanhang verwiesen) oder (ii) ad hoc, beispielsweise zur
Beriicksichtigung von Unternehmensaktivitaten wie Fusionen und Ubernahmen.

Bei Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik kdnnen sich die Kosten fiir die Neugewichtung im Wert des Basiswerts und
damit im Nettoinventarwert des jeweiligen Teilfonds widerspiegeln. Etwaige Neugewichtungskosten werden im
jeweiligen Produktanhang ausgewiesen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass solche Kosten
unter verschiedenen Bezeichnungen erscheinen kénnen (z. B. Neugewichtungskosten, Replikationskosten,
Neuzusammensetzungskosten, Rollkosten, Handelskosten oder Transaktionskosten).

Bei Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik kann die Neugewichtung eines Basiswertes eine entsprechende
Neugewichtung des Teilfonds-Portfolios aus Ubertragbaren Wertpapieren oder sonstigen geeigneten
Vermogenswerten erfordern. Dies kann Transaktionskosten verursachen, die die Gesamtperformance des
jeweiligen Teilfonds schmalern.

IV. Besondere Risiken bei Fonds mit Indirekter Anlagepolitik

Fonds mit Indirekter Anlagepolitik zielen darauf ab, Anlegern durch den Einsatz von Unfunded Swaps und/oder Fully
Funded Swaps einen an einen Basiswert gekoppelten Ertrag zukommen zu lassen.

IV.a. Derivate

Der Einsatz von Unfunded Swaps und/oder Fully Funded Swaps unterliegt bestimmten, mit Derivaten verbundenen
Risiken. Weitere Informationen sind dem nachstehenden Abschnitt "VI. Einsatz von Derivaten" zu entnehmen.

IV.b. Basiswert
Risikofaktoren in Bezug auf den Basiswert sind den vorstehenden Abschnitten Ill.a bis Ill.e zu entnehmen.
IV.c. Abbildung des Basiswertes durch einen Fonds mit Indirekter Anlagepolitik

Anleger sollten sich daruber im Klaren sein und verstehen, dass der Wert und die Wertentwicklung der Anteile von
dem Wert und der Wertentwicklung des Basiswertes abweichen konnen. Basiswerte kénnen theoretische
Konstrukte sein, die auf bestimmten Annahmen beruhen. Teilfonds, deren Ziel in der Nachbildung solcher
Basiswerte besteht, kbnnen Beschrankungen und Bedingungen unterliegen, die von den dem jeweiligen Basiswert
zugrunde liegenden Annahmen abweichen. Die folgende Auflistung von Faktoren, die voraussichtlich Auswirkungen
darauf haben werden, inwieweit es einem Fonds mit Indirekter Anlagepolitik mdglich ist die Wertentwicklung des
Basiswertes abzubilden, erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit:

e Transaktionskosten und sonstige von den Teilfonds zu tragende Gebihren und Aufwendungen
(einschlieBlich Kosten, Gebihren und Aufwendungen in Verbindung mit dem Einsatz von
Finanztechniken und -instrumenten);

e die Teilfonds tragen unter Umstanden die mit der bzw. den Hedging-Anlage(n) verbundenen Risiken;

e rechtliche, aufsichtsrechtliche, steuerliche und/oder anlagebezogene Beschrankungen (einschlieflich
Anlagebeschrankungen), die die Gesellschaft betreffen;

e der Teilfonds kann zur Reduzierung bestimmter Marktrisiken wie Zins- oder Wahrungsrisiken in Bezug
auf den Basiswert Risikominderungs- und Absicherungstechniken einsetzen;

o wechselkursbezogene Faktoren, wenn der Basiswert oder die Hedging-Anlage(n) des Teilfonds auf
eine andere Wéhrung lauten als die Referenzwahrung oder Anteilsklassenwéhrung;

e zeitliche Abweichungen zwischen der erwarteten Laufzeit des Teilfonds und dem Falligkeitstermin der
jeweiligen OTC-Swap-Transaktion(en) und anderer Derivatetransaktionen und/oder Instrumente. Es
kann keine Zusicherung dahingehend gegeben werden, dass die Bedingungen der neu
eingegangenen Derivategeschéafte mit denen der zuvor eingegangenen vergleichbar sind; und

e das mdogliche Vorhandensein nicht genutzter (nicht investierter) von einem Teilfonds gehaltener
Barmittel oder barmittelnaher Positionen bzw. Barmittel oder barmittelnaher Positionen, die tber den
fur eine Nachbildung des Basiswertes benétigten Bedarf hinausgehen (auch als "Cash Drag"
bezeichnet).

V. Besondere Risiken bei Fonds mit Direkter Anlagepolitik
V.a. Allgemeines

(i) Techniken fur ein effizientes Portfoliomanagement: Der Einsatz der Techniken und Instrumente fir ein
effizientes Portfoliomanagement ist mit bestimmten Risiken verbunden, von denen einige in den folgenden
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Abschnitten aufgefiihrt sind, und es kann keine Zusicherung gegeben werden, dass das mit dem Einsatz dieser
Techniken und Instrumente verfolgte Ziel tatsachlich erreicht wird.

Gemal den Vorschriften muss jeder Teilfonds, der eine der vorstehend genannten Transaktionen eingeht,
ausreichende Sicherheiten zur Verringerung seines Kontrahentenrisikos erhalten. Die Vorschriften sehen nicht vor,
dass das Kontrahentenrisiko vollstdndig durch Sicherheiten abgedeckt sein muss. Aus diesem Grund kann der
Teilfonds einem Netto-Kontrahentenrisiko ausgesetzt sein, und Anleger sollten sich Uber den mdéglicherweise
daraus resultierenden Verlust bei Ausfall oder Insolvenz des jeweiligen Kontrahenten im Klaren sein.

Im Zusammenhang mit umgekehrten Pensionsgeschéften und VerauRerungen mit Rickkaufsrecht, bei denen ein
Teilfonds als Kaufer fungiert, miissen sich Anleger bewusst sein, dass bei Ausfall des Kontrahenten, von dem die
Wertpapiere erworben wurden, (A) das Risiko besteht, dass aufgrund einer unangemessenen Bewertung dieser
Wertpapiere, einer negativen Marktwertentwicklung, einer schlechteren Bonitatsbewertung der Emittenten dieser
Wertpapiere oder Liquiditatsstérungen an dem Markt, an dem diese Wertpapiere gehandelt werden, der Wert der
erworbenen Wertpapiere letztlich unter dem urspriinglich bezahlten Kaufpreis liegen kann, und (B) (i) die Bindung
von Barmitteln in Transaktionen mit UbermaBigem Volumen oder (berméaRig langer Laufzeit und/oder
(ii) Verzogerungen beim Rickerhalt von Barmitteln bei Falligkeit die Féhigkeit des Teilfonds zur Erflllung von
Rucknahmeantragen, zur Tatigung von Wertpapierkdufen oder, allgemeiner gesagt, zur Wiederanlage von Mitteln
einschranken kénnen.

Im Zusammenhang mit Pensionsgeschaften und VerduRerungen mit Ruckkaufsrecht, bei denen ein Teilfonds als
Verkaufer fungiert, miissen sich Anleger bewusst sein, dass bei Ausfall des Kontrahenten, an den die Wertpapiere
verkauft wurden, (A) das Risiko besteht, dass aufgrund einer besseren Marktbewertung dieser Wertpapiere oder
einer héheren Bonitatsbewertung ihres Emittenten, der Wert der an den Kontrahenten verkauften Wertpapiere
letztlich Uber dem urspriinglich erhaltenen Verkaufspreis liegen kann, und (B) (i) die Bindung von Anlagepositionen
in Transaktionen mit Gbermé&Rigem Volumen oder UberméaRig langer Laufzeit und/oder (ii) Verzégerungen beim
Rickerhalt der verdufRerten Wertpapiere bei Falligkeit die Fahigkeit des Teilfonds zur Erfillung von
Lieferverpflichtungen im Rahmen von Wertpapierverkdufen oder Zahlungsverpflichtungen aus Riicknahmeantragen
einschranken kdnnen.

Im Zusammenhang mit Wertpapierleihgeschaften missen sich Anleger dariiber im Klaren sein, dass (A) bei
Nichtriickgabe der von einem Teilfonds verliehenen Wertpapiere durch den Entleiher das Risiko besteht, dass
aufgrund einer unangemessenen Bewertung der Sicherheiten, negativer Marktentwicklungen in Bezug auf die
Sicherheiten, einer Verschlechterung der Bonitatsbewertung des Sicherheitsemittenten oder Liquiditatsstérungen an
dem Markt, an dem die Sicherheiten gehandelt werden, die erhaltenen Sicherheiten zu einem Wert verwertet
werden, der unter dem Wert der verliehenen Wertpapiere liegt, und dass (B) bei einer Wiederanlage von
Barsicherheiten diese Wiederanlage (i) Exposures zur Folge haben kann, die im Widerspruch zu den Zielen des
Teilfonds stehen, oder (ii) einen unter dem zurtickzugebenden Sicherheitsbetrag liegenden Ertrag erzielen kann,
und dass (C) Verzdgerungen bei der Riickgabe von verliehenen Wertpapieren die Fahigkeit eines Teilfonds zur
Erfullung von Lieferverpflichtungen im Rahmen von Wertpapierverkaufen oder Zahlungsverpflichtungen aus
Rucknahmeantragen einschranken kénnen.

V.b. Fonds mit Direkter Anlagepolitik und passivem Ansatz

(i) Basiswert: Risikofaktoren in Bezug auf den Basiswert sind den vorstehenden Abschnitten lll.a bis lll.e zu
entnehmen.

(i) Die Fahigkeit eines Fonds mit Direkter Anlagepolitik zur Abbildung der Wertentwicklung des Basiswerts:
Anleger sollten sich dariiber im Klaren sein und verstehen, dass der Wert und die Wertentwicklung der Anteile von
dem Wert und der Wertentwicklung des Basiswertes abweichen konnen. Basiswerte kénnen theoretische
Konstrukte sein, die auf bestimmten Annahmen beruhen. Teilfonds, deren Ziel in der Nachbildung solcher
Basiswerte besteht, kdnnen Beschrankungen und Bedingungen unterliegen, die von den dem jeweiligen Basiswert
zugrunde liegenden Annahmen abweichen. Die folgende Auflistung von Faktoren, die voraussichtlich Auswirkungen
darauf haben werden, inwieweit es einem Fonds mit Direkter Anlagepolitik moéglich ist die Wertentwicklung des
Basiswertes abzubilden, erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit:

e die Tatsache, dass die Zusammensetzung des Portfolios eines Teilfonds von Zeit zu Zeit von der
Zusammensetzung des Basiswertes abweichen kann, insbesondere wenn der jeweilige Teilfonds nicht
alle Bestandteile des Basiswertes halten und/oder handeln kann;

¢ rechtliche, aufsichtsrechtliche, steuerliche und/oder anlagebezogene Beschrankungen (einschlieBlich
Anlagebeschrankungen), die die Gesellschaft betreffen;

e der Teilfonds kann zur Reduzierung bestimmter Marktrisiken wie Zins- oder Wahrungsrisiken in Bezug
auf den Basiswert Risikominderungs- und Absicherungstechniken einsetzen;

o wechselkursbezogene Faktoren, wenn der Basiswert oder die Basiswertpapiere auf eine andere
Wahrung lauten als die Referenzwéhrung oder die Anteilsklassenwahrung;

e Beschrankungen in Zusammenhang mit der Wiederanlage von Ertragen;

e Beschrankungen in Zusammenhang mit dem Zeitpunkt der Neugewichtung des Portfolios des
Teilfonds;

e Transaktionskosten und sonstige vom Teilfonds zu tragende Gebihren und Aufwendungen
(einschlieBlich Kosten, Gebihren und Aufwendungen in Verbindung mit dem Einsatz von
Finanztechniken und -instrumenten);
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e Dbei einem "Short-" oder "Inverse-"Basiswert, alle mit der Leihe von Bestandteilen des Basiswertes zur
Nachbildung der umgekehrten Wertentwicklung des Basiswertes verbundenen Kosten; und/oder

e das mdgliche Vorhandensein nicht genutzter (nicht investierter) von einem Teilfonds gehaltener
Barmittel oder barmittelnaher Positionen bzw. Barmittel oder barmittelnaher Positionen, die tber den
fur eine Nachbildung des Basiswertes benétigten Bedarf hinausgehen (auch als "Cash Drag"
bezeichnet).

Anleger sollten ferner beachten, dass aufRerordentliche Umstande wie unter anderem Marktstérungen oder extrem
volatile Markte eintreten kdnnen, die zu einer wesentlichen Abweichung in Bezug auf die Abbildungsgenauigkeit
zwischen einem Fonds mit Direkter Anlagepolitik und dem Basiswert fihren kénnen. Zudem kann in Bezug auf die
Neuzusammenstellung des Basiswertes und der Anlagen des Teilfonds eine Verzégerung auftreten. Aufgrund
verschiedener Faktoren kann die Neuzusammensetzung des Portfolios bei einem Fonds mit Direkter Anlagepolitik
mehr Zeit in Anspruch nehmen, was erhebliche Auswirkungen auf die Abbildungsgenauigkeit des Teilfonds haben
kann.

V.c. Fonds mit Direkter Anlagepolitik und aktivem Ansatz

(i) Anlagestrategien: Der Erfolg der jeweiligen Anlagestrategie hangt von der Fahigkeit des Anlageverwalters ab,
Marktdaten richtig zu interpretieren und Marktbewegungen vorherzusehen. Faktoren, die die zeitgerechte
Ausfuihrung von Kauf- und Verkaufsauftragen erschweren, wie z. B. eine erheblich verringerte Liquiditat an einem
bestimmten Markt oder bei einer bestimmten Anlage, kénnen sich ebenfalls nachteilig auf die Rentabilitat
auswirken.

(i)  Abhé&ngigkeit von Schliisselpersonen: Die Anlageaktivitdten des Teilfonds hédngen von der Erfahrung und den
Kenntnissen des Teams des Anlageverwalters ab. Werden die Dienstleistungen durch einzelne dieser oder alle
diese Personen nicht mehr erbracht oder wird die jeweilige Anlageverwaltungsvereinbarung beendet, kann sich dies
negativ auf die Wertentwicklung des Teilfonds auswirken.

VI. Einsatz von Derivaten

Der umsichtige Einsatz von Derivaten kann zwar von Vorteil sein, birgt aber auch Risiken, die sich unter Umstanden
von denen traditioneller Anlageformen unterscheiden und in einigen Fallen sogar groRer sein kdnnen. Mit dem
Einsatz von Derivaten kdénnen zudem Transaktionskosten verbunden sein. Im Folgenden wird allgemein auf
wichtige Risikofaktoren und Aspekte eingegangen, die den Einsatz von Derivaten (einschlielich Total Return
Swaps) betreffen und Uber die sich Anleger vor einer Anlage in einen Teilfonds im Klaren sein sollten.

Vl.a. Marktrisiken

Dieses Risiko ist allgemeiner Art und bei allen Anlageformen vorhanden; danach kann sich der Wert eines
bestimmten Derivats auf eine Art und Weise &ndern, die sich u. U. nachteilig auf die Interessen eines Teilfonds
auswirkt.

VI.b. Kontrolle und Uberwachung

Bei Derivaten handelt es sich um hoch spezialisierte Instrumente, die andere Anlagetechniken und Risikoanalysen
erfordern als Aktien- und Rentenwerte. Der Einsatz von derivativen Techniken setzt nicht nur die Kenntnis des
Basiswertes, sondern auch des Derivats selbst voraus, ohne dass dabei jedoch die Wertentwicklung des Derivats
unter allen denkbaren Marktbedingungen uberwacht werden kann. Insbesondere setzen der Einsatz und die
Komplexitat von Derivaten voraus, dass angemessene Kontrollmechanismen zur Uberwachung der
abgeschlossenen Geschéfte bestehen, die Risiken eines Derivats fiur einen Teilfonds eingeschétzt und die
jeweiligen Kurs-, Zins- bzw. Wechselkursentwicklungen zutreffend prognostiziert werden kdnnen.

VI.c. Liquiditatsrisiko

Liquiditatsrisiken entstehen, wenn ein bestimmter Titel schwer erhaltlich bzw. verkauflich ist. Bei groRvolumigen
Derivatetransaktionen bzw. bei illiqguiden Mérkten (z. B. bei zahlreichen individuell vereinbarten Derivaten) ist die
Ausfiihrung einer Transaktion bzw. die Glattstellung einer Position zu einem vorteilhaften Kurs u. U. nicht mdéglich.

VI1.d. Kontrahentenrisiko

Die Teilfonds kénnen Geschéfte an OTC-("Over-the-Counter")-Markten tatigen, mit denen sich der Teilfonds Risiken
in Bezug auf die Bonitét seiner Kontrahenten und deren Fahigkeit aussetzt, die Bedingungen dieser Vertrage zu
erfullen. So kénnen die Teilfonds beispielsweise Pensions-, Termin-, Options- und Swap-Geschéfte tatigen oder
andere derivative Techniken einsetzen, bei denen die Teilfonds jeweils dem Risiko unterliegen, dass der Kontrahent
seine Verpflichtungen aus dem jeweiligen Kontrakt nicht erfillt oder insolvent wird. Bei einem solchen Ausfall des
Swap-Kontrahenten haben die Teilfonds jedoch verschiedene vertragliche Anspriiche aus dem jeweiligen Kontrakt.
Anleger sollten sich jedoch dessen bewusst sein, dass solche Anspriiche unter dem Vorbehalt insolvenzrechtlicher
Bestimmungen stehen kdnnen, was die Glaubigerposition eines Teilfonds beeintrachtigen kdnnte. Im Falle der
Insolvenz eines Kontrahenten kann es zu Verzégerungen bei der Glattstellung von Positionen und zu erheblichen
Verlusten kommen, die unter anderem daraus folgen kénnen, dass die Anlage wéahrend des Zeitraums, in dem die
Gesellschaft versucht, ihre Anspriche geltend zu machen, an Wert verliert, die Gesellschaft wahrend dieses
Zeitraums Gewinne im Zusammenhang mit der Anlage nicht realisieren kann oder der Gesellschaft im
Zusammenhang mit der Geltendmachung ihrer Anspriiche Gebiihren und Kosten entstehen. Weiterhin besteht die
Mdglichkeit, dass die vorstehend genannten Geschéfte und derivativen Techniken nachtraglich beendet werden,
beispielsweise bedingt durch Insolvenz, nachtragliche Rechtswidrigkeit oder Anderung der gesetzlichen Steuer-
bzw. Rechnungslegungsvorschriften gegeniiber den zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vertrdge geltenden
Vorschriften. Das Netto-Kontrahentenrisiko-Potenzial, dem jeder Teilfonds in Bezug auf einen einzelnen
Kontrahenten ausgesetzt sein kann, ausgedrickt als Prozentsatz (das "Prozentuale Exposure") (i) wird unter
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Bezugnahme auf den Nettoinventarwert des jeweiligen Teilfonds errechnet, (i) kann bestimmte
Risikominderungstechniken (wie die Stellung von Sicherheiten gemaR den Vorschriften und gegebenenfalls EMIR)
bertcksichtigen und (iii) darf je nach Status des Kontrahenten maximal 5 % oder 10 % betragen, jeweils im Einklang
mit den Vorschriften (ndahere Informationen zum maximalen Prozentualen Exposure sind dem Unterabschnitt 2.3
des Abschnitts "Risikostreuung” im Kapitel "Anlagebeschrankungen” und dem Abschnitt "Fiir Fonds mit Indirekter
Anlagepolitik und Fonds mit Direkter Anlagepolitik eingegangene OTC-Derivatetransaktionen" zu entnehmen) und
gegebenenfalls vorbehaltlich EMIR. Nichtsdestotrotz sollten sich Anleger bewusst sein, dass der tatséchlich erlittene
Verlust infolge eines Ausfalls des Kontrahenten den Betrag aus der Multiplikation des Prozentualen Exposure mit
dem Nettoinventarwert Ubersteigen kann, selbst wenn entsprechende Vorkehrungen zur Reduzierung des
Prozentualen Exposure auf null getroffen wurden. Zur Erlauterung: Es besteht das Risiko, dass der erzielte Wert
aus der Verwertung der Sicherheiten, die ein Teilfonds erhalten hat, letztendlich geringer ist als der Wert derselben
Sicherheiten, der als Komponente fiir die Berechnung des Prozentualen Exposure herangezogen wurde, sei es
infolge einer unangemessenen Bewertung der Sicherheiten, negativer Marktentwicklungen, einer Verschlechterung
der Bonitatsbewertung der Emittenten der Sicherheiten oder infolge von Liquiditatsstérungen an dem Markt, an dem
die Sicherheiten gehandelt werden. Folglich sollten sich potenzielle Anleger im Vorfeld Uber das Bonitatsrisiko in
Bezug auf den Kontrahenten informieren und dieses abwagen.

Vl.e. EU-Richtlinie fur die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen

Die Richtlinie 2014/59/EU, die einen Rahmen fur die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und
Wertpapierfirmen festlegt (die Bank Recovery and Resolution Directive, "BRRD"), gibt Abwicklungsbehérden, u. a.
der mafR3geblichen Luxemburger Abwicklungsbehérde, gemeinsame Instrumente und Befugnisse an die Hand, um
Bankenkrisen proaktiv zu begegnen. Dementsprechend verleihen die BRRD und die jeweiligen Gesetze zu deren
Umsetzung den nationalen Aufsichtsbehdrden Befugnisse in Bezug auf Kreditinstitute und bestimmte
Wertpapierfirmen, die ausfallen oder von einem Ausfall bedroht sind und bei denen eine gewdhnliche Insolvenz zu
finanzieller Instabilitit fiuhren wiirde. Zu diesen Befugnissen zdhlen Umwandlungs-, Ubertragungs-,
Herabschreibungs-, Anderungs- und Aussetzungsbefugnisse (die "BRRD-Instrumente").

Der Einsatz solcher BRRD-Instrumente kann der BRRD unterliegende Kontrahenten in ihrer Fahigkeit
beeintrachtigen, ihren Verbindlichkeiten gegentiber den Teilfonds nachzukommen, und den Teilfonds so potenzielle
Verluste verursachen.

Zudem koénnen Anleger der Teilfonds von diesen BRRD-Instrumenten betroffen sein, was zu einer zwangsweisen
VeraufRlerung ihrer Vermégenswerte, einschlie3lich ihrer Anteile an dem jeweiligen Teilfonds, fihren wirde. Daher
besteht das Risiko, dass ein Teilfonds infolge eines ungewdhnlich grof3en Volumens an Riicknahmeantrdgen nicht
Uiber ausreichend Liquiditat verfigt und die Gesellschaft ist in einem solchen Fall mdglicherweise nicht in der Lage
ist, Rucknahmeerldse innerhalb der in diesem Prospekt angegebenen Frist auszuzahlen.

VLf. Sonstige Risiken

Sonstige Risiken beim Einsatz von Derivaten beinhalten das Risiko unterschiedlicher Bewertungen von Derivaten,
die aus unterschiedlichen zulassigen Bewertungsmethoden und der Tatsache resultieren, dass zwischen Derivaten
und den zugrunde liegenden Wertpapieren, Zinsen, Wechselkursen und Indizes keine absolute Korrelation besteht.
Zahlreiche Derivate, insbesondere OTC-Derivate, sind komplex und werden h&ufig subjektiv bewertet. Haufig sind
nur wenige Marktakteure in der Lage, eine Bewertung vorzunehmen, und diese treten in der zu bewertenden
Transaktion oft als Kontrahenten auf. Ungenaue Bewertungen kdnnen hoéhere Barzahlungspflichten gegeniiber den
Kontrahenten bzw. einen Wertverlust fiir einen Teilfonds zur Folge haben. Derivate vollziehen die Wertentwicklung
der Wertpapiere, Zinsen, Wechselkurse oder Indizes, deren Abbildung beabsichtigt ist, nicht immer in vollem
Umfang oder auch nur in hohem Maf3e nach. Somit ist der Einsatz von derivativen Techniken durch einen Teilfonds
u. U. nicht immer ein wirksames Mittel zur Erreichung des Anlageziels eines Teilfonds und kann sich mitunter sogar
als kontraproduktiv erweisen.

Da die meisten derivativen Instrumente, in die Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik investieren kénnen, nicht an
Borsen oder anderen organisierten Markten notiert sind oder gehandelt werden, wird als Marktwert fur diese
Anlagen (blicherweise der fir jedes Instrument in Ubereinstimmung mit den vom Verwaltungsrat festgelegten
Bewertungsgrundsatzen ermittelte Wert zugrunde gelegt. Diesen Grundsétzen zufolge kann der Verwaltungsrat
beschlieRen, vom Swap-Kontrahenten die Angabe indikativer Geld-, Brief- oder Mittelkurse fur die derivativen
Instrumente zu verlangen. Der Verwaltungsrat fuhrt diese Verfahren nach Treu und Glauben sowie unter
Berlicksichtigung der Interessen der Anteilsinhaber durch. Der Verwaltungsrat wendet diese Bewertungsgrundsatze
einheitlich an, und diese Bewertungsgrundséatze sind durch den Wirtschaftsprufer der Gesellschaft nachprifbar.
Potenzielle Anleger sollten beachten, dass die Entscheidung zur Verwendung eines indikativen Geld-, Brief- oder
Mittelkurses fur die derivativen Instrumente sowohl den Nettoinventarwert des Teilfonds als auch den Preis, zu dem
Anleger die Anteile erwerben oder zuriickgeben kénnen, beeinflusst und auf beide erhebliche Auswirkungen haben
kann. Weitere Informationen zu den Bewertungsverfahren des Teilfonds sind dem Abschnitt "Berechnung des
Nettoinventarwerts" im Kapitel "Verwaltung der Gesellschaft" zu entnehmen.

VII. Zusatzliche Risiken in Verbindung mit bestimmten Arten von Anlagen, in die ein Teilfonds direkt oder
indirekt Gber einen Basiswert anlegt

Bei bestimmten Arten von Anlagen, in die ein Teilfonds direkt oder indirekt (als Bestandteil eines Basiswertes)
anlegen kann, bestehen besondere Risikofaktoren.
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VIil.a. Aktien

Der Wert einer Aktienanlage ist von einer Reihe von Faktoren abhangig, zu denen unter anderem die
Marktbedingungen und die Wirtschaftslage, die Branche, die geografische Region sowie politische Ereignisse
gehdren.

VIl.b. Anleihen und andere Schuldtitel

So bergen Anleihen und andere Schuldtitel (u. a. Unternehmensanleihen, Staatsanleihen und von anderen
staatlichen Emittenten begebene Anleihen) ein Kreditrisiko in Bezug auf den Emittenten, fiir das das Bonitatsrating
des Emittenten als Maf3stab dienen kann. Geréat ein Emittent von Anleihen oder anderen Schuldtiteln in finanzielle
oder wirtschaftliche Schwierigkeiten und ist dieser nicht in der Lage oder nicht willens, seine Verpflichtungen zu
erfullen, kann sich dies auf den Wert der jeweiligen Wertpapiere (der auf null sinken kann) und auf die Zahlungen,
die auf diese Wertpapiere geleistet werden (die ebenfalls auf null sinken kénnen), auswirken.

VIl.c. Futures und Optionen

Bei Futures, Optionen oder anderen Derivatekontrakten bestehen besondere Risikofaktoren. In Abh&ngigkeit von
den Basiswerten, den Referenzsétzen oder anderen Derivaten, auf die diese bezogen sind, sowie in Abh&angigkeit
von der Liquiditat des jeweiligen Kontrakts sind die Preise solcher Instrumente unter Umstanden sehr volatil, was
Risiken impliziert.

VIl.d. Immobilien

Zu den Risiken in Zusammenhang mit einer indirekten Anlage in Immobilien zahlen: die zyklische Natur von
Immobilienwerten, Anderungen des Umwelt-, Planungs-, Miet- und Steuerrechts oder sonstiger Rechtsvorschriften
mit Auswirkungen auf Immobilien, demografische Entwicklungen, Schwankungen bei Mieteinkinften und
Zinssteigerungen. Im Regelfall wird ein Anstieg der Zinssétze auch zu einer Erhéhung der Finanzierungskosten
fuhren, was wiederum unmittelbar oder mittelbar den Wert der Immobilien und daher auch des Teilfonds verringern
kann.

Vlil.e. Waren

Die Preise fur Waren sind unter anderem von verschiedenen makrotkonomischen Faktoren abhangig, wie
beispielsweise einem veranderten Verhaltnis zwischen Angebot und Nachfrage, den Wetterbedingungen und
anderen  Naturphdnomenen, agrarwirtschaftlichen, handelspolitischen, steuerlichen, monetaren und
wahrungspolitischen Beschréankungen sowie der Politik verschiedener Regierungen (einschlielich staatlicher
Intervention auf bestimmten Markten) und anderen Ereignissen. Néhere Informationen zu den zuséatzlichen Risiken
in Zusammenhang mit Warentermingeschéaften sind dem Abschnitt "(xxi) Warentermingeschéfte" unter "VII.|.
Hedgefonds und andere Alternative Investmentfonds" zu entnehmen.

VILf. Vermdgenswerte in Emerging Markets

Eine Anlage in Vermdgenswerte der Emerging Markets unterliegt in der Regel héheren Risiken (einschlie3lich von
mdglicherweise erheblichen rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Risiken), als eine Anlage in
Vermoégenswerte der Markte in Industrielandern.

Emerging Markets sind Markte, die sich per definitionem "im Umbruch" befinden und daher den Risiken rascher
politischer Veréanderungen und wirtschaftlicher Riickgange ausgesetzt sind. In den letzten Jahren gab es in vielen
Emerging Markets-Landern bedeutende politische, wirtschaftliche und soziale Verédnderungen. In vielen Fallen
haben politische Erwagungen zu erheblichen wirtschaftlichen und sozialen Spannungen gefuhrt, und in einigen
Fallen kam es in diesen Landern sowohl zu einer politischen wie auch zu einer wirtschaftlichen Instabilitét.
Politische oder wirtschaftliche Instabilitat kann sich auf das Vertrauen des Anlegers auswirken, was wiederum einen
negativen Effekt auf die Wechselkurse, die Preise der Wertpapiere oder andere Vermdgenswerte von Emerging
Markets haben kann.

Die Wechselkurse sowie die Preise fir Wertpapiere oder andere Vermdgenswerte in Emerging Markets sind oft in
héchstem Mafe volatil. Veranderungen dieser Preise sind unter anderem zurlickzufiihren auf Zinssatze, ein sich
veranderndes Verhaltnis von Angebot und Nachfrage, Krafte, die von auRen auf den Markt wirken (insbesondere im
Hinblick auf wichtige Handelspartner), Handels-, Steuer- und geldpolitische Programme, die Politik von Regierungen
sowie internationale politische und wirtschaftliche Ereignisse und Politiken.

In Emerging Markets befindet sich die Entwicklung von Wertpapierméarkten zumeist noch im Anfangsstadium. Dies
kann zu Risiken und Praktiken (wie beispielsweise einer héheren Volatilitat, einer geringeren Prognosesicherheit,
starkeren staatlichen Eingriffen und unvollstandigeren und unzuverléassigeren offiziellen Daten) fiuhren, die in weiter
entwickelten Wertpapiermarkten gewohnlich nicht vorkommen und die den Wert der an den Bdrsen dieser Lander
notierten Wertpapiere negativ beeinflussen kénnen. Zuséatzlich zeichnen sich Méarkte in Emerging Markets-Landern
haufig durch llliquiditéat in Form eines geringen Umsatzes einiger der notierten Wertpapiere aus. Des Weiteren
bieten die rechtliche Infrastruktur sowie Rechnungslegungs-, Wirtschaftsprifungs- und Publizitatsstandards in den
Emerging Markets eventuell nicht den gleichen Umfang an Anlegerinformationen und -schutz, wie dies allgemein fiir
gréRere Markte der Fall ist.

Es ist wichtig zu beachten, dass Wechselkurse, Wertpapiere und andere Vermégenswerte von Emerging Markets in
Zeiten globaler wirtschaftlicher Abschwéchung mit einer h6heren Wahrscheinlichkeit als andere Arten von Anlagen,
die ein geringeres Risiko bergen, im Zuge einer "Flucht in Qualitatswerte" verkauft werden und dass sich deren
Wert dementsprechend verringern kann.

VIl.g. Wertpapiere mit strukturierten Finanzierungen
Zu den Wertpapieren mit strukturierten Finanzierungen gehéren insbesondere Asset Backed Securities und
Portfolio-Credit-linked-Notes.
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Asset Backed Securities sind Wertpapiere, die in erster Linie durch Zahlungsstréme eines Pools von Forderungen
(gegenwartige und kiinftige) oder anderen festen oder revolvierenden zugrunde liegenden Vermdgenswerten
bedient oder besichert werden. Diese Basiswerte kdnnen insbesondere auch Wohnbauhypotheken und gewerbliche
Hypotheken, Mietverhéltnisse, Forderungen aus dem Kreditkartengeschaft sowie Konsumenten- und
Unternehmenskredite beinhalten. Asset Backed Securities kénnen unterschiedliche Strukturen aufweisen, zu denen
auch die sog. "true sale"-Struktur, bei der die zugrunde liegenden Wertpapiere auf eine Zweckgesellschaft
Uibertragen werden, welche wiederum die Asset Backed Securities begibt, und die "synthetische" Struktur gehort,
bei der nicht die Vermdgenswerte sondern nur die mit ihnen verbundenen Kreditrisiken durch den Einsatz von
Derivaten auf eine Zweckgesellschaft Ubertragen werden, welche die Asset Backed Securities begibt.

Portfolio-Credit-linked-Notes sind Wertpapiere, bezuglich derer die Zahlung von Kapital und Zinsen mittelbar oder
unmittelbar an ein oder mehrere verwaltete oder unverwaltete Portfolios von Referenzzweckgesellschaften und/oder
-vermdgenswerten gebunden ist ("Referenzkredite"). Bei Eintritt eines sog. "Credit-Related Trigger Event" ("Credit
Event") beziglich eines Referenzkredits (wie z.B. Konkurs oder Zahlungsunféhigkeit) wird ein Verlustbetrag
errechnet (der beispielsweise dem Differenzbetrag zwischen dem Nennwert und dem Restwert eines
Vermdgenswertes entsprechen kann).

Asset Backed Securities und Portfolio-Credit-linked-Notes werden gewohnlich in unterschiedlichen Tranchen
ausgegeben: Samtliche Verluste, die in Bezug auf die Basiswerte realisiert oder in Bezug auf die Referenzkredite
berechnet werden, werden zunéchst den Wertpapieren der rangniedrigsten Tranche zugeteilt bis der Kapitalbetrag
dieser Wertpapiere auf null reduziert ist; danach werden sie dem Kapitalbetrag der nachst héheren Tranche
zugerechnet und so weiter. Dementsprechend kann im Falle, dass (a) keine Zahlungen auf die zugrunde liegenden
Vermogenswerte der Asset Backed Securities erfolgen und/oder (b) eines der beschriebenen Credit Events
bezuglich der Portfolio-Credit-linked-Notes in Bezug auf einen oder mehrere zugrunde liegende Vermdégenswerte
oder Referenzkredite eintritt, der Wert der jeweiligen Wertpapiere (der auf null sinken kdnnte) und die Betrage, die
auf diese Wertpapiere bezahlt werden (die ebenfalls auf null sinken kénnen) beeinflusst werden. Dies kann sich
wiederum auf den Nettoinventarwert je Anteil auswirken. Zusatzlich kann zeitweise der Wert der Wertpapiere mit
strukturierter Finanzierung und folglich auch der Nettoinventarwert je Anteil durch makrodkonomische Faktoren
nachteilig beeinflusst werden, wie beispielsweise durch ungiinstige Veranderungen in der Branche, zu der der
zugrunde liegende Vermdgenswert oder der Referenzkredit gehort (einschlielich des Industrie-, Dienstleistungs-
und Immobiliensektors), infolge eines wirtschaftlichen Abschwungs in den jeweiligen Landern oder weltweit, sowie
durch Umstande, die in der Natur der einzelnen Vermdgenswerte begriindet sind (beispielsweise unterliegen
Projektfinanzierungsdarlehen den Risiken, die mit dem jeweiligen Projekt verbunden sind). Daher sind die
Auswirkungen solch negativer Effekte in groBRem MaR davon abhéngig, welchen geographischen,
branchenspezifischen oder typenbezogenen Schwerpunkt die zugrunde liegenden Vermdgenswerte oder
Referenzkredite aufweisen. Das Ausmalf, in dem die jeweilige Asset Backed Security oder die Portfolio-Credit-
linked-Note von solchen Ereignissen beeintrachtigt wird, hangt von der Tranche ab, auf die sich dieses Wertpapier
bezieht; daher kdnnen nachrangige Tranchen, auch wenn sie ein Investment Grade-Rating erhalten haben,
erheblichen Risiken unterliegen.

Die Positionen in Wertpapieren mit strukturierten Finanzierungen koénnen ein héheres Liquiditatsrisiko mit sich
bringen als Positionen in staatlichen Anleihen oder Industrieanleihen. Ist kein liquider Markt fur die jeweiligen
Wertpapiere mit strukturierten Finanzierungen vorhanden, kdnnen diese nur mit einem Abschlag vom Nennwert
gehandelt werden und nicht zu ihrem eigentlichen Marktwert, was wiederum Auswirkungen auf den
Nettoinventarwert je Anteil haben kann.

VIl.h. Andere nicht OGAW-konforme Anlagepools

Bei alternativen Investmentfonds, Publikumsfonds und &hnlichen nicht OGAW-konformen Anlagepools werden die
Vermogenswerte der Anleger in einem Pool zusammengefasst. Die Gelder werden anschliel3end entweder direkt in
Vermogenswerte oder unter Verwendung vielféltiger Hedging-Strategien und/oder mathematischer Modelle (einzeln
oder kombiniert), die sich im Laufe der Zeit &ndern kdnnen, investiert. Diese Strategien und/oder Techniken kénnen
spekulativ sein, stellen mdglicherweise keine effektive Absicherung dar und kénnen mit erheblichen Verlustrisiken
verbunden sein und die Chancen auf Gewinne begrenzen. Der Einsatz dieser Strategien und/oder Techniken kann
den Erhalt von Produktbewertungen erschweren, und der Wert dieser Produkte kann sich schneller verringern als
bei anderen Anlagen. In einem Pool zusammengefasste Anlageinstrumente unterliegen in vielen Fallen keiner
Regulierung, verdéffentlichen nur in begrenztem Rahmen Informationen Uber ihre Geschaftstatigkeiten, kdnnen mit
umfangreichen Kosten, Provisionen und Vermittlungsgebihren sowie erheblichen Gebiihren fur die Anleger (u. a.
Gebihren auf Basis von nicht realisierten Gewinnen) verbunden sein, verfiigen Uber keine Mindest-
Bonitatsanforderungen, verwenden risikoreiche Strategien wie Leerverkaufe und umfangreiche Hebelung und
kénnen Sicherheiten nicht getrennt verwahrt auf Konten Dritter halten.

VILi. Hedgefonds und andere Alternative Investmentfonds

Die folgende Auflistung der mit einer Anlage in Hedgefonds und andere alternative Investmentfonds (zusammen
"Alternative Investmentfonds") verbundenen Risiken erhebt keinen Anspruch auf Vollstdndigkeit, wobei die
Gesellschaft keine direkten Anlagen in nicht geeignete Alternative Investmentfonds tétigt.

@ Merkmale eines Alternativen Investmentfonds: Ein Alternativer Investmentfonds ist ein Anlageinstrument,
das die Anlagen von Anlegern zusammenfasst und mit den Erlésen in eine oder mehrere bestimmte
Anlagestrategie(n) investiert, um zu versuchen, eine positive Rendite fUr die Anleger zu erzielen. In der Regel
verfolgen Alternative Investmentfonds unkonventionelle und alternative Anlagestrategien. Alternative
Investmentfonds unterliegen gegebenenfalls nur geringer oder keiner Regulierung und haben ihren Sitz haufig in
"Offshore"-Rechtsordnungen wie den Cayman-Inseln, den Britischen Jungferninseln, Jersey oder Guernsey.
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Alternative Investmentfonds sind eine relativ heterogene Anlagekategorie, in der die jeweilige Strategie von jedem
Manager nach eigenem Ermessen bestimmt wird. Daher gibt es fur Alternative Investmentfonds-Strategien keine
allgemein anerkannten Definitionen. Manche Alternative Investmentfonds weisen unter Umstanden sogar Elemente
verschiedener Strategien auf. Zudem gibt es verschiedene Klassifizierungsebenen. Eine allgemeine Strategie
umfasst mehrere, eventuell sehr verschiedene Substrategien.

(i) Wirtschaftliche Rahmenbedingungen: Der Erfolg jeder Anlagetéatigkeit wird von allgemeinen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen beeinflusst, die Anderungen (unter anderem) in Bezug auf den Zeitpunkt und die Richtung
von Zinssatzen, Credit Spreads, Devisenkursen, Warenpreisen und anderen makrodkonomischen Faktoren
beinhalten kénnen.

(i) Informationen zur friheren Wertentwicklung: Alternative Investmentfonds kdnnen erst vor kurzem gegriindet
worden sein oder iber keine Betriebsgeschichte oder friihere Wertentwicklung verfligen. Zudem kdnnen bestimmte
Informationen privater Natur oder ausschlieB3lich auf vertraulicher Basis verfligbar sein. Darliber hinaus bieten in der
Vergangenheit erzielte Ergebnisse keine Gewahr fir die kiinftige Wertentwicklung. Es kann keine Zusicherung
dahingehend gegeben werden, dass ein Alternativer Investmentfonds seine Ziele erreicht, dass Gewinne erzielt
werden, oder dass erhebliche Verluste oder ein Totalverlust nicht eintreten.

(iv) Prozess- und Vollstreckungsrisiko: Alternative Investmentfonds kdnnen umfangreiche Anlagepositionen in
Wertpapieren eines bestimmten Unternehmens aufbauen und sich an Auseinandersetzungen beteiligen, in
Rechtsstreitigkeiten involviert sein oder versuchen, die Kontrolle Giber ein Unternehmen zu erlangen. In diesem
Zusammenhang kann ein Alternativer Investmentfonds in einem Gerichts- oder aufsichtsrechtlichen Verfahren unter
Umstanden als Beklagter auftreten. Dariiber hinaus gibt es eine Reihe weithin bekannter Falle von VerstdfZen
Alternativer Investmentfonds gegen Wertpapiergesetze, einschlie3lich des Missbrauchs vertraulicher Informationen.
Diese VerstdRe kbnnen umfangreiche Schadensersatzverpflichtungen der Alternativen Investmentfonds gegeniber
Dritten, die Rickzahlung erzielter Gewinne sowie Buf3gelder nach sich ziehen. In diesem Fall kann der Wert eines
Alternativen Investmentfonds deutlich abnehmen und die friihere Wertentwicklung dieses Alternativen
Investmentfonds irrefihrend sein.

v) Interessenkonflikte: Zwischen einem Alternativen Investmentfonds und seinem Handelsberater (der
"Handelsberater" fur einen Alternativen Investmentfonds ist der Rechtstrager, der fir den Alternativen
Investmentfonds Anlageverwaltungsdienstleistungen erbringt) und/oder seinen anderen Dienstleistungsanbietern
kénnen Interessenkonflikte entstehen. Anlageverwaltungsgesellschaften verwalten normalerweise Vermdgenswerte
anderer Kunden, die ahnliche Anlagen tatigen, wie sie auch fir einen Alternativen Investmentfonds und/oder Fonds,
in die dieser anlegen darf, getatigt werden. Diese Kunden kénnen somit um die gleichen Transaktionen oder
Anlagen konkurrieren, und Allokationsverfahren kénnen den fir Anlagen gezahlten oder erlésten Preis den Umfang
erworbener oder veraufRerter Positionen negativ beeinflussen.

(vi)  Verwahrung des Vermogens eines Alternativen Investmentfonds: Ein Alternativer Investmentfonds kann
einen Broker, einen Prime Broker, eine Bank oder einen Kontrahenten fuir Derivate ernennen, der fiir Clearing-,
Finanzierungs- und Berichterstattungsdienstleistungen in Bezug auf die von dem entsprechenden Handelsberater
getatigten Wertpapiergeschafte verantwortlich ist. In bestimmten Féllen ist es mdglich, dass Broker, Prime Broker,
Banken oder Kontrahenten fir Derivate nicht dasselbe Rating aufweisen wie eine grol3e westeuropaische Bank
(oder Uberhaupt kein Rating aufweisen), und es kann sein, dass sie nur begrenzten oder gar keinen gesetzlich
verankerten aufsichtsrechtlichen Pflichten unterliegen. Da Broker, Prime Broker, Banken oder Kontrahenten fur
Derivate in einigen Féllen begrenzten oder keinen regulatorischen Pflichten unterliegen kdnnen, ist es deutlich
schwieriger, interne Betrugsfélle aufzudecken. Im Falle der Insolvenz eines Brokers, eines Prime Brokers, einer
Bank oder eines Kontrahenten flir Derivate kann der entsprechende Alternative Investmentfonds seine bei dem
Broker, dem Prime Broker, der Bank oder dem Kontrahenten fiir Derivate gehaltenen oder mit einem von diesen
eingegangenen Anlagen ganz oder teilweise verlieren.. Werden Anlagen eines Alternativen Investmentfonds von
dem jeweiligen Hauptbroker als Sicherheiten eingestuft, darf der betreffende Hauptbroker sie nicht von seinen
eigenen Anlagen trennen. Daher kénnen derartige Anlagen den Glaubigern dieses Prime Brokers im Falle von
dessen Insolvenz zur Verfigung stehen und kann der jeweilige Alternative Investmentfonds seine Anspriche an
diesen Anlagen ganz oder teilweise verlieren.

(vii)  Schadloshaltung: Alternative Investmentfonds sind in der Regel dazu verpflichtet, ihre Handelsberater oder
ihre sonstigen Dienstleistungsanbieter schadlos zu halten. Von einem Alternativen Investmentfonds zu zahlende
Entschadigungen hétten eine Wertminderung des Alternativen Investmentfonds zur Folge.

(viii) Mdogliche gegenseitige Haftung der Klassen: Ein Alternativer Investmentfonds kann Uber verschiedene
Anteilsklassen verfiigen. Ublicherweise werden fir jede Anteilsklasse des Alternativen Investmentfonds getrennte
Biicher gefuhrt, und die Kapitaleinlagen (und die damit getatigten Anlagen) werden auf separaten Konten geftihrt.
Anleger sollten sich jedoch dartiber im Klaren sein, dass die Anteilsklassen keine rechtlich selbsténdigen Einheiten,
sondern Anteilsklassen des Alternativen Investmentfonds sind und der Alternative Investmentfonds als Ganzes mit
allen separaten Anteilsklassen in der Regel eine einzige rechtliche Einheit darstellt. Daher stehen alle
Vermogenswerte des Alternativen Investmentfonds zur Erfullung aller Verbindlichkeiten des Alternativen
Investmentfonds zur Verfugung, ungeachtet der Anteilsklasse, dem diese Vermdgenswerte oder Verbindlichkeiten
zuzuordnen sind.

(ix)  Gebihren: Alternative Investmentfonds nehmen Ublicherweise Dienstleistungen von
Dienstleistungsanbietern, einschlie3lich dem Handelsberater, in Bezug auf ihre Verwaltung und Geschéftstatigkeit in
Anspruch und unterliegen demzufolge hohen Gebihren, die von den fur die Anleger verfugbaren Renditen
abgezogen werden. Ein Handelsberater erhélt in der Regel performanceabhéngige Erfolgspramien, die einen
erheblichen Umfang haben kdnnen. Die Art und Weise der Berechnung derartiger Erfolgspramien kann fir den
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Handelsberater einen Anreiz darstellen, riskantere oder spekulativere Anlagen zu tétigen als dies der Fall ware,
wenn keine derartigen Erfolgspramien an den Handelsberater gezahlt wirden. Da die Erfolgspramien auf einer
Basis berechnet werden kénnen, die sowohl unrealisierte als auch realisierte Gewinne aus den Anlagen des
jeweiligen Alternativen Investmentfonds enthalten, kénnen diese Pramien héher ausfallen, als wenn sie lediglich auf
realisierten Gewinnen basieren wirden.

%) Handelsberater: Die Performance eines Alternativen Investmentfonds wird von der Wertentwicklung der von
dem jeweiligen Handelsberater ausgewahlten Anlagen und in starkem MaBe von der Kompetenz der
Verantwortlichen fur das Tagesgeschéaft bei dem jeweiligen Handelsberater bestimmt. Das Ausscheiden solcher
Personen oder die anderweitige Einstellung der Anlagetatigkeit im Namen des Handelsberaters durch solche kénnte
zu Verlusten und/oder die Beendigung oder Auflosung des jeweiligen Alternativen Investmentfonds fuhren. Die
Anlagestrategie, die Anlagebeschrankungen und das Anlageziel eines Alternativen Investmentfonds geben seinem
Handelsberater betrachtlichen Spielraum bei der Anlage der entsprechenden Vermdgenswerte, und es kann keine
Gewahr dafur dbernommen werden, dass der Handelsberater mit seinen Anlageentscheidungen Gewinne erzielt
oder diese eine effektive Absicherung gegen Wertverlust bei den jeweiligen Alternativen Investmentfonds durch
Marktrisiken oder sonstige Risiken bieten.

(xi) Hedging-Risiken: Ein Handelsberater kann Optionsscheine, Futures, Terminkontrakte, Swaps, Optionen oder
andere derivative Instrumente in Bezug auf Wertpapiere, Wahrungen, Zinssatze, Waren oder andere
Anlagekategorien (sowie Kombinationen der vorgenannten) einsetzen, um im Rahmen seiner Handelsstrategien
und als Absicherung gegen Kapitalmarktbewegungen "marktneutrale” Arbitragepositionen aufzubauen. Durch
Absicherungsmaflinahmen gegen Wertverluste bei einer Portfolioposition werden Wertschwankungen bei
Portfoliopositionen nicht eliminiert und Verluste, wenn diese Positionen an Wert verlieren, nicht verhindert. Es
werden dadurch jedoch andere Positionen aufgebaut, die darauf ausgerichtet sind, von denselben Entwicklungen zu
profitieren, sodass die Wertminderung der Portfoliopositionen abgemildert wird. Solche Hedging-Transaktionen
kénnen auch die Gewinnmdglichkeiten beeintrachtigen bei steigendem Wert der Portfolioposition beeintrachtigen.
Zudem ist der Handelsberater méglicherweise nicht immer in der Lage, Hedging-Transaktionen durchzufiihren, oder
dies zu Preisen, Satzen oder Stéanden zu tun, die fur den Alternativen Investmentfonds vorteilhaft sind. Der Erfolg
von Hedging-Transaktionen héangt von der Entwicklung der Wertpapierkurse, Wechselkurse und Zinssatze sowie
der Stabilitdt oder Vorhersagbarkeit von Preisverhdltnissen ab. Daher kénnen derartige Transaktionen, die ein
Alternativer  Investmentfonds zur Reduzierung von Wechselkurs- oder Zinsrisiken tatigt, aufgrund
unvorhergesehener Wechselkurs- oder Zinsdnderungen zu einer schlechteren Gesamtperformance des Alternativen
Investmentfonds filhren, als dies ohne diese Hedging-Transaktionen der Fall gewesen ware. Zudem kann der Grad
der Korrelation zwischen den Kursbewegungen bei den im Rahmen der Absicherungsstrategie eingesetzten
Instrumenten und der abgesicherten Portfolioposition variieren. Zudem ist der jeweilige Handelsberater
moglicherweise, aus einer Reihe von Griinden nicht in der Lage oder nicht bestrebt eine perfekte Korrelation
zwischen diesen Hedging-Instrumenten und den abgesicherten Portfoliopositionen herzustellen. Bei
unvollkommener Korrelation ist die von dem Alternativen Investmentfonds beabsichtigte Absicherung unter
Umsténden nicht gegeben oder dieser einem Verlustrisiko ausgesetzt.

(xii)  Hebelwirkung: Alternative Investmentfonds kénnen ohne Einschrankungen auf Fremdmittel zurlickgreifen
(oder Hebel einsetzen) und dabei auf verschiedene Kreditlinien und andere Formen der Hebelung zuruckgreifen,
einschliel3lich Swaps und Pensionsgeschéfte. Die Hebelwirkung kann zwar eine Steigerung des von einem
Alternativen Investmentfonds erzielten Total Return bewirken, birgt jedoch auch die Gefahr erhdhter Verluste.
Liegen Ertrag und Wertsteigerung fremdfinanzierter Anlagen unter den im Zusammenhang mit den Krediten falligen
Zinszahlungen, so sinkt der Wert des Alternativen Investmentfonds. Darliber hinaus wird jedes Ereignis, das sich
nachteilig auf den Wert einer Anlage eines Alternativen Investmentfonds auswirkt, insoweit verstérkt, als der
Alternative Investmentfonds gehebelt ist. Der kumulative Effekt des Einsatzes von Hebeln durch einen Alternativen
Investmentfonds in einem Markt, der eine fir die Anlagen dieses Alternativen Investmentfonds unglnstige
Entwicklung aufweist, kdnnte erhebliche Verluste fur den Alternativen Investmentfonds nach sich ziehen, die
entsprechend geringer ausfallen wirden, wenn der Alternative Investmentfonds nicht gehebelt ware. Darlber
hinaus fuhrt der Ruckgriff auf Swaps und andere Derivate, die der Beteiligung an bestimmten Alternativen
Investmentfonds dienen, zur Hebelung der Vermdgenswerte des Alternativen Investmentfonds und birgt die
vorstehend beschriebenen Risiken. Zwei weitere spezifische Risiken sind:

e  Zinsrisiken: Setzt der jeweilige Handelsberater Hebel ein, kdnnen Zinsséatze und Zinsénderungen den
Nettoinventarwert eines Anteils an einem Alternativen Investmentfonds beeinflussen. Das Zinsniveau
im Allgemeinen sowie die Zinssétze, zu denen der jeweilige Alternative Investmentfonds Fremdmittel
aufnehmen kann, beeinflussen dessen Rendite und damit den Anteill an einem Alternativen
Investmentfonds.

e  Operative und Marktrisiken: Kleine Hedging-Fehler kénnen sich durch die Hebelwirkung zu gréf3eren
Ungleichgewichten in Bezug auf die (Rest-) Laufzeit verstérken. Dadurch kann eine Anlage
Verschiebungen der Renditekurve ausgesetzt sein, was zu einem vollstdndigen Verlust der
gehebelten Anlage filhren kann. Aufgrund unkorrelierter Verdnderungen in den Spreads zwischen
verschiedenen Instrumenten kann es zu einer Abkoppelung der AbsicherungsmafRhahmen von den
Zielanlagen kommen, was zu hohen unerwarteten Verlusten fihren kann. Zudem gestaltet sich die
Verwaltung eines gehebelten Portfolios komplexer Instrumente operativ schwierig, nicht nur wegen
des erforderlichen Performance-Monitorings in Bezug auf die Anlagen, sondern auch weil Preise
festgesetzt und Bewertungsstreitigkeiten mit Kontrahenten beigelegt werden missen, um
sicherzustellen, dass kontinuierlich in angemessenem Umfang Sicherheiten fir die Hedging- oder
Finanzierungskontrakte zur Verfugung stehen. Diesbeziigliche Versdumnisse kdnnen dazu fuhren,
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dass Margin-Nachschussforderungen nicht erfillt werden, und einen Alternativen Investmentfonds
dem Risiko des Entzugs von zur Finanzierung der Anlagepositionen benétigten Kreditlinien aussetzen.

(xiii) Mit der Aufnahme von Effektenkrediten verbundene Risiken: Ist mit der Verwendung Kkurzfristiger
Effektenkredite durch einen Handelsberater zu rechnen, hat dies zuséatzliche Risiken fur den jeweiligen Alternativen
Investmentfonds zur Folge. Verlieren beispielsweise zur Absicherung der Margenkonten eines Alternativen
Investmentfonds an einen Broker verpfandete Wertpapiere an Wert, kann in Bezug auf diesen Alternativen
Investmentfonds eine Nachschussaufforderung ergehen, der zufolge entweder zusatzliche Mittel auf das verwaltete
Konto zur anschlieBenden Hinterlegung bei besagtem Broker eingezahlt werden miissen oder die als Sicherheit
verpfandeten Wertpapiere als Kompensation fir den Wertverlust zwangsweise verauf3ert werden. Im Falle eines
plétzlichen starken Wertverlustes der Anlagen des jeweiligen Alternativen Investmentfonds kann der Handelsberater
nicht in der Lage sein, die Anlagen schnell genug zu liquidieren, um die Margenverbindlichkeiten zu begleichen. In
einem solchen Fall kann der Prime Broker zum Ausgleich der Margenverbindlichkeiten nach alleinigem Ermessen
zuséatzliche Anlagen des Alternativen Investmentfonds verduRern. Die Pramien fir bestimmte an Nicht-US-Bdrsen
gehandelte Optionen kdénnen als Einschusszahlung beglichen werden. Verkauft der Handelsberater eine Option auf
einen Terminkontrakt aus dem jeweiligen verwalteten Konto, kann eine Einschusszahlung in Héhe der fur den der
Option zugrunde liegenden Terminkontrakt erforderlichen Einschusszahlung sowie, zusatzlich, die Hinterlegung
eines Betrages, der in seiner Hohe im Wesentlichen der Optionspramie entspricht, notwendig sein. Obgleich die
beim Verkauf von Optionen zu leistenden Einschusszahlungen so angepasst werden, dass sie der wahrscheinlichen
Nichtausibung von Aus-dem-Geld-Optionen Rechnung tragen, kénnen diese hoher ausfallen als bei direkt am
Terminmarkt getatigten Geschéaften. Ob bei OTC-Optionen eine Einschusszahlung geleistet werden muss, hangt
von den Vereinbarungen der an der Transaktion beteiligten Parteien ab.

(xiv) Geringe Bonitatssicherung: Alternative Investmentfonds kdénnen besonders riskante Anlagen vornehmen,
jedoch gleichzeitig die Mdglichkeit entsprechend hoher Ertrage bieten. Daher kann ein Alternativer Investmentfonds
in einem bestimmten Fall dem Verlust aller oder eines wesentlichen Teiles seiner Vermdgenswerte ausgesetzt sein.
Dariiber hinaus bestehen keine Bonitatsmindestanforderungen, deren Erfillung Voraussetzung fir eine Anlage
eines Alternativen Investmentfonds in ein bestimmtes Wertpapier wére. Die Bewertung der Schuldtitel, in die ein
Alternativer Investmentfonds investieren kann, kann unter Investment Grade liegen, und damit kénnen solche
Schuldtitel unter Umstanden als spekulative Anleihen mit hohem Ausfallrisiko (Junk Bonds) oder notleidende
Wertpapiere eingestuft werden.

(xv)  Notleidende Wertpapiere (Distressed Securities): Ein Alternativer Investmentfonds kann in Wertpapiere von
Emittenten innerhalb und auBerhalb der Vereinigten Staaten mit schwacher Finanzlage investieren, die nur
schlechte Betriebsergebnisse erzielen, wesentlichen Kapitalbedarf haben oder ein negatives Reinvermégen
ausweisen, sich besonderen wettbewerblichen Schwierigkeiten oder Schwierigkeiten aufgrund der technisch-
wirtschaftlichen Uberholung ihrer Produkte gegeniiber sehen, oder gegen die Konkurs- oder Vergleichsverfahren
eroffnet wurden. Anlagen dieser Art kdnnen erhebliche finanzielle und geschéftliche Risiken bergen, die wesentliche
oder unter Umsténden sogar Totalverluste nach sich ziehen kdnnen. Zu den mit Anlagen in Unternehmen, die sich
entsprechenden Schwierigkeiten gegeniibersehen, verbundenen Risiken gehért der Umstand, dass es haufig
schwierig ist, Angaben beziglich der tatsachlichen Lage solcher Emittenten zu erhalten. Derartigen Anlagen kénnen
ferner rechtliche Bestimmungen entgegenstehen, unter anderem im Zusammenhang mit betriigerischer
Vermogensibertragung  oder  sonstigen  anfechtbaren  Vermdgensibertragungen  oder  Zahlungen,
Kreditgeberhaftung, sowie die Befugnis eines Gerichts zur Untersagung, Minderung, Nachrangigkeitserklarung oder
Entziehung von bestimmten Anspriichen. Die Kurswerte solcher Wertpapiere unterliegen pl6tzlichen und
unregelméaRigen Marktbewegungen und (berdurchschnittlichen Kursschwankungen, und die Spanne zwischen
Angeboten und geforderten Preisen solcher Wertpapiere kann gré3er sein als die anderer Wertpapiermarkte. Unter
Umstanden spiegelt der Kurswert solcher Wertpapiere ihren wirklichen Wert erst nach Ablauf mehrerer Jahre wider.
Im Falle der Abwicklung (sowohl im Rahmen als auch auf3erhalb von Insolvenzverfahren) sowie bei anderen
Formen der Unternehmenssanierung besteht die Gefahr, dass eine Umstrukturierung keinen Erfolg zeigt
(beispielsweise aufgrund der unterlassenen Einholung der erforderlichen Genehmigungen), diese sich verzogert
(beispielsweise bis verschiedene Verbindlichkeiten tatséchliche oder Eventualverbindlichkeiten erfullt wurden) oder
dies zu einer Ausschittung von Barbetrdgen oder der Ausgabe neuer Wertpapiere an den Alternativen
Investmentfonds fuhrt, deren Wert unter dem zu zahlenden Kaufpreis fur das Wertpapier liegt, in Bezug auf welches
eine solche Ausschittung bzw. Ausgabe vorgenommen wurde.

(xvi) Derivate: Bestimmte Alternative Investmentfonds kdnnen in komplexe derivative Instrumente investieren, die
darauf abzielen, das Anlageergebnis bestimmter Wertpapiere, Waren, Wéhrungen, Zinssatze, Indizes oder Markte
auf gehebelter oder ungehebelter Basis zu modifizieren oder zu ersetzen. Solche Instrumente sind im Allgemeinen
mit einem Kontrahentenrisiko verbunden, und die Wertentwicklung entspricht unter Umstanden nicht den
Erwartungen der Kontrahenten, und kénnen entsprechend mit gréf3eren Verlusten bzw. Gewinnen fir den Anleger
verbunden sind. Alle Anlagen dieser Art unterliegen zusétzlichen Risiken, die zu volligen oder teilweisen Ausféllen
fuhren konnen, insbesondere im Hinblick auf Zinssatz und Kreditrisiko, Volatilitt, internationale und lokale
Kurswerte und Nachfrage sowie allgemeine wirtschaftliche Faktoren und das Konjunkturgeschehen. Derivate
kénnen mit einer erheblichen Hebelwirkung ausgestattet sein, was zu einer wesentlichen Verstarkung der
Marktentwicklungen fuhren kann, sodass die Verluste unter Umstdnden den Wert der Anlage Ubersteigen. Die
Alternativen Investmentfonds kénnen zudem Optionen auf eine Reihe von Basiswerten kaufen oder verkaufen. Das
Risiko beim Verkauf von Optionen ist unbegrenzt, da der Verkaufer einer Option das zugrunde liegende Wertpapier
bei Austbung zu einem bestimmten Preis kaufen (im Falle einer Put-Option) oder verkaufen (im Falle einer Call-
Option) muss. Es besteht keine Beschrankung fiir den Preis, den ein Alternativer Investmentfonds unter Umstanden
zur Erflullung seiner Verpflichtungen als Optionsstillhalter zu zahlen hat. Als Anlageinstrumente, die bei Falligkeit
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wertlos geworden sein kdnnen, kdnnen Optionen zu einer erheblichen Erhéhung von Hebelwirkung und Risiko in
Bezug auf das Markt-Exposure eines Alternativen Investmentfonds flihren. Die Verwendung bestimmter
Optionsstrategien hat eventuell Anlageverluste fir den Alternativen Investmentfonds zur Folge, die selbst bei
Positionen erheblich sein kénnen, fir die der jeweilige Handelsberater die Entwicklung von Marktpreisen und
Preisverhaltnissen richtig prognostiziert hat.

(xvii) Spezifische Risiken im Zusammenhang mit im Freiverkehr gehandelten Derivaten: Zu den Markten, an
denen Alternative Investmentfonds Transaktionen mit Derivaten tatigen kdnnen, gehort der Freiverkehrsmarkt sowie
der Interdealer-Markt, die illiquide sein kénnen und an denen in manchen Fallen gréRere Spreads als bei
Transaktionen mit borsennotierten Derivaten zu verzeichnen sind. Im Gegensatz zu den Teilnehmern der
"bdrsenbasierten" Markte unterliegen die jeweiligen Marktteilnehmer im Allgemeinen keiner Bonitatsprifung oder
regulativen Kontrollen. Damit unterliegt der Alternative Investmentfonds dem Risiko, dass ein Kontrahent eine
Transaktion aufgrund von Kredit- oder Liquidittsschwierigkeiten dieses Kontrahenten nicht gemafl den
vorgesehenen Bestimmungen und Bedingungen zum Abschluss bringen kann. Verzdgerungen beim Abschluss
solcher Transaktionen kdnnen sich auch aufgrund von Streitigkeiten beziiglich der Vertragsbedingungen ergeben
(auch solcher, die béswillig herbeigefuihrt werden), da solche Markte unter Umsténden keine festen Regeln und
Verfahren fiir eine rasche Beilegung von Streitigkeiten vorsehen, so wie dies fiir die Marktteilnehmer der
"borsenbasierten” Markten der Fall ist. Diese Faktoren konnen dazu fuhren, dass einem Alternativen
Investmentfonds aufgrund negativer Marktentwicklungen wahrend der Durchfiihrung von Ersatztransaktionen oder
aus anderen Grinden Verluste entstehen. Dieses Kontrahentenrisiko besteht bei sdmtlichen Swaps und ist bei
Vertragen mit langeren Laufzeiten noch insoweit erhdht, als Ereignisse eintreten kdnnen, die den Abschluss einer
Transaktion verhindern, oder wenn der Alternative Investmentfonds seine Transaktionen auf einen einzigen
Kontrahenten oder eine kleine Gruppe von Kontrahenten konzentriert hat. Ein Alternativer Investmentfonds
unterliegt beziiglich des Abschlusses von Geschaften mit einem bestimmten Kontrahenten oder der Konzentrierung
aller oder bestimmter Transaktionen auf einen einzigen Kontrahenten im Allgemeinen keinen Beschrankungen.
Tatigt der Handelsberater solche Freiverkehrsgeschafte, ist der jeweilige Alternative Investmentfonds zudem dem
Risiko ausgesetzt, dass der Kontrahent (in der Regel der entsprechende Hauptbroker) seine Verpflichtungen in
Bezug auf die Transaktion nicht erfillt. Die Bewertung von Transaktionen mit Derivaten im Freiverkehr ist zusatzlich
mit mehr Unsicherheit und gréRBeren Abweichungen behaftet als bei bérsennotierten Derivaten. Der
"Wiederbeschaffungswert" einer Transaktion mit Derivaten kann vom "VerduRerungswert" dieses Geschéfts
abweichen, und die vom Kontrahenten eines Alternativen Investmentfonds fir eine solche Transaktion abgegebene
Bewertung kann sich von den Bewertungen Dritter oder dem VerduRerungswert unterscheiden. Unter bestimmten
Umsténden ist es fur einen Alternativen Investmentfonds eventuell nicht méglich, Marktquotierungen fur den Wert
einer Freiverkehrstransaktion mit Derivaten zu erhalten. Eventuell ist es einem Alternativen Investmentfonds auch
nicht maoglich, eine Freiverkehrstransaktion mit Derivaten zum gewinschten Zeitpunkt als Gegenposition
glattzustellen oder einzugehen, woraus sich erhebliche Verluste ergeben kdnnen. Insbesondere die Glattstellung
einer Freiverkehrstransaktion mit Derivaten kann unter Umstanden nur mit Zustimmung des Kontrahenten der
Transaktion erfolgen. Wird diese Zustimmung nicht gegeben, kann der Alternative Investmentfonds seine
Verpflichtungen nicht glattstellen und eventuell Verluste erleiden.

(xviii) llliquide Anlagen: Bestimmte Alternative Investmentfonds kdnnen Anlagen tatigen, die rechtlichen oder
sonstigen Ubertragungsbeschrankungen unterliegen oder fir die keine liquiden Méarkte bestehen, beispielsweise
Privatplatzierungen. Die Kurswerte, soweit vorhanden, solcher Anlagen sind tendenziell stéarkeren Schwankungen
ausgesetzt, und es ist unter Umstanden unmdoglich, solche Anlagen zu dem gewiinschten Zeitpunkt zu verkaufen
oder im Falle des Verkaufs den tatséchlichen Marktwert zu erzielen. Darliber hinaus kann ein Alternativer
Investmentfonds auch in nicht bérsennotierte oder im Freiverkehr gehandelte Wertpapiere investieren. Da solche
Wertpapiere nicht an 6ffentlichen Méarkten gehandelt werden, sind diese wahrscheinlich schwieriger verdauRerbar als
Wertpapiere, fiur die ein solcher Markt besteht. Bei der Verduferung solcher nicht offentlich gehandelter
Wertpapiere kann es zu erheblichen Verzégerungen kommen. Diese Wertpapiere kdnnen zwar im Rahmen privater
Transaktionen wieder verauRert werden, jedoch liegen die hierbei erzielten Kurswerte unter Umstanden unter den
urspriinglich gezahlten Preisen. Darliber hinaus unterliegen Unternehmen, deren Wertpapiere nicht registriert sind
oder nicht 6ffentlich gehandelt werden, nicht den Offenlegungspflichten oder anderen Erfordernissen im Hinblick auf
den Anlegerschutz, die anwendbar waren, wenn diese Wertpapiere registriert waren oder o6ffentlich gehandelt
wirden. Zudem konnen Terminpositionen schwer verduRerbar werden, da zum Beispiel die meisten US-
Warenbérsen tagliche Schwankungen bei bestimmten Terminkontraktpreisen durch Regulierungen beschranken,
die als "tégliche Preisschwankungsobergrenze" oder "tégliche Obergrenze" bezeichnet werden. Im Rahmen solcher
taglichen Obergrenzen kdnnen keine Geschéfte zu Preisen getatigt werden, die diese Obergrenzen Uberschreiten.
Sobald der Preis eines Kontrakts fur bestimmte Termingeschéfte auf einen Betrag in Hohe der Preisobergrenze
steigt bzw. sinkt, kdnnen Positionen weder erdffnet noch verauRert werden, falls Handler nicht bereit sind,
Geschafte in Hohe oder bis zur Hohe der Obergrenze zu tatigen. Terminkontraktpreise fir unterschiedliche Waren
haben gelegentlich die tagliche Obergrenze mehrere aufeinanderfolgende Tage lang bei geringem oder gar keinem
Handel uberschritten. Dies koénnte einen Handelsberater daran hindern, ungiinstige Positionen unverziglich zu
verdul3ern, und erhebliche Verluste fur den jeweiligen Alternativen Investmentfonds nach sich ziehen. Zudem kann
eine Borse oder Aufsichtsbehérde den Handel in einem bestimmten Kontrakt aussetzen, unverzigliche
VerdulRerung und Abwicklung fir einen bestimmten Kontrakt anordnen oder anordnen, dass der Handel in einem
bestimmten Kontrakt nur zu VerduRerungszwecken durchgefuhrt wird. Die llliquiditdt von Positionen kann zu
erheblichen unvorhergesehenen Verlusten fihren.

(xix) Rechtliche und aufsichtsrechtliche Risiken: Rechtliche und aufsichtsrechtliche Anderungen kénnen einen
Alternativen Investmentfonds negativ beeinflussen. Die aufsichtsrechtlichen Bestimmungen zu Anlageinstrumenten
wie Alternativen Investmentfonds und vielen Anlagen, die ein Handelsberater im Namen eines Alternativen

55



Investmentfonds tatigen darf, befinden sich noch in der Entwicklungsphase und sind daher Anderungen
unterworfen. Viele staatliche Stellen, Selbstregulierungsorganisationen und Bérsen sind darliber hinaus berechtigt,
im Notfall am Markt au3erordentliche MaBnahmen zu ergreifen. Die Auswirkungen von zukinftigen rechtlichen oder
aufsichtsrechtlichen Anderungen in Bezug auf einen Alternativen Investmentfonds sind nicht vorhersehbar, kénnen
jedoch grundlegend und negativ sein.

(xx)  Leerverkauf: Bei einem Leerverkauf wird ein Wertpapier verkauft, das noch nicht von einem Alternativen
Investmentfonds gehalten wird, in der Erwartung, das betreffende Wertpapier (oder ein austauschbares Wertpapier)
Zu einem spateren Zeitpunkt zu einem niedrigeren Kurswert erwerben zu kénnen. Zur Lieferung an den Erwerber
muss der Alternative Investmentfonds das Wertpapier leihen und ist verpflichtet, das Wertpapier an den Verleiher
zurlickzugeben, was durch einen spateren Erwerb des Wertpapiers erfolgt. Der Alternative Investmentfonds erzielt
im Rahmen eines Leerverkaufes einen Gewinn bzw. erleidet einen Verlust, wenn der Wert des betreffenden
Wertpapiers zwischen dem Zeitpunkt des Leerverkaufes und dem Zeitpunkt, zu dem der Alternative
Investmentfonds seine Short-Position deckt, d. h. das Wertpapier erwirbt, um den geliehenen Titel zu ersetzen,
steigt bzw. sinkt. Ein Leerverkauf birgt theoretisch das unbegrenzte Risiko eines Anstiegs des Kurswertes des
Wertpapiers, was zu theoretisch unbegrenzten Verlusten fiihren kann.

(xxi) Warentermingeschafte: Warenterminmarkte unterliegen starken Preisschwankungen. Alternative
Investmentfonds, die in solche Warenterminmarkte investieren, missen in der Lage sein, diese Markte, die unter
anderem von schwankenden Angebots- und Nachfragerelationen, Wetterbedingungen, staatlichen,
landwirtschaftlichen, geschéaftlichen und Handelsprogrammen und -richtlinien, die auf die Beeinflussung der Preise
an der Warenbdrse abzielen, weltpolitischen und wirtschaftlichen Ereignissen sowie Zinsschwankungen beeinflusst
werden, richtig zu analysieren. Darlber hinaus sind Anlagen in Futures- und Optionskontrakte mit zusatzlichen
Risiken verbunden, insbesondere der Hebelwirkung (die Marge betragt im Allgemeinen nur 5-15 % des Nennwertes
des Kontraktes, und das Risiko ist nahezu unbegrenzt). Die Terminpositionen eines Alternativen Investmentfonds
sind unter Umstanden nur schwer verauRerbar, da bestimmte Warenboérsen tagliche Schwankungen bei bestimmten
Terminkontraktpreisen durch Regulierungen beschranken, die als "tégliche Preisschwankungsobergrenze" oder
"tagliche Obergrenze" bezeichnet werden. Im Rahmen solcher téglichen Obergrenzen kénnen wéhrend eines
bestimmten Handelstages keine Geschafte zu Preisen getétigt werden, die diese Obergrenzen Uberschreiten.
Sobald der Preis eines Kontrakts fur bestimmte Termingeschéfte auf einen Betrag in Hohe der Preisobergrenze
steigt bzw. sinkt, kénnen Terminpositionen weder erdffnet noch verauert werden, falls Handler nicht bereit sind,
Geschéfte in Hohe oder bis zur Hohe der Obergrenze zu tatigen. Dies kénnte den Alternativen Investmentfonds
daran hindern, ungunstige Positionen unverziglich zu verduRern und erhebliche Verluste fur den Fonds nach sich
ziehen.

(xxii) "Soft Dollar"-Leistungen: Bei der Auswahl seiner Broker, Banken und Handler zur Téatigung von
Transaktionen im Namen eines Alternativen Investmentfonds kann der jeweilige Handelsberater Faktoren wie
Preise, die Fahigkeit der Broker, Banken und Héndler zur unverziglichen und zuverlassigen Durchfiihrung von
Transaktionen, ihre Einrichtungen, die operative Effizienz bei der Durchfihrung von Transaktionen, ihre
Finanzstérke, Integritét und Stabilitdt sowie im Vergleich mit anderen Brokern, Banken und Handlern attraktive
Provisionen sowie Qualitdt, Bandbreite und Haufigkeit der von diesen Brokern, Banken und Handlern
bereitgestellten Produkte oder Dienstleistungen oder die von diesen tibernommenen Ausgaben beriicksichtigen. Die
Produkte und Dienstleistungen kénnen die vom Handelsberater genutzten Analysemittel im Zusammenhang mit
Anlageentscheidungen umfassen, und Ausgaben kdnnen die allgemeinen Gemeinkosten des Handelsberaters
beinhalten. Solche "Soft Dollar"-Leistungen kénnen einen Handelsberater dazu veranlassen, eine Transaktion mit
einem bestimmten Broker, einer bestimmten Bank oder einem bestimmten Handler abzuschlie3en, obwohl diese
nicht die niedrigsten Transaktionsgebiihren bieten. Ein Handelsberater ist nicht dazu verpflichtet, (i) sich die
niedrigsten Provisionen zu sichern oder (ii) Auftrdge so zu kombinieren oder zu arrangieren, dass sich die
niedrigsten Provisionen fur sein Maklergeschéaft ergeben. Bestimmt ein Handelsberater, dass der von einem Broker
verlangte Provisionsbetrag im Verhéltnis zum Wert der von diesem Broker angebotenen Makler- und Research-
Produkten und Dienstleistungen angemessen ist, kann er Transaktionen durchfuhren, fir die dieser Makler héhere
Provisionen erhebt als andere Makler. Solche Maklerprovisionen kdnnen an Broker gezahlt werden, die
Transaktionen fir das entsprechende Managed Account tatigen und dem Alternativen Investmentfonds einen Teil
der Provisionen des Alternativen Investmentfonds bereitstellen, bezahlen oder riickvergiten, um die Kosten fir von
dem jeweiligen Handelsberater oder dessen verbundenen Unternehmen genutzte Einrichtungen oder
Dienstleistungen (wie Research-Dienste, Telefonleitungen, Nachrichten- und Quotierungseinrichtungen,
Computerausstattung und Publikationen) zu bestreiten. Ein Handelsberater kann die durch seine Anlageaktivitaten
erzielten "Soft Dollars" verwenden, um oben beschriebene Einrichtungen und Dienstleistungen zu bezahlen. Der
Begriff "Soft Dollars" bezieht sich auf die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Dienstleistungen durch einen
Handelsberater, die von Brokern (oder Terminkontrakt-Verkaufskommissiondren in Verbindung mit
Terminkontrakten) zur Verfigung gestellt werden, ohne dass eine Barzahlung durch den jeweiligen Handelsberater
auf Basis des Umsatzvolumens erfolgt, das aus Provisionen fur Transaktionen, die fir Kunden des Handelsberaters
durchgefiihrt werden, erzielt wird. Ein Handelsberater schatzt Betrag und Art der von den Brokern bereitgestellten
Research-Dienstleistungen sowie den Umfang, in dem diese Dienstleistungen in Anspruch genommen werden
missen, ab und versucht, einen Teil des Handelsgeschéfts fir das entsprechende verwaltete Konto auf Basis
dieser Erwéagungen zuzuweisen.

(xxiiiy Hochvolatile Markte: Die Preise von Warenkontrakten und allen derivativen Finanzinstrumenten,
einschlieBlich der Preise fir Futures- und Optionsgeschéfte, unterliegen starken Schwankungen.
Preisschwankungen im Zusammenhang mit Termin-, Futures- und sonstigen Derivategeschaften, in die ein
Alternativer Investmentfonds investieren kann, werden unter anderem beeinflusst durch Zinssatze, schwankende
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Angebots- und  Nachfragerelationen, staatliche  Handels-, Steuer- sowie  Geldmengen-  und
Devisenkontrollprogramme und -richtlinien sowie durch politische und wirtschaftliche Ereignisse und politische
MaRnahmen innerhalb und auBerhalb der Vereinigten Staaten. Dariiber hinaus kénnen Regierungen zu jeder Zeit
unmittelbar oder mittels RegulierungsmafRnahmen in bestimmte Markte eingreifen, insbhesondere beziglich
wahrungs- und zinsabhangiger Futures und Optionen. Solche Interventionen zielen haufig auf eine direkte
Preisbeeinflussung ab und kénnen, zusammen mit anderen Faktoren, dazu filhren, dass alle diese Markte
gemeinsame Entwicklungstendenzen aufweisen, unter anderem aufgrund von Zinsschwankungen. Alternative
Investmentfonds unterliegen ferner dem Risiko des Ausfalls einer Borse, an der ihre Positionen gehandelt werden,
oder ihrer Clearingstellen.

(xxiv) Anlagen an Markten auf3erhalb der Vereinigten Staaten und der EU: Ein Handelsberater kann in Wertpapiere
von Emittenten investieren, die nicht in den Vereinigten Staaten oder der Européischen Union ansassig sind, die
weder in den Vereinigten Staaten noch der Européischen Union aufsichtsrechtlichen Bestimmungen unterliegen, die
nicht in US-Dollar, Britischen Pfund oder Euro denominiert sind und nicht in den Vereinigten Staaten oder der
Européischen Union gehandelt werden. Solche Anlagen unterliegen bestimmten spezifischen Risiken, so unter
anderem Risiken im Zusammenhang mit politischer und wirtschaftlicher Unsicherheit, negativen politischen
Entscheidungen, Beschrankungen in Bezug auf Auslandsanlagen und Devisenverkehr, Wechselkursschwankungen,
eventuell weniger strengen Offenlegungspflichten und aufsichtsrechtlichen Vorschriften sowie Unsicherheiten in
Bezug auf Status, Auslegung und Anwendung von Gesetzen, so unter anderem von Gesetzen in Bezug auf
Enteignung, Verstaatlichung und Beschlagnahmung. Unternehmen, die ihren Sitz nicht in den Vereinigten Staaten
oder der Europaischen Union haben, unterliegen im Allgemeinen auch nicht einheitlichen Rechnungslegungs-,
Wirtschaftspriifungs- und Publizitdtsstandards, und Wirtschaftsprifungspraxis und -vorschriften sind unter
Umstanden nicht mit denen vergleichbar, die fir Unternehmen in den Vereinigten Staaten oder der Europdaischen
Union gelten. Des Weiteren sind nicht in den Vereinigten Staaten oder der Europaischen Union gehandelte
Wertpapiere, insbesondere in Schwellen- oder Entwicklungslandern gehandelte Wertpapiere, weniger liquide bzw.
volatiler in ihrer Kursentwicklung. Hinzu kommt, dass die Abwicklung von Geschaften an einigen dieser Markte
wesentlich langsamer sein und leichter fehlschlagen kann als an Markten in den Vereinigten Staaten oder der
Europaischen Union. Eine Anlage auf3erhalb der Vereinigten Staaten und der Européischen Union kann zuséatzliche
Kosten fir das jeweilige verwaltete Konto verursachen. Maklerprovisionen sind aul3erhalb der Vereinigten Staaten
und der Europaischen Union in der Regel hoher, und es kénnen Wahrungsumtauschkosten entstehen, wenn ein
Handelsberater Anlagen von einem Land in ein anderes Land verlagert. Auch hdhere Depotgebihren sowie
administrative  Schwierigkeiten (wie die Anwendbarkeit von Gesetzen von Nicht-US- und Nicht-EU-
Rechtsordnungen auf Verwahrungsstellen auerhalb der USA und der EU unter verschiedenen Umsténden, so
unter anderem Insolvenz, die Moglichkeiten zur Wiedergewinnung verlorener Vermdégenswerte, Enteignung,
Verstaatlichung und Zugriff auf Unterlagen) kénnen durch das Halten von Anlagen in Rechtsordnungen aufRerhalb
der Vereinigten Staaten und der Européischen Union entstehen.

(xxv) Spezielle Risiken in Bezug auf den Handel mit Terminkontrakten: Alternative Investmentfonds kdnnen sich
an Terminkontrakten beteiligen. Terminkontrakte (Forward Contracts) werden im Gegensatz zu Futures-Kontrakten
(Futures Contracts) nicht an Bérsen gehandelt und sind nicht standardisiert; vielmehr handeln Banken und Handler
auf diesen Markten als Eigenhandler, wobei jede Transaktion einzeln verhandelt wird. Termin- und Kassageschéfte
sind im Wesentlichen nicht reglementiert; es bestehen weder Begrenzungen bezlglich der taglichen
Preisschwankungen noch fir spekulative Positionen. Die Termingeschéfte tatigenden Eigenhéndler sind nicht
verpflichtet, im Zusammenhang mit den Wéahrungen oder Waren, mit denen sie handeln, weiterhin Kauf- und
Verkaufsauftrage entgegenzunehmen, und auf diesen Markten kann zeitweise eine nur geringe Liquiditéat bestehen,
wobei diese Zeitrdume von erheblicher Dauer sein kénnen. Es ist im Zusammenhang mit solchen Méarkten bereits
vorgekommen, dass die Teilnehmer keine Kursgebote fur bestimmte Wé&hrungen oder Waren abgeben konnten
oder Kursgebote mit einer ungewdhnlich grof3en Spanne zwischen dem Preis, zu dem sie kaufbereit waren und
demjenigen, zu dem sie verkaufsbereit waren, abgegeben haben. In allen Mérkten, an denen Alternative
Investmentfonds investiert haben, kann es zu Stérungen aufgrund eines ungewohnlich groRen Handelsvolumens,
politischer Intervention oder anderer Faktoren kommen. Durch Marktilliquiditat oder -stérungen kénnen dem
Alternativen Investmentfonds erhebliche Verluste entstehen.

(xxvi) Konzentration von Anlagen: Obwohl die Anlagen der Alternativen Investmentfonds gestreut werden, kann
der Handelsberater in Bezug auf einen Alternativen Investmentfonds das Vermdgen des Alternativen
Investmentfonds in einer begrenzten Zahl von Anlagen investieren, die unter Umsténden auf einige wenige Lander,
einige wenige Branchen und Sektoren einer Volkswirtschaft oder einige wenige Emittenten konzentriert sind. Trotz
Streuung der Anlagen durch die Alternativen Investmentfonds kénnen daher die negativen Auswirkungen auf den
Wert der jeweiligen Alternativen Investmentfonds durch ungunstige Entwicklungen in einem bestimmten Land, einer
bestimmten Wirtschaft oder Branche oder in Bezug auf den Wert der Wertpapiere eines bestimmten Emittenten
erheblich gréRer sein, als wenn fir diesen Alternativen Investmentfonds keine Konzentrierung seiner Anlagen in
diesem Umfang erlaubt ware.

(xxvii) Transaktionsvolumen: Alternative Investmentfonds kdnnen ihrer Anlagetéatigkeit bestimmte kurzfristige
Marktiiberlegungen zugrunde legen. Das Transaktionsvolumen von Alternativen Investmentfonds wird daher
voraussichtlich erheblich sein, wobei potenziell erhebliche Maklerprovisionen, -gebihren und andere
Transaktionskosten anfallen.

(xxviii) Operative und menschliche Fehler: Der Erfolg eines Alternativen Investmentfonds héngt teilweise von der
richtigen Berechnung der Preisverhaltnisse durch den jeweiligen Handelsberater, der Ubermittlung praziser
Handelsanweisungen und standigen Positionsbewertungen ab. Zudem erfordern die Strategien eines
Handelsberaters unter Umsténden aktives und kontinuierliches Management von Laufzeiten und anderen Variablen
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sowie dynamische Anpassungen der Positionen eines Alternativen Investmentfonds. In diesem Prozess kénnen
durch menschliche Fehler, Fluchtigkeitsfehler oder operative Schwachstellen Fehler auftreten und zu erheblichen
Handelsverlusten und negativen Folgen fir den jeweiligen Nettoinventarwert flihren.

(xxix) Zuverlassigkeit von Bewertungen: Die Bewertung der Alternativen Investmentfonds erfolgt gemal dem
jeweiligen Bewertungsinstrumentarium des Alternativen Investmentfonds. Im Allgemeinen wird Wertpapieren oder
Anlagen, die schwer verauf3erbar sind, nicht an der Borse oder in einem etablierten Markt gehandelt werden oder
deren Wert nicht ohne weiteres ermittelt werden kann, im Rahmen der Bewertungsinstrumentarien der Alternativen
Investmentfonds ein Wert nach dem Ermessen der jeweiligen Verwaltungsgesellschaft unter Beriicksichtigung
verschiedener Faktoren zugewiesen. Hierzu zéhlen unter anderem Gesamt-Héandlerquotierungen oder unabhangige
Bewertungen. Solche Bewertungen spiegeln nicht immer den "richtigen" Marktwert des Wertpapiers in einem
aktiven, liquiden oder etablierten Markt wider.

VILj. Private Equity Fonds und Venture Capital Fonds

Die folgende Auflistung der mit einer Anlage in Private Equity- und Venture Capital-Fonds verbundenen Risiken
erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit, wobei die Gesellschaft keine direkten Anlagen in nicht geeignete
Private Equity- und Venture Capital-Fonds tatigt.

Private Equity Fonds und Venture Capital Fonds (Wagniskapitalfonds) sind als unternehmerische
Eigenkapitalbeteiligungen begriffsnotwendig einem spezifischen Verlustrisiko ausgesetzt. Ertrdge kdnnen
ausbleiben. Bei negativer Entwicklung der Unternehmen, in die der jeweilige Fonds investiert hat, kann es auch zu
einer vollstandigen Abschreibung einer Beteiligung an einem solchen Unternehmen kommen. Im schlimmsten Fall
kann ein Totalverlust des gesamten Fondsvermégens und damit des gesamten darin investierten Kapitals des
Anlegers eintreten. Die Anlagestrategien kdnnen auf auRerst spekulativen Anlagetechniken basieren, darunter
extrem hohe Fremdfinanzierungen, hoch konzentrierte Portfolios, Problemlésungen und Neugrindungen,
Kontrollpositionen und illiquide Anlagen. Wesentliches Merkmal ist, dass der Anleger unter Umstanden auf Abruf
Mittel bereitstellen muss. Dies kann zum Beispiel fir Fonds der Fall sein, die eine zusatzliche Kapitaleinzahlung, die
den Anlagebetrag bei Erstzeichnung Ubersteigt, fordern. Private Equity Fonds haben komplexe Risikostrukturen,
von denen insbesondere folgende hervorzuheben sind:

e Wahrend der Haltedauer der durch den Fonds eingegangenen Beteiligungen h&ufig nur 3-5 Jahre
betragt, ist das vom Anleger eingesetzte Kapital Uiber die gesamte Fonds-Laufzeit (regelmafig bis zu
10 Jahren, unter Umstanden mit Verlangerung um 2-3 Jahre) gebunden. Die Fonds-Anteile sind Gber
die Laufzeit des Fonds illiquide Anlagen, deren Verkauflichkeit oder Beleihbarkeit auch durch die
Fonds-Bestimmungen ausgeschlossen sein kénnen.

e Inwieweit es zu Mittelrlickflissen aus Verkdufen von Beteiligungen an die Anleger kommt, ist nicht
prognostizierbar. Insbesondere kann es aufgrund des wirtschaftlichen Umfelds an Ausstiegsszenarien
fur Private Equity-Gesellschaften fehlen.

e Wahrend der Fonds-Laufzeit besteht ein in- und auslandisches Steuerrechts&nderungsrisiko, das
erhebliche Auswirkungen auf eine erwartete Rendite und die Werthaltigkeit des Investments haben
kann. Soweit Beteiligungsunterlagen Hinweise Uber die Besteuerung enthalten, sind diese Hinweise
vom Anleger auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprifen bzw. Uberprifen zu lassen. Dabei sind
die fur den Anleger mafligebenden eigenen steuerlichen Verhaltnisse zu berlicksichtigen. Es kann
nicht ausgeschlossen werden, dass die zustandigen Finanzbehdérden eine von den Prospektangaben
abweichende steuerliche Sicht einnehmen.

e Eine Ertragsauskehrung erfolgt nicht zwangsléufig in bar, sondern kann z. B. auch in der Ubertragung
eventuell nicht verwertbarer Anteile an einzelne Beteiligungen des Fonds bestehen.

e Die Verwendung des Fonds-Kapitals beinhaltet neben dem Risiko der Bonitéat und des wirtschaftlichen
Erfolgs der Beteiligungsunternehmen ein Wéahrungs- bzw. Wechselkursdnderungsrisiko.

e Die Fondsinitiatoren/Anlageverwalter unterliegen bezlglich des Eingehens von attraktiven
Beteiligungen einem Wettbewerb. Es besteht deshalb die Moglichkeit, dass das Fonds-Portfolio keine
ausreichende Anzahl von Beteiligungen beinhaltet bzw. das Zeichnungskapital nicht ausreichend
investiert wird. Dies hat Auswirkungen auf die Ertragsaussichten und die Risikodiversifikation des
gezeichneten Kapitals.

e Ist bei Portfoliostrukturen ein fixierter Investitionszeitraum vorgesehen, so kann der bestehende
Wettbewerb einen negativen Einfluss auf die Qualitat der Beteiligungen haben.
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VERWALTUNG DER GESELLSCHAFT

Co-Management

Mit dem Ziel eines effizienten Managements und zur Verringerung der Betriebs- und Verwaltungskosten kann der
Verwaltungsrat entscheiden, alle oder einen Teil der Vermdgenswerte eines oder mehrerer Teilfonds der
Gesellschaft mit Vermégenswerten anderer Teilfonds der Gesellschaft (im Rahmen dieser Bestimmung als
"Beteiligte Teilfonds" bezeichnet) gemeinsam zu verwalten ("Co-Management"), sofern die rechtliche Zuordnung
dieser Vermdgenswerte zu jedem Teilfonds davon nicht beeintréchtigt wird. In den folgenden Abséatzen bezieht sich
der Begriff "Gemeinsam Verwaltete Vermégenswerte" auf alle Vermdgenswerte der Beteiligten Teilfonds, welche
im Rahmen dieses Co-Managements verwaltet werden.

In diesem Zusammenhang kann der Verwaltungsrat fir Rechnung der Beteiligten Teilfonds Entscheidungen im
Hinblick auf die Anlage, die VerauRerung von Anlagen oder andere Anpassungsmalinahmen treffen, welche sich
auf die Zusammensetzung des Portfolios der Beteiligten Teilfonds auswirken. Jeder Beteiligte Teilfonds wird einen
Anteil an den Gemeinsam Verwalteten Vermdgenswerten halten, der dem Anteil seines jeweiligen
Nettoinventarwerts am Gesamtwert der Gemeinsam Verwalteten Vermdgenswerte entspricht. Diese Quote findet
auf samtlichen Ebenen des im Rahmen des Co-Managements gehaltenen oder erworbenen Portfolios Anwendung.
Bei einer Entscheidung tber den Erwerb bzw. die VerauRerung von Anlagen bleiben die Quoten unveréndert; die
zusatzlichen Anlagen werden anhand dieser unverénderten Quoten auf die Beteiligten Teilfonds verteilt, und
verdullerte Anlagen werden im Verhaltnis der von den einzelnen Beteiligten Teilfonds gehaltenen Gemeinsam
Verwalteten Vermdgenswerte abgezogen.

Bei neuen Zeichnungen fur einen der Beteiligten Teilfonds werden die Erldse aus diesen Zeichnungen den
Beteiligten Teilfonds auf der Grundlage einer modifizierten Quote zugeteilt, welche sich aus der Erh6hung des
Nettovermdgens des Beteiligten Teilfonds ergibt, fur welchen diese Zeichnungen erfolgt sind. Dementsprechend
werden alle Ebenen des im Rahmen des Co-Managements gehaltenen Portfolios durch Umschichtung der
betreffenden Vermdgenswerte zur Anpassung an die geédnderten Quoten modifiziert. Analog dazu ist es notwendig,
bei Riicknahmen fiir einen Beteiligten Teilfonds einen Betrag an liquiden Vermdgenswerten der Beteiligten Teilfonds
abzuziehen, welcher auf der Basis der modifizierten Quoten bestimmt wird; dies hat zur Folge, dass die Ebenen der
Portfolios entsprechend angepasst werden miissen. Anteilsinhaber sollten sich bewusst sein, dass die Nutzung der
Co-Management-Technik auch ohne Einflussnahme durch die zustédndigen Organe der Gesellschaft zu
Veranderungen in der Zusammenstellung der Vermdgenswerte des Teilfonds fuhren kann, welche sich aus
bestimmten Ereignissen bei anderen Beteiligten Teilfonds, wie beispielsweise Zeichnungen und/oder Riicknahmen,
ergeben. So fuhren Zeichnungen fur einen Beteiligten Teilfonds zu einer Erhdhung der liquiden Vermdgenswerte
dieses Beteiligten Teilfonds, wohingegen Ricknahmen eine Verminderung der liquiden Vermégenswerte des
betreffenden Beteiligten Teilfonds zur Folge haben. Allerdings kdnnen Zeichnungs- und Riicknahmeerldse auch auf
einem speziellen Konto gehalten werden, welches fir jeden Beteiligten Teilfonds eingerichtet werden kann und nicht
den Co-Management-Techniken unterliegt. Uber dieses Konto kénnen Zeichnungs- und Riicknahmeerlése geleitet
werden. Die auf diesem Konto im Rahmen von umfangreichen Zeichnungen und Ricknahmen getatigten
Gutschriften und Abbuchungen sowie die Entscheidungsbefugnis der zustandigen Organe der Gesellschaft zur
jederzeitigen Beendigung der Co-Management-Technik kdnnen als eine Form des Ausgleichs angesehen werden
fur die 0. g. Anpassungen der Teilfondsportfolios, sollten diese Anpassungen als den Interessen der Anteilsinhaber
der betreffenden Beteiligten Teilfonds zuwiderlaufend eingestuft werden.

Sofern sich Anderungen in der Zusammensetzung eines Portfolios eines einzelnen Beteiligten Teilfonds ergeben,
die durch Anteilsricknahmen fir diesen Beteiligten Teilfonds oder durch Zahlungen von Gebuhren oder
Aufwendungen fur einen anderen Beteiligten Teilfonds bedingt sind und die zu einer Verletzung der
Anlagebeschrankungen dieses Beteiligten Teilfonds fuhren wirden, werden die relevanten Vermdgenswerte vor der
Durchfiihrung der entsprechenden Modifikationen aus dem Co-Management herausgenommen.

Gemeinsam Verwaltete Vermdgenswerte werden nur dann gemeinsam mit Vermdgenswerten von Beteiligten
Teilfonds verwaltet, wenn die jeweils angewendeten Anlagepolitiken miteinander vereinbar sind. Da die jeweiligen
Anlagegrundsétze der einzelnen Beteiligten Teilfonds nicht exakt identisch sind, ist es nicht auszuschliel3en, dass
die gemeinsamen Anlagegrundsatze der Gemeinsam Verwalteten Vermdgenswerte restriktiver sind als die
Anlagegrundséatze der einzelnen Beteiligten Teilfonds.

Der Verwaltungsrat kann jederzeit und ohne Ankiindigung entscheiden, das Co-Management zu beenden.

Die Anteilsinhaber kénnen jederzeit am Sitz der Gesellschaft Informationen tber den Prozentsatz der Gemeinsam
Verwalteten Vermégenswerte und die im Rahmen des Co-Managements gemeinsam verwalteten Beteiligten
Teilfonds anfordern. Die Anteilsinhaber werden auf3erdem periodische Berichte erhalten, in denen die vorstehenden
Informationen ausgefihrt sind.

Bestimmung des Nettoinventarwerts
Allgemeine Bewertungsvorschriften
Der Nettoinventarwert der Gesellschaft entspricht stets den Nettoinventarwerten der Teilfonds.

Die Satzung sieht vor, dass der Verwaltungsrat fur jeden Teilfonds ein Portfolio mit Vermdgenswerten wie folgt
errichtet:

0] Die Erlose aus der Ausgabe jedes Anteils werden in den Buchern des entsprechenden Teilfonds dem
fur diesen Teilfonds errichteten Pool von Vermdgenswerten zugeschrieben; die Vermdégenswerte und
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Verbindlichkeiten sowie die Ertrdge und Aufwendungen, die diesem zuzurechnen sind, werden,
vorbehaltlich der nachstehenden Bestimmungen, fiir dieses Portfolio verbucht;

(i) Vermogenswerte, die sich aus anderen Vermdgenswerten ableiten, werden den Bichern des
entsprechenden Teilfonds gutgeschrieben, bei dem der zugrunde liegende Vermdgenswert verbucht ist;
dementsprechend ist bei jeder Neubewertung dieses Vermoégenswerts der Wertzuwachs bzw. die
Wertminderung dem jeweiligen Portfolio zuzubuchen;

(i) Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die sich auf einen Vermégenswert eines bestimmten Portfolios oder
auf MalRnahmen in Verbindung mit Vermdgenswerten eines bestimmten Portfolios beziehen, werden
dem betreffenden Portfolio belastet;

(iv)  Vermdgenswerte oder Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die keinem bestimmten Portfolio zugerechnet
werden kdnnen, werden auf sdmtliche Teilfonds im Verhaltnis ihrer jeweiligen Nettoinventarwerte an
den betreffenden Auflegungsterminen verteilt bzw. umgelegt;

(v) bei Zahlung von Ausschittungen an die Anteilsinhaber eines Teilfonds verringert sich der
Nettoinventarwert dieses Teilfonds um den Bruttobetrag dieser Ausschittungen.

Die Verbindlichkeiten der einzelnen Teilfonds sind fiir jeden Teilfonds getrennt zu fiihren, wobei Drittglaubiger
ausschlief3lich auf die Vermdgenswerte des betreffenden Teilfonds Regress nehmen kénnen.

Vermdgenswerte, die in einem bestimmten Teilfonds gehalten werden, der nicht auf die Referenzwéhrung lautet,
werden zu dem Wechselkurs in die Referenzwahrung umgerechnet, der an einem anerkannten Markt an dem
Geschéftstag gilt, der dem Bewertungstag unmittelbar vorausgeht.

Der Nettoinventarwert je Anteil einer bestimmten Anteilsklasse wird ermittelt, indem der Wert des dieser
Anteilsklasse zurechenbaren Gesamtvermdgens des Teilfonds, abzlglich der dieser Anteilsklasse zurechenbaren
Verbindlichkeiten des Teilfonds, durch die Summe der Anteile dieser Anteilsklasse geteilt wird, die sich am
betreffenden Transaktionstag in Umlauf befinden.

Zur Ermittlung des Nettoinventarwerts einer Anteilsklasse gelten die vorstehend unter (i) bis (v) aufgefiihrten
Bewertungsvorschriften entsprechend. Der Nettoinventarwert je Anteil der einzelnen Anteilsklassen eines jeden
Teilfonds wird von der Verwaltungsstelle in der Referenzwahrung der entsprechenden Anteilsklasse und
gegebenenfalls, wie im entsprechenden Produktanhang vorgesehen, fiir Zwecke des Handels in einer anderen
Waéhrung unter Verwendung des entsprechenden Wechselkurses, der fir diesen Bewertungstag giiltig ist,
errechnet.

Die Bewertung der Vermogenswerte oder Verbindlichkeiten der Teilfonds erfolgt in regelmafigen Abstanden, wie im
Prospekt und/oder im entsprechenden Produktanhang aufgefiihrt.

Die Berechnung des Nettoinventarwerts je Anteil erfolgt bzw. wird an jedem Bewertungstag erfolgen. Der
Nettoinventarwert samtlicher Teilfonds wird auf der Grundlage der letzten Schlusskurse an dem Geschaftstag
ermittelt, der dem Bewertungstag unmittelbar vorausgeht, bzw. auf der Grundlage der zuletzt an den Markten, an
denen die Anlagen der verschiedenen Teilfonds hauptsachlich gehandelt werden, verfiigbaren Kurse.

Innerhalb der einzelnen Teilfonds kann der Nettoinventarwert je Anteil der verschiedenen Anteilsklassen
unterschiedlich ausfallen, da sich die Erklarung/Auszahlung von Ausschittungen sowie die Gebihren- und
Kostenstrukturen der einzelnen Anteilsklassen unterscheiden. Bei der Berechnung des Nettoinventarwerts werden
Ertrage und Aufwendungen auf Tagesbasis bertucksichtigt.

Es ist die Absicht der Gesellschaft, Ausschittungen nur auf Ausschiittende Anteile vorzunehmen.

Eigentumern von Ausschittenden Anteilen stehen Ausschittungen zu, die nach Mal3gabe der im entsprechenden
Produktanhang aufgefiihrten Vorschriften berechnet werden.

Spezielle Bewertungsvorschriften
Der Nettoinventarwert der Teilfonds ist nach Mal3gabe der folgenden Vorschriften zu ermitteln:

0] Der Wert von Barbestdnden oder Einlagen, Wechseln, Forderungen, Rechnungsabgrenzungsposten
sowie wie vorstehend beschrieben erklarten oder aufgelaufenen, aber noch nicht vereinnahmten
Bardividenden und Zinsen gilt als der Gesamtbetrag hiervon, es sei denn, die vollstdndige Zahlung oder
der vollstandige Erhalt sind in irgendeinem Fall unwahrscheinlich — in diesem Fall wird der Wert hiervon
nach einem solchen Abschlag festgesetzt, wie dies in einem solchen Fall als angebracht erscheint, um
den wahren Wert hiervon widerzuspiegeln.

(ii) Der Wert aller Wertpapiere, die an einer amtlichen Borse notiert sind oder gehandelt werden oder an
einem anderen Geregelten Markt gehandelt werden, wird auf der Grundlage der zuletzt verfligbaren
Kurse, die am dem Bewertungstag unmittelbar vorausgehenden Geschaftstag ermittelt werden, oder
auf der Grundlage der letzten verfligbaren Kurse des Hauptmarktes bewertet, an dem die Anlagen der
Teilfonds hauptsachlich gehandelt werden. Der Verwaltungsrat wird einen Dienstleister bestimmen, der
die vorstehend genannten Kurse zur Verfugung stellen wird. Sollten nach Auffassung des
Verwaltungsrats diese Kurse den Marktwert der betreffenden Wertpapiere nicht angemessen
widerspiegeln, ermittelt der Verwaltungsrat den Wert dieser Wertpapiere nach Treu und Glauben
entweder durch Bezugnahme auf andere o6ffentlich verfigbare Quellen oder durch Bezugnahme auf
nach seinem Ermessen geeignete sonstige Quellen.

(i) Nicht an einer Bérse oder an einem Geregelten Markt notierte oder gehandelte Wertpapiere werden auf
der Grundlage des wahrscheinlichen Verkaufspreises bewertet, wie mit der gebotenen Sorgfalt und
nach Treu und Glauben durch den Verwaltungsrat festgelegt.
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(iv)
v)

(vi)

(vii)

(viii)

Von offenen Investmentfonds ausgegebene Wertpapiere werden zu ihrem letzten verfugbaren
Nettoinventarwert oder gemaf dem obigen Punkt (ii) bewertet, sofern diese Wertpapiere notiert sind.

Der Liquidationswert von Futures-, Termin- oder Optionskontrakten, die nicht an Bérsen oder anderen
organisierten Markten gehandelt werden, wird entsprechend den vom Verwaltungsrat eingefiihrten und
auf einheitlicher Basis angewandten Verfahren bestimmt. Der Liquidationswert von Futures-, Termin-
oder Optionskontrakten, die an Bérsen oder anderen organisierten Markten gehandelt werden, wird auf
der Grundlage des letzten verfiigbaren Abwicklungskurses dieser Kontrakte an Borsen und
organisierten Markten festgesetzt, an denen die einzelnen Futures-, Termin- oder Optionskontrakte
gehandelt werden. Dies gilt mit der MaRgabe, dass wenn ein Futures-, Termin- oder Optionskontrakt an
einem Geschéftstag fur den der Nettoinventarwert ermittelt wird, nicht abgewickelt werden kann, die
Grundlage fur die Bestimmung des Liquidationswerts dieses Kontrakts dem Wert entspricht, der vom
Verwaltungsrat als angemessen und zutreffend erachtet wird.

Liquide Mittel und Geldmarktinstrumente kdnnen zum Nominalwert zuziglich aufgelaufener Zinsen oder
unter Verwendung einer Restbuchwertmethode bewertet werden. Diese Restbuchwertmethode kann zu
Zeitraumen fuhren, wahrend derer der Wert von dem Kurs abweicht, den der betreffende Teilfonds bei
einem Verkauf der Anlage erzielen wirde. Die Verwaltungsgesellschaft kann diese
Bewertungsmethode von Zeit zu Zeit tberpriifen und falls nétig Anderungen empfehlen, um zu
gewahrleisten, dass solche Vermdgenswerte zu ihrem angemessenen Wert nach Treu und Glauben
gemal vom Verwaltungsrat eingefiihrten Verfahren bewertet werden. Ist der Verwaltungsrat der
Auffassung, dass eine Abweichung vom Restbuchwert je Anteil zu einem wesentlichen Wertverlust
oder anderen unangemessenen Ergebnissen fiir die Anteilsinhaber filhren kdnnte, ergreift der
Verwaltungsrat gegebenenfalls solche KorrekturmaRnahmen, die er fir geeignet halt, um den
Wertverlust oder die unangemessenen Ergebnisse soweit verninftigerweise mdglich abzuwenden oder
abzufedern.

Die Swap-Transaktionen werden auf einheitlicher Basis auf der Grundlage von durch den Swap-
Kontrahenten zur Verfiigung gestellten Bewertungen bewertet, bei denen es sich um Geld-, Brief- oder
Mittelkurse handeln kann, die nach Treu und Glauben gemafl vom Verwaltungsrat erstellten Verfahren
bestimmt werden. Spiegeln diese Werte nach Meinung des Verwaltungsrats den Marktwert der
jeweiligen Swap-Transaktionen nicht wider, wird der Wert dieser Swap-Transaktionen nach Treu und
Glauben vom Verwaltungsrat oder anhand einer anderen Methode, die er nach seinem eigenen
Ermessen fur geeignet halt, bestimmt.

Alle anderen Wertpapiere und anderen zuléssigen Vermdgenswerte sowie alle vorstehend erwéhnten
Vermégenswerte, fir die eine Bewertung in Ubereinstimmung mit den vorstehenden Unterabsétzen
nicht moglich oder zweckmaRig ist oder den Wert nicht angemessen widerspiegelt, werden zum nach
Treu und Glauben nach MaRgabe vom Verwaltungsrat eingefuhrter Verfahren ermittelten Marktwert
bewertet.

Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwerts und der Ausgabe, der Ricknahme und des Umtauschs
von Anteilen

Nach den Bestimmungen ihrer Satzung kann die Gesellschaft die Berechnung des Nettoinventarwerts der Teilfonds,
der Anteile und/oder der Anteilsklassen sowie die Ausgabe, die Riicknahme und den Umtausch von Anteilen

aussetzen,

@

(ii)

(iii)

(iv)

v)

(vi)
(vii)

solange eine der Hauptbdrsen oder andere Méarkte, an denen ein wesentlicher Teil der Bestandteile der
Hedging-Anlage(n) und/oder des Basiswertes jeweils notiert ist oder gehandelt wird, aus anderen
Griinden als aufgrund eines gewdéhnlichen Feiertages geschlossen sind, oder solange diesbeziigliche
Transaktionen beschréankt oder ausgesetzt sind, sofern die Beschréankung oder Aussetzung die
Bewertung der Hedging-Anlage(n) oder des Basiswertes beeintrachtigen;

solange Umsténde vorliegen, die nach Ansicht des Verwaltungsrats eine Notsituation begriinden oder
eine Verfugung Uber die einem Teilfonds zuzurechnenden Vermdgenswerte oder deren Bewertung
unmdoglich werden lassen;

fur die Dauer eines Ausfalls der Kommunikations- bzw. Rechenanlagen, die normalerweise fir die
Kursbestimmung oder die Bewertung der Vermdgenswerte eines Teilfonds verwendet werden;

solange der Gesellschaft eine Ruckfiihrung von Mitteln zur Zahlung von Ricknahmeerldsen fur die
Anteile nicht méglich ist, oder solange eine Uberweisung von Mitteln in Verbindung mit der
VeraulRerung oder dem Erwerb von Anlagen oder zur Zahlung von Riicknahmeerlésen auf Anteile nach
Ansicht des Verwaltungsrats nicht zu normalen Wechselkursen mdaglich ist;

solange die Kurse eines oder mehrerer Bestandteile des Basiswertes oder der Hedging-Anlage(n) und,
zur Klarstellung, wenn die jeweils zur Ubernahme einer Position in dem Basiswert eingesetzten
Techniken aus sonstigen Griinden nicht unmittelbar bzw. nicht genau bestimmt werden kénnen;

im Falle eines Beschlusses zur Liquidation der Gesellschaft oder im Falle einer Mitteilung Uber die
Liquidation eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse;

solange nach Ansicht des Verwaltungsrats Umstande vorliegen, die nicht vom Verwaltungsrat zu
vertreten sind und aufgrund derer eine Fortsetzung des Handels in den Anteilen undurchfiihrbar oder
den Anteilsinhabern gegeniiber ungerechtfertigt ware;
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(viii) im Falle der Verschmelzung eines Teilfonds mit einem anderen Teilfonds der Gesellschaft oder eines
anderen OGAW (oder einem Teilfonds eines solchen), sofern die Aussetzung im Interesse der
Anteilsinhaber ist, und

(ix) wenn im Falle eines Feeder-Fonds die Berechnung des Nettoinventarwerts des Master
Beschrénkungen unterworfen ist oder ausgesetzt wurde oder wenn der Wert eines betrachtlichen
Anteils des Vermogens eines Teilfonds nicht genau berechnet werden kann.

Eine derartige Aussetzung bei einem Teilfonds hat keinerlei Auswirkungen auf die Berechnung des
Nettoinventarwerts je Anteil, die Ausgabe, die Riicknahme und den Umtausch von Anteilen der anderen Teilfonds.

Der Beginn und das Ende eines Aussetzungszeitraums werden der Luxemburger Aufsichtsbehérde, der
Luxemburger Borse sowie allen anderen Bdrsen mitgeteilt, an denen die Anteile notiert sind. Ferner werden
samtliche auslandischen Aufsichtsbehdrden, bei denen die Teilfonds nach MaRgabe der jeweiligen Vorschriften
registriert sind, vom Beginn und Ende eines Aussetzungszeitraums in Kenntnis gesetzt. Die betroffenen
Anteilsinhaber werden in Ubereinstimmung mit den Vorschriften und geltendem Recht in den jeweiligen
Rechtsordnungen, in denen die betroffenen Anteile zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind, von einer
Aussetzung in Kenntnis gesetzt. Eine entsprechende Mitteilung an die Anteilsinhaber wird gemal den in
vorliegendem Dokument aufgefiihrten Mitteilungsbestimmungen und in Ubereinstimmung mit geltenden Gesetzen
und Vorschriften veroffentlicht.

Veroffentlichung des Nettoinventarwerts

Der Nettoinventarwert je Anteil aller Anteilsklassen jedes Teilfonds (ausgedruckt in der Referenzwéhrung und
gegebenenfalls in andere Wahrungen umgerechnet, wie im entsprechenden Produktanhang vorgesehen) sowie
etwaige Ausschiittungszahlungen werden am Sitz der Gesellschaft vertffentlicht und spatestens zwei Luxemburger
Bankgeschéftstage nach dem jeweiligen Bewertungstag in den Geschéaftsraumen der Verwaltungsstelle zur
Verfugung gestellt.

Wurden die genannten Informationen nicht innerhalb von zwei Luxemburger Bankgeschéftstagen nach dem
jeweiligen Bewertungstag veroffentlicht, erfolgt eine Mitteilung an die Inhaber von Namensanteilen per Brief oder
Fax bzw. an die Inhaber von in einer Globalurkunde verbrieften Inhaberanteilen tber die jeweilige Clearingstelle.
Wenn Inhaberanteile als Einzelne Inhaberanteilscheine ausgegeben werden, wird diese Mitteilung auf der Webseite
der Gesellschaft veroffentlicht.

Die Gesellschaft stellt die vorstehenden Informationen auf der Webseite der Gesellschaft zur Verfligung. Der
Zugang zu dieser Veroffentlichung auf der Webseite der Gesellschaft kann beschrénkt sein und gilt nicht als
Aufforderung zur Zeichnung, zum Erwerb, zum Umtausch, zum Verkauf oder zur Riickgabe von Anteilen.

Die Gesellschaft kann zudem die Veroffentlichung des Nettoinventarwerts je Anteil in einer oder mehreren
fuhrenden Finanzzeitungen in den Léandern veranlassen, in denen die Teilfonds 6ffentlich vertrieben werden. Ferner
kann die Gesellschaft die jeweiligen Bérsen benachrichtigen, an denen die Anteile notiert sind. Die Gesellschaft
kann keinerlei Verantwortung fir eine fehlerhafte, verspéatete oder nicht erfolgte Verdffentlichung von Preisen
Ubernehmen, die nicht von ihr zu vertreten ist.
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AUSGABE VON ANTEILEN UND ANTEILSZEICHNUNG

Ausgabe von Anteilen

Der Verwaltungsrat ist jederzeit uneingeschrankt zur Ausgabe von Anteilen aller Anteilsklassen befugt. Ferner
behélt sich der Verwaltungsrat das Recht vor, die Ausgabe und den Verkauf von Anteilen jederzeit und ohne
vorherige Mitteilung einzustellen. Der Verwaltungsrat behalt sich auch das Recht vor, jederzeit und ohne vorherige
Mitteilung die Ausgabe und den Verkauf von Anteilen fur Teilfonds, die zuvor fiir weitere Zeichnungsantrage
geschlossen waren, zu gestatten. Diese Entscheidung wird vom Verwaltungsrat unter gebuhrender
Berlcksichtigung der Interessen der gegenwartigen Anteilsinhaber getroffen.

Der Auflegungstermin und gegebenenfalls der Angebotszeitraum fiir jede neu geschaffene bzw. aktivierte
Anteilsklasse wird vom Verwaltungsrat festgelegt, und der Auflegungstermin wird im jeweiligen Produktanhang
angegeben.

Der Verwaltungsrat kann nach eigenem Ermessen vor dem Auflegungstermin beschlieRen, das Angebot eines
Teilfonds zuriickzuziehen. Der Verwaltungsrat der Gesellschaft kann ebenfalls beschlieRen, das Angebot einer
neuen Anteilsklasse zuriickzuziehen. In diesem Fall werden Anleger, die bereits einen Zeichnungsantrag gestellt
haben, ordnungsgemaf informiert, und bereits Uberwiesene Zeichnungsbetrage werden zurtickgezahlt. In diesem
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass bis zur Ruckuberweisung dieser Betrdge an Anleger keinerlei
Zinsen darauf gezahlt werden.

Fir die Dauer des Zeitraums, in dem die Berechnung des Nettoinventarwerts je Anteil des betreffenden Teilfonds
ausgesetzt ist, wird die Gesellschaft keine Anteile ausgeben.

Fir alle Arten von Anteilen kdnnen Anteilsbruchteile zugeteilt werden, einschlieBlich fur durch eine Globalurkunde
verbriefte Inhaberanteile.

Anteilszeichnungen gegen Barzahlung oder Sachleistungen
Es wird davon ausgegangen, dass Zeichnungen gegen Barzahlung erfolgen.

Die Gesellschaft kann Anteile als Entgelt fiir als Sachleistungen eingebrachte Wertpapiere ausgeben. Zu erfolgen
hat diese Einbringung jedoch unter Einhaltung (i) des Anlageziels des betreffenden Teilfonds und (ii) der
Anlagebeschrankungen. Dartber hinaus werden solche als Sachleistungen eingebrachten Wertpapiere vom
Wirtschaftsprifer der Gesellschaft in einem Bericht bewertet, dessen Kosten die einbringenden Anleger zu tragen
haben.

Erstausgabepreis von Anteilen

Erstzeichnungsantrége fur Anteile werden zum Erstausgabepreis zuziglich des (gegebenenfalls anfallenden)
Ausgabeaufschlags — wie im Kapitel "Gebiihren und Aufwendungen" und/oder im entsprechenden Produktanhang
beschrieben — angenommen. Erstzeichnungsantrdge fir Anteile einer neuen Anteilsklasse werden zu dem im
entsprechenden Produktanhang bestimmten Preis angenommen.

Folgezeichnungen werden zu einem Preis angenommen, der dem Nettoinventarwert je Anteil entspricht, der an dem
unmittelbar auf den jeweiligen Transaktionstag folgenden Bewertungstag ermittelt wird, zuzlglich des
(gegebenenfalls anfallenden) Ausgabeaufschlags, wie im Kapitel "Gebuhren und Aufwendungen" und/oder im
entsprechenden Produktanhang beschrieben.

Mindestanlagebetrag bei Erst- und Folgezeichnungen und Vorgeschriebener Mindestbestand

Der Mindestanlagebetrag bei Erstzeichnung, der Mindestanlagebetrag bei Erst- und Folgezeichnung und der
Mindestanlagebetrag bei Folgezeichnungen, in deren Hohe Antrdge gestellt werden kdnnen, kdnnen je nach
Teilfonds und Anteilsklasse unterschiedlich sein. Der Verwaltungsrat behdlt sich das Recht vor, nach billigem
Ermessen und unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Anteilsinhabern gegebenenfalls
auf Vorschriften in Bezug auf Mindestanlagebetrage bei Erstzeichnung, Mindestanlagebetrage bei Erst- und
Folgezeichnung und Mindestanlagebetrage bei Folgezeichnungen zu verzichten.

Der Verwaltungsrat kann jederzeit die Ricknahme séamtlicher Anteile eines Anteilsinhabers beschlief3en, dessen
Anteilsbestand geringer ist als der Vorgeschriebene Mindestbestand. In diesem Fall wird der betreffende
Anteilsinhaber vor der Riicknahme eine Mitteilung erhalten, um ihm Gelegenheit zu geben, seinen Anteilsbestand
binnen zehn Luxemburger Bankgeschéftstagen nach Erhalt dieser Mitteilung auf einen tber dem Vorgeschriebenen
Mindestbestand liegenden Betrag aufzustocken.

An die Gesellschaft gerichtete Zeichnungsantrage

An die Gesellschaft gerichtete Erstzeichnungen oder Folgezeichnungen fir Anteile sind per Telefax, per Post oder
mittels elektronischer Dateniibertragung an die Register- und Transferstelle in Luxemburg mit der im vorliegenden
Prospekt angegebenen Anschrift zu Ubersenden. Die Register- und Transferstelle kann den vollen Betrag des im
jeweiligen Produktanhang angegebenen Ausgabeaufschlags erheben, der gegebenenfalls der Vertriebsstelle zufallt.

Die Register- und Transferstelle kann die ldentitatsnachweise verlangen, die sie zur Einhaltung der in Luxemburg
geltenden Gesetze zur Bekdmpfung der Geldwasche fir notwendig hélt. Bestehen hinsichtlich der Identitat eines
Anlegers Zweifel oder liegen der Register- und Transferstelle keine ausreichenden Angaben zur
Identitatsfeststellung vor, so kann diese weitere Auskiinfte und/oder Unterlagen verlangen, um die Identitat des
Anlegers zweifelsfrei feststellen zu kénnen. Wenn der Anleger die Ubermittlung der angeforderten Auskiinfte
und/oder Unterlagen verweigert bzw. versdumt, kann die Register- und Transferstelle die Eintragung der Daten des
Anlegers in das Anteilsinhaberregister der Gesellschaft verweigern oder verzdgern. Die der Register- und
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Transferstelle Ubermittelten Auskiinfte werden ausschlie8lich zur Einhaltung der Gesetze zur Bekdmpfung der
Geldwasche eingeholt.

Die Register- und Transferstelle ist auRerdem verpflichtet, die Herkunft der von einem Finanzinstitut vereinnahmten
Gelder zu Uberpriufen, es sei denn, das betreffende Finanzinstitut ist einem zwingend vorgeschriebenen
Identitatsnachweisverfahren unterworfen, welches dem Nachweisverfahren nach Luxemburger Recht gleichwertig
ist. Die Bearbeitung von Zeichnungsantragen kann ausgesetzt werden, bis die Register- und Transferstelle die
Herkunft der Gelder ordnungsgeman festgestellt hat.

Zeichnungsantrage uber eine Vertriebsstelle

Erstzeichnungen oder Folgezeichnungen fiir Anteile kdnnen auch indirekt, d. h. Uber eine Vertriebsstelle gestellt
werden. In diesem Fall kann die Gesellschaft unter den folgenden bzw. unter den Umsténden auf die vorgenannten
vorgeschriebenen Identitatsnachweise verzichten, die nach den in Luxemburg geltenden Geldwéaschevorschriften
als ausreichend gelten:

(@) Wenn ein Zeichnungsantrag Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt wird, die unter der Aufsicht einer
zustandigen Behorde steht, deren Vorschriften ein Identitdtsnachweisverfahren fir Kunden vorsieht,
das dem Nachweisverfahren nach Luxemburger Recht zur Bekdmpfung der Geldwéasche gleichwertig
ist, und dem die Vertriebsstelle unterliegt;

(b) wenn ein Zeichnungsantrag Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt wird, deren Muttergesellschaft unter
der Aufsicht einer zustédndigen Behorde steht, deren Vorschriften ein Identitdtsnachweisverfahren fiir
Kunden vorsieht, das dem Nachweisverfahren nach Luxemburger Recht zur Bekd&mpfung der
Geldwasche gleichwertig ist, und wenn das fir die Muttergesellschaft geltende Recht bzw. die
Konzernrichtlinien ihren Tochtergesellschaften oder Niederlassungen gleichwertige Pflichten
auferlegen.

Bei Landern, von denen die Empfehlungen der "Financial Action Task Force" (FATF) ratifiziert wurden, wird
grundsatzlich davon ausgegangen, dass den auf dem Finanzsektor geschéftlich tatigen nattrlichen bzw. juristischen
Personen von den jeweils zustéandigen Aufsichtsbehorden in diesen Landern Vorschriften zur Durchfiihrung von
Identitatsnachweisverfahren fir ihre Kunden auferlegt werden, die dem nach Luxemburger Recht vorgeschriebenen
Nachweisverfahren gleichwertig sind.

Eine Vertriebsstelle kann Anlegern, die Anteile Uber sie erwerben, einen Nominee-Service zur Verfligung stellen.
Anleger kdnnen dabei nach eigenem Ermessen entscheiden, ob sie diesen Service in Anspruch nehmen, bei dem
der Nominee die Anteile in seinem Namen fir und im Auftrag der Anleger hélt; letztere sind jederzeit berechtigt, das
unmittelbare Eigentum an den Anteilen zu fordern. Zur Bevollméchtigung des Nominee als Stimmberechtigter bei
Hauptversammlungen der Anteilsinhaber missen Anleger dem Nominee diesbeziiglich konkrete oder allgemeine
Abstimmungsanweisungen erteilen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen bleibt es den Anlegern
unbenommen, Anlagen direkt bei der Gesellschaft zu tatigen, ohne den Nominee-Service in Anspruch zu nehmen.

Ablehnung von Zeichnungsantragen

Der Verwaltungsrat behdlt sich das Recht vor, nach seinem alleinigen Ermessen direkte bzw. indirekte
Zeichnungsantrage fiir Anteile ganz oder teilweise abzulehnen.

Der Verwaltungsrat kann, nach seinem alleinigen Ermessen, direkte bzw. indirekte Zeichnungsantrage fur Anteile
stornieren, wenn die betreffenden Anleger ihre Zeichnungsbetrdge nicht innerhalb eines (vom Verwaltungsrat zu
bestimmenden) angemessenen Zeitraums nach dem im Prospekt ausgewiesenen Abwicklungszeitraum begleichen.

Der Verwaltungsrat kann nach alleinigem und freiem Ermessen das Eigentum an Anteilen der Gesellschaft durch
Nicht Zugelassene Personen beschranken oder verbieten. Der Verwaltungsrat hat insbesondere beschlossen, das
Eigentum von US-Personen an Anteilen auszuschlieRen. Ferner wird der Verwaltungsrat keine Anteile der Klasse "I"
an Personen bzw. Gesellschaften ausgeben, die nicht als Institutionelle Anleger eingestuft werden kdnnen. Der
Verwaltungsrat wird nach seinem alleinigen Ermessen die Ausgabe von Anteilen der Klasse "I" verweigern, wenn
keine ausreichenden Nachweise dahingehend vorliegen, dass die anteilerwerbende Person bzw. Gesellschaft als
Institutioneller Anleger einzustufen ist. Bei der Entscheidung, ob es sich bei dem jeweiligen Anleger um einen
Institutionellen Anleger handelt, wird der Verwaltungsrat die (gegebenenfalls) von den Luxemburger
Aufsichtsbehorden erlassenen Richtlinien und Empfehlungen in gebihrendem Maf3e beriicksichtigen. Institutionelle
Anleger, die Anteile in ihrem Namen, aber fur und im Auftrag von Dritten, zeichnen, missen der Gesellschaft
gegenuber wie vorstehend beschrieben den Nachweis erbringen, dass die Zeichnung fiir und im Auftrag eines
Institutionellen Anlegers erfolgt, und der Verwaltungsrat kann Auskiinfte und Nachweise dahingehend verlangen,
dass der wirtschaftliche Eigentiimer der Anteile als Institutioneller Anleger einzustufen ist. Der Verwaltungsrat kann
des Weiteren nach eigenem Ermessen Zeichnungsantrége ablehnen.

Aufschub von Zeichnungsantragen

Der Verwaltungsrat kann nach seinem alleinigen Ermessen bestimmen, dass die Annahme von
Zeichnungsantragen gegen Barzahlung bzw. Sachleistungen, deren Wert 5% des Nettoinventarwerts eines
Teilfonds Ubersteigt, unter bestimmten Umstanden fir die bestehenden Anteilsinhaber von Nachteil ist. In diesem
Fall kann der Verwaltungsrat die Bearbeitung des Zeichnungsantrags aufschieben und nach Ricksprache mit dem
betreffenden Anleger entweder verlangen, dass der Anleger den eingereichten Antrag Uber einen festgelegten
Zeitraum hinweg stlickelt, oder ein von den Konten der Gesellschaft separat gefilhrtes Konto einrichten, auf das die
Zeichnungsbetrage des Anlegers eingezahlt werden. Dieses Konto wird genutzt, um die Anteile Uber einen im
Voraus festgelegten Zeitraum hinweg zu erwerben. Der Anleger tragt samtliche Transaktionskosten bzw.
angemessenen Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem Erwerb dieser Anteile entstehen.
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Wird ein Ausgabeaufschlag erhoben, so wird dieser von dem Zeichnungsbetrag in Abzug gebracht, bevor mit der
Anlage des Zeichnungsbetrags begonnen wird.

Bearbeitung der an die Gesellschaft gerichteten Zeichnungsantrage

Die Bearbeitung von Zeichnungen von Anteilen erfolgt entweder auf Basis eines "T-Modells" (standardmafig
anwendbares Modell) oder alternativ auf Basis eines "T-1-Modells", wie im entsprechenden Produktanhang
angegeben.

T-Modell

Die Bearbeitung von Zeichnungsauftragen fiir nachstehend beschriebene Anteile, die vor Ablauf der jeweiligen Frist
fur diese Anteile an einem Transaktionstag bei der Register- und Transferstelle eingehen, erfolgt an dem auf diesen
Transaktionstag bezogenen Bewertungstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil, der an diesem
Bewertungstag errechnet wird.

Die Zeichnungsfrist fur Teilfonds auf Basis des "T-Modells" endet um 14.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) an dem
jeweiligen Transaktionstag. Antrdge, die nach Ablauf dieser Zeichnungsfrist an dem entsprechenden
Transaktionstag eingehen, werden am nachsten Transaktionstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil
bearbeitet, dessen Berechnung an dem Bewertungstag fiir diesen Transaktionstag erfolgt.

Die Gesellschaft hat DB-Konzernangehdrigen gestattet, Zeichnungsantrdge nach Annahmeschluss um 14.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) zu bearbeiten und zu denselben Bedingungen anzunehmen, die fir vor Ablauf der Frist
eingegangene Antrdge gegolten hétten, sofern diese Antrage vor 18.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) bei der Register-
und Transferstelle eingegangen sind und sofern sie zu Zwecken des Antragsabgleichs im Einklang mit geltenden
Bestimmungen zu Late Trading und im besten Interesse der jeweiligen Anteilsinhaber ausgefiihrt werden.

T-1-Modell

Die Bearbeitung von Zeichnungsauftragen fur nachstehend beschriebene Anteile, die vor Ablauf der jeweiligen Frist
fur diese Anteile an einem Transaktionstag bei der Register- und Transferstelle eingehen, erfolgt an dem auf den
Transaktionstag, an dem der entsprechende Zeichnungsauftrag fristgerecht eingegangen ist, folgenden
Bewertungstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil, der an diesem Bewertungstag errechnet wird.

Die Zeichnungsfrist fur Teilfonds auf Basis des "T-1-Modells" endet um 15.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) einen
Transaktionstag vor dem maf3geblichen Transaktionstag, an dem der entsprechende Nettoinventarwert je Anteil
bestimmt wird ("T-1"). Antrdge, die nach Ablauf dieser Zeichnungsfrist eingehen, werden am néachsten
Transaktionstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil bearbeitet, dessen Berechnung an dem
Bewertungstag erfolgt, der dem auf diesen nachsten Transaktionstag folgenden Transaktionstag entspricht.

Die Gesellschaft hat DB-Konzernangehdrigen gestattet, Zeichnungsantrége nach Annahmeschluss um 15.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) an T-1 zu bearbeiten und zu denselben Bedingungen anzunehmen, die fir vor 15.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) an T-1 eingegangene Antrage gegolten héatten, sofern diese Antrage vor 19.00 Uhr (Ortszeit
Luxemburg) an T-1 bei der Register- und Transferstelle eingegangen sind und sofern sie zu Zwecken des
Antragsabgleichs im Einklang mit geltenden Bestimmungen zu Late Trading und im besten Interesse der jeweiligen
Anteilsinhaber ausgefuhrt werden.

Zahlung und Abwicklung:

Anleger, die ihre Zeichnungsantrage fur Anteile der Klasse "R" direkt an die Gesellschaft richten, missen frei
verfligbare Mittel bereitstellen, die vor Ablauf der jeweiligen Frist am Transaktionstag bei der Verwahrstelle
eingehen missen, um Anteile der Klasse "R" zu erhalten, deren Nettoinventarwert an dem Bewertungstag fur
diesen Transaktionstag berechnet wird. Die vollstindigen Zahlungsbedingungen sind Uber die Register- und
Transferstelle erhaltlich.

Sofern im entsprechenden Produktanhang keine anders lautenden Angaben enthalten sind, betragt der
Abwicklungszeitraum bei Zeichnungsantragen fiir Anteile der Klasse "I", die direkt an die Gesellschaft gerichtet
werden, fiir gewdhnlich drei Geschéftstage nach dem jeweiligen Transaktionstag.

Anleger mussen die Zahlung in der Referenzwdhrung der betreffenden Anteilsklasse leisten. Darliber hinaus
kénnen Anleger, die Anteile dieser Anteilsklassen zeichnen, die Zahlung in einer anderen Zulassigen
Zahlungswéhrung leisten. Anleger, die die Zahlung ihres Zeichnungsentgelts in einer anderen Zuléassigen
Zahlungswéhrung als der Referenzwéahrung abwickeln mdchten, mussen der Register- und Transferstelle innerhalb
der vorstehend oder im jeweiligen Produktanhang angegebenen Fristen fur den entsprechenden Transaktionstag
frei verfigbare Mittel in dieser Zuléssigen Zahlungswéahrung bereitstellen. Daher missen Anleger unter Umstanden
dafiir Sorge tragen, dass Zeichnungsentgelte in Bezug auf einen bestimmten Transaktionstag friher Ubermittelt
werden, sofern zu einem bestimmten Zeitpunkt an bzw. vor der Félligkeit der Zeichnungsentgelte Geschéaftsbanken
oder Devisenmarkte im Hauptgeltungsbereich der Zulédssigen Zahlungswahrung geschlossen sind oder keine
Zahlungen in dieser Wéahrung abwickeln kénnen (bzw. wenn die Zulassige Zahlungswéhrung der Euro ist, das
Trans-European Automated Real-time Gross settlement Express Transfer (TARGET2)-System aufler Betrieb ist).
Abhé&ngig davon, ob ein Nettoinventarwert in mehreren Wéhrungen verdffentlicht wird, fihren die Verwaltungsstelle
bzw. die Register- und Transferstelle die Wahrungsumrechnung durch. Die maf3gebliche Stelle wird gegebenenfalls
erforderliche Devisentransaktionen zum Umtausch der Zeichnungsbetrdage in die Referenzwéahrung der
entsprechenden Anteilsklasse in die Wege leiten. Solche Devisentransaktionen werden grundséatzlich mit der
malRgeblichen Stelle auf Kosten und Risiko des Anlegers durchgefuhrt. Durch solche Umtauschtransaktionen
kénnen sich Transaktionen in Bezug auf die Anteile verzégern.

Die Gesellschaft wird fiir die Dauer eines Zeitraums keine Anteile ausgeben, in dem die Berechnung des
Nettoinventarwerts je Anteil des betreffenden Teilfonds ausgesetzt ist. Direkt an die Gesellschaft gerichtete
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Zeichnungsantrage, die wahrend dieses Aussetzungszeitraums gestellt bzw. zuvor noch nicht bearbeitet worden
sind, kénnen durch eine entsprechende schriftliche Mitteilung zuriickgezogen werden, die vor dem Ende des
Aussetzungszeitraums bei der Register- und Transferstelle eingehen muss. Nicht zurlickgezogene
Zeichnungsantrage werden am ersten, unmittelbar auf das Ende des Aussetzungszeitraums folgenden
Bewertungstag fur den ersten Geschaftstag berticksichtigt.

Innerhalb von drei Geschéftstagen nach dem jeweiligen Bewertungstag wird dem Anleger auf sein alleiniges Risiko
eine Ausflihrungsanzeige Uber die abgewickelten Zeichnungen gegebenenfalls zusammen mit Namensanteile
verbriefenden Anteilscheinen zugesandt. In dieser Ausfiihrungsanzeige sind alle Einzelheiten der Transaktionen
aufgefuhrt. Die Anteilsinhaber miissen die Register- und Transferstelle schriftlich von samtlichen Anderungen ihrer
personlichen Daten, einem Verlust ihrer Anteilsinhabernummer bzw. einem Verlust oder einer Beschadigung ihrer
Anteilscheine in Kenntnis setzen. Bei Verlust von Anteilscheinen ist nach MalRgabe der einschlagigen
Bestimmungen des Luxemburger Rechts vorzugehen. Wird nicht so vorgegangen, kann dies zu Verzégerungen
fuhren, die sich nachteilig auf die Ricknahme der Anteile auswirken kénnten. Die Gesellschaft behélt sich das
Recht vor, eine Haftungsfreistellung oder eine von ihr als notwendig erachtete Bestatigung zu verlangen, die von
einer Bank, einem Bérsenmakler oder einer fiir die Gesellschaft akzeptablen dritten Partei unterzeichnet ist, bevor
die Anweisungen eines Anteilsinhabers angenommen werden.

Bearbeitung der Zeichnungsantréage tber eine Vertriebsstelle

Werden Zeichnungsantrage Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt, so kénnen andere Zeichnungsverfahren und
Zeichnungsfristen gelten; die im vorstehenden Absatz bezeichneten Endfristen bei der Register- und Transferstelle
bleiben jedoch unveréndert. Die vollstdndigen Zahlungsbedingungen fir Anteilszeichnungen uber eine
Vertriebsstelle sind uber die Vertriebsstelle erhaltlich.

Es ist einer Vertriebsstelle nicht gestattet, Zeichnungsauftrage zuriickzuhalten, um sich selbst einen Vorteil aus
Preisdnderungen zu verschaffen.

Anleger sollten beachten, dass der Erwerb von Anteilen Uber eine Vertriebsstelle u. U. nur wahrend der
Geschéftszeiten dieser Vertriebsstelle moglich ist.

Sofern im entsprechenden Produktanhang keine anders lautenden Angaben enthalten sind, betrdgt der
Abwicklungszeitraum bei Zeichnungsantragen, die Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt werden, unter normalen
Umsténden drei Geschéaftstage nach dem jeweiligen Transaktionstag.

Die Zeichnungsentgelte fur Erstzeichnungen missen spatestens am Auflegungstermin wéhrend der Ublichen
Geschéftszeiten bei der Register- und Transferstelle eingehen.

Geht das Zeichnungsentgelt nicht fristgerecht ein, so kann die jeweilige Zuteilung von Anteilen storniert werden und
der Anleger und/oder die Vertriebsstelle miissen der Gesellschaft gegebenenfalls sdmtliche hierdurch entstandenen
Kosten und Aufwendungen erstatten.

Die Gesellschaft wird fiur die Dauer eines Zeitraums keine Anteile ausgeben, in dem die Berechnung des
Nettoinventarwerts je Anteil des betreffenden Teilfonds von der Gesellschaft ausgesetzt ist, wie im Abschnitt
"Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwerts und der Ausgabe, der Ricknahme und des Umtauschs von
Anteilen" erlautert.

Bei Zeichnungsantrdgen, die wéhrend eines solchen Aussetzungszeitraums zu stellen bzw. zu bearbeiten sind,
mussen sich Anleger fur das weitere Vorgehen direkt an die Vertriebsstelle wenden. Zeichnungsantrage, die
wahrend dieses Aussetzungszeitraums gestellt bzw. zuvor noch nicht bearbeitet wurden, kénnen durch eine
entsprechende schriftliche Mitteilung zuriickgezogen werden, die vor dem Ende des Aussetzungszeitraums bei der
Register- und Transferstelle eingehen muss. Nicht zurlickgezogene Zeichnungsantrdge werden am ersten,
unmittelbar auf das Ende des Aussetzungszeitraums folgenden Bewertungstag fur den ersten Geschéftstag
berucksichtigt.

Form der Anteile und Anteilsinhaberregister

Sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders angegeben, kdnnen Anteile als Namensanteile oder als
Inhaberanteile ausgegeben werden. Sofern im Produktanhang nicht anders vorgesehen, kdnnen Anteilsbruchteile
von Inhaberanteilen oder Namensanteilen ausgegeben und auf Tausendstel aufgerundet werden. Eine Rundung
kann fur den jeweiligen Anteilsinhaber oder den Teilfonds vorteilhaft sein. Inhaberanteile werden entweder durch (i)
eine Globalurkunde oder (ii) Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieft.

Es wird davon ausgegangen, dass Anteile der Klasse "I" als Namensanteile bzw. gegebenenfalls als Inhaberanteile
ausgegeben werden, die entweder durch eine Globalurkunde oder durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieft
sind. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Gesellschaft jederzeit in der Lage ist festzustellen, ob die Inhaber
dieser Anteile als Institutionelle Anleger einzustufen sind.

Namensanteile

Wie im Produktanhang vorgesehen, kdnnen die Anteile als Namensanteile ausgegeben werden; in diesem Fall ist
das Anteilsinhaberregister schliussiger Beweis fiir das Eigentum an diesen Anteilen.

Die Ausgabe von Namensanteilen kann mit oder ohne Anteilschein erfolgen. Wird die Ausgabe von Anteilscheinen
bei Antragstellung nicht ausdriicklich verlangt, so werden Namensanteile grundsatzlich ohne Anteilscheine
ausgegeben. Da diese unverbriefte Form der Ausgabe es der Gesellschaft ermdglicht, Rlicknahmeanweisungen
ohne unnétige Verzdégerung auszufilhren, empfiehlt die Gesellschaft den Anlegern, ihre Namensanteile in
unverbriefter Form zu halten. Verlangt ein Anleger (oder ein im Auftrag des Anlegers handelnder bevollm&chtigter
Vertreter) die Ausgabe von Namensanteilen unter Ausgabe von Anteilscheinen, so werden ihm (bzw. dem vom
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Anleger ernannten bevollméchtigten Vertreter) diese Anteilscheine auf sein alleiniges Risiko innerhalb von 30
Kalendertagen nach Abschluss des Registrierungsverfahrens bzw. der Ubertragung zugesandt.

Durch Globalurkunden verbriefte Inhaberanteile

Der Verwaltungsrat kann die Ausgabe von Inhaberanteilen beschlieRen, die durch eine oder mehrere
Globalurkunden verbrieft werden (wie im entsprechenden Produktanhang aufgefiihrt).

Diese Globalurkunden werden auf den Namen der Gesellschaft ausgestellt und bei den Clearingstellen hinterlegt.
Die Ubertragbarkeit der durch eine Globalurkunde verbrieften Inhaberanteile unterliegt den jeweils geltenden
gesetzlichen Bestimmungen sowie den Vorschriften und Verfahren der mit der Ubertragung befassten
Clearingstelle. Anleger erhalten die durch eine Globalurkunde verbrieften Inhaberanteile durch Einbuchung in die
Depots ihrer Finanzmittler, die direkt oder indirekt bei den Clearingstellen gefuhrt werden. Solche durch eine
Globalurkunde verbriefte Inhaberanteile sind gemaR und in Ubereinstimmung mit den in diesem Prospekt
enthaltenen Bestimmungen und/oder den Regelungen der jeweiligen Clearingstelle frei Ubertragbar. Anteilsinhaber,
die nicht an einem solchen System teilnehmen, kdnnen durch eine Globalurkunde verbriefte Inhaberanteile nur tber
einen am Abwicklungssystem der entsprechenden Clearingstelle teilnehmenden Finanzmittler Gibertragen.

Durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbriefte Inhaberanteile

Der Verwaltungsrat kann die Ausgabe von durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbriefter Inhaberanteile
beschlieRen. Die Ausgabe solcher Einzelnen Inhaberanteilsscheine erfolgt, sofern diese verfiigbar sind, auf
Verlangen des Anlegers, der fur samtliche anfallenden Kosten und/oder Aufwendungen (gemaR den Bestimmungen
im entsprechenden Produktanhang und/oder in den jeweiligen Dokumenten, in denen zusétzliche Angaben fur die
Staaten aufgefuihrt sind, in denen die Anteile zur Zeichnung angeboten werden) aufzukommen hat.

Einzelne Inhaberanteilsscheine werden in Stiickelungen ausgestellt, die vom Verwaltungsrat festgelegt und die im
entsprechenden Produktanhang und/oder in den jeweiligen Dokumenten, in denen zusatzliche Angaben fur die
Rechtsordnungen aufgefiihrt sind, in denen die Anteile zur Zeichnung angeboten werden, niedergelegt sind.

Einzelne Inhaberanteilsscheine werden den Anlegern auf deren alleiniges Risiko an die Anschrift geschickt, die der
Register- und Transferstelle fiir diese Zwecke genannt wird.

Die Ubertragung von Inhaberanteilen, die durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieft sind, erfolgt durch
Lieferung dieser Einzelnen Inhaberanteilsscheine.

Rucknahme- bzw. Umtauschantrage in Bezug auf verloren gegangene Einzelne Inhaberanteilsscheine werden nicht
akzeptiert.

Anleger in Teilfonds, bei denen bestimmte Anteile bdérsennotiert sind, die die Ausgabe von durch Einzelne
Inhaberanteilsscheine verbrieften Inhaberanteilen beantragen, sollten beachten, dass es ihnen aufgrund der flr die
jeweilige Borse geltenden Vorschriften und Verfahrensregeln u. U. untersagt ist, ihre durch Einzelne
Inhaberanteilsscheine verbrieften Inhaberanteile zu verauf3ern. In diesem Fall kénnen die Anteilsinhaber verpflichtet
sein, ihre durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieften Inhaberanteile auf eigene Kosten in Inhaberanteile
umzutauschen, die durch eine Globalurkunde verbrieft sind. Nahere Auskulinfte Uber durch Globalurkunden oder
Einzelne Inhaberanteilsscheine verbriefte Inhaberanteile sowie deren jeweilige Bearbeitungsverfahren sind bei der
Register- und Transferstelle erhaltlich.
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RUCKNAHME VON ANTEILEN

Rucknahmepreis

Anteile kbnnen an Transaktionstagen zur Ricknahme eingereicht werden. Anleger sollten jedoch beachten, dass
Rucknahmen Uber eine Vertriebsstelle nur wéhrend der Geschéftszeiten der Vertriebsstelle mdglich sind.

Die Ricknahmeerlose fiir die Anteile entsprechen dem Nettoinventarwert dieser Anteile abzlglich etwaiger
Rucknahmegebiihren oder Ricknahmeabschlage, wie sie im Einzelnen im Abschnitt "Gebihren und
Aufwendungen” beschrieben werden. Anteilsinhaber werden darauf hingewiesen, dass die Riicknahmeerldse hoher
oder niedriger ausfallen kdnnen als der Zeichnungsbetrag.

Ricknahmevolumen
Anteilsinhaber konnen alle oder einen Teil ihrer Anteile samtlicher Klassen zur Rlicknahme einreichen.

Die Mindestanzahl der zur Rucknahme einzureichenden Anteile und/oder der Mindestriicknahmebetrag kann je
nach Teilfonds bzw. Anteilsklasse unterschiedlich sein und wird im jeweiligen Produktanhang angegeben. Es
kénnen Anteilsbruchteile zuriickgenommen werden, sofern im entsprechenden Produktanhang keine anders
lautenden Angaben enthalten sind.

Die Gesellschatt ist nicht zur Ausfiihrung von Riicknahmeantragen verpflichtet, wenn sich der betreffende Antrag
auf Anteile im Wert von mehr als 10 % des Nettoinventarwerts eines Teilfonds bezieht, sofern nicht etwas anderes
in dem entsprechenden Produktanhang angegeben wurde. Der Verwaltungsrat behélt sich das Recht vor, unter
Beriicksichtigung des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller Anteilsinhaber auf Mindestricknahmebetrdge zu
verzichten.

Der Verwaltungsrat kann jederzeit die Zwangsricknahme sémtlicher Anteile eines Anteilsinhabers beschlie3en,
dessen Anteilsbestand geringer ist als der Vorgeschriebene Mindestbestand. In diesem Fall wird der betreffende
Anteilsinhaber vor der Zwangsriicknahme eine Mitteilung erhalten, um ihm Gelegenheit zu geben, seinen
Anteilsbestand binnen zehn Luxemburger Bankgeschéftstagen nach Erhalt dieser Mitteilung auf einen Uber dem
Vorgeschriebenen Mindestbestand liegenden Betrag aufzustocken.

Verfahren bei an die Gesellschaft gerichteten Riicknahmeantragen

Anteilsinhaber, die alle oder einen Teil ihrer Anteile zur Ricknahme durch die Gesellschaft einreichen wollen,
kénnen an Transaktionstagen einen Riucknahmeantrag stellen. Diese direkt an die Gesellschaft gerichteten
Riucknahmeantrdge mussen (im Gegensatz zu Ricknahmeantrdgen, die Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt
werden, wie im nachstehenden Abschnitt "Verfahren bei (ber eine Vertriebsstelle abgewickelten
Riucknahmeantragen" beschrieben) per Telefax oder per Post an die Register- und Transferstelle Ubermittelt
werden. Die Gesellschaft kann auferdem entscheiden, dass Ricknahmeantrdge auch mittels elektronischer
Datenubertragung gestellt werden kdnnen.

In diesem Fall kann die Gesellschaft eine schriftliche Bestatigung des Antrags verlangen. Sind Anteilsinhaber im
Anteilsinhaberregister als Miteigentimer eingetragen, so gilt jeder einzelne dieser Anteilsinhaber fur die
Gesellschaft im Hinblick auf das Miteigentum an diesen Anteilen als alleiniger Zeichnungsberechtigter, der die
jeweiligen Miteigentimer dieser Anteile mit der Erteilung von Bestatigungen rechtlich binden kann.

Direkt an die Gesellschaft gerichtete Ricknahmeantrage gelten ausnahmslos als rechtsverbindlich und
unwiderruflich.

In direkt an die Gesellschaft gerichteten Ricknahmeantrdgen mussen (i) die Anzahl der Anteile, die der
Anteilsinhaber zur Ricknahme einreichen will (fur jede (Unter-)Anteilsklasse), (ii) die persdnlichen Daten des
Anteilsinhabers sowie (iii) dessen Kontonummer angegeben werden.

Die Bearbeitung von Ricknahmen von Anteilen erfolgt entweder auf Basis eines "T-Modells" (standardméafig
anwendbares Modell) oder alternativ auf Basis eines "T-1-Modells”, wie im entsprechenden Produktanhang
angegeben.

T-Modell

Die Bearbeitung von Ricknahmeauftréagen fur nachstehend beschriebene Anteile, die vor Ablauf der jeweiligen Frist
fur diese Anteile an einem Transaktionstag bei der Register- und Transferstelle eingehen, erfolgt an dem auf diesen
Transaktionstag bezogenen Bewertungstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil, der an diesem
Bewertungstag errechnet wird.

Die Ricknahmefrist fir Teilfonds auf Basis des "T-Modells" endet um 14.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) an dem
jeweiligen Transaktionstag. Antrage, die nach Ablauf dieser Rucknahmefrist an dem entsprechenden Transaktionstag
eingehen, werden am nachsten Transaktionstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil bearbeitet,
dessen Berechnung an dem Bewertungstag fiir diesen Transaktionstag erfolgt.

Die Gesellschaft hat DB-Konzernangehdrigen gestattet, Ricknahmeantrage nach Annahmeschluss um 14.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) zu bearbeiten und zu denselben Bedingungen anzunehmen, die fur vor Ablauf der Frist
eingegangene Antrédge gegolten hatten, sofern diese Antrage vor 18.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) bei der Register-
und Transferstelle eingegangen sind und sofern sie zu Zwecken des Antragsabgleichs im Einklang mit geltenden
Bestimmungen zu Late Trading und im besten Interesse der jeweiligen Anteilsinhaber ausgefuhrt werden.

T-1-Modell

Die Bearbeitung von Riicknahmeauftragen fir nachstehend beschriebene Anteile, die vor Ablauf der jeweiligen Frist
fir diese Anteile an einem Transaktionstag bei der Register- und Transferstelle eingehen, erfolgt an dem auf den
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Transaktionstag, an dem der entsprechende Ricknahmeauftrag fristgerecht eingegangen ist, folgenden
Bewertungstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil, der an diesem Bewertungstag errechnet wird.

Die Rucknahmefrist fur Teilfonds auf Basis des "T-1-Modells" endet um 15.00 Uhr (Ortszeit Luxemburg) einen
Transaktionstag vor dem maf3geblichen Transaktionstag, an dem der entsprechende Nettoinventarwert je Anteil
bestimmt wird (T-1). Riicknahmeantrage, die nach Ablauf dieser Ricknahmefrist eingehen, werden am nachsten
Transaktionstag auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil bearbeitet, dessen Berechnung an dem
Bewertungstag erfolgt, der dem auf diesen nachsten Transaktionstag folgenden Transaktionstag entspricht.

Die Gesellschaft hat DB-Konzernangehorigen gestattet, Riicknahmeantrdge nach Annahmeschluss um 15.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) an T-1 zu bearbeiten und zu denselben Bedingungen anzunehmen, die fur vor 15.00 Uhr
(Ortszeit Luxemburg) an T-1 eingegangene Antrage gegolten hatten, sofern diese Antrage vor 19.00 Uhr (Ortszeit
Luxemburg) an T-1 bei der Register- und Transferstelle eingegangen sind und sofern sie zu Zwecken des
Antragsabgleichs im Einklang mit geltenden Bestimmungen zu Late Trading und im besten Interesse der jeweiligen
Anteilsinhaber ausgeftihrt werden.

Wurden Anteilscheine fur Namensanteile und/oder Inhaberanteile ausgegeben, die durch Einzelne
Inhaberanteilsscheine verbrieft sind, so muss der die Ricknahme dieser Anteile beantragende Anteilsinhaber der
Register- und Transferstelle die betreffenden Anteilscheine Ubergeben.

Werden die vorgenannten Angaben nicht Ubermittelt, so kann sich die Bearbeitung des Ricknahmeantrags
verzégern. Im Falle der Verbriefung durch Inhaberanteilsscheine konnen Ricknahmeantrdge ohne die
Aushandigung der Einzelnen Inhaberanteilsscheine nicht akzeptiert werden.

Die Gesellschaft kann Anteilsinhaber zur Ubermittlung von Informationen oder Unterlagen auffordern, die sie fir
erforderlich halt, um feststellen zu kdnnen, ob es sich bei einem wirtschaftlichen Eigentlimer der Anteile um (i) eine
Nicht Zugelassene Person, (ii) eine US-Person oder (iii) eine Person handelt, die Anteile der Klasse "I" halt, aber
nicht als Institutioneller Anleger einzustufen ist.

Erhélt die Gesellschaft zu irgendeinem Zeitpunkt Kenntnis davon, dass sich Anteile im wirtschaftlichen Eigentum
einer der vorstehend unter (i), (i) und (iii) genannten Personen befinden (unabhé&ngig davon, ob sie Allein- oder
Miteigentimer sind), und kommt die betreffende Person der Aufforderung der Gesellschaft zum Verkauf ihrer Anteile
und zur Ubermittlung eines Verkaufsnachweises an die Gesellschaft nicht innerhalb von 30 Kalendertagen nach
Erteilung der Aufforderung durch die Gesellschaft nach, so kann die Gesellschaft diese Anteile nach eigenem
Ermessen zwangsweise zum Riicknahmepreis zuriicknehmen. Die Zwangsriicknahme erfolgt nach MafRgabe der fir
die Anteile geltenden Bedingungen unmittelbar nach dem in der entsprechenden Mitteilung der Gesellschaft an die
Nicht Zugelassene Person angegebenen Geschéftsschluss, und die Anleger gelten nicht langer als Eigentimer
dieser Anteile.

Anteilsinhaber sollten beachten, dass in diesem Fall eine Riicknahmegebuhr und/oder in Bezug auf Anteile der
Klassen "I2D", "I2C", "R2D" und "R2C" ein Ricknahmeabschlag, berechnet auf der Grundlage des
Rucknahmepreises oder gegebenenfalls des Erstausgabepreises, erhoben werden kann.

Die Gesellschaft kann den Ricknahmeantrag vorbehaltlich der Zustimmung des Anteilsinhabers ausfihren, indem
sie diesem Anteilsinhaber aus dem entsprechenden Teilfonds Vermdgenswerte zuteilt, deren Wert dem der zur
Rucknahme eingereichten Anteile entspricht (Ricknahme gegen Sachleistung). Art und Kategorie dieser
Vermoégenswerte sind auf einer angemessenen Grundlage und unter Berlcksichtigung der Interessen der
verbleibenden Anteilsinhaber des betreffenden Teilfonds zu bestimmen. Der Wert der zu diesem Zweck genutzten
Vermoégenswerte wird durch einen Bericht des Wirtschaftsprifers der Gesellschaft bestatigt.

Zahlungen bei Barriicknahmen werden in der Referenzwéhrung des entsprechenden Teilfonds bzw. auf Wunsch
des Anteilsinhabers auch in der Zulassigen Zahlungswéhrung geleistet, in der die Zeichnung erfolgt ist. Abhangig
davon, ob ein Nettoinventarwert in mehreren Wéahrungen verdffentlicht wird, fihren die Verwaltungsstelle bzw. die
Register- und Transferstelle die Wahrungsumrechnung durch. Wenn nétig, wird die mafgebliche Stelle auf Kosten
des Anteilsinhabers eine Devisentransaktion zum Umtausch der Ricknahmeerlése von der Referenzwéahrung des
entsprechenden Teilfonds in die jeweilige Zulassige Zahlungswahrung vornehmen. Solche Devisentransaktionen
werden grundsétzlich mit der maf3geblichen Stelle auf Kosten und Risiko des Anlegers durchgefiihrt. Durch solche
Umtauschtransaktionen kdnnen sich Transaktionen in Bezug auf die Anteile verzégern.

Bei direkt an die Gesellschaft gerichteten Barricknahmeantragen erfolgt die Mitteilung des Ricknahmepreises an
den Anleger, sobald dies nach der Ermittlung des jeweiligen Nettoinventarwerts je Anteil verniinftigerweise mdoglich
ist.

Die Register- und Transferstelle wird fur die Zahlung bzw. Abwicklung in der Referenzwahrung Anweisung geben,
wonach diese spatestens drei Geschaftstage nach dem entsprechenden Bewertungstag fir samtliche Teilfonds zu
erfolgen hat, wobei folgende Ausnahmen gelten: (i) die Gesellschaft behélt sich das Recht vor, die Zahlung um bis
zu weitere funf Geschéftstage zu verschieben, wenn dies im Interesse der verbleibenden Anteilsinhaber ist und (ii)
im Fall eines Ricknahmeantrags in Bezug auf alle verbleibenden Anteile des jeweiligen Teilfonds oder der
Anteilsklasse weist die Register- und Transferstelle an, dass die Zahlung oder Abwicklung in der Referenzwéahrung
spéatestens zehn Luxemburger Bankgeschaftstage nach dem entsprechenden Bewertungstag zu erfolgen hat.

Anleger, die Riucknahmeerltse in einer anderen Zulassigen Zahlungswahrung als der Referenzwéahrung erhalten,
sollten sich daruber im Klaren sein, dass sie die Ricknahmeerldse mdéglicherweise spéater als drei Geschéftstage
nach dem entsprechenden Bewertungstag erhalten, sofern zu einem bestimmten Zeitpunkt ab einschlie3lich dem
entsprechenden Bewertungstag bis einschlieBlich zu dem Tag drei Geschéftstage nach diesem Bewertungstag
Geschéftsbanken oder Devisenmaérkte im Hauptgeltungsbereich der jeweiligen Zuléssigen Zahlungswéhrung
geschlossen sind oder keine Zahlungen abwickeln kdnnen (bzw. wenn die Zuléssige Zahlungswéhrung der Euro ist,
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das Trans-European Automated Real-time Gross settlement Express Transfer (TARGET2)-System aul3er Betrieb
ist).
Zwangsrucknahme

Fur Teilfonds oder Anteilsklassen mit Falligkeitstermin gilt, dass samtliche bis zu diesem Falligkeitstermin noch nicht
zur Riucknahme eingereichten Anteile an diesem Falligkeitstermin zwangsweise zu dem in Bezug auf diesen
Falligkeitstermin berechneten Nettoinventarwert je Anteil zuriickgenommen werden.

Teilfonds oder Anteilsklassen kénnen auerdem im Einklang mit dem in der Satzung niedergelegten Verfahren
durch Entscheidung des Verwaltungsrates oder Beschluss einer Hauptversammlung der betreffenden
Anteilsinhaber geschlossen werden (wie nachstehend im Abschnitt "SchlieBung von Teilfonds" im Kapitel
"Allgemeine Informationen Uber die Gesellschaft und die Anteile" ausfiihrlich beschrieben). Die Riicknahme erfolgt
dann zu einem Preis, der die erwarteten VerauRerungs- und Auflésungskosten in Zusammenhang mit der
SchlieBung des jeweiligen Teilfonds bzw. der jeweiligen Klasse widerspiegelt, jedoch keine Riicknahmegebihren
oder Ricknahmeabschlage beinhaltet.

Beschlie3t die Gesellschaft die Zwangsriicknahme samtlicher Anteile einer Anteilsklasse oder eines Teilfonds, muss
sie den Anteilsinhabern der jeweiligen Anteilsklasse bzw. des Teilfonds nach Mafl3gabe der Satzung schriftlich
und/oder mittels Verdffentlichung in Zeitungen eine Mitteilung zukommen lassen, die nach Mdglichkeit vor dem
Stichtag der Zwangsricknahme zu erfolgen hat. In dieser Mitteilung ist das Zwangsricknahmeverfahren zu
begrinden und zu erlautern.

Die Rucknahmeerlése aus der Zwangsricknahme werden in bar ausgezahlt, sofern im entsprechenden
Produktanhang nichts anderes bestimmt wird. Die Register- und Transferstelle veranlasst, dass die Zahlung oder
Abwicklung spéatestens zehn Luxemburger Bankgeschéftstage nach dem Falligkeitstermin oder gegebenenfalls dem
Tag der Zwangsriicknahme erfolgt. Die Ricknahmeerl6se in Bezug auf Anteile, fur die keine Auszahlung oder
Abwicklung vorgenommen werden konnte, werden so bald wie méglich und in jedem Fall vor Abschluss des
Liguidationsverfahrens fir die berechtigten Personen bei der Caisse de Consignation in Luxemburg hinterlegt.
Werden diese nicht eingefordert, verfallen sie nach 30 Jahren.

Bei Zwangsriicknahmen werden alle zur Ricknahme eingereichten Anteile entwertet und somit ungultig. Das
Liquidationsverfahren wird nach Auszahlung samtlicher Ricknahmeerlése an die betreffenden Anteilsinhaber bzw.
Hinterlegung bei der Caisse de Consignation in Luxemburg so bald wie méglich abgeschlossen.

Weitere Informationen zum Riicknahmeverfahren in Zusammenhang mit der Beendigung eines Teilfonds oder einer
Anteilsklasse sind dem Abschnitt "SchlieBung von Teilfonds" im Kapitel "Allgemeine Informationen Uber die
Gesellschaft und die Anteile" zu entnehmen.

Verfahren bei Uber eine Vertriebsstelle abgewickelten Riicknahmeantragen

Werden Ricknahmeantrédge Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt, so kdnnen andere Riicknahmeverfahren und
Rucknahmefristen gelten; die Endfristen und Ricknahmeverfahren bei der Register- und Transferstelle bleiben
jedoch unverandert. Die Anteilsinhaber kénnen sich direkt bei der Vertriebsstelle tiber das Riicknahmeverfahren
informieren und sollten sich (gegebenenfalls) auf den jeweiligen Landeranhang beziehen.

Aussetzung der Ricknahme

Die Gesellschaft wird fiir die Dauer eines Zeitraums, in dem die Berechnung des Nettoinventarwerts je Anteil des
betreffenden Teilfonds ausgesetzt ist, keine Anteile zuricknehmen. Die Aussetzung wird den Anteilsinhabern
mitgeteilt, die ihren Ricknahmeantrag direkt an die Register- und Transferstelle gesandt haben. Riicknahmeantréage
werden am ersten Bewertungstag fur den ersten Geschéftstag nach dem Ende des Aussetzungszeitraums
berucksichtigt.

Dauert ein Aussetzungszeitraum ab dem Eingangsdatum des Ricknahmeantrags bei einer Vertriebsstelle oder
gegebenenfalls der Register- und Transferstelle langer als 30 Kalendertage an, so kann der Antrag von dem
Anteilsinhaber durch eine entsprechende schriftliche Mitteilung an die Vertriebsstelle oder gegebenenfalls die
Register- und Transferstelle storniert werden, sofern diese Mitteilung an einem Luxemburger Bankgeschéftstag vor
Ablauf des Aussetzungszeitraums eingeht.

Besonderes Verfahren bei Barriicknahmen im Wert von 10 % oder mehr des Nettoinventarwerts eines
Teilfonds

Gehen Antrdge auf Barricknahme an einem Bewertungstag (dem "Ersten Bewertungstag") ein, deren Wert
einzeln oder zusammen mit anderen eingegangenen Antrdgen 10 % des Nettoinventarwerts eines Teilfonds
Uibersteigt, so behélt sich der Verwaltungsrat das Recht vor, nach seinem alleinigen Ermessen (und unter
Berlcksichtigung der Interessen der verbleibenden Anteilsinhaber) die Anzahl der Anteile bei den einzelnen
Rucknahmeantragen fir diesen Ersten Bewertungstag anteilig zu verringern, sodass der Wert der an diesem Ersten
Bewertungstag zuriickgenommenen bzw. umgetauschten Anteile 10 % des Nettoinventarwerts des entsprechenden
Teilfonds nicht Uberschreitet. Soweit ein Antrag aufgrund der Ausiibung der Befugnis zur anteiligen Verringerung an
diesem Ersten Bewertungstag nicht in vollem Umfang ausgefiihrt wird, muss er im Hinblick auf den nicht
ausgefiihrten Teil so behandelt werden, als habe der Anteilsinhaber fir den néchsten Bewertungstag, und
nétigenfalls auch fiir die maximal sieben darauf folgenden Bewertungstage, einen weiteren Antrag gestellt. Antrage,
die fur den Ersten Bewertungstag eingehen, werden gegenliber spéteren Antragen, soweit sie fur die
darauffolgenden Bewertungstage eingehen, vorrangig bearbeitet. Unter diesem Vorbehalt erfolgt die Bearbeitung
dieser zu einem spéateren Zeitpunkt eingegangenen Antrage jedoch wie im vorstehenden Satz festgelegt.

Geht ein einzelner Antrag auf Barriicknahme bzw. Umtausch fir einen Bewertungstag ein, dessen Wert 10 % des
Nettoinventarwerts eines Teilfonds Ubersteigt, so kann der Verwaltungsrat den betreffenden Anteilsinhaber darum
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ersuchen, eine Sachleistung in Form von Portfoliowertpapieren anstelle von Bargeld als vollstandige oder teilweise
Zahlung zu akzeptieren. Akzeptiert der die Riicknahme beantragende Anteilsinhaber eine Sachleistung in Form von
Portfoliowertpapieren des entsprechenden Teilfonds als vollstandige bzw. teilweise Zahlung, so ist die Gesellschaft
berechtigt, aber nicht verpflichtet, ein von ihren Konten separat gefiihrtes Konto einzurichten, auf das die
Portfoliowertpapiere Ubertragen werden koénnen. Samtliche Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der
Er6ffnung und der Fiihrung eines solchen Kontos entstehen, werden vom Anteilsinhaber getragen. Das Konto wird
unmittelbar nach der Ubertragung der Portfoliowerte bewertet, und ein entsprechender Bewertungsbericht wird von
dem Wirtschaftsprifer der Gesellschaft eingeholt. Das Konto wird zum Verkauf dieser Portfoliowertpapiere genutzt,
um dem antragstellenden Anteilsinhaber anschlieRend Barmittel Uberweisen zu kénnen. Anleger, die bei der
Rucknahme anstelle von Barmitteln diese Portfoliowertpapiere erhalten, sollten beachten, dass ihnen bei der
VeraulRRerung dieser Portfoliowertpapiere Maklergebiihren und/oder Steuerbelastungen in dem jeweiligen Land
entstehen kénnen. Dariiber hinaus kénnen die Riicknahmeerlése aus dem Verkauf durch den Anteilsinhaber, der
den Riicknahmeantrag fir die Anteile gestellt hat, aufgrund von Marktbedingungen und/oder der Differenz zwischen
den zur Berechnung des Nettoinventarwerts verwendeten Kursen und den beim Verkauf der Portfoliowertpapiere
erzielten Geldkursen héher oder niedriger ausfallen als der Riicknahmepreis. Wird ein Riicknahmeabschlag auf die
Riucknahmeerlose fiir die Anteile der Klassen "I2D", "12C" "R2D" und "R2C" erhoben, so wird dieser nach dem
Verkauf der auf dem Konto befindlichen Portfoliowertpapiere und vor der Uberweisung der Barmittel an den
Antragsteller von den Barmitteln in Abzug gebracht.

Fir die Zwecke dieser Bestimmungen sind Umtauschantrage wie Ricknahmeantrage zu behandeln.
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UMTAUSCH VON ANTEILEN

Soweit im entsprechenden Produktanhang nichts anderes bestimmt ist, sind Anteilsinhaber berechtigt, ihre einer
Anteilsklasse bzw. einem Teilfonds zugehorigen Anteile vollstandig oder teilweise in Anteile anderer Teilfonds bzw.
anderer Anteilsklassen umzutauschen, sofern diese anderen Teilfonds oder Anteilsklassen zum o&ffentlichen
Vertrieb in derselben Rechtsordnung wie der Urspringliche Teilfonds oder die Urspriingliche Anteilsklasse
zugelassen sind. Nicht zuldssig ist ein Umtausch zwischen Teilfonds oder Anteilsklassen, die in unterschiedlichen
Rechtsordnungen zum o6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind. Vor einem Umtausch ihrer Anteile sollten sich die
Anteilsinhaber von ihren Steuer- und Finanzberatern Uber die rechtlichen, steuerlichen, finanziellen oder sonstigen
Folgen eines Umtauschs dieser Anteile beraten lassen.

Anteilsinhaber sollten beachten, dass sie als Alternative zu einem Umtausch auch die Mdoglichkeit haben, ihre
Anteile am Urspriinglichen Teilfonds zurlickzugeben und Anteile an dem Neuen Teilfonds zu zeichnen, in den sie
anlegen mdéchten. Anteilsinhaber sollten die Vor- und Nachteile beider Optionen abwéagen und dabei bedenken,
dass bei einer Ruckgabe und anschlieBender Zeichnung eine Rucknahmegebihr und/oder ein Ausgabeaufschlag
anfallen kann, wahrend bei einem Umtausch unter Umstdnden eine Umtauschgebiihr zu entrichten ist, die
gegebenenfalls Transaktionskosten und Vermittlungsgebihren widerspiegelt. Weitere Informationen hierzu sind bei
der Register- und Transferstelle erhaltlich.

An die Gesellschaft gerichtete Umtauschantrage

Ist ein Umtausch zulassig, sind an die Gesellschaft gerichtete Umtauschantréage per Telefax oder per Post schriftlich
an die Register- und Transferstelle zu richten; in einem solchen Antrag ist anzugeben, welche Anteile umgetauscht
werden sollen. Die Gesellschaft kann aul3erdem entscheiden, dass Umtauschantrdge auch mittels elektronischer
Dateniibertragung gestellt werden kénnen.

In dem Umtauschantrag ist (i) der Geldbetrag, den der Anteilsinhaber umtauschen will, oder (ii) die Anzahl der
Anteile, die der Anteilsinhaber umtauschen will, anzugeben; des Weiteren sind die personlichen Daten des
Anteilsinhabers sowie dessen Kontonummer zu nennen. Wurden Anteilscheine fur Namensanteile und/oder
Inhaberanteile ausgegeben, die durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieft sind, wie im Abschnitt "Ausgabe von
Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben, so muss der den Umtausch beantragende Anteilsinhaber der Register-
und Transferstelle die Anteilscheine fiir die umzutauschenden Anteile Ubermitteln. Werden die vorgenannten
Angaben nicht Ubermittelt, so kann sich die Bearbeitung des Umtauschantrags um die fur Rickfragen beim
Anteilsinhaber benétigte Zeit verzégern. Es gelten dieselben Fristen wie fir Riicknahmeantrage. Umtauschantrage
kénnen ohne die Aushandigung der Einzelnen Inhaberanteilsscheine nicht akzeptiert werden.

Fir einen Umtausch kann (sofern im Produktanhang nicht anders angegeben) eine Umtauschgebuhr von bis zu 5 %
berechnet werden, um den bei Durchfihrung des Umtauschs anfallenden Transaktionskosten und
Vermittlungsgebuhren Rechnung zu tragen. Die Umtauschgebuhr wird die bei Rucknahme/Zeichnung von
entsprechenden  Anteilen anfallenden  Ricknahmegebuhren/Ausgabeaufschlage (basierend auf dem
Nettoinventarwert je Anteil fur die Anteile, die bzw. in die der Anteilsinhaber umtauschen méchte, wie im jeweiligen
Produktanhang beschrieben) nicht Ubersteigen. Die Umtauschgebuhr ist insgesamt oder teilweise an die
Vertriebsstelle zu zahlen, die den Umtauschantrag bearbeitet. Zur Klarstellung: Weichen die Umtauschgebiihren
des Urspriinglichen Teilfonds und des Neuen Teilfonds voneinander ab, gelten die htheren Umtauschgebihren.
Sind die Umtauschgebihren gleich hoch, ist die Umtauschgebiihr des Urspriinglichen Teilfonds maRgeblich.

Umtauschantrdge, die an einem Transaktionstag vor Ablauf der jeweiligen Frist (die auch fur Zeichnungs- und
Ricknahmeantrage qilt) bei der Register- und Transferstelle eingehen, werden noch am selben Transaktionstag auf
der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil bearbeitet, dessen Berechnung am entsprechenden Bewertungstag
oder, wenn fur die Teilfonds eine andere Bewertungsmethodik gilt, an den jeweiligen Bewertungstagen fur die
Anteile, die umgetauscht werden sollen und in die umgetauscht werden soll, unter Anwendung der jeweiligen
Bewertungsmethodik erfolgt. Bei Umtauschantrdgen, die nach Ablauf der geltenden Frist an dem jeweiligen
Transaktionstag eingehen, erfolgt die Bearbeitung am unmittelbar darauffolgenden Transaktionstag auf der
Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil, dessen Berechnung an dem diesem Transaktionstag entsprechenden
Bewertungstag oder, wenn fiur die Teilfonds eine andere Bewertungsmethodik gilt, an den jeweiligen
Bewertungstagen fir die Anteile, die umgetauscht werden sollen und in die umgetauscht werden soll, unter
Anwendung der jeweiligen Bewertungsmethodik erfolgt.

Uber eine Vertriebsstelle abgewickelte Umtauschantrage

Werden Umtauschantrage Uber eine Vertriebsstelle abgewickelt, so kdnnen andere Umtauschverfahren und Fristen
gelten; die Endfristen bei der Register- und Transferstelle bleiben jedoch unveréndert. In diesen Fallen informiert die
Vertriebsstelle den Anteilsinhaber tber das fur ihn geltende Umtauschverfahren sowie etwaige fiir Umtauschantrage
geltende Eingangsfristen. Anleger sollten beachten, dass der Umtausch von Anteilen Uber eine Vertriebsstelle u. U.
nur wahrend der Geschéftszeiten dieser Vertriebsstelle moglich ist.

Anleger sollten beachten, dass es nach der in einigen Rechtsordnungen aufllerhalb Luxemburgs geltenden
Gesetzgebung (einschlieBlich Steuergesetzgebung) erforderlich sein kann, dass bei einem Umtausch zwischen
Teilfonds zwei getrennte Auftrage fur die Ricknahme und die anschlielRende Zeichnung ausgefiihrt werden. Folglich
kann der Abwicklungsprozess bei einem Umtauschantrag von dem oben beschriebenen Prozess abweichen, und
die Bewertungstage zur Berechnung des Nettoinventarwerts der umzutauschenden Anteile und des
Nettoinventarwerts der Anteile, in die umgetauscht werden soll, werden auf Grundlage unterschiedlicher
Transaktionstage festgelegt.
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Gehen an einem Bewertungstag Umtauschantrage ein, deren Wert einzeln oder zusammen mit anderen Umtausch-
bzw. Rucknahmeantragen 10 % des Nettoinventarwerts eines Teilfonds (bersteigt, so kénnen Verfahren zur
Anwendung kommen, die den im vorliegenden Prospekt im Abschnitt "Besonderes Verfahren bei Barriicknahmen im
Wert von 10 % oder mehr des Nettoinventarwerts eines Teilfonds" im Kapitel "Ricknahme von Anteilen”
beschriebenen Verfahren entsprechen.

Ablehnung eines Umtauschs
Der Verwaltungsrat behdlt sich das Recht vor, direkt an die Gesellschaft gerichtete Umtauschantrdge bzw. an eine
Vertriebsstelle gerichtete Umtauschantrage nach alleinigem und freiem Ermessen ganz oder teilweise abzulehnen.

Anteilsinhaber sollten beachten, dass die Gesellschaft Umtauschantrage nicht ausfiihrt, wenn sich diese auf den
teilweisen Umtausch eines Anteilsbestands beziehen und der nach dem Umtausch noch verbleibende
Anteilsbestand unter dem Vorgeschriebenen Mindestbestand liegen wirde.

Der Verwaltungsrat kann nach alleinigem und freiem Ermessen, Umtauschantrage fiir Anteile stornieren, wenn die
betreffenden Anteilsinhaber die im Zusammenhang mit dem Umtausch anfallenden Gebuhren nicht innerhalb eines
(vom Verwaltungsrat zu bestimmenden) angemessenen Zeitraums nach dem im Prospekt ausgewiesenen
Abwicklungszeitraum begleichen.

Umtauschformel

Der Satz, zu dem die Anteile eines Ursprunglichen Teilfonds vollstandig oder teilweise in Anteile eines Neuen
Teilfonds bzw. zu dem die Anteile einer Urspriinglichen Anteilsklasse vollstandig oder teilweise in Anteile einer
Neuen Anteilsklasse desselben Teilfonds umgetauscht werden, wird nach der folgenden Formel ermittelt:

BxCxE
A=———

D
Dabei gilt:
A ist die Anzahl der Anteile des Neuen Teilfonds bzw. der Neuen Anteilsklasse, die von der Gesellschaft
zuzuteilen bzw. auszugeben sind.
B  ist die Anzahl der Anteile des Urspriinglichen Teilfonds bzw. der Urspriinglichen Anteilsklasse, die
umgetauscht werden sollen.

C ist der Nettoinventarwert je Anteil (abzuglich der gegebenenfalls anfallenden mafgeblichen
Umtauschgebuhr) der Urspriinglichen Anteilsklasse bzw. der jeweiligen Anteilsklasse des Urspringlichen
Teilfonds zum jeweiligen Bewertungstag.

D ist der Nettoinventarwert je Anteil (zuzlglich der gegebenenfalls anfallenden mafgeblichen
Umtauschgebuhr) der Neuen Anteilsklasse bzw. der betreffenden Anteilsklasse des Neuen Teilfonds
zum jeweiligen Bewertungstag.

E st der (etwaige) Wahrungsumrechnungsfaktor, der jeweils vom Verwaltungsrat festgelegt wird.

Im Anschluss an den Umtausch der Anteile wird die Register- und Transferstelle dem Anteilsinhaber Anzahl und
Preis der aus dem Umtausch resultierenden Anteile des Neuen Teilfonds bzw. der Neuen Anteilsklasse mitteilen.
Handelt es sich bei "A" nicht um eine ganze Zahl, so werden die Anteilsbruchteile gegebenenfalls dem Neuen
Teilfonds zugeteilt.
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VERBOT VON LATE TRADING UND MARKET TIMING

Unter Late Trading ist die Annahme eines Zeichnungsauftrags (oder Umtausch- oder Riicknahmeauftrags) nach
Ablauf der entsprechenden Annahmefristen (wie unten beschrieben) am jeweiligen Transaktionstag sowie die
Ausfiihrung eines solchen Auftrags zu dem an diesem Tag geltenden Preis auf Basis des Nettoinventarwerts zu
verstehen. Late Trading ist strengstens verboten.

Unter Market Timing ist eine Arbitrage-Methode zu verstehen, bei der ein Anleger systematisch Anteile der
Gesellschaft innerhalb eines kurzen Zeitraums zeichnet und zuriickgibt oder umtauscht und auf diese Weise
Zeitdifferenzen und/oder Ineffizienzen oder Defizite in der Methode zur Bestimmung des Nettoinventarwerts des
jeweiligen Teilfonds ausnutzt. Market Timing-Praktiken kénnen die Anlageverwaltung der Portfolios stéren und die
Wertentwicklung des jeweiligen Teilfonds negativ beeinflussen.

Zur Vermeidung solcher Praktiken werden Anteile zu einem nicht bekannten Preis begeben, und weder die
Gesellschaft noch eine Vertriebsstelle nehmen Auftrage an, die nach den entsprechenden Annahmefristen
eingehen.

Die Gesellschaft behélt sich das Recht vor, bei Personen, die unter dem Verdacht von Market Timing-Praktiken
stehen, Kauf-(und Umtausch-)auftrage in Bezug auf einen Teilfonds abzulehnen.
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GEBUHREN UND AUFWENDUNGEN

Von den Anlegern zu zahlende Handelsgebiihren

Die Anteile unterliegen unterschiedlichen Verkaufsprovisions- und  Gebihrenstrukturen.  Etwaige
Ausnahmeregelungen zu den nachstehend erlauterten Verkaufsprovisions- und Gebuhrenstrukturen werden im
jeweiligen Produktanhang beschrieben.

Nicht in Luxemburg ansassige Anleger kénnen neben dem Ausgabeaufschlag, der Riucknahmegebihr und der
Umtauschgebthr, wie im jeweiligen Produktanhang angegeben, zusatzlichen Gebihren unterliegen. Alle
zusétzlichen Gebuhren sind in den entsprechenden Zeichnungsunterlagen aufgefiihrt, und den betreffenden
Anteilsinhabern wird unter Einhaltung einer Frist von einem Monat die Einfihrung der Gebuhren mitgeteilt.

Ausgabeaufschlag

Fur die Zeichnung von Anteilen kann ein Ausgabeaufschlag anfallen, der nur erhoben wird, wenn dies nach
geltendem Recht zulassig ist. Die Berechnung des Ausgabeaufschlags erfolgt auf Grundlage (i) des
Erstausgabepreises in der Referenzwahrung bei Zeichnungen wahrend des Angebotszeitraums, (i) des
Erstausgabepreises oder des am unmittelbar auf den maRgeblichen Transaktionstag folgenden Bewertungstag
bestimmten Nettoinventarwerts je Anteil bei Zeichnungen nach dem Angebotszeitraum und vor dem
Auflegungstermin (ausschlie3lich) oder (i) des am unmittelbar auf den maRgeblichen Transaktionstag folgenden
Bewertungstag bestimmten Nettoinventarwerts je Anteil bei Zeichnungen am oder nach dem Auflegungstermin. Auf
diesen Ausgabeaufschlag kann nach dem Ermessen des Verwaltungsrats vollstdndig oder teilweise verzichtet
werden. Der anfallende Ausgabeaufschlag ist im Produktanhang aufgefuihrt, betragt jedoch maximal 5 %. Der
Ausgabeaufschlag fallt der Vertriebsstelle zu, tber die die Zeichnung erfolgt ist. Ist in einem Land, in dem Anteile
angeboten werden, nach der dort geltenden Gesetzgebung oder Praxis ein niedrigerer Ausgabeaufschlag
vorgeschrieben, so kann einer Vertriebsstelle gestattet sein, die Anteile in diesem Land zu einem Gesamtpreis
verkaufen, der unter dem im jeweiligen Produktanhang festgelegten giltigen Preis liegt; ein solcher Verkauf hat
jedoch unter Berlcksichtigung der Hochstbetrage zu erfolgen, die nach der in diesem Land geltenden
Gesetzgebung oder Praxis zuldssig sind.

Alternative Verkaufsgebuhrenstruktur und Riucknahmeabschlag

Die Alternative Verkaufsgebuhrenstruktur erméglicht es einem Anleger, der Anteile zeichnet, sich fir die Methode
des Anteilerwerbs zu entscheiden, die im Hinblick auf den Kaufbetrag, die voraussichtliche Haltedauer und seine
personliche Situation fiir ihn vorteilhafter ist.

Wie im entsprechenden Produktanhang bestatigt, kann fur Anteile der Klassen "I12D", "12C", "R2D" und "R2C" eine
Alternative Verkaufsgebuhrenstruktur gewéahlt werden. Die Alternative Verkaufsgebuhrenstruktur besteht aus einem
Rucknahmeabschlag in Kombination mit einer Vertriebsgebihr. Hiermit soll der Vertrieb der Anteile dieser Klassen
(sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders festgelegt) tiber eine Vertriebsstelle finanziert werden.

Der Ricknahmeabschlag wird von der Register- und die Transferstelle berechnet und in Abzug gebracht und fallt in
der Regel der Vertriebsstelle zu, die den Ricknahmeantrag fur den Anleger stellt. Der Ricknahmeabschlag
verringert sich wahrend der Laufzeit des Teilfonds und ist bei Ricknahme gemaf den Prozentséatzen zu entrichten,
die im entsprechenden Produktanhang angegeben sind. Bei Ricknahme der Anteile am Félligkeitstermin (sofern
zutreffend) oder Zwangsricknahme (wie unter "Ricknahme von Anteilen” sowie unter "Allgemeine Informationen
Uiber die Gesellschaft und die Anteile" nédher beschrieben) fallt kein Riicknahmeabschlag an.

Sofern im Produktanhang nicht anders festgelegt, erfolgt die Berechnung des Ricknahmeabschlags auf der
Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil oder (gegebenenfalls) des Erstausgabepreises. Der
Rucknahmeabschlag wird in der Referenzwéhrung ausgedriickt.

Rucknahmegebuhr

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft kann beschliel3en, dass fur Anteile eine Ricknahmegebiihr von maximal 2 %
(sofern im entsprechenden Produktanhang nicht anders angegeben) des am Bewertungstag unmittelbar nach dem
jeweiligen Transaktionstag (wie im Produktanhang festgelegt) ermittelten Nettoinventarwerts je Anteil anféllt, der in
der Regel der Vertriebsstelle zuféllt, die im Namen des Anlegers den Ricknahmeantrag stellt. Auf diese
Rucknahmegebihr kann nach dem Ermessen des Verwaltungsrats unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Anteilsinhabern vollstandig oder teilweise verzichtet werden. Bei Ricknahme der Anteile am
Falligkeitstermin (sofern zutreffend) oder Zwangsriicknahme (wie unter "Ricknahme von Anteilen" sowie unter
"Allgemeine Informationen tber die Gesellschaft und die Anteile" ndher beschrieben) fallt keine Riicknahmegebuhr
an.

Umtauschgebihr

Der Umtausch von Anteilen eines Teilfonds in Anteile eines anderen Teilfonds bzw. von einer Anteilsklasse eines
Teilfonds in eine andere Anteilsklasse desselben Teilfonds unterliegt unter Umstéanden einer Umtauschgebuhr in
Hohe von maximal 5 %, die auf der Grundlage des Nettoinventarwerts je Anteil berechnet wird (wie im jeweiligen
Produktanhang festgelegt). Sofern nicht anders im jeweiligen Produktanhang vorgesehen, wird keine
Umtauschgebuhr erhoben.
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Von der Gesellschaft zu zahlende Gebuhren und Aufwendungen (sofern im entsprechenden Produktanhang
keine anders lautenden Angaben enthalten sind)

Vertriebsgebihr

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Vertriebsstellen eine Vertriebsgebihr aus der
Verwaltungsgesellschaftsgebihr zahlen. Eine Vertriebsstelle kann gegebenenfalls einen Teil der Vertriebsgebihr an
eine Untervertriebsstelle weitergeben.

Verwaltungsgesellschaftsgebihr

In Ubereinstimmung mit und vorbehaltlich der Bedingungen der Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung lauft die
jahrliche Verwaltungsgesellschaftsgebiihr an jedem Kalendertag auf und wird an jedem Bewertungstag auf der
Grundlage eines Prozentsatzes (i) des zuletzt verfliigbaren Nettoinventarwerts jedes Teilfonds bzw. jeder
Anteilsklasse oder (ii) des Erstausgabepreises, multipliziert mit der Anzahl der in Umlauf befindlichen Anteile jedes
Teilfonds oder jeder Anteilsklasse (wie im jeweiligen Produktanhang fiir jeden Teilfonds bzw. jede Anteilsklasse
angegeben), berechnet. Die Verwaltungsgesellschaftsgebiihr ist monatlich zahlbar. Die Verwaltungsgesellschaft hat
dartber hinaus Anspruch auf Erstattung von Auslagen in angemessener Héhe, die im Rahmen ihrer Funktion als
Verwaltungsgesellschaft der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Ausfiihrung der
Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung angefallen sind und im Rahmen der normalen Geschéftstatigkeit nach
vernlinftigem Ermessen nicht vorhersehbar waren.

Ungeachtet des Vorstehenden kodnnen die Verwaltungsgesellschaft und die Gesellschaft in Bezug auf einen
bestimmten Teilfonds oder eine bestimmte Anteilsklasse eine andere Gebihrenstruktur vereinbaren, wie im
jeweiligen Produktanhang angegeben.

AuRerordentliche Aufwendungen

Die Gesellschaft tragt AuRerordentliche Aufwendungen, u. a. Aufwendungen im Zusammenhang mit Prozesskosten
sowie Steuern, Abgaben oder &hnliche Lasten, die der Gesellschaft auferlegt bzw. auf ihre Vermdgenswerte
erhoben werden, die ansonsten nicht als gewohnliche Aufwendungen einzustufen waren ("Auferordentliche
Aufwendungen”). AuRerordentliche Aufwendungen werden auf Cash-Basis abgerechnet und bei Entstehung bzw.
Rechnungsstellung auf der Grundlage des Nettoinventarwerts der Teilfonds entrichtet, denen sie zuzurechnen sind.
AuRerordentliche Aufwendungen werden auf die einzelnen Anteilsklassen umgelegt.

Kosten flr Sicherheiten

In Bezug auf einen Teilfonds, der die (eventuell) entstehenden Kosten aus der Stellung von Sicherheiten durch den
Swap-Kontrahenten ("Kosten fiir Sicherheiten") tragt, wie im entsprechenden Produktanhang fur diesen Teilfonds
dargelegt, werden diese Kosten nicht aus der Fixgebuhr, sondern von dem Teilfonds direkt gezahlt.

Fixgebihr

Gemall den Bestimmungen einer zwischen der Gesellschaft und der Fixgebihrenstelle geschlossenen
Vereinbarung, wird die Fixgebuhrenstelle gegen Zahlung einer Fixgebuhr, die — wie im jeweiligen Produktanhang
angegeben — anhand des durchschnittlichen taglichen Nettoinventarwerts je Teilfonds oder Anteilsklasse berechnet
wird und vierteljahrlich zahlbar ist, bestimmte Geblhren und Aufwendungen entrichten, sofern im jeweiligen
Produktanhang nicht anderweitig angegeben. Die Gebiihren und Auslagen, die von der Vereinbarung umfasst sind,
sind Transaktionsgebthren und Verwaltungsaufwendungen (einschlieRlich der Verwaltungsstellengebtihr, der
Verwahrstellengebuhr, der Register- und Transferstellengebihr, der Grundungskosten und sonstiger
Verwaltungsaufwendungen), wie nachstehend néher aufgefihrt.

Sofern im jeweiligen Produktanhang nicht anders angegeben, umfasst die Fixgebuhr die folgenden ordentlichen
Gebuhren, Aufwendungen und Kosten:

0] Transaktionsgebiihren

Transaktionsgebuhren sind alle Gebuhren und Aufwendungen fiir den Kauf und den Verkauf von Wertpapieren
oder sonstiger Anlagen des Teilfonds, wie z. B. Maklerkosten und —gebiihren sowie Korrespondenzgebihren
fir die Ubertragung der Wertpapiere, Anlagen oder sonstiger Beteiligungen, sofern im entsprechenden
Produktanhang keine anders lautenden Angaben enthalten sind.

(ii) Verwaltungsaufwendungen
a. Verwaltungsstellengebuhr

In Ubereinstimmung mit und vorbehaltlich der Bestimmungen der Fondsdienstleistungsvereinbarung
zahlt die Gesellschaft der Verwaltungsstelle fur ihre Dienste als zentrale Verwaltungs- und
Domiziliarstelle sowie Borsenzulassungsbeauftragte eine Verwaltungsstellengebihr gemafd der in
Luxemburg bankiblichen Praxis. Die Verwaltungsstelle hat auRerdem Anspruch auf Erstattung von
Auslagen und Spesen in angemessener Hohe, die im Zusammenhang mit der Gesellschaft entstanden
sind.

b.  Register- und Transferstellengebihr

In  Ubereinstimmung mit und vorbehaltich der Bestimmungen der Register- und
Transferstellenvereinbarung zahlt die Gesellschaft der Register- und Transferstelle fir ihre Dienste als
Register- und Transferstelle eine monatliche Register- und Transferstellengeblihr gem&R der in
Luxemburg bankublichen Praxis. Die Register- und Transferstelle hat auBerdem Anspruch auf
Erstattung von Auslagen und Spesen in angemessener Hohe, die im Zusammenhang mit der
Gesellschaft entstanden sind.
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c.  Verwahrstellengebihr

In Ubereinstimmung mit und vorbehaltlich der Bestimmungen der Verwahrstellenvereinbarung zahlt die
Gesellschaft der Verwahrstelle fir ihre Dienste als Verwahrstelle eine Verwahrstellengebiihr geman der
in Luxemburg bankublichen Praxis. Die Gebihr wird auf der Grundlage eines Prozentsatzes der von
der Verwahrstelle verwahrten Vermogenswerte der einzelnen Teilfonds berechnet und von der
Gesellschaft monatlich an die Verwahrstelle gezahlt. Die Verwahrstelle hat auRerdem Anspruch auf
Erstattung von Auslagen und Spesen in angemessener Hohe, die im Zusammenhang mit der
Gesellschaft entstanden sind.

d. Grundungskosten

Die Griundungskosten der Gesellschaft betragen schatzungsweise EUR 85.000. Sie werden von den
am oder ungefahr am Griindungsdatum der Gesellschaft bestehenden Teilfonds getragen und kénnen
Uiber einen Zeitraum von finf Jahren abgeschrieben werden. Grindungskosten in Bezug auf neue
Teilfonds werden von diesen neuen Teilfonds getragen und kénnen Uber einen Zeitraum von funf
Jahren abgeschrieben werden. Neu aufgelegte Teilfonds tragen die noch nicht abgeschriebenen
Griindungskosten der Gesellschaft nicht mit.

e. Sonstige Verwaltungsaufwendungen

Sonstige Verwaltungsaufwendungen umfassen unter anderem die Kosten und Aufwendungen im
Zusammenhang mit der Grindung der Gesellschaft; Errichtungs- und Registrierungskosten; an Index-
Lizenzinhaber zu entrichtende Lizenzgebiihren, Aufwendungen fir Rechtsberatung und
Wirtschaftsprifung und im Zusammenhang mit Steuermeldungen, Kosten fiir beabsichtigte
Borsennotierungen und deren Aufrechterhaltung, Kosten fur die Drucklegung von Anteilscheinen,
samtliche Spesen des Verwaltungsrats in angemessener Hohe sowie (gegebenenfalls) an ein
Verwaltungsratsmitglied zu zahlende Vergitungen, im Ausland erhobene Registrierungsgebiihren
sowie Gebiihren fiir die Aufrechterhaltung dieser Registrierungen, einschlieRlich Ubersetzungs- und
lokaler Rechtsberatungskosten sowie sonstige durch Aufsichtsbehdrden in den unterschiedlichen
Rechtsordnungen veranlasste Aufwendungen und Vergitungen fir die lokalen Vertreter in den
auslandischen Rechtsordnungen, Versicherungspramien, Zinsen, Maklerkosten sowie die Kosten fiir
die Veroffentlichung des Nettoinventarwerts und anderer in den verschiedenen Rechtsordnungen zu
verdffentlichenden Informationen, und alle Kosten fiir die Erstellung und den Druck der Prospekte, der
Dokumente mit wesentlichen Anlegerinformationen und Rechenschaftsberichte, Kosten fur die
Erstellung, Pflege, Ubersetzung und Aktualisierung von Fact Sheets iiber die Teilfonds fiir die Anleger;
Aufwendungen fiirr die Uberwachung der Wertentwicklung der Teilfonds einschlieRlich der Kosten fiir
diesbeziglich eingesetzte Software; Kosten fir das Betreiben der Webseite in Bezug auf die
Gesellschaft und die Teilfonds, tber die Anlegern Informationen zu der Gesellschaft und den Teilfonds
bereitgestellt werden, u. a. Nettoinventarwerte, Sekundarmarktpreise und aktualisierte Prospekte.

Insbesondere ist mit der Fixgebihr die Bezahlung von Rechnungen von Rechtsberatern, értlichen Rechtsberatern,
ortlichen Zahlistellen und Ubersetzern bis zu einer Gesamtobergrenze von EUR 10 Mio. (EUR 10.000.000) pro
Geschéftsjahr abgegolten. Fur darlber hinaus gehende Rechnungsbetrdge haftet die Gesellschaft. Sie wird diese
Betrdge aus dem Vermodgen des betreffenden Teilfonds, dem die spezifischen Kosten zuzurechnen sind,
begleichen.

Anleger sollten bedenken, dass aufgrund der Tatsache, dass die Fixgeblhr von der Gesellschaft und der
Fixgebuhrenstelle im Voraus fur das ganze Jahr berechnet wird, sich der an die Fixgebuhrenstelle gezahlte Betrag
am Ende des Jahres als hoher erweisen kénnte als dies der Fall gewesen wére, hatte die Gesellschaft die
betreffenden Aufwendungen direkt gezahlt. Andererseits konnte der Betrag der Aufwendungen, die von der
Gesellschaft zu zahlen waren, auch héher sein als die Fixgeblhr, sodass der effektiv von der Gesellschaft an die
Fixgebuhrenstelle gezahlte Betrag somit geringer waére. Die FixgebUhr wird von der Gesellschaft und der
Fixgebuhrenstelle festgelegt und entspricht den voraussichtlichen Kosten, wie diese von der Gesellschaft und der
Fixgebihrenstelle nach dem Prinzip der rechtlichen Selbstandigkeit (arm's length basis) ermittelt werden. Die Hohe
der Fixgebuhr wird im betreffenden Produktanhang angegeben.

Sofern im entsprechenden Produktanhang nicht anders angegeben, sind folgende Gebuhren, Aufwendungen und
Kosten nicht in der Fixgeblhr enthalten:

- die Kosten fur Marketingagenturen, die von der Gesellschaft mit der Erbringung bestimmter Marketing- und
Vertriebsdienstleistungen fir die Gesellschaft beauftragt sind;

- die Vertriebsgebuhr;

- die (etwaige) Anlageverwaltungsgebihr;
- die Verwaltungsgesellschaftsgebiihr;

- nicht abgeschriebene Grundungskosten;

- Steuern oder steuerliche Belastungen, die die Gesellschaft zu tragen hat, beispielsweise die jahrliche Steuer
in Luxemburg (die "Taxe d'Abonnement"”, wie nachstehend naher beschrieben) oder gegebenenfalls
Mehrwertsteuer oder vergleichbare von der Gesellschaft zu entrichtende Steuern auf Warenverkaufe und
Dienstleistungen (USt.) (all dies fallt unter Steuern oder steuerliche Belastungen) sofern im jeweiligen
Produktanhang nicht anders bestimmt;

- etwaige an Verkaufsvermittler zu zahlende Provisionen, die in Verbindung mit dem Handel in Anteilen
anfallen;
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- Kosten und Aufwendungen, die nicht im Rahmen der gewodhnlichen Geschaftstatigkeit der Gesellschaft
angefallen sind, wie beispielsweise AulRerordentliche Aufwendungen (z. B. Anwaltsgebihren fiir die Wahrung
von Rechten im Falle einer Klage der oder gegen die Gesellschaft);

- Kosten flir Sicherheiten.
Gesamtkostenquote

Dieser Prospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen und der Abschluss in Bezug auf einen Teilfonds enthalten
bestimmte Informationen in Bezug auf die fur den jeweiligen Teilfonds geltenden Kosten und Gebuhren. Wenn der
Anleger beim Erwerb von Anteilen von Dritten (insbesondere von Unternehmen, die Dienstleistungen im
Zusammenhang mit Finanzinstrumenten erbringen, wie Kreditinstitute und Investmentgesellschaften) beraten wird,
oder wenn Dritte den Erwerb vermitteln, miissen diese Dritten dem Anleger méglicherweise eine Aufstellung von
Kosten und Gebiihren oder Kostenquoten zur Verfigung stellen, die nicht in den Kostenangaben in diesem
Prospekt, den wesentlichen Anlegerinformationen oder den Finanzberichte der Gesellschaft aufgefuhrt sind.

Solche Unterschiede kénnen sich insbesondere aus aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Ermittlung,
Berechnung und Meldung von Kosten und Gebiihren durch Dritte. Diese Anforderungen kénnen sich beispielsweise
im Zuge der nationalen Umsetzung der Richtlinie 2014/65/EU des Européaischen Parlaments und des Rates Uber
Markte fur Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (auch bekannt als
,MIiFID 1I) ergeben. Anleger sollten beachten, dass die von Dritten bereitgestellten Informationen Uber alle
relevanten Kosten und Gebiihren bei verschiedenen Drittparteien unterschiedlich sein kdnnen.
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ALLGEMEINE BESTEUERUNG

Warnhinweis

Die nachfolgenden Angaben basieren auf den derzeit geltenden Rechtsvorschriften und Verwaltungspraktiken und
konnen gegebenenfalls riickwirkenden Anderungen unterworfen sein. Die folgende Zusammenfassung erhebt
keinen Anspruch auf erschopfende Darstellung aller steuerrechtlichen Aspekte und steuerlichen Erwégungen in
Luxemburg, die fur eine Entscheidung in Bezug auf die Anlage in, das Eigentum, Halten oder die Verauf3erung von
Anteilen maRgeblich sein kénnten und ist nicht als steuerliche Empfehlung an einen bestimmten Anleger oder
potenziellen Anleger zu verstehen. Potenzielle Anleger sollten sich Uber Gesetze und Vorschriften (z. B. zu
Besteuerung und Devisenkontrollen) informieren und gegebenenfalls beraten lassen, die fur die Zeichnung, den
Erwerb, den Besitz, den Verkauf (liber eine Bdrse oder anderweitig) und die Ricknahme von Anteilen in den
Landern gelten, deren Staatsangehdrigkeit sie besitzen bzw. in denen sie ihren Wohn- bzw. Geschéftssitz haben.

In dieser Zusammenfassung sind keine steuerlichen Folgen aufgeflihrt, die sich durch gesetzliche Bestimmungen
eines anderen Landes, einer anderen Ortlichkeit oder steuerlichen Rechtsordnung als Luxemburg ergeben.

Die Gesellschaft

Nach geltendem Recht und géangiger Praxis ist die Gesellschaft in Luxemburg nicht einkommen- oder
korperschaftsteuerpflichtig.

Die Gesellschaft unterliegt in Luxemburg jedoch einer Steuer ("Taxe d'Abonnement") in Héhe von 0,05 % p. a. in
Bezug auf Anteile der Klasse "R" sowie in Hohe von 0,01 % p. a. in Bezug auf Anteile der Klasse "I", gemaR Artikel
174 des Gesetzes. Anlagen, die ein Teilfonds in Anteile eines anderen Luxemburger Organismus fiir gemeinsame
Anlagen tatigt, flieBen nicht in die Berechnung des Nettoinventarwerts des Teilfonds ein, der als Grundlage fur die
Berechnung der von diesem Teilfonds zu entrichtenden Taxe d'Abonnement dient.

Teilfonds, die die folgenden Bedingungen erfillen, sind zudem von der Taxe d’Abonnement ausgenommen:
Teilfonds, (i) deren Anteile nur fur Institutionelle Anleger bestimmt sind, (ii) deren alleiniges Ziel in der gemeinsamen
Anlage in Geldmarktinstrumente oder Einlagen bei Kreditinstituten besteht, (iii) deren gewichtete Restlaufzeit des
Portfolios nicht mehr als 90 Tage betragt und (iv) die das héchstmdgliche Ranking einer anerkannten Ratingstelle
erhalten haben. Im Falle mehrerer Anteilsklassen innerhalb eines Teilfonds gilt die Befreiung nur fir die
Anteilsklassen, deren Anteile ausschlieBlich fur Institutionelle Anleger bestimmt sind.

Die Befreiung gilt zudem fur Teilfonds, deren Wertpapiere ausschlieBlich Pensionsfonds oder Unternehmen
vorbehalten sind, die von einem oder mehreren Arbeitgebern zugunsten ihrer Mitarbeiter gegriindet wurden, bzw.
Teilfonds, deren Hauptziel in der Anlage in Institute, die Mikrokredite vergeben, besteht, bzw. Teilfonds, deren
Wertpapiere (i) an mindestens einer Borse oder einem sonstigen anerkannten, offentlich zuganglichen, regulierten
Markt mit regelmaRiger Notierung notiert sind oder gehandelt werden und (ii) die ausschlie3lich das Ziel verfolgen,
die Wertentwicklung eines oder mehrerer Indizes abzubilden (wobei diese Ausschlie3lichkeitsbedingung nicht
bedeutet, dass der Teilfonds nicht daneben gegebenenfalls vorhandene liquide Vermdgenswerte verwalten oder
Techniken und Instrumente zu Zwecken der Absicherung oder einer effizienten Portfolioverwaltung einsetzen darf).
Kraft einer groRRherzoglichen Verordnung kénnen zusatzliche oder alternative Kriterien fur die unter diese
Ausnahmeregelung fallenden Indizes festgelegt werden (im Falle mehrerer Anteilsklassen innerhalb eines Teilfonds
findet die Befreiung nur auf Anteilsklassen Anwendung, auf die vorstehender Unterpunkt (i) zutrifft).

Die Taxe d'Abonnement ist vierteljahrlich auf der Basis des Nettoinventarwerts des Teilfonds am Ende des
jeweiligen Kalenderquartals zu entrichten. Auf Basis der in Luxemburg geltenden gesetzlichen, aufsichtsrechtlichen
und steuerlichen Vorschriften, wie sie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Aufnahme eines Anlegers in diese
Anteilsklassen bekannt sind, kommt der Klasse "I" der erméRigte Steuersatz der Taxe d'’Abonnement von 0,01 %
zugute. Diese Einschatzung steht jedoch unter dem Vorbehalt etwaiger Anderungen der in Luxemburg geltenden
Gesetze und Vorschriften sowie der jeweiligen Einordnung des Status eines fur die Anteilsklasse "I" zulassigen
Anlegers durch eine zustandige Luxemburger Behorde. Infolge einer Neuklassifizierung des Status eines Anlegers
durch eine Behdrde kann die gesamte Anteilsklasse einer Taxe d'’Abonnement in Héhe von 0,05 % p. a. unterliegen.

Im Zusammenhang mit der Ausgabe von Anteilen durch die Gesellschaft sind in Luxemburg weder Stempel- noch
sonstige Steuern zu zahlen.

Nach geltendem Recht und géangiger Praxis ist auf den realisierten Wertzuwachs in Bezug auf die Vermdgenswerte
der Gesellschaft in Luxemburg keine Kapitalertragsteuer zu zahlen; gleiches gilt flir Anlageertrage, die dieser aus
Vermodgenswerten zuflieBen. Auf Anlageertrdge in Form von der Gesellschaft vereinnahmten Dividenden und
Zinsen kdnnen in den jeweiligen Ursprungslandern Quellensteuern in unterschiedlicher Héhe erhoben werden, die
nicht erstattungsféhig sind.

Die Anteilsinhaber

Nach geltendem Recht und géngiger Verwaltungspraxis unterliegen die Anteilsinhaber in Luxemburg in der Regel
keiner Kapitalertrag-, Einkommen/Ertrag-, Quellen-, Schenkungs-, Nachlass-, Erbanfall- oder sonstiger Steuer, mit
Ausnahme der Anteilsinhaber, die in Luxemburg ansassig sind bzw. dort ihren Wohn- oder Geschéftssitz haben
oder eine Betriebsstatte unterhalten.

In Luxemburg anséssige naturliche Personen

VerauflRerungsgewinne, die von in Luxemburg anséssigen natiirlichen Personen durch den Verkauf von in deren
Privatportfolio (nicht im Betriebsvermdgen) gehaltenen Anteilen erzielt werden, unterliegen in der Regel nicht der
Einkommensteuer in Luxemburg, sofern:
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(i) die Anteile nicht innerhalb von sechs Monaten ab Zeichnung oder Erwerb verauRert werden, oder

(i) die in dem Privatportfolio gehaltenen Anteile keine wesentliche Beteiligung darstellen. Eine Beteiligung gilt als
wesentlich, wenn der Verkaufer alleine und/oder mit seinem Ehepartner und minderjahrigen Kindern direkt
oder indirekt zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb der finf Jahre vor dem Datum des Verkaufs seiner
Beteiligung mehr als 10 % des Kapitals oder Vermdgens der Gesellschaft gehalten hat.

Von der Gesellschaft vorgenommene Ausschittungen unterliegen der Einkommensteuer. In Luxemburg wird eine
progressive Einkommensteuer zuziglich eines Solidaritatszuschlags (contribution au fonds pour I'emploi (Beitrag
zum Beschéftigungsfonds)) erhoben. Daraus ergibt sich ein effektiver Grenzsteuersatz von maximal 45,78 %.

In Luxemburg anséssige institutionelle Anleger

In Luxemburg ansassige institutionelle Anleger unterliegen in Bezug auf die von der Gesellschaft erhaltenen
Ausschittungen und VeraufRRerungsgewinne aus dem Verkauf der Anteile der Korperschaftsteuer mit einem
Steuersatz von 27,08 % (gilt fur 2017 fir Unternehmen mit Sitz in Luxemburg-Stadt — dieser Steuersatz reduziert
sich 2018 auf 26,01 %).

In Luxemburg ansassige institutionelle Anleger, fir die besondere Steuerbestimmungen gelten, wie beispielsweise
(i) ein dem Gesetz unterliegender OGA, (ii) ein spezialisierter Investmentfonds gemaf dem Gesetz vom 13. Februar
2007 Uber Spezialfonds, (iii) Verwaltungsgesellschaften fir Familienvermdgen (société de gestion de patrimoine
familial) im Sinne des Gesetzes vom 11. Mai 2007 Uber die Griindung einer Verwaltungsgesellschaft fur
Familienvermégen oder (iv) Reservierte Alternative Investmentfonds im Sinne des Gesetzes vom 23. Juli 2016 zu
Reservierten Alternativen Investmentfonds (sofern in deren Griindungsunterlagen nicht vorgesehen ist, dass (i) das
einzige Anlageziel die Anlage in Risikokapital ist und dass (ii) Artikel 48 des genannten Gesetzes vom 23. Juli 2016
anwendbar ist) sind von der Einkommensteuer in Luxemburg befreit, unterliegen aber einer jahrlichen
Zeichnungssteuer (Taxe d’Abonnement). Auf Ertrage und VeraufRerungsgewinne aus den Anteilen féllt somit keine
Einkommensteuer in Luxemburg an.

Die Anteile werden dem steuerpflichtigen Nettovermdgen von in Luxemburg ansassigen institutionellen Anlegern
zugeordnet, es sei denn der Inhaber der Anteile ist (i) ein dem Gesetz unterliegender OGA, (ii) ein
Verbriefungsorganismus im Sinne des Gesetzes vom 22. Marz 2004 uber die Verbriefung, (iii) eine Gesellschaft im
Sinne des Gesetzes vom 15. Juni 2004 uber die Investmentgesellschaft zur Anlage in Risikokapital, (iv) ein
spezialisierter Investmentfonds gemal dem Gesetz vom 13. Februar 2007 Uber Spezialfonds, (v) eine
Verwaltungsgesellschaft fir Familienvermdgen im Sinne des Gesetzes vom 11. Mai 2007 iber die Griindung einer
Verwaltungsgesellschaft fur Familienvermégen oder (vi) ein Reservierter Alternativer Investmentfonds im Sinne des
Gesetzes vom 23. Juli 2016 zu Reservierten Alternativen Investmentfonds. Das steuerpflichtige Nettovermégen
unterliegt einem jahrlichen Steuersatz von:

e 0,5 %, anwendbar auf ein Nettovermdgen von weniger als EUR 500 Mio.

e 0,05 %, anwendbar auf ein Nettovermdgen von mehr als EUR 500 Mio.
Aspekte des EU-Steuerrechts
Fir in Deutschland anséassige Anleger und im Hinblick auf 8 5 des Investmentsteuergesetzes (InvStG) werden:
a) als zugeflossen geltende ausschiittungsgleiche Ertrage auf der Webseite: www.systematic.dws.com; und

b) Informationen zu Zwischengewinnen und zu Ausschittungen in der Borsen-Zeitung und nach dem Ende des
Geschéftsjahres der Gesellschaft im Bundesanzeiger verdffentlicht.

Inzwischen hat die OECD von den G8/G20-Staaten den Auftrag erhalten, einen gemeinsamen Meldestandard fur
den automatischen Informationsaustausch tber Finanzkonten (Common Reporting Standard, "CRS") zu entwickeln,
um zukinftig weltweit einen umfassenden und multilateralen automatischen Informationsaustausch ("AEOI") zu
ermdglichen. Der CRS verpflichtet Finanzinstitute in Luxemburg, die Inhaber von Finanzvermégen zu identifizieren
und zu ermitteln, ob diese einen Steuersitz in Landern haben, mit denen Luxemburg eine Vereinbarung zum
Austausch von Steuerinformationen getroffen hat. Finanzinstitute in Luxemburg melden in diesem Falle
Informationen zu Finanzkonten der Inhaber von Vermdgenswerten an die Luxemburger Steuerbehérden. Diese
leiten die Informationen anschlieRend jéhrlich automatisch an die zustdndigen ausléandischen Steuerbehdrden
weiter. Anteilsinhaber kdnnen daher gemall den geltenden Bestimmungen an die Luxemburger und sonstige
relevante Steuerbehérden gemeldet werden.

Auf dieser Grundlage wurde am 9. Dezember 2014 die Richtlinie 2014/107/EU des Rates zur Anderung der
Richtlinie 2011/16/EU des Rates beziglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im
Bereich der Besteuerung (die "Euro-CRS-Richtlinie") verabschiedet, um den CRS innerhalb der EU-
Mitgliedstaaten umzusetzen. GemaR der Euro-CRS-Richtlinie muss der erste AEOI innerhalb der EU-
Mitgliedstaaten fir die Daten des Kalenderjahres 2016 bis zum 30. September 2017 erfolgen.

Am 10 November 2015 hob der Rat der Européischen Union die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003
im Bereich der Besteuerung von Zinsertragen auf, um die Uberschneidungen mit der Euro-CRS-Richtlinie zu
beseitigen. EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, entsprechend der Euro-CRS-Richtlinie mit Wirkung vom 1. Januar
2016 (bzw. im Falle von Osterreich vom 1. Januar 2017) einen automatischen Informationsaustausch einzufiihren.

Zudem haben die Luxemburger Steuerbehérden die multilaterale Vereinbarung zustandiger Behdrden der OECD
("Multilaterale Vereinbarung") zum automatischen Austausch von Informationen im Rahmen des CRS
unterzeichnet.

Laut Gesetz vom 18. Dezember 2015 zur Umsetzung der Euro-CRS-Richtlinie erfolgt der erste
Informationsaustausch fiir Daten des Jahres 2016 bis 30. September 2017. Dementsprechend ist die Gesellschaft
ab 1. Januar 2016 dazu verpflichtet, zuséatzliche Due Diligence-Prifungen ihrer Anteilsinhaber vorzunehmen sowie
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die Identitdt und den Wohnsitz der Inhaber von Finanzkonten (u. a. bestimmter Rechtstrager sowie die diese
leitenden Personen), Kontodaten, Kontoguthaben/Wert und Ertrage/VeraufRerungserlése oder Riicknahmeerlése an
die zustandigen Steuerbehorden des Landes der Ansassigkeit eines auslandischen Anlegers zu melden, sofern
dieser in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem sonstigen Land ansassig ist, fir den die Multilaterale
Vereinbarung uneingeschrankt rechtsgultig und anwendbar ist.

Anteilsinhaber sollten hinsichtlich mdglicher steuerlicher oder anderweitiger Folgen aufgrund des CRS und
anderer ahnlicher Gesetze und/oder Vorschriften ihre eigenen Steuerberater konsultieren.
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ALLGEMEINE INFORMATIONEN UBER DIE GESELLSCHAFT UND DIE ANTEILE

. Die Anteile
l.a. Mit den Anteilen verbundene Rechte

Mit den Anteilen sind keinerlei Vorzugs- oder Vorkaufsrechte verbunden, und jeder Anteil gewéhrt unabhangig von
der Anteilsklasse oder dem Teilfonds, auf den bzw. die er sich bezieht, ein einzelnes Stimmrecht bei samtlichen
Hauptversammlungen der Anteilsinhaber. Die Anteile werden ohne Nennwert ausgegeben und muissen in voller
Hohe eingezahlt werden. Die Anteile sdmtlicher Teilfonds sind innerhalb einer Anteilsklasse uneingeschrankt
Uibertragbar (sofern keine Anteilsiibertragungen an Nicht Zugelassene Personen erfolgen). Mit ihrer Ausgabe
verleihen die Anteile in Abhangigkeit von ihrer jeweiligen Klasse das Recht auf gleichberechtigte Beteiligung an den
Gewinnen und Ausschittungen des Teilfonds, die der jeweiligen Anteilsklasse zuzurechnen sind, in der die Anteile
ausgegeben wurden. Gleiches gilt flir den Liquidationserlés eines solchen Teilfonds oder einer solchen
Anteilsklasse.

Werden fur eine Anteilsklasse Inhaberanteile ausgegeben, so werden Globalurkunden bzw. Einzelne
Inhaberanteilsscheine ausgegeben, wie im Abschnitt "Ausgabe von Anteilen und Anteilszeichnung" beschrieben.

Die Verwaltungsgesellschaft macht die Anleger darauf aufmerksam, dass ein Anleger seine Anteilsinhaberrechte
(insbesondere das Recht zur Teilnahme an Hauptversammlungen der Anteilsinhaber) nur dann in vollem Umfang
direkt gegenuiber der Gesellschaft geltend machen kann, sofern der Anleger selbst mit eigenem Namen im
Anteilsinhaberregister der Gesellschaft eingetragen ist. In Féllen, in denen die Anlage eines Anlegers in die
Gesellschaft tber einen Finanzintermediar erfolgt, der im eigenen Namen jedoch im Auftrag des Anlegers in die
Gesellschaft anlegt, hat der Anleger nicht immer die Mdglichkeit, bestimmte Anteilsinhaberrechte direkt gegenliber
der Gesellschaft auszuiiben. Anlegern wird empfohlen, bezuglich ihrer Rechte fachkundigen Rat einzuholen.

I.b. Bérsennotierung der Anteile

Wie jeweils vom Verwaltungsrat bestimmt, kann die Zulassung der Anteile der einzelnen Anteilsklassen der
Teilfonds zur Notierung an der Luxemburger Borse und/oder einer anderen Boérse beantragt werden. Entscheidet
sich der Verwaltungsrat fur die Auflegung weiterer Teilfonds oder Anteilsklassen, so kann er nach eigenem
Ermessen die Notierung der Anteile dieser Teilfonds beantragen. Solange die Anteile eines Teilfonds an der
Luxemburger Borse oder einer anderen Boérse notiert sind, unterliegt der Teilfonds den Vorschriften der
Luxemburger Bérse oder einer anderen maR3geblichen Bérse in Bezug auf diese Anteile.

I.c. Ausschuttungspolitik

Ertrdge und Verauf3erungsgewinne, die bei den einzelnen Teilfonds in Bezug auf Thesaurierende Anteile anfallen,
werden in denselben Teilfonds wieder angelegt. Die Thesaurierung der Ertrdge und VerauRerungsgewinne wird sich
im Wert der Anteile dieser Klassen niederschlagen. Der Verwaltungsrat beabsichtigt derzeit, der
Jahreshauptversammlung der Gesellschaft die Wiederanlage der jahrlichen Nettoertrdge fur samtliche der
vorgenannten Anteilsklassen der Teilfonds vorzuschlagen. Sollte eine Ausschittung fur diese Anteilsklassen jedoch
als angemessen erachtet werden, so wird der Verwaltungsrat der Hauptversammlung der Anteilinhaber die
Festsetzung einer Ausschittung aus den Ertrdgen, die diesen Anteilsklassen zuzurechnen sind und fur eine
Ausschittung zur Verfligung stehen, und/oder aus verauf3erten Anlagen vorschlagen.

Die Gesellschaft beabsichtigt, fir Ausschittende Anteile Ausschittungen vorzunehmen. Solche gegebenenfalls
erfolgenden Ausschittungen werden an den in dem jeweiligen Produktanhang angegebenen Tagen festgesetzt.
Ausschittungen, deren Festsetzungstermin auf einen Tag fallt, der kein Luxemburger Bankgeschéftstag ist, laufen
auf und werden am unmittelbar darauffolgenden Luxemburger Bankgeschéftstag festgesetzt. Die Auszahlung von
Ausschittungen wird in der Regel innerhalb von zehn Luxemburger Bankgeschéftstagen nach dem
Festsetzungstermin erfolgen.

Werden fir einen oder mehrere Teilfonds Ausschuttungen vorgenommen, so erfolgt die Zahlung an die
eingetragenen Anteilsinhaber entweder per Scheck, der den eingetragenen Anteilsinhabern auf ihr Risiko per Post
an ihre im Anteilsinhaberregister angegebene Anschrift gesandt wird, oder per Bankiberweisung. Schecks Uber
Ausschuittungsbetrage, die nicht innerhalb von fiinf Jahren eingelést werden, verfallen zugunsten des Teilfonds, aus
dem die Ausschittung zu leisten ist.

Bei Eigentimern von Anteilen, die durch Einzelne Inhaberanteilsscheine verbrieft sind, wird der
Barausschuttungsbetrag gegen Einreichung der jeweiligen Kupons tiberwiesen.

Il. Die Gesellschaft
Il.a. Griindung der Gesellschaft

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine Investmentgesellschaft, die nach dem Recht des Gro3herzogtums
Luxemburg am 1. Dezember 2004 als SICAV auf unbestimmte Zeit gegriindet wurde. Das nach Luxemburger Recht
erforderliche Mindestkapital belauft sich auf EUR 1.250.000.

Die Satzung wurde beim Luxemburgischen Handels- und Gesellschaftsregister ("Registre de Commerce et des
Sociétés de Luxembourg") hinterlegt und im Recueil des Sociétés et Associations des Grof3herzogtums Luxemburg
(der "Mémorial") am 17. Dezember 2004 veréffentlicht. Die Gesellschaft ist im Handels- und Gesellschaftsregister
in Luxemburg unter der Nummer B-104.413 eingetragen. Die Satzung wurde zuletzt durch eine auf3erordentliche
Hauptversammlung am 3. Juni 2014 geandert. Das Protokoll dieser auerordentlichen Hauptversammlung sowie
die Satzung wurden im Mémorial am 26. Juni 2014 ver6ffentlicht.
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Il.b. Verschmelzung von Teilfonds bzw. Anteilsklassen

Obwohl es nicht die Absicht der Gesellschaft ist, Teilfonds oder Anteilsklassen zu verschmelzen, kann der
Verwaltungsrat, wenn der Nettoinventarwert eines Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse unter den
Mindestnettoinventarwert fallt, oder wenn eine Anderung der wirtschaftlichen bzw. politischen Situation in Bezug auf
den betreffenden Teilfonds oder die Anteilsklasse eine solche Verschmelzung rechtfertigen, beschlieRen:

e eine Klasse eines Teilfonds gemaf den gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestimmungen mit einer
anderen Klasse desselben Teilfonds zu verschmelzen. Soweit dies gemaf in Luxemburg geltenden
Rechtsvorschriften vorgeschrieben ist oder der Verwaltungsrat dies anderweitig flir angemessen
erachtet, wird vor dem Stichtag der Verschmelzung eine Mitteilung Uber die Verschmelzung mit
zusatzlichen Informationen beziglich der neuen Anteilsklassen in der/den vom Verwaltungsrat
festgelegten Zeitung(en) verdffentlicht und/oder den Anteilsinhabern zugesandt und/oder auf anderem
Wege Ubermittelt. Die Mitteilung erfolgt gemaR den geltenden Rechtsvorschriften vor dem Tag, an dem
die Verschmelzung wirksam wird, um den Anteilsinhabern die Mobglichkeit zu geben, vor dem
Inkrafttreten der Verschmelzung einen kostenfreien Ricknahmeantrag fur ihre Anteile einzureichen,
oder

e gemaR den Bestimmungen des Gesetzes, einen Teilfonds mit einem anderen Teilfonds der
Gesellschaft, einem anderen OGAW-Fonds (der entweder in Luxemburg oder einem anderen
Mitgliedstaat gegriindet wurde und die Rechtsform einer Gesellschaft hat oder in Vertragsform (ohne
eigene Rechtspersonlichkeit) aufgelegt wurde) oder einem Teilfonds eines anderen OGAW-Fonds
dieser Art (der "neue Teilfonds") zu verschmelzen. Eine solche Verschmelzung ist fur die Anteilsinhaber
des betreffenden Teilfonds unter Einhaltung einer Frist fir eine entsprechende schriftliche Mitteilung
von mindestens 30 Tagen verbindlich. Innerhalb dieser Frist hat jeder Anteilsinhaber der betreffenden
Teilfonds die Mdglichkeit, kostenfrei (mit Ausnahme von Auflésungskosten) die Ricknahme oder den
Umtausch seiner eigenen Anteile zu verlangen, wobei die Verschmelzung finf Geschéftstage nach
Ablauf dieser Frist wirksam wird. Alternativ kann der Verwaltungsrat den Anteilsinhabern eines
Teilfonds den Vorschlag unterbreiten, den Teilfonds mit einem anderen Teilfonds der Gesellschaft,
einem anderen OGAW-Fonds (der entweder in Luxemburg oder einem anderen Mitgliedstaat gegriindet
wurde und die Rechtsform einer Gesellschaft hat oder in Vertragsform (ohne eigene
Rechtspersonlichkeit) aufgelegt wurde) oder einem Teilfonds eines anderen OGAW-Fonds dieser Art
zu verschmelzen.

Sollte der Verwaltungsrat beschlieen, dass dies im Interesse der Anteilsinhaber des betreffenden Teilfonds oder
der betreffenden Anteilsklasse notwendig ist oder dass eine Veranderung der wirtschaftlichen, aufsichtsrechtlichen
oder politischen Situation in Bezug auf den Teilfonds oder die Anteilsklasse eingetreten ist, die dies rechtfertigen
wirde, kann der Verwaltungsrat die Reorganisation eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse in Form einer
Aufspaltung in zwei oder mehr Teilfonds oder Anteilsklassen beschlieRen. Fallt eine solche Aufspaltung eines
Teilfonds unter die Definition von "Verschmelzung” im Sinne des Gesetzes, so gelten die vorstehend aufgefiihrten
Bestimmungen fir die Verschmelzung von Fonds. In diesem Fall werden die betreffenden Anteilsinhaber demnach
in der vorstehend beschriebenen Weise benachrichtigt. Eine entsprechende Mitteilung erfolgt mindestens 30 Tage
vor Inkrafttreten der Aufspaltung, um den Anteilsinhabern die Moglichkeit zu geben, ihre Anteile kostenfrei
zuriickzugeben oder umzutauschen, bevor die Aufspaltung in zwei oder mehr Fonds oder Klassen wirksam wird.

Sofern den Anteilsinhabern eines Teilfonds der Vorschlag einer Verschmelzung unterbreitet wurde oder eine
Verschmelzung zur Folge hat, dass die Gesellschaft in ihnrer Gesamtheit nicht mehr besteht, muss im Rahmen einer
ordnungsgemaf einberufenen Hauptversammlung der Anteilsinhaber des betreffenden Teilfonds bzw. der
Gesellschaft Uber eine entsprechende Verschmelzung entschieden werden. Zur Beschlussféahigkeit ist keine
Mindestanwesenheit erforderlich, und der Beschluss erfolgt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen der
anwesenden und vertretenen Anteilsinhaber.

Il.c. Auflésung und Liquidation der Gesellschaft

Die Gesellschaft wurde auf unbestimmte Zeit gegriindet. Die Gesellschaft kann jedoch jederzeit auf Beschluss einer
aulRerordentlichen Hauptversammlung der Anteilsinhaber aufgeldst und liquidiert werden. Eine solche Versammlung
ist einzuberufen, wenn der Nettoinventarwert der Gesellschaft unter zwei Drittel des nach dem Gesetz
vorgeschriebenen Mindestwerts fallt.

Im Falle einer Auflésung wird der/werden die von den Anteilsinhabern der Gesellschaft bestellte/n Liquidator/en die
Vermogenswerte der Gesellschaft unter Wahrung der Interessen der Anteilsinhaber verwerten, und die
Verwaltungsstelle wird den Nettoliquidationserlds (nach Abzug samtlicher Liquidationsaufwendungen) auf
Anweisung des/der Liquidators/Liquidatoren an die Anteilsinhaber der einzelnen Anteilsklassen im Verhaltnis ihrer
jeweiligen Rechte verteilen. Gemaf den Vorschriften des Luxemburger Rechts wird der Liquidationserlds fir Anteile,
die nicht zur Ruckzahlung eingereicht wurden, nach Abschluss der Liquidation bei der "Caisse de Consignation"
verwahrt. Werden diese nicht eingefordert, verfallen sie nach 30 Jahren. Tritt ein Ereignis ein, das eine Liquidation
erforderlich macht, so ist die Ausgabe, die Riicknahme, der Umtausch bzw. die Umwandlung von Anteilen nichtig.

Il.d. SchlieBung von Teilfonds

Teilfonds oder Anteilsklassen kdnnen im Einklang mit dem in der Satzung niedergelegten Verfahren durch
Entscheidung des Verwaltungsrates oder Beschluss einer Hauptversammlung der entsprechenden Anteilsinhaber
geschlossen werden.

Der Verwaltungsrat kann die ausstehenden Anteile eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse unter den folgenden
Umstéanden insgesamt (aber nicht teilweise) zuriicknehmen:
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0] wenn der Wert des gesamten Nettovermdgens eines einzelnen Teilfonds oder einer einzelnen Klasse
aus irgendeinem Grund unter den Mindestnettoinventarwert sinkt oder diesen zu irgendeinem Zeitpunkt
nicht erreicht,

(i) wenn der Verwaltungsrat dies aufgrund einer Veranderung der wirtschaftlichen, aufsichtsrechtlichen
oder politischen Lage, die Auswirkungen auf den jeweiligen Teilfonds oder die jeweilige Klasse hat, fiir
angemessen halt,

(i) wenn der Verwaltungsrat es als angemessen erachtet, die Palette der Anlegern angebotenen Teilfonds
oder Klassen zu reduzieren, oder

(iv)  wenn der Verwaltungsrat dies als im besten Interesse der jeweiligen Anteilsinhaber fiir angemessen
halt,

wozu u. a. folgende Falle zahlen kdnnen:

e wenn ein Ricknahmeantrag eingeht, der dazu fuhren wirde, dass das Vermoégen eines jeweiligen
Teilfonds oder einer Anteilsklasse unter den Mindestnettoinventarwert sinkt,

e bei einem solch erheblichen Rickgang des Nettoinventarwerts des jeweiligen Teilfonds oder der jeweiligen
Klasse, dass keine Aussicht auf eine angemessene Erholung besteht,

e bei (i) einer Anderung der steuerlichen, rechtlichen oder aufsichtsrechtlichen Bedingungen oder (ii) der
Bekanntmachung oder Anderung in Bezug auf die Auslegung von anwendbaren Gesetzen oder
Rechtsvorschriften durch zustandige Gerichte oder Aufsichtsbehérden (einschliellich der Beschliisse von
Steuerbehdrden) mit Auswirkungen auf die Wertentwicklung oder die Attraktivitdt von Anlagen des
jeweiligen Teilfonds oder der jeweiligen Klasse,

e wenn die Deutsche Bank AG, ihre verbundenen Unternehmen, die Gesellschaft, die
Verwaltungsgesellschaft oder ein Anteilsinhaber aus irgendeinem Grund einem Reputationsrisiko in Bezug
auf die Fortfihrung des Teilfonds oder der Klasse ausgesetzt ist bzw. sind, u. a. einem Reputationsrisiko in
Bezug auf die Nutzung eines bestimmten Dienstleistungsanbieters in Zusammenhang mit diesem Teilfonds
oder dieser Klasse, und in diesem Fall keine nach vernlinftigen Mal3staben zufriedenstellende Alternative
zu diesem Dienstleister besteht,

e wenn ein fUr einen Teilfonds oder eine Klasse bzw. fiir deren Basiswert tétiger Dienstleister:
(i) seinen Verpflichtungen nicht in zufriedenstellender Weise nachkommit,

(i) Gegenstand strafrechtlicher oder aufsichtsrechtlicher Sanktionen bzw. von Untersuchungen, die
zu solchen Sanktionen fiihren kdnnen, ist,

(iii) eine fir die Auslibung seiner Tatigkeit in Bezug auf den Teilfonds oder die Klasse oder den
Basiswert erforderliche Zulassung verliert oder

(iv) die Beendigung der entsprechenden Vereinbarung mitteilt,

und in diesem Fall keine nach verninftigen MaRstédben zufriedenstellende Alternative zu diesem
Dienstleister besteht,

e wenn der Kontrahent der zur Erfullung des Anlageziels und der Anlagepolitik des Teilfonds oder der Klasse
verwendeten Swap-Vereinbarungen, Optionen oder sonstigen derivativen Instrumente nach wirtschaftlich
zumutbarem Bemiihen nicht in der Lage ist oder es fur ihn nicht durchflhrbar ist, Transaktionen oder
Vermdgenswerte zu erwerben, zu errichten, wieder zu errichten, zu ersetzen, beizubehalten, abzuwickeln
oder zu verauRRern, die dieser Kontrahent verniinftigerweise fir die Absicherung des mit dem jeweiligen
derivativen Instrument verbundenen Risikos fur notwendig oder angemessen halt, und keine nach
vernunftigen Mafstaben zufriedenstellende Alternative zu diesem Kontrahenten besteht,

e wenn der Kontrahent der zur Erfullung des Anlageziels und der Anlagepolitik des Teilfonds oder der Klasse
verwendeten Swap-Vereinbarungen, Optionen oder sonstigen derivativen Instrumente die Beendigung der
entsprechenden Vereinbarung mitteilt oder wenn ein vorzeitiges Beendigungsereignis (wie im jeweiligen
Produktanhang definiert) in Bezug auf dieses derivative Instrument eintritt, und keine nach vernlnftigen
MafRstaben zufriedenstellende Alternative zu diesem derivativen Instrument besteht oder

e unter den im Abschnitt "Anderung des Basiswertes" des Kapitels "Anlageziele und Anlagepolitik"
aufgefuhrten Umstéanden.

Die obige Auflistung ist beispielhaft und nicht als erschépfend zu betrachten oder als Einschrankung der Befugnis
des Verwaltungsrates zu verstehen, die ausstehenden Anteile des Teilfonds oder der Klasse auch in anderen Fallen
zurliickzunehmen, wenn der Verwaltungsrat dies im besten Interesse der Anteilsinhaber als angemessen erachtet.

Uberdies kann die Hauptversammlung von Anteilsinhabern eines Teilfonds bzw. einer Anteilsklasse eines Teilfonds
auf einen Beschlussantrag des Verwaltungsrats beschlieBen, einen Teilfonds bzw. eine Anteilsklasse mittels
Liguidation zu schlieBen oder séamtliche Anteile des betreffenden Teilfonds bzw. der betreffenden Anteilsklasse
zuriickzunehmen. Es gelten keine Vorschriften Uber die Mindestanwesenheit zur Beschlussfahigkeit fir diese
Hauptversammlungen von Anteilsinhabern, deren Beschlisse mit einfacher Mehrheit der von den anwesenden und
vertretenen Anteilsinhabern abgegebenen Stimmen gefasst werden.

Weitere Informationen zum Ricknahmeverfahren in Zusammenhang mit der Beendigung eines Teilfonds oder einer
Anteilsklasse sind dem Abschnitt "Zwangsriicknahme" im Kapitel "Riicknahme von Anteilen" zu entnehmen.
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Il.e. Hauptversammlungen

Die Jahreshauptversammlung der Anteilsinhaber der Gesellschaft findet jedes Jahr am 16. April (oder, sofern dieser
Tag kein Luxemburger Bankgeschéftstag ist, am vorausgehenden Luxemburger Bankgeschéftstag) um 11.00 Uhr
am Sitz der Gesellschaft statt.

Anteilsinhaber einer Anteilsklasse oder eines Teilfonds kénnen jederzeit Hauptversammlungen abhalten, um uber
Angelegenheiten zu entscheiden, die ausschlief3lich diesen Teilfonds bzw. diese Anteilsklasse betreffen.

Einladungen zu Hauptversammlungen werden mindestens acht Kalendertage vor dem Versammlungstermin per
Post an alle eingetragenen Anteilsinhaber an deren registrierte Anschriften geschickt. Diese Einladungen enthalten
Angaben zu Ort und Zeit der Versammlung, die entsprechenden Teilnahmebedingungen, die Tagesordnung sowie
Hinweise auf die nach Luxemburger Recht vorgeschriebenen Beschlussféhigkeits- und Mehrheitserfordernisse bei
der Versammlung. Soweit dies gesetzlich vorgeschrieben ist, werden weitere Mitteilungen im Recueil Electronique
des Sociétés et Associations ("RESA"), einer Luxemburger Zeitung, und/oder weiteren vom Verwaltungsrat
bestimmten Zeitungen verdffentlicht.

I.f. Jahres-, Halbjahres- und Quartalsberichte
Der gepriifte Jahresbericht mit den gepriften konsolidierten und auf Euro lautenden Abschlussrechnungen der
Gesellschaft und der Teilfonds lGiber den vorangegangenen Berichtszeitraum wird auf der Webseite der Gesellschaft
veroffentlicht und am Sitz der Gesellschaft, der Register- und Transferstelle und der Vertriebsstellen zur Verfligung
gestellt und muss mindestens acht Tage vor der Jahreshauptversammlung verfiigbar sein. Daruiber hinaus werden
auch die Halbjahresberichte innerhalb von zwei Monaten nach dem 31. Juli an der vorgenannten als Sitz
eingetragenen Anschrift zur Verfugung gestellt. Das Geschéftsjahr der Gesellschaft endet am 31. Januar. Das erste
Berichtsjahr begann mit dem Grindungsdatum und endete am 31. Januar 2006. Ferner werden Quartalsberichte
zur Verfugung gestellt, sofern dies im jeweiligen Produktanhang vorgesehen ist. Bei dem ersten Bericht handelte es
sich um einen ungepriiften Halbjahresbericht fir den am 31. Juli 2005 endenden Berichtszeitraum. Der erste
gepriifte Jahresbericht wurde fir den am 31. Januar 2006 endenden Berichtszeitraum vorgelegt.
Die Gesellschaft kann Anteilsinhabern und potenziellen Anlegern eine gekiirzte Fassung der vorgenannten
Abschlussrechnungen zur Verfugung stellen, die keine detaillierte Aufstellung der Vermégensanlagen der einzelnen
Teilfonds enthélt. Solche gekiirzten Jahresberichte und Halbjahresberichte werden das Angebot enthalten, den
Adressaten auf Wunsch kostenlos ein Exemplar der vollstdndigen Fassung dieser Dokumente zur Verfligung zu
stellen.

Il.g. Zur Einsichtnahme verfiigbare Dokumente
Exemplare der folgenden Dokumente kénnen an jedem Luxemburger Bankgeschéaftstag wahrend der Ublichen
Geschéftszeiten kostenlos am Sitz der Gesellschaft unter der Anschrift 11-13, boulevard de la Foire, L-1528
Luxemburg, Grof3herzogtum Luxemburg, eingesehen werden:

0] die Satzung;

(i) die Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung;

(iii) die Verwahrstellenvereinbarung;

(iv)  die Fondsdienstleistungsvereinbarung;

(v) die Register- und Transferstellenvereinbarung; und
(vi)  die Berichte der Gesellschaft.

Die Satzung kann Anlegern auf Wunsch Uibersandt werden.
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GESCHAFTSFUHRUNG UND VERWALTUNG DER GESELLSCHAFT

Der Verwaltungsrat

Auf der Grundlage der Satzung der Gesellschaft verfiigt der Verwaltungsrat Uber die allgemeine Befugnis, im
Interesse der Gesellschaft séamtliche Handlungen im Rahmen der Verwaltung und Leitung der Gesellschaft
vorzunehmen. Alle Befugnisse, die gesetzlich nicht ausdricklich der Hauptversammlung der Anteilsinhaber
vorbehalten sind, liegen beim Verwaltungsrat.

Der wie nachstehend beschrieben zusammengesetzte Verwaltungsrat der Gesellschaft ist fiir die allgemeine
Anlagepolitik, die Anlageziele, die Geschaftsfihrung und die Leitung der Gesellschaft sowie fir ihre Verwaltung
verantwortlich. Der Verwaltungsrat ist insbesondere fur das Anlage-Tagesgeschéaft der einzelnen Teilfonds
verantwortlich, sofern in dem entsprechenden Produktanhang keine anders lautenden Bestimmungen enthalten
sind. Zwischen den Verwaltungsratsmitgliedern und der Gesellschaft bestehen keinerlei Anstellungsvertrage, und
derartige Vertrage sind auch nicht vorgesehen. Die Verwaltungsratsmitglieder haben keinerlei Vergiitung oder
sonstige direkte oder indirekte geldwerte Vorteile erhalten.

Alex McKenna (britischer Staatsangehoriger): Alex McKenna kam im Jahr 2005 zur Deutschen Bank und ist derzeit
Director und Head of Product Platform Engineering bei DWS (vormals Geschéftsbereich Asset Management der
Deutschen Bank). Er hat einen Abschluss in Geschichte von der University of Cambridge und wurde 1995 zur
Anwaltsvereinigung von England und Wales (Bar of England and Wales) zugelassen. Vor seinem Wechsel zum
Geschéftsbereich Asset Management der Deutschen Bank war Alex McKenna als Vice President und Rechtsanwalt
bei JP Morgan, als Anwalt im Kapitalmarktbereich von Simmons & Simmons und selbstandig als Barrister tatig.

Manooj Mistry (britischer Staatsangehdriger): Manooj Mistry ist Head of "Passive Asset Management" fur die
EMEA-Region bei DWS (vormals der Geschéftsbereich Asset Management der Deutschen Bank). Manooj Mistry
begann seine Tatigkeit bei dem Geschéftsbereich Asset Management der Deutschen Bank der Deutschen Bank im
Mai 2006 und gehérte dem Team an, das 2007 den Bereich Xtrackers ETF aufbaute. Bevor er zur Deutschen Bank
wechselte, war Manooj Mistry bei Merill Lynch International in London téatig. Dort zeichnete er fir die Entwicklung
der LDRS ETFs, der ersten in Europa erhéltlichen ETF-Produkte, die im Jahr 2000 aufgelegt wurden, verantwortlich.
AuRBerdem war er bei Merill Lynch fur die Entwicklung einiger Fondsplattformen verantwortlich, die Losungen fur
private und institutionelle Anleger bieten. Manooj Mistry hat einen Abschluss in Economics and Business Finance
der Brunel University.

Petra Hansen (deutsche Staatsangehdorige): Petra Hansen kam 1990 zu DWS (vormals der Geschéftsbereich Asset
Management der Deutschen Bank) und bekleidete dort verschiedene Managementfunktionen, vor allem in den
Bereichen Governance und Operations. 2010 wurde sie zum Conducting Officer fur die Bereiche Business
Management, Operations, Risk Management und Compliance von DB Advisors SICAV ernannt. Im April 2017 wurde
sie als Vorsitzende in den Verwaltungsrat von DB Advisors SICAV berufen. Zudem ist sie Vorsitzende mehrerer
anderer in Luxemburg anséassiger SICAVs von DWS und Mitglied im ALFI-Forum Governance - Conducting Officers
and ManCo.

Freddy Brausch (Luxemburgischer Staatsbiirger): Herr Brausch ist Mitglied der Luxemburger Anwaltskammer. Er
war bis Mai 2016 Partner und ist nun Of-Counsel bei Linklaters LLP. Freddy Brausch ist auf Bank- und
Wertpapierrecht mit Schwerpunkt Investmentfonds spezialisiert. Er ist Mitglied des Hohen Ausschusses fiir den
Finanzplatz unter Leitung des Luxemburger Finanzministeriums. Zudem ist er Mitglied des Beratungsausschusses
der CSSF fur Investmentfondsmanagement. Er ist Mitglied des Verwaltungsrats der luxemburgischen
Investmentfondsvereinigung (Association of the Luxembourg Fund Industry — ALFI), Mitglied des Executive
Committee und Vice Chairman mit Zustandigkeit fir nationale Angelegenheiten.

Philippe Ah-Sun (britischer Staatsangehdriger): Philippe Ah-Sun ist Chief Operating Officer fur Exchange Traded
Funds (ETF) und Systematic UCITS im Bereich "Passive Asset Management" bei DWS. Er hat einen Abschluss in
englischer Literatur von der University of East Anglia und ist als Steuerberater (Chartered Accountant) zugelassen.
Vor seiner Tatigkeit bei DWS (vormals der Geschéaftsbereich Asset Management der Deutschen Bank) nahm
Phillipe Ah-Sun an einem Graduiertenprogramm im Bereich Finance bei der Dell Computer Corporation teil. Im Jahr
2008 Ubernahm er eine Position in der Produktkontrolle des Bereichs Corporate and Investment Bank der
Deutschen Bank mit Schwerpunkt auf Delta One- und ETF-Produkten. Sein Tatigkeitsbereich erweiterte sich auf
eine Reihe von Equity Desks, was schlie8lich zu einer Position als Finance Director fir den europaischen
Aktienhandel flhrte. Seit 2013 gehort Philippe Ah-Sun zum Passive Asset Management-Team.

Die Verwaltungsgesellschaft

Die Verwaltungsgesellschaft wurde bestellt, um als Verwaltungsgesellschaft fiir die Gesellschaft zu handeln. In
dieser Eigenschaft erbringt sie Anlageverwaltungs-, Verwaltungs-, Vertriebs- und Marketingleistungen fir die
einzelnen Teilfonds (sofern im entsprechenden Produktanhang keine anderslautenden Bestimmungen enthalten
sind).

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 15. April 1987 nach dem Recht des GroBherzogtums Luxemburg als
"Société de Gestion" in Form einer "Société Anonyme" gegriindet. Die Verwaltungsgesellschaft ist im Handels- und
Gesellschaftsregister in Luxemburg unter der Nummer B-25.754 eingetragen. Die Verwaltungsgesellschaft ist als
OGAW-Verwaltungsgesellschaft nach Kapitel 15 des Gesetzes und als Verwalter alternativer Investmentfonds
geman Kapitel 2 des AIFM-Gesetzes zugelassen.

Die Satzung der Verwaltungsgesellschaft wurde beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt
und im Mémorial vom 4. Mai 1987 veréffentlicht. Die Satzung wurde zuletzt am 15. Marz 2016 mit Wirkung ab 17.
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Marz 2016 durch notarielle Urkunde geéndert. Die geanderte Satzung wurde am 2. Juni 2016 im Mémorial
veroffentlicht.

Die Verwaltungsgesellschaft erbringt Anlageverwaltungsdienstleistungen fir andere Investmentfonds. Nahere
Informationen sind auf Anfrage am Sitz der Verwaltungsgesellschaft erhéltlich.

Die Verwaltungsgesellschaft ist Teil der DWS-Gruppe.

Die Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung enthalt Bestimmungen, nach denen die Verwaltungsgesellschaft von
jeglicher Haftung freigestellt ist, es sei denn, die Haftung ergibt sich aus ihrem arglistigen, betriigerischen,
fahrlassigen oder vorsatzlichen Fehlverhalten.

In Ubereinstimmung mit und nach MaRgabe der Bedingungen der Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung kann die
Verwaltungsgesellschaft unter ihrer Aufsicht, auf ihre Verantwortung und auf ihre Kosten ihre Verwaltungs- und
Beratungspflichten und -aufgaben delegieren. Eine solche Delegierung bedarf der vorherigen Zustimmung der
Gesellschaft und, soweit nach geltendem Recht vorgeschrieben, der jeweiligen Aufsichtsbehérden.

Die Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft ist
unbefristet und kann von den Parteien jederzeit unter Einhaltung einer Frist von 90 Tagen gekiindigt bzw. mit
sofortiger Wirkung von der Gesellschaft einseitig beendet werden, wenn ein Fall von Fahrlassigkeit, vorsatzlichem
Fehlverhalten, Betrug oder Arglist von Seiten der Verwaltungsgesellschaft vorliegt oder dies im Interesse der
Anteilsinhaber ist.

Delegierte Aufgaben

Folgende Aufgaben wurden von der Verwaltungsgesellschaft delegiert:

o Anlageverwaltungsdienstleistungen, einschlief3lich der Uberwachung der Einhaltung von
Anlagebeschréankungen, und bestimmte Risikomanagementdienstleistungen an:
- State Street Global Advisors Limited in Bezug auf bestimmte Teilfonds, fir die State Street Global
Advisors Limited gemaf den Angaben im jeweiligen Produktanhang als Anlageverwalter fungiert;
- Chilton Investment Company LLC in Bezug auf den DB Platinum Chilton Diversified und DB Platinum
Chilton European Equities;

- MidOcean Credit Fund Management, L.P. in Bezug auf den DB Platinum MidOcean Absolute Return
Credit;

- Quantica Capital AG in Bezug auf den DB Platinum Quantica Managed Futures Focus; und
- Magnetar Financial LLC in Bezug auf den DB Platinum Magnetar Systematic Event Driven

. Erbringung bestimmter Dienstleistungen jeweils gemaR Vereinbarung, u. a. rechtliche, aufsichtsrechtliche
und steuerliche Beratung, Relationship Management, Marketing, Unterstiitzung im Zusammenhang mit
Strukturierung und Restrukturierung sowie mit den Registrierungen der Gesellschaft an DWS Investments UK
Limited;

o Erbringung  bestimmter  Dienstleistungen  jeweils gemalR  Vereinbarung, u.a. bestimmte

Risikomanagementdienstleistungen, Relationship Management und Strukturierung sowie Restrukturierung an
DWS Alternatives Global Limited;

. Uberwachung der Bestande der Gesellschaft im Hinblick auf die Einhaltung bestimmter
Anlagebeschrankungen und Meldepflichten an die RBC Investor Services Bank S.A.;

o Delegierung von Reporting-Aufgaben in Bezug auf Anlagebestdnde an die Deutsche Bank AG, handelnd
durch ihre Niederlassung London;

. Verwaltungs-, Register- und Transferstellen-, Rechnungslegungs- und Bewertungsdienstleistungen fiir die
Teilfonds an die RBC Investor Services Bank S.A.;

. Ubertragung der Finanzierung bestimmter Verwaltungsaufwendungen der Teilfonds gegen eine Fixgebiihr an
DWS Investments UK Limited;

. Datenverarbeitungsdienste, einschliel3lich der Erfassung aller Portfoliotransaktionen und Zeichnungs- oder
Riucknahmeantrage, an die RBC Investor Services Bank S.A. und

. Uberpriifung der Eignung und Zuteilung von Sicherheiten in Bezug auf OTC-Swap-Transaktionen fir
bestimmte Teilfonds an die RBC Investor Services Bank S.A.

Die Anlageverwaltungsvereinbarung zwischen der Verwaltungsgesellschaft und State Street Global Advisors
Limited ist unbefristet und kann von den Parteien jederzeit unter Einhaltung einer Frist von 180 Tagen gekindigt
bzw. mit sofortiger Wirkung von der Verwaltungsgesellschaft einseitig beendet werden, wenn ein Fall von
Fahrlassigkeit, vorsatzlicher Nichterfullung, Betrug oder Arglist auf Seiten von State Street Global Advisors Limited
vorliegt.
Die Verwahrstelle
Aufgaben der Verwahrstelle
Die Gesellschaft hat RBC Investor Services Bank S.A. ("RBC") mit Sitz unter der Anschrift 14, Porte de France, L-
4360 Esch-sur-Alzette, Grof3herzogtum Luxemburg als Verwahrstelle (die "Verwahrstelle") der Gesellschaft mit
folgenden Aufgaben betraut:

(@) Verwahrung der Vermdgenswerte,

(b) Aufsicht und
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(c) Uberwachung des Cashflows
nach Mal3gabe des Gesetzes.

RBC Investor Services Bank S.A. ist eine im Luxemburger Handels- und Gesellschaftsregister (RCS) unter der
Nummer B-47192 eingetragene Gesellschaft und wurde 1994 unter dem Namen "First European Transfer Agent"
gegrindet. Sie verfligt Uber die Zulassung, Bankgeschafte im Sinne des Luxemburger Gesetzes lber den
Finanzsektor vom 5. April 1993 auszufihren und ist auf Verwahrung, Fondsverwaltung und damit verbundene
Dienstleistungen spezialisiert. Ihr Aktienkapital belief sich per 31. Oktober 2016 auf rund EUR 1.059.950.131.

Der Verwahrstelle wurde von der Gesellschaft ermachtigt, ihre Verwahrpflichten (i) in Bezug auf andere
Vermdgenswerte an Beauftragte und (ii) in Bezug auf Finanzinstrumente an Unterverwahrer zu Ubertragen und
Konten bei diesen Unterverwahrern zu eréffnen.

Eine aktuelle Beschreibung samtlicher von der Verwahrstelle Gbertragenen Verwahrfunktionen sowie eine aktuelle
Liste der Beauftragten und Unterverwahrer sind auf Anfrage bei der Verwahrstelle oder unter folgendem Link
erhéltlich:
http://gmi.rbcits.com/rt/gss.nsf/Royal+Trust+Updates+Mini/53A7E8D6A49C9AA285257FA8004999BF?0opendocume
nt.

Die Verwahrstelle handelt bei der Auslibung ihrer Pflichten nach dem Gesetz und der Verwahrstellenvereinbarung
ehrlich, redlich, professionell, unabhangig und ausschlie3lich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Anteilsinhaber.

Im Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion ist die Verwahrstelle dafiir verantwortlich:

e sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausgabe, der Riickkauf, die Ricknahme und die Entwertung von
Anteilen im Namen der Gesellschaft nach MalRgabe des Gesetzes und der Satzung der Gesellschaft
erfolgen.

e sicherzustellen, dass der Wert der Anteile nach Mal3gabe des Gesetzes und der Satzung der Gesellschaft
berechnet wird.

e die Anweisungen der Gesellschaft oder der im Namen der Gesellschaft handelnden
Verwaltungsgesellschaft auszufiihren, sofern diese nicht im Widerspruch zu dem Gesetz oder der Satzung
der Gesellschaft stehen.

e sicherzustellen, dass die Uberweisung der Entgelte fiir Transaktionen mit den Vermégenswerten der
Gesellschaft an die Gesellschaft innerhalb der ublichen Fristen erfolgt.

e sicherzustellen, dass die Einkiinfte der Gesellschaft nach MaRgabe des Gesetzes und der Satzung der
Gesellschaft verwendet werden.

Die Verwahrstelle stellt dartiber hinaus sicher, dass Zahlungsstrome nach MafRgabe des Gesetzes und der
Verwabhrstellenvereinbarung ordnungsgemaf iiberwacht werden.

Interessenkonflikte der Verwahrstelle

Zwischen der Verwahrstelle und ihren Beauftragten kénnen Interessenkonflikte entstehen, beispielsweise wenn es
sich bei einem Beauftragten um ein verbundenes Unternehmen handelt, das fur die Erbringung anderer
Verwahrdienste fiir die Gesellschaft vergutet wird. Die Verwahrstelle analysiert auf Basis des geltenden Rechts
fortlaufend alle potenziellen Interessenkonflikte, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Funktionen ergeben koénnten.
Identifizierte Interessenkonflikte werden gemanR der Richtlinie der RBC fiur Interessenkonflikte behandelt, die den fur
Kreditinstitute geltenden Rechtsvorschriften entsprechend dem Luxemburger Gesetz Uiber den Finanzsektor vom 5.
April 1993 unterliegt.

Potenzielle Interessenkonflikte kdnnen sich zudem aus der Erbringung von anderen Dienstleistungen fir die
Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft und/ oder sonstige Parteien durch die Verwahrstelle und/oder
verbundene Unternehmen ergeben. So kodnnten die Verwahrstelle und/oder verbundene Unternehmen
beispielsweise als Verwahrstelle, Depotbank und/oder Verwaltungsstelle anderer Fonds tétig sein. Es besteht daher
die Mdglichkeit, dass sich Interessenkonflikte oder potenzielle Interessenkonflikte zwischen der Verwahrstelle (oder
einem ihrer verbundenen Unternehmen) und der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und/oder sonstigen
Fonds, fur die die Verwahrstelle (oder eines ihrer verbundenen Unternehmen) tétig ist, im Rahmen ihrer
Geschéftstatigkeit ergeben.

RBC hat eine Richtlinie fir den Umgang mit Interessenkonflikten implementiert, die insbesondere darauf
ausgerichtet ist:

e potenzielle Interessenkonflikte zu erkennen und zu analysieren;
e bestehende Interessenkonflikte zu erfassen, zu steuern und zu Giberwachen, indem:

o mit einer funktionalen und hierarchischen Trennung sichergestellt wird, dass die Verwahrstelle in ihrer
Funktion wie unter unabhé&ngigen Dritten agieren kann;

o vorbeugende MaRnahmen ergriffen werden, um Aktivitdten, aus denen sich Interessenkonflikte
ergeben kdnnten, zu reduzieren, beispielsweise:

— nehmen weder RBC noch Dritte, die mit den Verwahrfunktionen betraut wurden,
Anlageverwaltungsmandate an;

— akzeptiert RBC keine Ubertragung von Compliance- und Risikomanagementfunktionen.

— RBC verfugt uber ein striktes Eskalationsverfahren, um sicherzustellen, dass
aufsichtsrechtliche VerstéRe an Compliance gemeldet werden, die wesentliche VerstéRe an
das Senior Management und den Verwaltungsrat von RBC meldet.
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— Eine eigene, standige Innenrevisionsabteilung ist fur die unabhangige und objektive
Risikobewertung und Beurteilung der Angemessenheit und Wirksamkeit interner Kontrollen
und Governance-Prozesse zustandig.

RBC bestatigt, dass auf Grundlage der genannten MalRnahmen keine potenziellen Interessenkonflikte identifiziert
werden konnten.

Aktuelle Informationen zu der oben genannten Richtlinie fir Interessenkonflikte ist auf Anfrage bei der Verwahrstelle
oder unter folgendem Link erhaltlich:

https://www.rbcits.com/AboutUs/CorporateGovernance/p_InformationOnConflictsOfInterestPolicy.aspx.
Verwaltungs-, Zahl- und Domiziliarstelle und Bérsenzulassungsbeauftragte

Die Verwaltungsstelle wurde nach MalRRgabe der Fondsdienstleistungsvereinbarung zur Verwaltungs-, Zahl- und
Domiziliarstelle und zur Borsenzulassungsbeauftragten der Gesellschaft ernannt.

In dieser Eigenschaft erbringt die Verwaltungsstelle bestimmte verwaltungsbezogene und birotechnische
Dienstleistungen, mit denen sie beauftragt wurde, darunter auch die Berechnung der Nettoinventarwerte. Ferner
gewahrt sie Unterstiitzung bei der Erstellung der Finanzberichte und deren Einreichung bei den zustandigen
Behorden.

Es liegt ebenfalls in der Verantwortung der Verwaltungsstelle sicherzustellen, dass die Gesellschaft insgesamt die
fur sie geltenden Beschréankungen einhélt.

Die Verwaltungsstelle kann ihre Aufgaben vorbehaltlich der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Gesellschaft
auf ihre alleinige Verantwortung und unter ihrer Aufsicht vollstandig oder teilweise an eine andere Luxemburger
Gesellschaft delegieren; in diesem Fall ist der Prospekt entsprechend zu aktualisieren.

Die Bestellung der Verwaltungsstelle ist unbefristet. Die Verwaltungsstelle bzw. die Gesellschaft kann die
Fondsdienstleistungsvereinbarung unter Einhaltung einer Frist von neunzig Tagen kiindigen.

Die Fondsdienstleistungsvereinbarung enthalt Bestimmungen, nach denen die Verwaltungsstelle von jeglicher
Haftung freigestellt ist, es sei denn, die Haftung ergibt sich aus fahrlassigem, boésglaubigem, betriigerischem oder
vorsatzlichem Fehlverhalten seitens der Verwaltungsstelle.

Bei der Verwaltungsstelle handelt es sich um RBC Investor Services Bank S.A., eine im Luxemburger
Handelsregister (RCS) unter der Nummer B-47.192 eingetragene Gesellschaft, die 1994 unter dem Namen "First
European Transfer Agent" gegriindet wurde. Sie verfiigt Uber die Zulassung, Bankgeschafte im Sinne des
Luxemburger Gesetzes Uber den Finanzsektor vom 5. April 1993 auszufthren und ist auf Verwahrung,
Fondsverwaltung und damit verbundene Dienstleistungen spezialisiert. Ihr Aktienkapital belief sich per 31. Oktober
2016 auf rund EUR 1.059.950.131.

Die Register- und Transferstelle

Die Register- und Transferstelle wurde nach Mafl3gabe der Register- und Transferstellenvereinbarung bestellt und ist
fur die Verwaltung der Ausgabe, des Umtauschs und der Ricknahme von Anteilen, die Fihrung von
Aufzeichnungen und sonstige damit verbundene administrative Funktionen verantwortlich.

Zudem wird der Register- und Transferstelle von der Gesellschaft die Aufgabe Ubertragen:

e den Anlegern auf Wunsch ihrer Anteile verbriefende Anteilscheine zu Ubergeben oder schriftliche
Bestatigungen Uber die Zahlung des entsprechenden Inventarwerts auszustellen, sowie

e Ricknahme- und Umtauschantrédge im Einklang mit der Satzung entgegenzunehmen und auszufuhren, und
Anteilscheine bzw. schriftiche Bestatigungen zu entwerten, die anstelle von Anteilscheinen fir
zuriickgenommene oder umgetauschte Anteile ausgestellt wurden.

Bei der Register- und Transferstelle handelt es sich um RBC Investor Services Bank S.A., eine im Luxemburger
Handelsregister (RCS) unter der Nummer B-47.192 eingetragene Gesellschaft, die 1994 unter dem Namen "First
European Transfer Agent" gegrindet wurde. Sie verfugt Uber die Zulassung, Bankgeschéafte im Sinne des
Luxemburger Gesetzes uUber den Finanzsektor vom 5. April 1993 auszufihren und ist auf Verwahrung,
Fondsverwaltung und damit verbundene Dienstleistungen spezialisiert. Ihr Aktienkapital belief sich per 31. Oktober
2016 auf rund EUR 1.059.950.131.

Die Wirtschaftsprufer der Gesellschaft

Ernst & Young S.A.

35E, avenue John F. Kennedy

L-1855 Luxemburg

Grol3herzogtum Luxemburg

Die Rechtsberater der Gesellschaft in Fragen Luxemburger Rechts

Elvinger Hoss Prussen

société anonyme

2, place Winston Churchill

L-1340 Luxemburg

Grof3herzogtum Luxemburg
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Deutsche Bank AG und Deutsche Bank AG, Niederlassung London

Die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben zur Deutsche Bank Aktiengesellschaft und zur Deutsche Bank Gruppe
geben durch den Swap-Kontrahenten zur Verfligung gestellte Informationen wieder. Die Gesellschaft Gbernimmt
jedoch keine Verantwortung fur die Richtigkeit oder Vollstandigkeit der so wiedergegebenen Informationen.

Die gepriften Jahresabschliisse sowie die ungepriiften vierteljahrlichen Zwischenabschliisse der Deutsche Bank
Aktiengesellschaft und der Deutsche Bank Gruppe werden jeweils nach ihrer Vertffentlichung an die
Verwaltungsgesellschaft zugestellt und sind dort gemaf den Angaben in diesem Prospekt erhéltlich.

Deutsche Bank Aktiengesellschaft

Die Deutsche Bank Aktiengesellschaft ("Deutsche Bank", "Deutsche Bank AG" oder die "Bank") ist durch die
Wiedervereinigung der Norddeutsche Bank Aktiengesellschaft, Hamburg, der Rheinisch-Westfalische Bank
Aktiengesellschaft, Disseldorf, und der Stiddeutsche Bank Aktiengesellschaft, Miinchen, entstanden. Diese Banken
waren 1952 aufgrund des Gesetzes liber den Niederlassungsbereich von Kreditinstituten aus der 1870 gegriindeten
Deutschen Bank ausgegriindet worden. Die Verschmelzung und die Firma der Gesellschaft wurden am 2. Mai 1957
in das Handelsregister beim Amtsgericht Frankfurt am Main eingetragen. Die Deutsche Bank ist eine als
Kreditinstitut tatige Aktiengesellschaft, die nach deutschem Recht gegrindet wurde und unter der
Handelsregisternummer HRB 30000 eingetragen ist. Sie hat ihren Sitz in Frankfurt am Main, Deutschland. Sie hat
ihren Hauptsitz in der Taunusanlage 12, 60325 Frankfurt am Main, und unterhélt Niederlassungen inner- und
auBBerhalb Deutschlands, u. a. in London, New York, Sydney und Tokio, sowie ein Asia Pacific Head Office in
Singapur.

Diese fungieren als Zentren fur die Geschéaftsaktivitdten in den jeweiligen Regionen. Die Deutsche Bank ist die
Muttergesellschaft einer aus Banken, Kapitalmarktgesellschaften, Fondsverwaltungsgesellschaften, einer
Immobilienfinanzierungsgesellschaft, Verbraucherkreditgesellschaften, Research- und Beratungsgesellschaften
sowie anderen in- und ausléndischen Gesellschaften bestehenden Unternehmensgruppe.

Zu den in ihrer Satzung niedergelegten Zielen der Deutschen Bank gehdren die Durchfiihrung aller Arten von
Bankgeschéften, die Erbringung von Finanz- und anderen Dienstleistungen sowie die Forderung internationaler
Wirtschaftsbeziehungen. Die Bank kann diese Ziele selbst oder durch Tochtergesellschaften und verbundene
Unternehmen erreichen. Soweit gesetzlich zuléssig ist die Bank berechtigt, sdmtliche Geschéafte zu tatigen und
samtliche MaRnahmen zu ergreifen, die den Zielen der Bank voraussichtlich férderlich sind. Hierzu gehoren
insbesondere: der Erwerb und die VerdufRerung von Immobilien, die Errichtung von Niederlassungen inner- und
auBerhalb Deutschlands, der Erwerb, die Verwaltung und die VerduRRerung von Beteiligungen an anderen
Unternehmen sowie der Abschluss von Betriebsubergangsvereinbarungen.

Deutsche Bank AG, Niederlassung London

"Deutsche Bank AG, Niederlassung London" ist die Londoner Niederlassung der Deutsche Bank AG. Am 12. Januar
1973 reichte die Deutsche Bank AG im Vereinigten Konigreich die geméaR Section 407 des Companies Act von
1948 zur Errichtung einer Niederlassung (Place of Business) in Grof3britannien erforderlichen Dokumente ein. Am
14. Januar 1993 lie3 die Deutsche Bank gem&R Schedule 21A des Companies Act von 1985 die Errichtung einer
Niederlassung in England und Wales (Registration No. BR0O00005) registrieren. lhr Sitz befindet sich derzeit in
Winchester House, 1 Great Winchester Street, London EC2N 2DB. Die Deutsche Bank AG, Niederlassung London
ist eine autorisierte Person (authorised person) im Sinne von Section 19 des Financial Services and Markets Act
von 2000. Im Vereinigten Konigreich betreibt sie GroRkundengeschéft und bietet Uber ihren Geschéftsbereich
Private Wealth Management umfassende Vermdgensverwaltungsberatung und integrierte Finanzlésungen fir
wohlhabende Privatkunden, deren Familien sowie ausgewéhlte Einrichtungen an.

Weitere Informationen zur Deutschen Bank sowie zu ihren aktuellen Ratings sind auf der Webseite
http://www.db.com/ir erhaltlich.

Webseiten, auf die in diesem Prospekt verwiesen oder Bezug genommen wird, gelten nicht als Teil dieses
Prospektes oder als in Form eines Verweises in diesen aufgenommen.

Beschwerden

Allgemeine Beschwerden hinsichtlich der Aktivitaten der Gesellschaft oder Beschwerden in Bezug auf den
Verwaltungsrat kdnnen direkt an die Gesellschaft gerichtet oder an complaints.am-lu@db.com gesendet werden.

Beschwerden hinsichtlich der Verwaltungsgesellschaft oder ihrer beauftragten Stellen kénnen direkt an die
Verwaltungsgesellschaft gerichtet oder an complaints.am-lu@db.com gesendet werden. Angaben zu internen
Beschwerdemanagementverfahren der Verwaltungsgesellschaft sind auf Anfrage an deren E-Mail-Adresse oder
postalische Anschrift erhaltlich.

Bei Beschwerden zu den von einer Vertriebsstelle, einem Finanzintermediar oder einem Vermittler erbrachten
Dienstleistungen werden die Anteilsinhaber gebeten, sich mit der jeweiligen Vertriebsstelle, dem jeweiligen
Finanzintermediar oder Vermittler in Verbindung zu setzen, wenn sie zuséatzliche Informationen liber etwaige Rechte
bendtigen, die ihnen aufgrund der Beziehung zu der Vertriebsstelle, dem Finanzintermediar oder Vermittler
zustehen.

Mitteilungen an Anteilsinhaber

Sofern keine anderen Kommunikationsmedien im Prospekt angegeben oder gemdaR geltendem Recht
(einschlieRlich dem Gesetz und dem Luxemburger Gesetz vom 10. August 1915 Uber die Handelsgesellschaften in
seiner geltenden Fassung) vorgeschrieben sind, erhalten die Anteilsinhaber Informationen Uber Entwicklungen
bezuglich ihrer Anlagen in die Gesellschaft Uber die Webseite der Gesellschaft. Die Anteilsinhaber sollten daher
regelmanig diese Webseite aufrufen.
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Vergutungspolitik

Fur die Verwaltungsgesellschaft wird die Vergitungsstrategie der Deutsche Bank-Gruppe angewendet. Alle
Angelegenheiten im Zusammenhang mit Vergiitung sowie mit der Einhaltung aufsichtsrechtlicher Anforderungen
werden von den betreffenden Ausschiissen der Deutsche Bank-Gruppe Uberwacht. Die Deutsche Bank-Gruppe
verfolgt einen Gesamtvergitungsansatz, der fixe und variable Vergutung sowie Komponenten der aufgeschobenen
Vergitung umfasst, die sowohl an individuelle Leistungen in der Zukunft als auch an die nachhaltige Entwicklung
der Deutsche Bank-Gruppe geknipft sind. Zur Festlegung des Betrags der aufgeschobenen Vergitung und der an
eine langfristige Entwicklung gekoppelten Instrumente (wie Aktien oder Fondsanteile) hat die Deutsche Bank-
Gruppe ein Vergutungssystem entwickelt, in dem eine erhebliche Abhéngigkeit von der variablen
Vergitungskomponente vermieden wird. Dieses Vergltungssystem ist in einer Vergltungspolitik niedergelegt, die
unter anderem folgende Anforderungen erfullt:

a) Die Vergitungspolitik entspricht den Grundsatzen eines soliden und effektiven Risikomanagements und
tragt zu einem solchen bei, schafft jedoch keinen Anreiz zu einer ibermafigen Risikobereitschaft.

b) Die Vergitungspolitik steht in Einklang mit der Geschéftsstrategie, den Zielen, Werten und Interessen der
Deutsche Bank-Gruppe (einschlielich der Verwaltungsgesellschaft und der OGAW, die sie verwaltet,
sowie der Anleger in diese OGAW) und beinhaltet MaRnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten.

c) Die Leistungsbeurteilung erfolgt im Kontext eines mehrjahrigen Bewertungsrahmens.

d) Feste und variable Komponenten der Gesamtvergiitung werden in angemessener Weise aufeinander
abgestimmt und die feste Vergitungskomponente macht einen ausreichend hohen Anteil der
Gesamtvergitung aus, um die Auslbung einer vollstandig flexiblen Politik im Hinblick auf variable
Vergitungskomponenten zu ermdglichen, die auch die Mdoglichkeit vorsieht, keine variablen
Vergiitungskomponente zu zahlen.

Weitere Informationen zur aktuellen Vergutungspolitik sind im Internet unter at https://annualreport.deutsche-
bank.com/2017/ar/management-report/compensation-report.html sowie im darin verlinkten Vergltungsbericht der
Deutsche Bank AG zu finden. Dieser beinhaltet eine Beschreibung der Berechnungsmethoden fur Vergutungen und
Bonuszahlungen fir die einzelnen Mitarbeitergruppen und benennt die fir die Zuteilung zustandigen Personen,
einschlief3lich der Mitglieder des Vergltungsausschusses. Die Verwaltungsgesellschaft stellt diese Informationen
auf Anfrage kostenlos in Papierform zur Verfiigung.

Datenschutz

Die Gesellschaft hat eine Mitteilung an die Anteilsinhaber Uber die Erhebung, Aufzeichnung, Anpassung,
Ubertragung und sonstige Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch und im Namen der
Gesellschaft (die ,Datenschutzerklarung®) gemal dem Luxemburger Gesetz vom 2. August 2002 Gber den Schutz
von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (in der jeweils giltigen Fassung), der europdischen
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und
zum freien Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung) und jeglicher anderer EU- oder einzelstaatlicher
Rechtsvorschriften, die Vorstehendes umsetzen oder erganzen, veroffentlicht.

In dieser Datenschutzerklarung wird dargelegt, welche Arten von personenbezogenen Daten verarbeitet werden
dirfen, auf wen sich diese personenbezogenen Daten beziehen und wie sie beschafft werden dirfen. Au3erdem
sind die relevanten Parteien aufgefiihrt, die diese personenbezogenen Daten verarbeiten oder erhalten dirfen und
fur welche Zwecke sie verwendet werden dirfen. Ferner werden bestimmte Richtlinien und Praktiken erlautert, die
zur Gewahrleistung der Vertraulichkeit dieser personenbezogenen Daten eingefuhrt wurden.

Die Datenschutzerklarung beschreibt ferner das Recht der Anteilsinhaber, (i) den Zugang zu ihren
personenbezogenen Daten, (ii) die Berichtigung und (iii) die Loschung ihrer personenbezogenen Daten, (iv) die
Beschrénkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten und (v) die Weitergabe ihrer personenbezogenen
Daten an Dritte sowie das Recht der Anteilsinhaber, bei der zustédndigen Aufsichtsbehérde eine Beschwerde in
Bezug auf datenschutzrechtliche Fragen einzureichen, das Recht, ihre Zustimmung zur Verarbeitung
personenbezogener Daten zu widerrufen, und das Recht, der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu
widersprechen.

Einzelheiten zur aktuellen Datenschutzerklarung finden Sie unter ,Mitteilung an die Anteilsinhaber” auf der Website
http://www.systematic.dws.com.
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ZUSATZLICHE INFORMATIONEN FUR ANLEGER IN DER
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Der nachstehende Abschnitt enthélt zusatzliche Angaben fiir in der Bundesrepublik Deutschland ansassige Anleger.
Er ist als Teil des Prospektes zu verstehen und zusammen mit diesem zu lesen.

. Vertriebsberechtigte und nicht vertriebsberechtigte Teilfonds

Die Gesellschaft hat die Absicht, Anteile der Teilfonds in der Bundesrepublik Deutschland zu vertreiben.
Der Bundesanstalt fiur Finanzdienstleistungsaufsicht wurde dies fiur die einzelnen Teilfonds der
Gesellschaft angezeigt. Die Anteile der Teilfonds dirfen daher an Anleger in der Bundesrepublik
Deutschland vertrieben werden.

Bei diesen nicht zum Vertrieb berechtigten Teilfonds handelt es sich namentlich um:
- DB PLATINUM MAGNETAR SYSTEMATIC EVENT DRIVEN

AuBerdem sind vom Vertrieb ausgenommen die Anteile der nicht zum Vertrieb angezeigten Anteilsklassen
vertriebsberechtigter Teilfonds.

Bei den nicht zum Vertrieb angezeigten Anteilsklassen handelt es sich namentlich um:

- DB PLATINUM CHILTON EUROPEAN EQUITIES - Anteilsklasse 11C-G

1. Zahl- und Informationsstelle in Deutschland

Zahl- und Informationsstelle in Deutschland fir die zum Vertrieb in der Bundesrepublik Deutschland berechtigen
Teilfonds ist die Deutsche Bank AG, die Uber ihre Geschéftsstelle in Frankfurt am Main tétig ist. Die Zahl- und
Informationsstelle handelt, in ihrer jeweiligen Funktion, unter folgender Anschrift: Deutsche Bank AG, z. H. Trust and
Agency Services, Post IPO Services, Taunusanlage 12, 60325 Frankfurt am Main, Deutschland, Telefax (069) 910
38794, E-Mail: core.emfo@db.com.

Antrége auf Ricknahme, Zeichnung oder Umtausch von Anteilen, die in der Bundesrepublik Deutschland 6ffentlich
vertrieben werden dirfen, kdnnen unter den im Prospekt beschriebenen Bedingungen auch bei der Zahl- und
Informationsstelle zur Weiterleitung an die Gesellschaft eingereicht werden. Umtauschantrage in oder von einem
nicht zum 6ffentlichen Vertrieb berechtigten Teilfonds kénnen nur im Sitzland der Gesellschaft eingereicht werden.

Samtliche Zahlungen an die Anteilinhaber von Anteilen, die in der Bundesrepublik Deutschland 6ffentlich vertrieben
werden dirfen, kénnen auf deren Wunsch tber die Zahl- und Informationsstelle geleitet werden.

1. Einsehbare Dokumente

Der ausfiihrliche Verkaufsprospekt (vorstehend als "Prospekt” definiert), die wesentlichen Anlegerinformationen, die
Satzung der Gesellschaft, deren Jahres- und Halbjahresberichte und, soweit im entsprechenden Produktanhang
erwahnt, eine detaillierte Beschreibung der beschriebenen Indizes und gegebenenfalls ein Konditionenblatt (sog.
Termsheet) mit einer Zusammenfassung der allgemeinen Bedingungen fur alle Derivate wie Index-Swaps kénnen
wahrend der Ublichen Geschéftszeiten in der Geschéaftsstelle der oben angegebenen Zahl- und Informationsstelle
eingesehen werden und sind dort kostenlos erhdltlich. Die Verwaltungsgesellschaftsvereinbarung, die
Verwahrstellenvereinbarung, die Fondsdienstleistungsvereinbarung, die Register- und Transferstellenvereinbarung,
die Vertriebsvereinbarung und, sofern im Produktanhang erwahnt, in Bezug auf den beschriebenen Basiswert das
Swap-Termsheet, in dem die Einzelbestandteile aufgefiihrt sind sowie sonstige Dokumente, die entsprechend den
Angaben im Prospekt bei der Gesellschaft einsehbar sind, kénnen an jedem Bankarbeitstag in Frankfurt am Main
wahrend der Ublichen Geschéftszeiten in der Geschaftsstelle der oben angegebenen Zahl- und Informationsstelle
eingesehen werden. Bei der Zahl- und Informationsstelle werden dartber hinaus die jeweils aktuellen
Nettoinventarwerte je Anteil sowie die Ausgabe- und Rickgabepreise der Anteile sowie, falls der Verwaltungsrat
sich entscheiden sollte, die nachfolgenden Teilfonds unter einem Co-Management gemeinsam zu verwalten, Infor-
mationen Uber den Prozentsatz der Gemeinsam Verwalteten Vermégenswerte und die im Rahmen des Co-
Management gemeinsam verwalteten Teilfonds und periodische Berichte, in denen die vorstehenden Informationen
aufgefuhrt sind, zur Verfiigung gestellt.

V. Vero6ffentlichungen

Alle gesetzlich vorgeschriebenen bzw. im Prospekt oder der Satzung der Gesellschaft vorgesehenen Mitteilungen
an die Anteilsinhaber in Bezug auf die zum Vertrieb in der Bundesrepublik Deutschland berechtigten Teilfonds
werden in Deutschland auf der Webseite www.systematic.dws.com verdffentlicht. Soweit im Herkunftsstaat eine
Veroffentlichung der Mitteilung an die Anleger in einer Zeitung erfolgt, wird die Mitteilung in Deutschland neben der
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Veroffentlichung auf der Webseite zusatzlich in der "Bdrsen-Zeitung" sowie, wenn die Veréffentlichung in einer
weiteren Zeitung vorgeschrieben ist, im "Handelsblatt" veroffentlicht.

Der Nettoinventarwert, die Ausgabe- und Rilckgabepreise sowie die Summe der dem Anteilsinhaber als
zugeflossen geltenden und noch nicht dem Steuerabzug unterworfenen Ertrage in Bezug auf die zum Vertrieb in der
Bundesrepublik  Deutschland berechtigen Teilfonds werden in Deutschland auf der Webseite
www.systematic.dws.com verdffentlicht.

Die Zwischengewinne werden auf der Webseite www.systematic.dws.com sowie nach Geschéftsjahresende im
Bundesanzeiger veroffentlicht.

Mitteilungen zu Ausschuttungen werden werden auf der Webseite www.systematic.dws.com und nach
Geschéftsjahresende im Bundesanzeiger verdffentlicht.

V. Widerrufsrecht gemaf § 305 KAGB fiir den Erwerb von Anteilen durch deutsche Anleger

Erfolgt der Kauf von Investmentanteilen durch mindliche Verhandlungen auRerhalb der stdndigen Geschaftsraume
desjenigen, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so kann der Kaufer seine Erklarung iber den
Kauf binnen einer Frist von zwei Wochen der Gesellschaft gegentiber schriftlich widerrufen (Widerrufsrecht); dies
gilt auch dann, wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine stindigen Geschéfts-
raume hat. Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschéft i. S. d. 8 312c des Burgerlichen Gesetzbuchs, so ist bei
einem Erwerb von Finanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen unterliegt (§ 312g Abs.
2 Nr. 8 BGB), ein Widerruf ausgeschlossen.

Zur Wahrung der Frist geniigt die rechtzeitige Absendung der Widerrufserklarung. Der Widerruf ist gegenuber
Deutsche Asset Management Investment S.A., 2, boulevard Konrad Adenauer, L-1115 Luxemburg schriftlich unter
Angabe der Person des Erklarenden einschlielich dessen Unterschrift zu erklaren, wobei eine Begriindung nicht
erforderlich ist. Die Widerrufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss
dem Kaufer ausgehéndigt oder ihm eine Kaufabrechnung tibersandt worden ist und darin eine Belehrung tber das
Widerrufsrecht wie die vorliegende enthalten ist.

Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast den Verkaufer.

Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der Verkaufer nachweist, dass entweder der Kaufer die Anteile im
Rahmen seines Gewerbebetriebes erworben hat oder er den Kéufer zu den Verhandlungen, die zum Verkauf der
Anteile gefihrt haben, auf Grund vorhergehender Bestellung gemaR § 55 Abs. 1 der Gewerbeordnung aufgesucht
hat.

Ist der Widerruf erfolgt und hat der Kaufer bereits Zahlungen geleistet, so ist die Gesellschaft verpflichtet, dem
Kéaufer, gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rickubertragung der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und
einen Betrag auszuzahlen, der dem Wert der bezahlten Anteile am Tage nach dem Eingang der Widerrufserklarung
entspricht.

Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden.

VL. Kurzangaben Uber die fir die (in Deutschland unbeschrankt steuerpflichtigen) Anleger
bedeutsamen Steuervorschriften (Stand: 30.09.2017)

Fonds nach Luxemburger Recht
Allgemeines

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten nur fur Anleger, die in Deutschland unbeschrénkt
steuerpflichtig sind. Unbeschrankt steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend auch als Steuerinlander bezeichnet.
Dem auslandischen Anleger empfehlen wir, sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufsprospekt
beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setzen und mogliche steuerliche Konsequenzen
aus dem Anteilserwerb in seinem Heimatland individuell zu kldren. Ausléandische Anleger sind Anleger, die nicht
unbeschrankt steuerpflichtig sind. Diese werden nachfolgend auch als Steuerauslander bezeichnet.

Darstellung der Rechtslage bis 31.12.2017

Der auslandische Fonds unterliegt in Deutschland grundsétzlich keiner Kérperschaft- und Gewerbesteuer. Die
steuerpflichtigen Ertrége des Fonds werden jedoch beim Privatanleger als Einkilinfte aus Kapitalvermégen der
Einkommensteuer unterworfen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertrdgen den Sparer-Pauschbetrag
von jahrlich 801€ (fir Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602,-- € (flir zusammen veranlagte
Ehegatten) Uibersteigen.

Einkilnfte aus Kapitalvermégen unterliegen grundsétzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuztglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einklnften aus Kapitalvermdgen gehéren auch die
vom Fonds ausgeschitteten Ertrage, die ausschittungsgleichen Ertrége, der Zwischengewinn sowie der Gewinn
aus dem An- und Verkauf von Fondsanteilen, wenn diese nach dem 31. Dezember 2008 erworben wurden bzw.
werden.

Der Steuerabzug hat fir den Privatanleger grundsatzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die
Einkilinfte aus Kapitalvermdgen regelméRig nicht in der Einkommensteuererklarung anzugeben sind. Fir den
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Privatanleger werden bei der Vornahme des Steuerabzugs durch die inlandische depotfihrende Stelle grundséatzlich
bereits Verlustverrechnungen vorgenommen und anrechenbare ausléandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung, wenn der personliche Steuersatz geringer ist als der
Abgeltungsteuersatz von 25 Prozent. In diesem Fall kénnen die Einkiinfte aus Kapitalvermdgen in der
Einkommensteuererklarung angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren personlichen
Steuersatz an und rechnet auf die personliche Steuerschuld den vorgenommenen Steuerabzug an (Sog.
Gunstigerprufung).

Sofern Einklnfte aus Kapitalvermdgen keinem Steuerabzug unterlegen haben (z.B. im Falle von
ausschuttungsgleichen Ertrdgen eines steuerrechtlich thesaurierenden auslandischen Fonds oder weil ein Gewinn
aus der Riickgabe oder VeraufRRerung von Fondsanteilen in einem auslandischen Depot erzielt wird), sind diese in
der Steuererklarung anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einkiinfte aus Kapitalvermégen dann
ebenfalls dem Abgeltungsteuersatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren persénlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermégen befinden, werden die Ertréage als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.
Der Steuerabzug hat in diesem Fall keine Abgeltungswirkung; eine Verlustverrechnung durch die depotfiihrende
Stelle findet nicht statt. Die steuerliche Gesetzgebung erfordert zur Ermittlung der steuerpflichtigen bzw. der
kapitalertragsteuerpflichtigen Ertrage eine differenzierte Betrachtung der Ertragsbestandteile.

| Anteile im Privatvermégen (Steuerinlander)

1. Zinsen, Dividenden und sonstige Ertréage
Zinsen, Dividenden und sonstige Ertrage sind beim Anleger grundsétzlich steuerpflichtig. Dies gilt unabhéngig
davon, ob diese Ertréage thesauriert oder ausgeschittet werden. Ausgeschittete Zinsen, Dividenden und sonstige
Ertrage des Investmentfonds unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solidaritatszuschlag
und gegebenenfalls Kirchensteuer).
Handelt es sich um einen steuerrechtlich thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug zum Zeitpunkt der
Thesaurierung vorgenommen (siehe unten Punkt Il1).

2. Gewinne aus der VeraufRerung von Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschéften und Ertréage aus
Stillhalterpramien

Gewinne aus der VeraufRerung von Aktien, Anteilen an Investmentvermdgen, eigenkapitaléhnlichen Genussrechten
und Gewinne aus Termingeschéaften sowie Ertrage aus Stillhalterpramien, die auf der Ebene des Fonds erzielt
werden, werden beim Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschittet werden. Zudem werden die Gewinne
aus der VerauRerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis f) Investmentsteuergesetz (nachfolgend
,INnvStG") genannten Kapitalforderungen (sog. ,Gute Kapitalforderungen®) beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht
ausgeschttet werden:

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite haben,

b) ,nhormale” Anleihen und unverbriefte Forderungen mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, Floater
und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder eines veroffentlichten Index fiir eine Mehrzahl von Aktien
im Verhaltnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stlickzinsausweis (flat) gehandelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-Genussrechte
und

f) Lcum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden Gewinne aus der Verduf3erung der 0.g. Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus Termingeschéften
sowie Ertrage aus Stillhalterpramien ausgeschuttet, sind sie grundsatzlich steuerpflichtig und unterliegen bei
Verwahrung der Anteile im Inland dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritatszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer). Ausgeschiittete Gewinne aus der Verauf3erung von Wertpapieren und Gewinne aus
Termingeschéften sind jedoch steuerfrei, wenn die Wertpapiere auf Ebene des Fonds vor dem 1.1.2009 erworben
bzw. die Termingeschéfte vor dem 1.1.2009 eingegangen wurden. Fur Anleger, die Anteile an einem Fonds nach
dem 31.12.2008 erwerben, erfolgt eine fiktive Zurechnung dieser steuerfrei ausgeschitteten Gewinne bei der
Ermittlung des VerdulRerungsgewinns (siehe unten Punkt | 5.).

Ergebnisse aus der VerédufRRerung von Kapitalforderungen, die nicht in der 0.g. Aufzahlung enthalten sind, sind
steuerlich wie Zinsen zu behandeln (siehe oben Punkt | 1.).

3. Negative steuerliche Ertrage
Verbleiben negative Ertrage nach Verrechnung mit gleichartigen positiven Ertragen auf der Ebene des Fonds,
werden diese auf Ebene des Fonds steuerlich vorgetragen. Diese kénnen auf Ebene des Fonds mit kiinftigen
gleichartigen positiven steuerpflichtigen Ertrdgen der Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurechnung der
negativen steuerlichen Ertrdge auf den Anleger ist nicht méglich. Damit wirken sich diese negativen Betréage beim
Anleger einkommensteuerlich erst in dem Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das Geschéaftsjahr des
Fonds endet bzw. die Ausschiittung fur das Geschéftsjahr des Fonds erfolgt, fur das die negativen steuerlichen
Ertrage auf Ebene des Fonds verrechnet werden. Eine frihere Geltendmachung bei der Einkommensteuer des
Anlegers ist nicht mdglich.

4. Substanzauskehrungen
Substanzauskehrungen unterliegen nicht der Besteuerung. Substanzauskehrungen, die der Anleger wéhrend seiner
Besitzzeit erhalten hat, sind allerdings dem steuerlichen Ergebnis aus der Riickgabe oder VeraufRerung der
Fondsanteile hinzuzurechnen, d.h. sie erhéhen den steuerlichen Gewinn.
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5. VerauRerungsgewinne auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds, die nach dem 31.12.2008 erworben wurden, von einem Privatanleger verauRlert /
zuriickgegeben, unterliegt der VerauRerungsgewinn bei Verwahrung der Anteile im Inland dem Abgeltungsteuersatz
von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). Werden solche Anteile von
einem Privatanleger mit Verlust verauRert, dann ist der Verlust mit anderen positiven Einkiinften aus
Kapitalvermdgen verrechenbar. Sofern die Anteile in einem inl&ndischen Depot verwahrt werden und bei derselben
depotfihrenden Stelle im selben Kalenderjahr positive Einklinfte aus Kapitalvermdgen erzielt wurden, nimmt die
depotfuhrende Stelle die Verlustverrechnung vor.
Bei einer Riickgabe oder Veraufierung von vor dem 1.1.2009 erworbenen Fondsanteilen ist der Gewinn bei
Privatanlegern steuerfrei. Ein im VeraufRerungserlds enthaltener Zwischengewinn ist auch in diesen Fallen
grundsatzlich steuerpflichtig und unterliegt i.d.R. dem Steuerabzug von 25 % (zuziiglich Solidaritdtszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer), siehe unter Punkt X.
Bei thesaurierenden Fonds unterliegen die sog. kumulierten ausschiittungsgleichen Ertrage ebenso dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer), siehe unten Punkt
Il
Bei der Ermittlung des VeraulRerungsgewinns fir die Abgeltungsteuer sind die Anschaffungskosten um den
Zwischengewinn im Zeitpunkt der Anschaffung und der Verdauerungserlds um den Zwischengewinn im Zeitpunkt
der Riickgabe oder VerauBerung zu kiirzen, damit es nicht zu einer doppelten einkommensteuerlichen Erfassung
von Zwischengewinnen (siehe unten) kommen kann. Zudem ist der Verauf3erungserlés um die thesaurierten Ertrage
zu kiirzen, die der Anleger bereits versteuert hat, damit es auch insoweit nicht zu einer Doppelbesteuerung kommt.
Es gibt ggf. weitere steuerliche Komponenten, die den VerauRerungsgewinn mindern oder erhéhen kdnnen.
Der Gewinn aus der Riickgabe oder VeraufRerung nach dem 31.12.2008 erworbener Fondanteile ist insoweit
steuerfrei, als er auf die wahrend der Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anlegerebene erfassten,
DBA-steuerfreien Ertrage (insbesondere bestimmte auslandische Immobilienertrdge) zurlckzufuhren ist
(sogenannter besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn). Voraussetzung hierfir ist, dass die Verwaltungsgesellschaft
den Immobiliengewinn bewertungstaglich als Prozentsatz des Anteilwertes des Fonds verdoffentlicht.
Sofern fir die Investitionen in den Fonds eine Mindestanlagesumme von 100.000 € oder mehr vorgeschrieben ist
oder die Beteiligung natirlicher Personen von der Sachkunde der Anleger abhangig ist (bei Anteilsklassen bezogen
auf eine Anteilsklasse), gilt fiir die VerauRerung oder Riickgabe von Anteilen, die nach dem 9. November 2007 und
vor dem 1. Januar 2009 erworben wurden, Folgendes: Der Gewinn aus der Riickgabe oder Verauf3erung solcher
Anteile unterliegt grundséatzlich dem Abgeltungsteuersatz von 25 Prozent. Der steuerpflichtige VerauRerungsgewinn
aus dem Verkauf oder der Riickgabe der Anteile ist in diesem Fall jedoch auf den Betrag der auf Fondsebene
thesaurierten Gewinne aus der VeraufRerung von nach dem 31.12.2008 erworbenen Wertpapiere und der auf
Fondsebene thesaurierten Gewinne aus nach dem 31.12.2008 eingegangenen Termingeschéften begrenzt. Diese
Begrenzung des steuerpflichtigen VerauRerungsgewinns erfordert den Nachweis des entsprechenden Betrags.
Nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums (BMF-Schreiben vom 22.10.2008) kann fur Anleger, deren
Anlagesumme sich tatsachlich auf einen Betrag i.H.v. mindestens 100.000 € belauft, unterstellt werden, dass die
Mindestanlagesumme i.H.v. 100.000 € vorausgesetzt ist und von den Anlegern eine besondere Sachkunde
gefordert wird, wenn das wesentliche Vermdgen eines Investmentvermdgens nach dem InvG einer kleinen Anzahl
von bis zu zehn Anlegern zuzuordnen ist.
Zum 31.12.2017 gilt unabhangig vom tatsachlichen Geschéftsjahresende des Fonds fiur steuerliche Zwecke ein
(Rumpf-)Geschéftsjahr als beendet. Hierdurch kénnen ausschuttungsgleiche Ertrage zum 31.12.2017 als
zugeflossen gelten. Zudem gelten zum 31. Dezember 2017 die Anteile als verduf3ert. Als Verdul3erungspreis ist der
letzte im Kalenderjahr 2017 festgesetzte Rucknahmepreis anzusetzen. Der Gewinn ist nach den 0.g. Regeln
grundsatzlich steuerfrei, wenn die Anteile vor dem 1. Januar 2009 erworben worden sind. Andernfalls ist der Gewinn
(gegebenenfalls unter Berucksichtigung der sog. kumulierten ausschittungsgleichen Ertrage) grundsatzlich
steuerpflichtig und nach den o0.g. Regeln zu ermitteln; allerdings ist er erst zu berlicksichtigen, sobald die Anteile
tatsachlich verauRert werden.

Il Anteile im Betriebsvermégen (Steuerinlander)

1. Zinsertrage und zinsdhnliche Ertrage
Zinsen und zinsahnliche Ertrége sind beim Anleger grundséatzlich steuerpflichtig. Dies gilt unabh&ngig davon, ob
diese Ertrage thesauriert oder ausgeschuttet werden.

Ausgeschuttete Zinsen und zinséhnliche Ertrage unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25
Prozent zuziiglich Solidaritatszuschlag).

Handelt es sich um einen steuerrechtlich thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug zum Zeitpunkt der
Thesaurierung vorgenommen (siehe unten Punkt III).

2. Gewinne aus der VeraulRerung von Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschéaften und Ertrége aus
Stillhalterpramien

Gewinne aus der VerauBRerung von Aktien, Anteilen an Investmentvermdgen, eigenkapitalahnlichen Genussrechten
und Gewinne aus Termingeschaften sowie Ertrage aus Stillhalterpramien, die auf der Ebene des Fonds erzielt
werden, werden beim Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschittet werden. Zudem werden die Gewinne
aus der VerauRerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis f) Investmentsteuergesetz (nachfolgend
,InvStG") genannten Kapitalforderungen (sog. ,Gute Kapitalforderungen®) beim Anleger nicht erfasst, wenn sie
nicht ausgeschiittet werden:
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a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite haben,

b) ,nhormale“ Anleihen und unverbriefte Forderungen mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, Floater
und Reverse-Floater,

C) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder eines veroffentlichten Index fiir eine Mehrzahl von Aktien
im Verhaltnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stiickzinsausweis (flat) gehandelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-Genussrechte
und

f) ~cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden diese Gewinne ausgeschittet, so sind sie steuerlich auf Anlegerebene zu beriicksichtigen. Dabei sind
VeraulRerungsgewinne aus Aktien bei Anlegern, die Korperschaften sind, grundsatzlich steuerfrei; 5 Prozent gelten
jedoch als nichtabzugsfahige Betriebsausgaben. Bei sonstigen betrieblichen Anlegern (z.B. Einzelunternehmen)
sind VerauRRerungsgewinne aus Aktien zu 40 Prozent steuerfrei (Teileinklinfteverfahren). VerauRerungsgewinne aus
Renten/Kapitalforderungen, Gewinne aus Termingeschéaften und Ertrédge aus Stillhalterpramien sind hingegen in
voller Hohe steuerpflichtig.

Ergebnisse aus der Veraul3erung von Kapitalforderungen, die nicht in der 0.g. Aufzahlung enthalten sind, sind
steuerlich wie Zinsen zu behandeln (siehe oben Punkt Il 1.).

Ausgeschiittete Wertpapierverauf3erungsgewinne, ausgeschiittete Termingeschaftsgewinne sowie ausgeschittete
Ertrage aus Stillhalterpramien unterliegen grundséatzlich dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25 Prozent zuziglich
Solidaritatszuschlag). Dies gilt nicht fir Gewinne aus der Verauf3erung von vor dem 1.1.2009 erworbenen
Wertpapieren und Gewinne aus vor dem 1.1.2009 eingegangenen Termingeschéaften.

3. Dividenden
Vor dem 1.3.2013 dem Fonds zugeflossene oder als zugeflossen geltende Dividenden in- und auslandischer
Aktiengesellschaften, die auf Anteile im Betriebsvermdgen ausgeschittet oder thesauriert werden, sind mit
Ausnahme von Dividenden nach dem Gesetz Uber deutsche Immobilien-Aktiengesellschaften mit bérsennotierten
Anteilen (nachfolgend ,REITG*) bei Kérperschaften grundsatzlich steuerfrei (5 Prozent der Dividenden gelten bei
Koérperschaften als nichtabzugsfahige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig). Aufgrund der
Neuregelung zur Besteuerung von Streubesitzdividenden sind nach dem 28.2.2013 dem Fonds aus der
Direktanlage zugeflossene oder als zugeflossen geltende Dividenden in- und ausléandischer Aktiengesellschaften
bei Kdrperschaften steuerpflichtig. Von Einzelunternehmern sind diese Ertrage — mit Ausnahme der Dividenden
nach dem REITG - zu 60 Prozent zu versteuern (Teileinkinfteverfahren).
Dividenden unterliegen grundsétzlich dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25 Prozent zuziglich
Solidaritatszuschlag).
Handelt es sich um einen steuerrechtlich thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug zum Zeitpunkt der
Thesaurierung vorgenommen (siehe unten Punkt 111). Bei gewerbesteuerpflichtigen Anlegern sind die zum Teil
einkommensteuerfreien bzw. kdrperschaftsteuerfreien Dividendenertrége fiur Zwecke der Ermittlung des
Gewerbeertrags wieder hinzuzurechnen, nicht aber wieder zu kiirzen. Nach Auffassung der Finanzverwaltung
kénnen Dividenden von ausléandischen Kapitalgesellschaften als so genannte Schachteldividenden in vollem
Umfang nur dann steuerfrei sein, wenn der Anleger eine (Kapital-) Gesellschaft i.S.d. entsprechenden DBAs ist und
auf ihn durchgerechnet eine genligend hohe (Schachtel-) Beteiligung entfallt.

4. Negative steuerliche Ertrage
Verbleiben negative Ertrage nach Verrechnung mit gleichartigen positiven Ertragen auf der Ebene des Fonds,
werden diese steuerlich auf Ebene des Fonds vorgetragen. Diese kénnen auf Ebene des Fonds mit kiinftigen
gleichartigen positiven steuerpflichtigen Ertragen der Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurechnung der
negativen steuerlichen Ertrége auf den Anleger ist nicht moglich. Damit wirken sich diese negativen Betrage beim
Anleger bei der Einkommensteuer bzw. Kdrperschaftsteuer erst in dem Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in
dem das Geschéftsjahr des Fonds endet, bzw. die Ausschiittung fiir das Geschaftsjahr des Fonds erfolgt, fur das
die negativen steuerlichen Ertrage auf Ebene des Fonds verrechnet werden. Eine friihere Geltendmachung bei der
Einkommensteuer bzw. Korperschaftsteuer des Anlegers ist nicht moglich.

5. Substanzauskehrungen
Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies bedeutet fur einen bilanzierenden Anleger, dass die
Substanzauskehrungen in der Handelsbilanz ertragswirksam zu vereinnahmen sind, in der Steuerbilanz
aufwandswirksam ein passiver Ausgleichsposten zu bilden ist und damit technisch die historischen
Anschaffungskosten steuerneutral gemindert werden. Alternativ kdnnen die fortgefiihrten Anschaffungskosten um
den anteiligen Betrag der Substanzausschittung vermindert werden.

6. VeraduRerungsgewinne auf Anlegerebene
Gewinne aus der Riickgabe oder Verauf3erung von Anteilen im Betriebsvermdgen sind fur Kérperschaften
grundsatzlich steuerfrei (5 Prozent des steuerfreien VerauRerungsgewinns gelten bei Kérperschaften als
nichtabzugsféhige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig), soweit die Gewinne aus noch
nicht zugeflossenen oder noch nicht als zugeflossen geltenden Dividenden und aus realisierten und nicht
realisierten Gewinnen des Fonds aus in- und ausléndischen Aktien herriihren und soweit diese Dividenden und
Gewinne bei Zurechnung an den Anleger steuerfrei sind (sogenannter Aktiengewinn). Von Einzelunternehmern sind
diese VerauRerungsgewinne zu 60 Prozent zu versteuern. Voraussetzung hierflr ist, dass die
Verwaltungsgesellschaft den Aktiengewinn (seit 1.3.2013 aufgrund der oben erwdhnten Gesetzesénderung zwei
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Aktiengewinne getrennt fir Kdrperschaften und Einzelunternehmer — gegebenenfalls erfolgt die getrennte
Veroffentlichung erst nachtraglich) bewertungstéaglich als Prozentsatz des Anteilwertes des Fonds verdffentlicht.
Der Gewinn aus der Riuickgabe oder Verau3erung der Anteile ist zudem insoweit steuerfrei, als er auf die wahrend
der Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anlegerebene erfassten, DBA-steuerfreien Ertrage
(insbesondere bestimmte auslandische Immobilienertrage) zuriickzufiihren ist (sog. besitzzeitanteiliger
Immobiliengewinn).

Voraussetzung hierfir ist, dass die Verwaltungsgesellschaft den Immobiliengewinn bewertungstéglich als
Prozentsatz des Anteilwertes des Fonds verdffentlicht.

Ein im VeraulRerungserlds enthaltener Zwischengewinn ist grundsétzlich steuerpflichtig und unterliegt i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer), siehe unten Punkt
X.

Bei thesaurierenden Fonds unterliegen die sog. kumulierten ausschiittungsgleichen Ertrage ebenso dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritdtszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer), siehe unter Punkt
IIl.

Zum 31.12.2017 gilt unabh&angig vom tatsachlichen Geschéftsjahresende des Fonds fur steuerliche Zwecke ein
(Rumpf-)Geschéftsjahr als beendet. Hierdurch kénnen ausschiittungsgleiche Ertrdge zum 31.12.2017 als
zugeflossen gelten. Zudem gelten zum 31. Dezember 2017 die Anteile als verauR3ert. Als Veraul3erungspreis ist der
letzte im Kalenderjahr 2017 festgesetzte Ricknahmepreis anzusetzen. Der Gewinn (gegebenenfalls unter
Berlicksichtigung der sog. kumulierten ausschittungsgleichen Ertrage) ist grundsatzlich steuerpflichtig und nach
den o0.g. Regeln zu ermitteln; allerdings ist er erst zu beriicksichtigen, sobald die Anteile tatsdchlich veraufRert
werden.

7. Vereinfachte Ubersicht fiir iibliche betriebliche Anlegergruppen (Angaben zur Kapitalertragsteuer
gelten nur fur steuerlich ausschuttende Fonds, deren Anteile im Inland verwahrt werden*)

Folgende Hinweise:
Unterstellt ist eine inlandische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Koérperschaftsteuer wird ein Solidaritdtszuschlag als Ergdnzungsabgabe erhoben. Anrechenbare auslandische
Quellensteuern kénnen auf der Ebene des Investmentfonds als Werbungskosten abgezogen werden; in diesem Fall
ist keine Anrechnung auf der Ebene des Anlegers mdglich. Die Abstandnahme von der Kapitalertragsteuer hangt
von verschiedenen Voraussetzungen ab (siehe unten Punkt 1V). Fir die Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Nichtveranlagungsbescheinigungen rechtzeitig der
depotfithrenden Stelle vorgelegt werden. In der Ubersicht werden aus Vereinfachungsgriinden auch solche Flle als
Abstandnahme bezeichnet, bei denen kein Steuerabzug stattfindet.

Thesaurierte Zinsen, Gewinne aus dem Dividenden

oder ausge- Verkauf von schlechten

schittete Kapitalforderungen und
sonstige Ertrage

Inlandische

Anleger

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Einzelunternehm | Kapitalertragsteuer*:
er 25%

Materielle Besteuerung:

Gewerbesteuer auf 100% der Dividenden;
Einkommensteuer auf 60% der Dividenden, sofern es sich
nicht um REIT-Dividenden oder um Dividenden aus niedrig
besteuerten Kapital-Investitionsgesellschaften handelt; die

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und
Gewerbesteuer; die
Gewerbesteuer wird auf die
Einkommensteuer angerechnet;

Regelbesteuerte
Koérperschaften
(typischerweise
Industrieunterneh
men; Banken,
sofern Anteile
nicht im
Handelsbestand
gehalten werden;
Sachversicherer)

Lebens- und
Kranken-

gaf. kdnnen auslandische
Quellensteuern angerechnet
oder abgezogen werden

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme bei Banken,
ansonsten 25%

materielle Besteuerung:
Korperschaftsteuer und
Gewerbesteuer; ggf. kbnnen
auslandische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen
werden

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Gewerbesteuer wird auf die Einkommensteuer
angerechnet

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer; auslandische
Quellensteuer ist bis zum DBA-HOchstsatz anrechenbar
oder bei der Ermittlung der Einkuinfte abziehbar
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versicherungs-
unternehmen und
Pensionsfonds,
bei denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand
halten

Steuerbefreite ge-
meinntzige,
mildtatige oder
kirchliche Anleger
(insb. Kirchen,
gemeinnitzige
Stiftungen)

Andere
steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen,
Sterbekassen
und
Unterstltzungska
ssen, sofern die
im
Kérperschaftsteu
er-gesetz
geregelten
Voraussetzungen
erfullt sind)

materielle Besteuerung: Kérperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell

keine Riickstellung fiir Beitragsriickerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich
anzuerkennen ist; ggf. konnen ausléandische Quellensteuern angerechnet oder abgezogen

werden

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und

Gewerbesteuer; ggf. kbnnen
auslandische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen

werden

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Steuerfrei

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Steuerfrei

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und
Gewerbesteuer; auslandische Quellensteuer ist bis zum
DBA-Ho6chstsatz anrechenbar oder bei der Ermittlung der
Einkiinfte abziehbar

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

* Kein Kapitalertragsteuerabzug bei steuerlich thesaurierenden Luxemburger Fonds
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Thesaurierte
oder ausge-
schittete

Gewerbliche
Personen-
gesellschaften

Vermogens-
verwaltende
Personen-
gesellschaften

Auslandische
Anleger

Zinsen, Gewinne aus dem Dividenden
Verkauf von schlechten
Kapitalforderungen und

sonstige Ertréage

Kapitalertragsteuer*: Kapitalertragsteuer*:
25% Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Auf der Ebene der Personengesellschaften fallt ggf. Gewerbesteuer an. Insoweit kommt es
grundsétzlich nicht zu einer Belastung mit Gewerbesteuer auf der Ebene der
Mitunternehmer. Fir Zwecke der Einkommen- oder Kdrperschaftsteuer werden die Einkiinfte
der Personengesellschatft einheitlich und gesondert festgestellt. Die Mitunternehmer haben
diese Einkiinfte nach den Regeln zu versteuern, die gelten wiirden, wenn sie unmittelbar an
dem Fonds beteiligt waren. Bei Mitunternehmern, die nicht dem Kdérperschaftsteuergesetz
unterliegen, wird die anteilig auf den Mitunternehmer entfallende Gewerbesteuer auf die
Einkommensteuer angerechnet.

Kapitalertragsteuer*:
25%

materielle Besteuerung:

Auf der Ebene der Personengesellschatft fallt keine Gewerbesteuer an. Die Einkiinfte aus der
Personengesellschaft unterliegen der Einkommen- oder Kdérperschaftsteuer und ggf. der
Gewerbesteuer auf der Anlegerebene, wobei dieselben Besteuerungsfolgen eintreten als
héatten die Gesellschafter unmittelbar in den Fonds investiert.

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Der Anleger wird mit den deutschen Dividenden, den deutschen Mietertrdgen und Ertragen
aus der VeraufRRerung deutscher Immobilien innerhalb der 10-Jahresfrist beschrankt
steuerpflichtig. Durch die Abgabe einer Steuererklarung in Deutschland kann er hinsichtlich
der mit Kapitalertragsteuern belasteten deutschen Mieten und Gewinnen aus der
VeraulRRerung deutscher Immobilien eine Erstattung erhalten (die Kapitelertragsteuer gilt als
Vorauszahlung, der Kérperschaftsteuersatz in Deutschland betragt nur 15 %). Ansonsten
richtet sich die materielle Besteuerung nach den Regeln des Sitzstaates des Anlegers.

* Kein Kapitalertragsteuerabzug bei steuerlich thesaurierenden Luxemburger Fonds
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Ausgeschiuttete

Inlandische Anleger

Einzelunternehmer

Regelbesteuerte
Korperschaften
(typischerweise
Industrieunternehmen;
Banken, sofern Anteile nicht
im Handelsbestand gehalten
werden; Sachversicherer)

Lebens- und Kranken-
versicherungsunternehmen
und Pensionsfonds, bei
denen die Fondsanteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen
sind

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Steuerbefreite
gemeinnutzige, mildtatige
oder kirchliche Anleger
(insb. Kirchen,
gemeinnutzige Stiftungen)

Andere steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen, Ster-
bekassen und
Unterstitzungskassen,
sofern die im
Koérperschaftsteuergesetz
geregelten
Voraussetzungen erfillt
sind)

Gewerbliche Personen-
gesellschaften

Gewinne aus dem Verkauf guter Gewinne aus dem Verkauf von
Kapitalforderungen und Termin- Aktien
geschaftsgewinne

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

Materielle Besteuerung: Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und Gewerbesteuer; die | Einkommensteuer auf 60% der
Gewerbesteuer wird auf die VeraulRerungsgewinne, sofern es
Einkommensteuer angerechnet sich nicht um Gewinne aus dem

Verkauf von REIT-Aktien oder aus
dem Verkauf niedrig besteuerter
Kapital-Investitions-gesellschaften
handelt; gewerbesteuerfrei

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung: materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer; Steuerfrei, sofern es sich nicht um

ggf. kdnnen auslandische Quellensteuern | Gewinne aus dem Verkauf von REIT-

angerechnet oder abgezogen werden Aktien oder aus dem Verkauf niedrig
besteuerter Kapital-
Investitionsgesellschaften handelt; fur
Zwecke der Kdrperschaftsteuer
gelten 5% der steuerfreien Gewinne
als nichtabzugsfahige
Betriebsausgaben

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Koérperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine
Rickstellung fir Beitragsriickerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch
steuerlich anzuerkennen ist; ggf. kdnnen auslandische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen werden

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer; ggf. kbnnen auslandische
Quellensteuern angerechnet oder abgezogen werden

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Auf der Ebene der Personengesellschaften fallt ggf. Gewerbesteuer an. Insoweit
kommt es grundséatzlich nicht zu einer Belastung mit Gewerbesteuer auf der
Ebene der Mitunternehmer. Fir Zwecke der Einkommen- oder Kdrperschaftsteuer
werden die Einklinfte der Personengesellschaft einheitlich und gesondert
festgestellt. Die Mitunternehmer haben diese Einkiinfte nach den Regeln zu
versteuern, die gelten wirden, wenn sie unmittelbar an dem Fonds beteiligt
waren. Bei Mitunternehmern, die nicht dem Kdrperschaftsteuergesetz unterliegen,
wird die anteilig auf den Mitunternehmer entfallende Gewerbesteuer auf die
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Einkommensteuer angerechnet.

Vermogensverwaltende Kapitalertragsteuer: 25%
Personengesellschaften

materielle Besteuerung:

Auf der Ebene der Personengesellschaft wird keine Gewerbesteuer erhoben. Die
Einklinfte der Personengesellschaft unterliegen der Einkommen- oder
Korperschaftsteuer und ggf. der Gewerbesteuer auf der Anlegerebene, wobei
dieselben Besteuerungsfolgen eintreten als hatten die Gesellschafter unmittelbar
in den Fonds investiert.

Ausléndische Anleger Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Die materielle Besteuerung richtet sich nach den Regeln des Sitzstaates des
Anlegers.

Il Besonderheiten im Falle von ausléandischen thesaurierenden Fonds
Handelt es sich um einen steuerrechtlich thesaurierenden auslandischen Fonds wird kein Steuerabzug im Zeitpunkt
der Thesaurierung vorgenommen. Der Anleger hat die steuerpflichtig thesaurierten Ertradgen (ausschuttungsgleiche
Ertrage) in seiner Steuererkldrung anzugeben. Dartiber hinaus werden die steuerpflichtig thesaurierten Ertrage
kumuliert und zusammengefasst als sog. kumulierte ausschittungsgleiche Ertrage bei Riickgabe / Verkauf der
Investmentanteile tiber eine inlandische depotfiihrende Stelle mit einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer) belegt. Dieser nachholende Steuerabzug auf die sog.
kumulierten ausschittungsgleichen Ertrdge wird unabhangig von der zwischenzeitlichen steuerlichen Erfassung der
Ertrage auf Anlegerebene erhoben und ist grundsétzlich im Rahmen der Veranlagung anrechnungs- bzw.
erstattungsféhig.

IV Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. Erstattung einbehaltener Kapitalertragsteuer

1. Steuerinlander
Verwahrt der inlandische Privatanleger die Anteile eines Fonds in einem inlandischen Depot und legt der
Privatanleger rechtzeitig einen in ausreichender Hohe ausgestellten Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster
oder eine Bescheinigung fur Personen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden (sog.
Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-Bescheinigung") vor, so gilt Folgendes:
— Im Falle eines (teil-)ausschittenden Fonds nimmt das depotfiihrende Kreditinstitut als Zahlstelle vom
Steuerabzug Abstand. In diesem Fall wird dem Anleger die gesamte Ausschiittung ungekiirzt gutgeschrieben.
— Die depotfiilhrende Stelle nimmt Abstand vom Steuerabzug auf den im VeraufRerungserlés / Ricknahmepreis
enthaltenen Zwischengewinn, die kumulierten ausschittungsgleichen Ertradge sowie Gewinne aus der Riickgabe
oder Verauf3erung der Investmentanteile.
Verwahrt der inlandische Anleger Anteile an einem Fonds, welche er in seinem Betriebsvermdgen halt, in einem
inlandischen Depot, nimmt das depotfihrende Kreditinstitut als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand
— soweit der Anleger eine entsprechende NV-Bescheinigung rechtzeitig vorlegt (ob eine umfassende oder nur
teilweise Abstandnahme erfolgt, richtet sich nach der Art der jeweiligen NV-Bescheinigung),
— bei Gewinnen aus der Verduf3erung von Wertpapieren, Gewinnen aus Termingeschaften, Ertragen aus
Stillhalterprémien, Dividenden sowie Gewinnen aus der VerauRerung der Investmentanteile, auch ohne Vorlage
einer NV-Bescheinigung, wenn der Anleger eine unbeschrankt steuerpflichtige Kérperschaft ist oder die
Kapitalertrage Betriebseinnahmen eines inlandischen Betriebs sind und der Glaubiger dies der auszahlenden Stelle
nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck erklart. Von bestimmten Kérperschaften (8§ 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KStG)
muss der auszahlenden Stelle fur den Nachweis der unbeschrénkten Steuerpflicht eine Bescheinigung des fiir sie
zustandigen Finanzamtes vorliegen. Dies sind nichtrechtsfahige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere
Zweckvermdgen des privaten Rechts sowie juristische Personen des privaten Rechts, die keine
Kapitalgesellschaften, keine Genossenschaften oder Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit
sind.
Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt wird, erhalt der
Anleger auf Antrag von der depotfiihrenden Stelle eine Steuerbescheinigung tber den einbehaltenen und nicht
erstatteten Steuerabzug und den Solidaritatszuschlag. Der Anleger hat dann die Mdglichkeit, den Steuerabzug im
Rahmen seiner Einkommensteuer-/Kérperschaftsteuerveranlagung auf seine personliche Steuerschuld anrechnen
zu lassen.

2. Steuerauslander
Verwahrt ein Steuerauslénder Anteile an ausschittenden Fonds im Depot bei einer inlandischen depotfiihrenden
Stelle, wird vom Steuerabzug auf Zinsen, zinséhnliche Ertrage, Wertpapierverduferungsgewinne,
Termingeschaftsgewinne und Dividenden sowie auf den im VerduRerungserlds enthaltenen Zwischengewinn und
Gewinne aus der Riickgabe oder Verauf3erung der Investmentanteile Abstand genommen, sofern er seine
steuerliche Auslandereigenschaft nachweist.
Hat ein auslandischer Anleger Anteile an thesaurierenden Fonds im Depot bei einer inlandischen depotfihrenden
Stelle, wird vom Steuerabzug auf den im VerdufRerungserlds enthaltenen Zwischengewinn, die kumulierten
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ausschuttungsgleichen Ertrdge sowie Gewinne aus der Riickgabe oder VerauRerung der Investmentanteile Abstand
genommen, sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft nachweist.

Sofern die Auslandereigenschaft der depotfiihrenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen wird,
ist der auslandische Anleger gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs geman § 37 Abs. 2 AO zu beantragen.
Zustandig ist das fur die depotfiihrende Stelle zustandige Finanzamt.

V  Solidaritatszuschlag
Auf den bei Ausschiittungen abzufiihrenden Steuerabzug ist ein Solidaritatszuschlag in Héhe von 5,5 Prozent zu
erheben. Der Solidaritétszuschlag ist bei der Einkommensteuer und Kérperschaftsteuer anrechenbar.
Fallt kein Steuerabzug an— beispielsweise bei ausreichendem Freistellungsauftrag, Vorlage einer NV-
Bescheinigung oder Nachweis der Steuerausléndereigenschaft —,, ist kein Solidaritatszuschlag abzuftihren.

VI Kirchensteuer
Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inlandischen depotfiihrenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den
Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der
Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehért, regelmaRig als Zuschlag zum Steuerabzug
erhoben. Die Abzugsféahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd
berucksichtigt.
Zur Sicherstellung des Kirchensteuerabzugs (KiSt) sind Kreditinstitute jahrlich verpflichtet, die erforderlichen Daten
im Zeitraum 01.09. bis 31.10. beim Bundeszentralamt fur Steuern (BZSt) abzufragen. Kunden kénnen bis zum
30.06. des Jahres Widerspruch nach amtlichem Muster beim BZSt einlegen (erstmals bis zum 30.06.2014). N&here
Informationen erhalten Sie vom BZSt, 53221 Bonn, oder unter www.bzst.de. Als Folge des Widerspruchs werden
vom BZSt keine KiSt-Daten an die Kreditinstitute gemeldet, es wird jedoch eine Meldung des BZSt an das
zustandige Wohnsitzfinanzamt vorgenommen. Es erfolgt in diesem Fall kein KiSt-Einbehalt durch die Bank. Der
Kunde ist gegebenenfalls zur Veranlagung verpflichtet.

VIl Auslandische Quellensteuer
Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teilweise in den Herkunftslandern Quellensteuer einbehalten.
Die Verwaltungsgesellschaft kann die anrechenbare Quellensteuer auf der Ebene des Fonds wie Werbungskosten
abziehen. In diesem Fall ist die auslandische Quellensteuer auf Anlegerebene weder anrechenbar noch
abzugsfahig. Ubt die Verwaltungsgesellschaft inr Wahlrecht zum Abzug der auslandischen Quellensteuer auf
Fondsebene nicht aus, dann wird die anrechenbare Quellensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd
bertcksichtigt.

VIIl Ertragsausgleich
Auf Ertrage entfallende Teile des Ausgabepreises fiir ausgegebene Anteile, die zur Ausschiittung herangezogen
werden kénnen (Ertragsausgleichsverfahren), sind steuerlich so zu behandeln wie die Ertrage, auf die diese Teile
des Ausgabepreises entfallen.

IX Nachweis von Besteuerungsgrundlagen
Die auslandische Verwaltungsgesellschaft hat gegeniiber dem Bundeszentralamt fur Steuern — soweit das
Bundeszentralamt fur Steuern dies anfordern sollte — innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Anforderung die
Besteuerungsgrundlagen bei (Teil-)Ausschittung oder Thesaurierung sowie die als zugeflossen geltenden, aber
noch nicht dem Steuerabzug unterworfenen Ertradge nachzuweisen.
Eine Anderung fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen des Fonds fiir vorangegangene Geschéftsjahre
(z.B. aufgrund eines entsprechenden Verlangens durch das Bundeszentralamts fur Steuern) kann fir den Fall einer
fur den Anleger steuerlich grundsétzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast
aus der Korrektur fir vorangegangene Geschéftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter Umstanden zu diesem
Zeitpunkt nicht in dem Fonds investiert war. Umgekehrt kann fir den Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine
steuerlich grundsétzlich vorteilhafte Korrektur fur das aktuelle und fur vorangegangene Geschéftsjahre, in denen er
an dem Fonds beteiligt war, durch die Riickgabe oder VerauRerung der Anteile vor Umsetzung der entsprechenden
Korrektur nicht mehr zugutekommt.
Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu fuhren, dass steuerpflichtige Ertradge bzw. steuerliche Vorteile in
einem anderen als eigentlich zutreffenden Veranlagungszeitraum tatséchlich steuerlich veranlagt werden und sich
dies beim einzelnen Anleger negativ auswirkt.

X Zwischengewinnbesteuerung
Zwischengewinne sind die im Ausgabe- oder Riicknahmepreis enthaltenen Entgelte fur vereinnahmte oder
aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der VerauRerung von nicht Guten Kapitalforderungen, die vom Fonds noch
nicht ausgeschiittet oder thesauriert und infolgedessen beim Anleger noch nicht steuerpflichtig wurden (etwa mit
Stlickzinsen aus festverzinslichen Wertpapieren vergleichbar). Der vom Fonds erwirtschaftete Zwischengewinn ist
bei Riickgabe oder Verkauf der Anteile durch Steuerinlander einkommensteuerpflichtig. Der Steuerabzug auf den
Zwischengewinn betragt 25 Prozent (zuzuglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).
Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischengewinn kann fiir den Privatanleger im Jahr der Zahlung
einkommensteuerlich als negative Einnahme abgesetzt werden, wenn ein Ertragsausgleich durchgefiihrt wird und
sowohl bei der Veroffentlichung des Zwischengewinns als auch im Rahmen der von den Berufstréagern zu
bescheinigenden Steuerdaten hierauf hingewiesen wird. Er wird fur den Privatanleger bereits beim Steuerabzug
steuermindernd beriicksichtigt. Wird der Zwischengewinn nicht verdffentlicht, sind jahrlich 6 Prozent (pro rata
temporis) des Entgelts fur die Riickgabe oder VerduRRerung des Investmentanteils als Zwischengewinn anzusetzen.
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Bei betrieblichen Anlegern ist der gezahlte Zwischengewinn unselbstandiger Teil der Anschaffungskosten, die nicht
zu korrigieren sind. Bei Riickgabe oder VerauRerung des Fondsanteils bildet der erhaltene Zwischengewinn einen
unselbstandigen Teil des VerauRRerungserldses. Eine Korrektur ist nicht vorzunehmen.

Xl Folgen der Verschmelzung von Investmentfonds
Werden Investmentfonds im Rahmen einer steuerneutralen Ubertragung i.S.d. § 17ai.V.m. § 14 InvStG auf einen
anderen Investmentfonds Ubertragen, ist ein ausschiittender Investmentfonds in seinem letzten Geschéftsjahr vor
der Zusammenlegung steuerlich wie ein thesaurierender Investmentfonds zu behandeln. Bei den Anlegern fiihrt die
Zusammenlegung nicht zur Aufdeckung und Besteuerung der in den Anteilen des bernommenen Investmentfonds
ruhenden stillen Reserven. Grundsatzlich kdnnen sowohl Publikums-Investmentfonds des Vertragstyps (z.B.
Luxemburger FCP) und Publikums-Investmentfonds in Rechtsform des Gesellschaftstyps (z.B. Luxemburger
SICAV) steuerneutral verschmolzen werden. Das Gleiche gilt fiir die Ubertragung aller Vermdgensgenstéande eines
nach dem Investmentrecht des Sitzstaates abgegrenzten Teils eines Investmentfonds oder ein solcher Teil eines
Investmentfonds alle Vermdgensgegenstande eines anderen Investmentfonds oder eines nach dem
Investmentrecht des Sitzstaates abgegrenzten Teil eines Investmentfonds bernimmt.
Grenzuberschreitende Verschmelzungen sind nicht mit steuerneutraler Wirkung méglich. Werden Investmentfonds
nicht steuerneutral miteinander verschmolzen, kommt es steuerlich zu einer VerauRerung der Anteile an dem
Uibertragenden Investmentfonds sowie zu einem Erwerb der Anteile an dem aufnehmenden Investmentfonds.

XIl  Transparente, semitransparente und intransparente Besteuerung als Investmentfonds
Die oben genannten Besteuerungsgrundséatze (sog. transparente Besteuerung fir Investmentfonds im Sinne des
InvStG) gelten nur, wenn der Fonds unter die Bestandsschutzregelung des § 22 Abs. 2 InvStG fallt. Daflir muss der
Fonds vor dem 24. Dezember 2013 aufgelegt worden sein und die Anlagebestimmungen und
Kreditaufnahmegrenzen nach dem ehemaligen Investmentgesetz erflllen. Alternativ muss der Fonds die
steuerlichen Anlagebestimmungen nach dem InvStG - dies sind die Grundséatze nach denen der Fonds investieren
darf, um steuerlich als Investmentfonds behandelt zu werden- erfillen. In beiden Féllen mussen zudem samtliche
Besteuerungsgrundlagen nach der steuerlichen Bekanntmachungspflicht entsprechend den Vorgaben in § 5 Abs. 1
InvStG bekannt gemacht werden. Alternativ ist auch ein Nachweis der Besteuerungsgrundlagen durch den Anleger
moglich. Hat der Fonds Anteile an anderen Investmentvermdgen erworben, so gelten die oben genannten
Besteuerungsgrundsatze ebenfalls nur, wenn (i) der jeweilige Fonds entweder unter die Bestandsschutzregelungen
des InvStG fallt oder die steuerlichen Anlagebestimmungen nach dem InvStG erfullt und (ii) die
Verwaltungsgesellschaft fur diese Zielfonds den steuerlichen Bekanntmachungspflichten nachkommt.
Sofern die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. ¢ oder f InvStG nicht vorliegen, sind die Ertréage in vollem Umfang
steuerpflichtig (sog. semitransparente Besteuerung).
Wird die Bekanntmachungspflicht nach § 5 Abs. 1 InvStG verletzt und handelt es sich nicht um den Fall der
semitransparenten Besteuerung, so sind die Ausschiittungen und der Zwischengewinn sowie gemaR § 6 InvStG 70
Prozent der Wertsteigerung im letzten Kalenderjahr bezogen auf die jeweiligen Anteile am Investmentvermdgen
(mindestens aber 6 Prozent des Riicknahmepreises) als steuerpflichtiger Ertrag auf Ebene des Fonds anzusetzen
(sog. Pauschalbesteuerung). Erfillt ein anderes Investmentvermégen, an dem der Fonds Anteile erworben hat,
seine Bekanntmachungspflichten nach § 5 Abs. 1 InvStG nicht, ist fur das jeweilige andere Investmentvermdgen ein
nach den vorstehenden Grundsatzen zu ermittelnder steuerpflichtiger Ertrag auf Ebene des Fonds anzusetzen.
Allerdings kann eine Pauschalbesteuerung durch Nachweise der Anleger vermieden werden.

XIll Besonderer Hinweis fur Steuerinlander mit ausléandischer Depotfihrung
Verwahrt der inlAndische Anleger die Anteile des auslédndischen Fonds in einem ausléndischen Depot sind
Besonderheiten zu berlcksichtigen. Insbesondere wird kein Steuerabzug durch die ausléndische depotfiihrende
Stelle vorgenommen, so dass der Steuerinlnder sowohl steuerpflichtig thesaurierte Ertrage, steuerpflichtig
ausgeschittete Ertrage als auch steuerpflichtig vereinnahmte Gewinne aus der Riickgabe oder VeraufRerung von
Fondsanteilen in seiner Steuererklarung angeben muss.

XIV EU-Zinsrichtlinie / Zinsinformationsverordnung
Die Zinsinformationsverordnung (nachfolgend ,ZIV*), mit der die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003,
ABL. EU Nr. L 157 S. 38 im Bereich der Besteuerung von Zinsertragen umgesetzt wird, soll grenziiberschreitend die
effektive Besteuerung von Zinsertrégen natirlicher Personen im Gebiet der EU sicherstellen. Mit einigen
Drittstaaten (insbesondere mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands, Monaco und Andorra) hat die EU
Abkommen abgeschlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend entsprechen.
Mit Einfihrung und Umsetzung des Common Reporting Standards (nachfolgend ,CRS*) wird die EU-Zinsrichtlinie
sowie die ZIV schrittweise hinfallig. AuRerdem werden Abkommen mit einigen Drittstaaten gekindigt und durch
Abkommen zur Umsetzung des CRS ersetzt. Die folgenden Grundsétze gelten tibergangsweise daher nur noch
solange fiir einzelne Staaten, bis diese Meldungen nach dem CRS vornehmen (z.B. Osterreich und die Schweiz).
Nach der ZIV werden grundsétzlich Zinsertréage, die eine im europaischen Ausland oder bestimmten Drittstaaten
ansassige natirliche Person von einem deutschen Kreditinstitut (das insoweit als Zahlstelle handelt) gutgeschrieben
erhalt, von dem deutschen Kreditinstitut an das Bundeszentralamt fiir Steuern und von dort aus letztlich an die
auslandischen Wohnsitzfinanzamter gemeldet.
Entsprechend werden grundsétzlich Zinsertrage, die eine natirliche Person in Deutschland von einem
auslandischen Kreditinstitut im europaischen Ausland oder in bestimmten Drittstaaten erhalt, von dem
auslandischen Kreditinstitut letztlich an das deutsche Wohnsitzfinanzamt gemeldet. Alternativ behalten einige
auslandische Staaten Quellensteuern ein, die in Deutschland anrechenbar sind.
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Konkret betroffen sind folglich die innerhalb der Européischen Union bzw. in den beigetretenen Drittstaaten
ansassigen Privatanleger, die grenziiberschreitend in einem anderen EU-Land ihr Depot oder Konto fihren und
Zinsertrage erwirtschaften. Inshesondere die Schweiz hat sich verpflichtet, von den Zinsertragen eine Quellensteuer
in H6he von 35 Prozent einzubehalten. Der Anleger erhalt im Rahmen der steuerlichen Dokumentation eine
Bescheinigung, mit der er sich die abgezogenen Quellensteuern im Rahmen seiner Einkommensteuererklarung
anrechnen lassen kann.

Alternativ hat der Privatanleger die Moglichkeit, sich vom Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen, indem er eine
Erméachtigung zur freiwilligen Offenlegung seiner Zinsertradge gegeniber der auslandischen Bank abgibt, die es dem
Institut gestattet, auf den Steuerabzug zu verzichten und stattdessen die Ertrage an die gesetzlich vorgegebenen
Finanzbehdérden zu melden.

Fur Luxemburg galt das grundsatzliche Verfahren zum Quellensteuereinbehalt bis zum 31.12.2014. Seit dem
1.1.2015 wird das oben beschriebene Meldeverfahren durchgefihrt.

Wenn das Vermogen des Fonds aus hdchstens 15 Prozent Forderungen im Sinne der ZIV besteht, haben die
Zabhlstellen, die letztlich auf die von der Verwaltungsgesellschaft gemeldeten Daten zuriickgreifen, keine Meldungen
an das Bundeszentralamt fiir Steuern zu versenden. Ansonsten lost die Uberschreitung der 15 Prozent-Grenze eine
Meldepflicht der Zahlstellen an das Bundeszentralamt fiir Steuern Uiber den in der Ausschiittung enthaltenen
Zinsanteil aus.

Bei Uberschreiten der 25 Prozent-Grenze ist bei der Riickgabe oder VerauRerung der Fondsanteile der
VeraulRerungserlds zu melden. Ist der Fonds ein ausschiittender, so ist zusatzlich im Falle der Ausschittung der
darin enthaltene Zinsanteil an das Bundeszentralamt fur Steuern zu melden. Handelt es sich um einen
thesaurierenden Fonds, erfolgt eine Meldung konsequenterweise nur im Falle der Riickgabe oder VerauRerung des
Fondsanteils.

Hinweise:
a. Allgemeiner Hinweis

Die steuerlichen Ausfuhrungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland
unbeschrankt einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt kérperschaftsteuerpflichtige Personen. Es kann jedoch
keine Gewahr dafiir ibernommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung,
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht andert.

b. Hinweis zur Investmentsteuerreform

Am 26. Juli 2016 wurde das Investmentsteuerreformgesetz verkiindet (siehe auch unter Darstellung der Rechtslage
ab 01.01.2018). Es sieht unter anderem vor, dass ab 2018 bei Fonds bestimmte inlandische Ertrage (insbesondere
Dividenden/ Mieten/ VerauRerungsgewinne aus Immobilien) bereits auf Ebene des Fonds besteuert werden sollen.
Eine Ausnahme besteht nur, soweit bestimmte steuerbegunstigte Institutionen Anleger sind, oder die Anteile im
Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertragen (Riester/Rurup) gehalten werden. Bislang gilt grundséatzlich
das sogenannte Transparenzprinzip, d.h. Steuern werden erst auf der Ebene des Anlegers erhoben.

Zum Ausgleich sieht das neue Gesetz vor, dass Anleger unter bestimmten Voraussetzungen einen pauschalen Teil
der vom Fonds erwirtschafteten Ertrage steuerfrei erhalten (sog. Teilfreistellung), um die Steuerbelastung auf
Fondsebene auszugleichen. Dieser Mechanismus gewahrleistet allerdings nicht, dass in jedem Einzelfall ein
vollstandiger Ausgleich geschaffen wird.

Darstellung der Rechtslage ab 01.01.2018

Der auslandische Fonds unterliegt als Vermdgensmasse in Deutschland grundsatzlich nicht der Kérperschaft- und
Gewerbesteuer. Er ist jedoch partiell kdrperschaftsteuerpflichtig mit seinen inldndischen Beteiligungseinnahmen und
sonstigen inlandischen Einkunften im Sinne der beschrénkten Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme von
Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen an Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz betragt 15%.

Die Investmentertrdge werden jedoch beim Privatanleger als Einklinfte aus Kapitalvermdgen der Einkommensteuer
unterworfen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertragen den Sparer-Pauschbetrag von jahrlich 801,-
Euro (fur Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602,- Euro (fir zusammen veranlagte
Ehegatten) Ubersteigen.

Einkunfte aus Kapitalvermégen unterliegen grundséatzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkiinften aus Kapitalvermdgen gehéren auch die
Ertrage aus Investmentfonds (Investmentertrage), d.h. die Ausschittungen des Fonds, die Vorabpauschalen und
die Gewinne aus der Verauf3erung der Anteile. Unter bestimmten Voraussetzungen kdnnen die Anleger einen
pauschalen Teil dieser Investmentertrage steuerfrei erhalten (sog. Teilfreistellung).

Der Steuerabzug hat fur den Privatanleger grundséatzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die
Einkunfte aus Kapitalvermégen regelméaRig nicht in der Einkommensteuererklarung anzugeben sind. Bei der
Vornahme des Steuerabzugs werden durch die depotfuhrende Stelle grundsétzlich bereits Verlustverrechnungen
vorgenommen und aus der Direktanlage stammende auslandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung, wenn der persdnliche Steuersatz geringer ist als der
Abgeltungssatz von 25 Prozent. In diesem Fall kénnen die Einkiinfte aus Kapitalvermdgen in der
Einkommensteuererklarung angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren persdnlichen
Steuersatz an und rechnet auf die personliche Steuerschuld den vorgenommenen Steuerabzug an (sog.
Gunstigerprufung).
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Sofern Einkiinfte aus Kapitalvermégen keinem Steuerabzug unterlegen haben (z.B. im Falle auslandischer
Depotverwahrung oder weil ein Gewinn aus der Verauf3erung von Fondsanteilen in einem auslandischen Depot
erzielt wird), sind diese in der Steuererklarung anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einklnfte
aus Kapitalvermdgen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren personlichen
Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermdgen befinden, werden die Ertrage als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.

| Anteile im Privatvermégen (Steuerinlander)

1. Ausschittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundséatzlich steuerpflichtig.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der Ausschittungen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemaR den Anlagebedingungen
fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15
Prozent der Ausschittungen steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die gemafR den Anlagebedingungen
fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die
Ausschittungen keine Teilfreistellung anzuwenden.
Eine steuerliche Klassifikation fiir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben uber die fur deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Die steuerpflichtigen Ausschiittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziiglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).
Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinldnder ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 1.602,-
Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Ubersteigen.
Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fir Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommenssteuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-
Bescheinigung®).
Verwabhrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als
Zabhlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausschiittungstermin ein in ausreichender
Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt fir
die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhélt der Anleger die gesamte
Ausschittung ungekirzt gutgeschrieben.

2. Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den
Basisertrag fir dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation der Riicknahmepreises
des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses nach dem Bewertungsgesetz, der aus
der langfristig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten
Rucknahmepreis zuziglich der Ausschuttungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile
vermindert sich die Vorabpauschale um ein Zwdlftel fir jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht.
Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.
Vorabpauschalen sind grundsatzlich steuerpflichtig.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemaf den Anlagebedingungen
fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die gemaf den Anlagebedingungen
fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die
Vorabpauschale keine Teilfreistellung anzuwenden.
Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben Uber die fur deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuztglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).
Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinléander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 1.602,-
Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Ubersteigen.
Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fiir Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommenssteuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-
Bescheinigung®).
Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als
Zabhlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Héhe ausgestellter
Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt fir die Dauer von
maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgefihrt. Andernfalls hat der
Anleger der inl&ndischen depotfiihrenden Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer zur Verfigung zu stellen. Zu
diesem Zweck darf die depotfiihrende Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem bei ihr unterhaltenen
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und auf den Namen des Anlegers lautenden Kontos ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit der Anleger
nicht vor Zufluss der Vorabpauschale widerspricht, darf die depotfiihrende Stelle insoweit den Betrag der
abzufiihrenden Steuer von einem auf den Namen des Anlegers lautenden Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger
vereinbarter Kontokorrentkredit fiir dieses Konto nicht in Anspruch genommen wurde. Soweit der Anleger seiner
Verpflichtung, den Betrag der abzufiihrenden Steuer der inlandischen depotfiihrenden Stelle zur Verfligung zu
stellen, nicht nachkommt, hat die depotfuhrende Stelle dies dem fur sie zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Der
Anleger muss in diesem Fall die Vorabpauschale insoweit in seiner Einkommensteuererklarung angeben.

3. VerauRerungsgewinne auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. Dezember 2017 verauRRert, unterliegt der Verauf3erungsgewinn i.d.R.
dem Abgeltungssatz von 25 Prozent. Dies gilt sowohl fiir Anteile, die vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und
die zum 31. Dezember 2017 als veraufert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, als auch fiir nach
dem 31. Dezember 2017 erworbene Anteile.
Erfllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der VerdulRerungsgewinne steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemaR den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15
Prozent der VeraufRRerungsgewinne steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die geman den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfillt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die
Veraullerungsgewinne keine Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben Uber die fiir deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die zum 31.
Dezember 2017 als veréauf3ert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu beachten, dass im
Zeitpunkt der tatsachlichen VeraufRerung auch die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017 erfolgten fiktiven
Verauflerung zu versteuern sind, falls die Anteile tatsachlich nach dem 31. Dezember 2008 erworben worden sind.
Auf diese aus der fiktiven VeraufRerung erzielten Gewinne findet eine etwaige Teilfreistellung keine Anwendung.
Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot verwahrt werden, nimmt die depotfiihrende Stelle den Steuerabzug
unter Berlcksichtigung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden
Freistellungsauftrags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden. Werden solche Anteile von einem
Privatanleger mit Verlust verauf3ert, dann ist der Verlust mit anderen positiven Einkiinften aus Kapitalvermégen
verrechenbar. Sofern die Anteile in einem inl&ndischen Depot verwahrt werden und bei derselben depotfiihrenden
Stelle im selben Kalenderjahr positive Einkiinfte aus Kapitalvermdgen erzielt wurden, nimmt die depotfihrende
Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer VeraufRerung der vor dem 1. Januar 2009 erworbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember 2017 ist der
Gewinn, der nach dem 31. Dezember 2017 entsteht, bei Privatanlegern grundsatzlich bis zu einem Betrag von
100.000 Euro steuerfrei. Dieser Freibetrag kann nur in Anspruch genommen werden, wenn diese Gewinne
gegeniber dem fur den Anleger zustandigen Finanzamt erklart werden.

Bei der Ermittlung des VerdufRerungsgewinns ist der Gewinn um die wéhrend der Besitzzeit angesetzten
Vorabpauschalen zu mindern.

4. Abwicklungsbesteuerung
Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschittungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der Wertzuwachs
eines Kalenderjahres enthalten ist.

Il Anteile im Betriebsvermégen (Steuerinlander)

1. Erstattung der Kdrperschaftsteuer des Fonds
Wie bereits oben dargelegt, ist der Fonds mit bestimmten Ertrégen partiell kdrperschaftsteuerpflichtig.
Eine Anteilklasse ist jedoch steuerbefreit, soweit die Anteile an einer Anteilklasse nur von solchen
steuerbeguinstigten Anlegern erworben bzw. gehalten werden dirfen, die eine inlandische Kérperschaft,
Personenvereinigung oder Vermégensmasse, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschéft oder der sonstigen
Verfassung und nach der tatsachlichen Geschéftsfihrung ausschlielich und unmittelbar gemeinnitzigen,
mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine Stiftung des 6ffentlichen Rechts, die ausschlieRlich und
unmittelbar gemeinnitzigen oder mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts,
die ausschlieBlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient, sind; dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem
wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fir vergleichbare auslandische Anleger mit Sitz
und Geschéftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausléandischen Staat.
Eine Anteilklasse ist ebenfalls steuerbefreit, soweit die Anteile hieran nur oder neben den oben genannten
steuerbeguinstigten Anlegern im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrégen gehalten werden, die nach
dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden.
Voraussetzungen fir die steuerliche Befreiung einer Anteilklasse sind, dass die Anleger gegeniiber dem Fonds ihre
Steuerbefreiung entsprechend nachweisen und dass die Anlagebedingungen nur eine Riickgabe von
Investmentanteilen an einer solchen Anteilklasse an den Investmentfonds zulassen und die Ubertragung von
Investmentanteilen an einer solchen Anteilklasse ausgeschlossen ist.
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Ferner setzt die Befreiung von der auf der Fondsebene grundsétzlich anfallenden Kérperschaftsteuer auf deutsche
Dividenden und Ertrage aus deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass
deutsche Aktien und deutsche eigenkapitalahnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem Eigentimer
ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage gehalten
wurden und in diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindestwertéanderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent bestanden.
Steuerliche Befreiungsbetrage, die die Gesellschaft im Zusammenhang mit der Verwaltung des Fonds erhélt und
die auf Ertrage oben beschriebener Anteilklassen entfallen, sind grundsatzlich den Anlegern dieser Anteilklassen
auszuzahlen. Abweichend hiervon ist die Gesellschaft berechtigt, die Befreiungsbetrdge unmittelbar dem Fonds
zugunsten der Anleger dieser Anteilklasse zuzufiihren; aufgrund dieser Zufiihrung werden keine neuen Anteile
ausgegeben.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet
werden, soweit dieser Anleger eine inlandische Kérperschaft, Personenvereinigung oder Vermdégensmasse, die
nach der Satzung, dem Stiftungsgeschéaft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsachlichen
Geschaftsfiihrung ausschlie3lich und unmittelbar gemeinnitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient oder
eine Stiftung des offentlichen Rechts, die ausschlief3lich und unmittelbar gemeinniitzigen oder mildtatigen Zwecken
dient, oder eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts, die ausschlie3lich und unmittelbar kirchlichen Zwecken
dient, ist; dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt
fur vergleichbare ausléndische Anleger mit Sitz und Geschéftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe
leistenden auslandischen Staat.

Voraussetzung hierfir ist, dass ein solcher Anleger einen entsprechenden Antrag stellt und die angefallene
Koérperschaftsteuer anteilig auf seine Besitzzeit entfallt. Zudem muss der Anleger seit mindestens drei Monaten vor
dem Zufluss der kérperschaftsteuerpflichtigen Ertrdge des Fonds zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentimer der
Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur Ubertragung der Anteile auf eine andere Person besteht. Ferner setzt
die Erstattung im Hinblick auf die auf der Fondsebene angefallene Kdrperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und
Ertrage aus deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem Eigentiimer ununterbrochen 45 Tage
innerhalb von 45 Tagen vor und nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage gehalten wurden und in diesen 45
Tagen ununterbrochen Mindestwertédnderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent bestanden. Dem Antrag sind Nachweise
iber die Steuerbefreiung und ein von der depotfiihrenden Stelle ausgestellter Investmentanteil-Bestandsnachweis
beizufugen. Der Investmentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach amtlichen Muster erstellte Bescheinigung tiber
den Umfang der durchgehend wéhrend des Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeitpunkt
und Umfang des Erwerbs und der VerauRerung von Anteilen wahrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an einen Anleger
erstattet werden, soweit die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertragen
gehalten werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden. Dies setzt voraus,
dass der Anbieter eines Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags dem Fonds innerhalb eines Monats nach dessen
Geschéftsjahresende mitteilt, zu welchen Zeitpunkten und in welchem Umfang Anteile erworben oder veréduf3ert
wurden.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die entsprechende Kdrperschaftsteuer zur Weiterleitung
an den Anleger erstatten zu lassen, besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

2. Ausschittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundsétzlich einkommen- bzw. kdrperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60
Prozent der Ausschittungen steuerfrei fur Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natiurlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Koérperschaften sind generell 80 Prozent der Ausschiittungen steuerfrei fir Zwecke der
Korperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30 Prozent der Ausschittungen steuerfrei
fur Zwecke der Korperschaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind
Investmentfonds, die gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der Ausschittungen steuerfrei flir Zwecke der Einkommensteuer und 15 Prozent fir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natlrlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Korperschaften sind generell 40 Prozent der Ausschiittungen steuerfrei fir Zwecke der
Kdrperschaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fir Kdrperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 15 Prozent der Ausschittungen steuerfrei
fir Zwecke der Korperschaftsteuer und 7,5 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind
Investmentfonds, die gemaR den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktien- noch firr einen Mischfonds, ist auf die
Ausschittungen keine Teilfreistellung anzuwenden.
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Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben tber die fiir deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.

Die Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuztiglich Solidaritdtszuschlag).

Fur Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Aktien- oder Mischfonds
erfullt werden, einheitlich der flr Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h. im Falle eines
Aktienfonds in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines Mischfonds in Hohe von 15 Prozent.

3. Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den
Basisertrag fiir dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multiplikation der Riicknahmepreises
des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses nach dem Bewertungsgesetz, der aus
der langfristig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten
Rucknahmepreis zuziiglich der Ausschittungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile
vermindert sich die Vorabpauschale um ein Zwédlftel fir jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht.
Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.
Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen- bzw. kdrperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fur Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natirlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Kdrperschaften sind generell 80 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fiir Zwecke der
Koérperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Kérperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30 Prozent der Vorabpauschalen
steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind
Investmentfonds, die gemafR den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 15 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natlrlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fur
steuerpflichtige Koérperschaften sind generell 40 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der
Korperschaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 15 Prozent der Vorabpauschalen
steuerfrei fur Zwecke der Kdrperschaftsteuer und 7,5 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind
Investmentfonds, die gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktien- noch fir einen Mischfonds, ist auf die
Vorabpauschale keine Teilfreistellung anzuwenden.
Eine steuerliche Klassifikation fiir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben Uber die fur deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritédtszuschlag).
Fur Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktien- oder Mischfonds
erfullt werden einheitlich der fur Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h. im Falle eines
Aktienfonds in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines Mischfonds in Hohe von 15 Prozent.

4. VerauBerungsgewinne auf Anlegerebene
Gewinne aus der VerauBRerung der Anteile unterliegen grundsétzlich der Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuer und
der Gewerbesteuer. Bei der Ermittlung des VerauRerungsgewinns ist der Gewinn um die wéhrend der Besitzzeit
angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.
Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60
Prozent der VerdulRerungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent fur Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von naturlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Koérperschaften sind generell 80 Prozent der VerduRRerungsgewinne steuerfrei fiir Zwecke der
Korperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30 Prozent der VeraulRerungsgewinne
steuerfrei fur Zwecke der Korperschaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind
Investmentfonds, die gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.
Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30
Prozent der VeraufRerungsgewinne steuerfrei flir Zwecke der Einkommensteuer und 15 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natirlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Korperschaften sind generell 40 Prozent der VerauRerungsgewinne steuerfrei fiir Zwecke der
Kdrperschaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fir Kdrperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
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Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 15 Prozent der Verauf3erungsgewinne
steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 7,5 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind
Investmentfonds, die gemaR den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf den
VeraulRerungsgewinn keine Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist dem Anhang zu
diesen Kurzangaben Uber die fiir deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die zum 31.
Dezember 2017 als veraufert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu beachten, dass im
Zeitpunkt der tatsachlichen VerauRerung auch die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017 erfolgten fiktiven
VeraufRerung zu versteuern sind. Auf diese aus der fiktiven VerauRerung erzielten Gewinne findet eine etwaige
Teilfreistellung keine Anwendung.

Die Gewinne aus der VerauRerung der Anteile unterliegen i.d.R. keinem Steuerabzug.

5. Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschittungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der Wertzuwachs
eines Kalenderjahres enthalten ist.
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6. Vereinfachte Ubersicht fiir die Besteuerung bei tiblichen betrieblichen Anlegergruppen

Inlandische
Anleger

Einzelunternehm
er

Regelbesteuerte
Korperschaften
(typischerweise
Industrieunterneh
men; Banken,
sofern Anteile
nicht im
Handelsbestand
gehalten werden;
Sachversicherer)

Lebens- und
Kranken-
versicherungs-
unternehmen und
Pensionsfonds,
bei denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand
halten

Steuerbefreite ge-
meinnutzige,
mildtatige oder
kirchliche Anleger
(insb. Kirchen,
gemeinnutzige
Stiftungen)

Andere
steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen,
Sterbekassen
und
Unterstitzungska
ssen, sofern die
im
Korperschaftsteu
er-gesetz
geregelten
Voraussetzungen
erfullt sind)

Ausschuttungen Vorabpauschalen Verauferungsgewinne

Kapitalertragsteuer: Kapitalertragsteuer:
25% (die Teilfreistellung fir Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. |Abstandnahme
fur Mischfonds i.H.v. 15% wird bertcksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Berlicksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 60% fiir Einkommensteuer / 30% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 30% fiir
Einkommensteuer / 15% fur Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer: Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25% (die Abstandnahme
Teilfreistellung fir Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. fur

Mischfonds i.H.v. 15% wird berlicksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Koérperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beruicksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 80% fiir Kérperschaftsteuer / 40% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 40% fiir
Koérperschaftsteuer / 20% fur Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Kérperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell
keine Riickstellung fiir Beitragsriickerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich
anzuerkennen ist ggf. unter Berlcksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% fiir
Koérperschaftsteuer / 15% fur Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fur Kérperschaftsteuer / 7,5%
fur Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Kérperschaftsteuer und Gewerbesteuer gqgf. unter Beriicksichtigung
von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% flir Kérperschaftsteuer / 15% fiir Gewerbesteuer;
Mischfonds 15% fiir Kérperschaftsteuer / 7,5% flir Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei — zusétzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Kdrperschaftsteuer auf
Antrag erstattet werden

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Unterstellt ist eine inlandische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Kdrperschaftsteuer wird ein Solidaritatszuschlag als Ergdnzungsabgabe erhoben. Fir die Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Bescheinigungen rechtzeitig der depotfiihrenden Stelle

vorgelegt werden.
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Il Steuerauslander
Verwahrt ein Steuerauslander die Fondsanteile im Depot bei einer inlandischen depotfiihrenden Stelle, wird vom
Steuerabzug auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus der VeraufRerung der Anteile Abstand
genommen, sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft nachweist. Sofern die Auslandereigenschaft der
depotfiihrenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der auslandische Anleger
gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entsprechend § 37 Abs. 2 der Abgabenordnung zu beantragen.
Zustandig ist das fur die depotfihrende Stelle zustéandige Finanzamt.

IV Solidaritatszuschlag
Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinnen aus der VeraufRerung von Anteilen abzufiihrenden
Steuerabzug ist ein Solidaritatszuschlag in Hohe von 5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritatszuschlag ist bei der
Einkommensteuer und Kérperschaftsteuer anrechenbar.

V  Kirchensteuer
Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inlandischen depotfihrenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den
Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der
Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehdrt, regelméfig als Zuschlag zum Steuerabzug
erhoben. Die Abzugsféahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd
bertcksichtigt.

VI Auslandische Quellensteuer
Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teilweise in den Herkunftslandern Quellensteuer einbehalten. Diese
Quellensteuer kann bei den Anlegern nicht steuermindernd beriicksichtigt werden.

VIl Folgen der Verschmelzung von Investmentfonds
In den Fallen der Verschmelzung von ausléndischen Investmentfonds miteinander, die beide demselben Recht
eines EU-Staates oder eines Amts- und Beitreibungshilfe leistenden Drittstaates unterliegen, kommt es auf der
Ebene der Anleger zu keiner Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Grundsétzlich
kénnen sowohl Investmentfonds des Vertragstyps (z.B. Luxemburger FCP) und Investmentfonds in Rechtsform des
Gesellschaftstyps (z.B. Luxemburger SICAV) steuerneutral verschmolzen werden.
Grenziberschreitende Verschmelzungen sind nicht mit steuerneutraler Wirkung moglich. Werden Investmentfonds
nicht steuerneutral miteinander verschmolzen, kommt es steuerlich zu einer VerauRerung der Anteile an dem
Uibertragenden Investmentfonds sowie zu einem Erwerb der Anteile an dem aufnehmenden Investmentfonds.

VIIl Besonderer Hinweis fiir Steuerinldénder mit auslandischer Depotfiihrung
Verwabhrt der inlandische Anleger die Anteile des ausléndischen Fonds in einem ausléndischen Depot sind
Besonderheiten zu berlcksichtigen. Insbesondere wird kein Steuerabzug durch die ausléndische depotfiihrende
Stelle vorgenommen, so dass der Steuerinl&dnder sowohl Ausschiittungen, Vorabpauschalen als auch Gewinne aus
der VerauRRerung der Anteile (zur Berechnung des Verauf3erungsgewinns siehe oben unter Darstellung der
Rechtslage ab 01.01.2018 Punkt I. 3. bzw. II. 4.) in seiner Steuererklarung angeben muss. Hierbei ist zu beachten,
dass Ausschittungen und Vorabpauschalen jahrlich in der Steuererklarung anzugeben sind.
Aufgrund der Ubergangsregelungen zu der ab dem 01.01.2018 geltenden Rechtslage sind eine Vielzahl von
Besonderheiten zu beachten (z.B. ggf. Zufluss von ausschittungsgleichen Ertrdgen zum 31.12.2017 aufgrund des
fur steuerliche Zwecke geltenden (Rumpf-)Geschéaftsjahres und/oder ggf. Zufluss von steuerpflichtigen
VeraulRerungsgewinnen aufgrund der zum 31.12.2017 geltenden AnteilsveraufRerung im Rahmen der tatsachlichen
AnteilsveraufRerung)

Wir empfehlen im Falle auslandischer Depotfilhrung sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem
Verkaufsprospekt beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setzen und mdgliche
steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb individuell zu klaren.
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ANHANG — Ubersicht der steuerlichen Klassifikation fiir Zwecke der Teilfreistellung des oder der Fonds bzw.
Teilfonds

Fonds bzw. Teilfonds Klassifikation flr Zwecke Mindestanlage in
) der Teilfreistellung Kapitalbeteiligungen i.S.d. InvStG

Commodity Euro Keine Teilfreistellung -

Commodity USD Keine Teilfreistellung -

Chilton Diversified Keine Teilfreistellung -

Chilton European Equities Keine Teilfreistellung -

MidOcean Absolute Return i

Credit Keine Teilfreistellung
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PRODUKTANHANG 1: DB PLATINUM COMMODITY EURO

Die in diesem Produktanhang enthaltenen Informationen beziehen sich auf den Teilfonds und sind Bestandtell
dieses Prospektes. Der Prospekt (einschlie3lich dieses Produktanhangs) stellt die Bedingungen des Teilfonds dar.
Anleger sollten insbesondere die in diesem Prospekt im Kapitel "Risikofaktoren" aufgefiihrten besonderen
Risikouberlegungen im Zusammenhang mit einer Anlage in diesen Teilfonds beachten.

Bei diesem Teilfonds mussen Anleger bereit und in der Lage sein, Verluste des eingesetzten Kapitals bis
hin zum Totalverlust hinzunehmen.

Anlageziel und Anlagepolitik

Der Teilfonds ist ein "Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik" (wie nachstehend unter "Anlageziele und Anlagepolitik"
dieses Prospektes beschrieben).

Das Anlageziel des Teilfonds besteht darin, den Anteilsinhabern einen Ertrag zukommen zu lassen, der an die
Wertentwicklung des Basiswertes, des Deutsche Bank Commodity Euro Index™ (der "Index"), wie nachstehend
unter "Allgemeine Angaben zum Basiswert" beschrieben, gebunden ist. Der Teilfonds beabsichtigt keine
Ausschittungen.

Zur Erreichung des Anlageziels wird der Teilfonds in erster Linie in Ubertragbare Wertpapiere mit Investment Grade-
Rating oder entsprechender langfristiger Bonitatsbewertung investieren, die von (i) Finanzinstituten oder
Unternehmen und/oder (ii) staatlichen Emittenten, bei denen es sich um OECD-Mitgliedstaaten handelt, und/oder
supranationalen Organisationen/Rechtssubjekten, (iii) Zweckgesellschaften mit einem Rating (oder die in Anleihen
mit Rating investieren) begeben wurden, wobei es sich bei dem Rating dieser Zweckgesellschaft oder der dieser
zugrunde liegenden Anleihen zum Zeitpunkt der Anlage um ein Investment Grade-Rating einer anerkannten Rating-
Agentur handeln muss, und méglicherweise in gewissem Umfang in Bareinlagen bei Finanzinstituten mit Investment
Grade-Rating oder entsprechender langfristiger Bonitatsbewertung (zusammen die "Hedging-Anlagen™).

Der Teilfonds wird unter Einhaltung der Anlagebeschrankungen zudem derivative Techniken einsetzen, wie zum
Beispiel mit einem Swap-Kontrahenten zu marktiblichen Bedingungen ausgehandelte Index-Swaps.

Ziel dieser OTC-Swap-Transaktionen (Total Return Swaps) ist es, die erwartete Wertentwicklung der Hedging-
Anlagen am Handelstag gegen die Wertentwicklung des Index auszutauschen. Der Wert der Anteile des Teilfonds
ist an den Index gebunden, dessen Wertentwicklung positiv oder negativ verlaufen kann. Daher sollten Anleger
beachten, dass der Wert ihrer Anlage sowohl steigen als auch fallen kann und es keine Garantie dafur gibt, dass sie
ihr investiertes Kapital zuriickerhalten. Fur den Fall, dass der Wert des Index fallt, hat der Teilfonds eine Zahlung an
den Swap-Kontrahenten zu leisten, die der negativen Entwicklung des Index entspricht. Diese Zahlung wird aus den
Ertrdgen und gegebenenfalls aus der teilweisen oder vollstandigen VerauRerung der Ubertragbaren Wertpapiere
geleistet, in die der Teilfonds investiert hat. Die Hedging-Anlagen werden, zusammen mit etwaigen derivativen
Techniken sowie etwaigen Geblihren und Aufwendungen, zur Ermittlung des Nettoinventarwerts des Teilfonds an
jedem Bewertungstag gemaR den Bestimmungen des Prospekts bewertet.

Der Teilfonds legt nicht mehr als 10 % seiner Vermogenswerte in Anteile anderer OGAW oder anderer OGA an, um
fur Anlagen durch OGAW, die der OGAW-Richtlinie unterliegen, in Betracht zu kommen.

Bei Anwendung der in den Abschnitten 2.3 und 2.4 des Kapitels "Anlagebeschrankungen" angegebenen
Grenzwerte auf die OTC-Swap-Transaktionen ist auf das Netto-Kontrahentenrisiko-Potenzial (net counterparty risk
exposure) Bezug zu nehmen. Die Gesellschaft reduziert das Gesamt-Kontrahentenrisiko der OTC-Swap-
Transaktionen des Teilfonds, indem sie von dem Swap-Kontrahenten die Stellung von Sicherheiten in
Ubereinstimmung mit den geltenden OGAW-Vorschriften und CSSF-Rundschreiben (z. B. CSSF-Rundschreiben
11/512) sowie EMIR verlangt. Diese Sicherheiten kénnen von der Gesellschaft jederzeit verwertet werden, und ihr
Marktwert wird an jedem Bewertungstag ermittelt. Der Betrag der zu stellenden Sicherheiten muss mindestens dem
Wert entsprechen, um den der Grenzwert fir das Gesamt-Exposure tberschritten wurde. Alternativ dazu kann die
Gesellschaft das Gesamt-Kontrahentenrisiko der OTC-Swap-Transaktion(en) des Teilfonds durch eine Riicksetzung
der OTC-Swap-Transaktion(en) reduzieren. Durch die Ricksetzung der OTC-Swap-Transaktion(en) wird deren
Marktwert und damit das Nettokontrahentenrisiko in Bezug auf den anwendbaren Satz verringert.

Die Aufnahme von Fremdmitteln durch die Gesellschaft fir Rechnung eines Teilfonds ist auf 10 % des
Nettoinventarwerts dieses Teilfonds beschrankt und steht wunter der Voraussetzung, dass diese
Fremdmittelaufnahme  voribergehend erfolgt. Diese Fremdmittelaufnahme darf ausschlieBlich aus
Liquiditatsgrinden (z. B. zur Deckung von Fehlbetragen aufgrund abweichender Abwicklungsdaten bei Kauf- und
Verkaufstransaktionen, zur Finanzierung von Rickkaufen oder zur Zahlung von einem Dienstleistungsanbieter
zustehenden Gebuhren) und/oder zu Anlagezwecken erfolgen. Die Vermdgenswerte dieses Teilfonds kdnnen fur
eine solche Aufnahme von Fremdmitteln in Ubereinstimmung mit dem Prinzip der Trennung von Vermogenswerten
und Verbindlichkeiten nach Artikel 181 (5) des Gesetzes als Sicherheit belastet werden.

Derivative Instrumente kdnnen sowohl zu Anlage- als auch zu Absicherungszwecken eingesetzt werden. Beim
Einsatz solcher derivativen Instrumente kann der Teilfonds selbst wirtschaftlich gehebelt und damit dem Risiko
ausgesetzt sein, dass jeder Wertverlust von Vermdgenswerten, in Bezug auf die der Teilfonds im Rahmen der
derivativen Instrumente ein Exposure aufweist, groR3er ist als die im Rahmen der derivativen Instrumente durch den
Teilfonds zu leistenden Zahlungen. Dies kann einen beschleunigten Rickgang des Nettoinventarwerts des
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Teilfonds zur Folge haben, wobei das mit dem Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten einhergehende Gesamt-
Exposure nie héher als der Nettoinventarwert des Teilfonds ist.

Die Methodologie zur Berechnung des aus dem Einsatz derivativer Finanzinstrumente resultierenden Gesamt-
Exposure entspricht dem Commitment-Ansatz gemafd CSSF-Rundschreiben 11/512.

Der Teilfonds hat keinen Falligkeitstermin. Allerdings kann der Verwaltungsrat beschlieBen, den Teilfonds geman
den Bestimmungen des Prospektes und der Satzung zu beenden.

Weitere Informationen in Bezug auf die Anlagepolitik des Teilfonds sind im Hauptteil des Prospektes im Abschnitt
"Anlageziele und Anlagepolitik" sowie im Abschnitt "Anlagebeschréankungen" aufgefuhrt.

Profil des typischen Anlegers

Eine Anlage in den DB Platinum Commodity Euro bietet sich fiir Anleger an, die in der Lage und bereit sind, in einen
Teilfonds mit hohem Risiko, wie ausfihrlicher unter "Risikoprofiltypologie" in diesem Prospekt beschrieben, zu

investieren.

Allgemeine Informationen zu dem Teilfonds

Erstausgabepreis

Siehe "Beschreibung der Anteile".

Mindestnettoinventarwert

EUR 15.000.000

Auflegungstermin

ist in Bezug auf:

- die Anteilsklassen 11C und R1C: der 17. Mai 2005;

- die Anteilsklasse R1C-A: der 27. Februar 2006;

- die Anteilsklasse R2C-A: der 22. September 2008, und
- die Anteilsklasse 12C: der 17. August 2009.

Indexgeschéftstag ist ein Tag (aufl3er einem Samstag oder Sonntag), der kein Feiertag im New York
Floor Holiday Calendar der CME Group (oder in einem anderen, vom Index-
Sponsor als Nachfolgekalender bestimmten Feiertagskalender) fir das jeweilige
Jahr ist und ist nicht langer als Geschéaftstag in New York definiert.
Produktgeschéftstag ist ein Tag (auBer einem Samstag oder Sonntag), an dem

(i) Geschaftsbanken und Devisenméarkte in Luxemburg, Frankfurt am Main,
New York und London gedffnet sind und Zahlungen abwickeln und

(i) jede Clearingstelle fur den Geschéaftsverkehr gedffnet ist.

Anlageverwalter

State Street Global Advisors Limited

Anlagepolitik

Indirekte Anlagepolitik mit Einsatz eines Unfunded Swap

Voraussichtlicher Tracking
Error

bis zu 1,00 %
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Beschreibung der Anteile

Anteilsklassen

"R1C" "R1C-A" "R2C-A" "11c" "12C"
Anteilsarten Namensanteile oder durch eine Globalurkunde verbriefte Inhaberanteile
Erstausgabepreis EUR 100 EUR 100 EUR 100 EUR 10.000 EUR 100
Zulassige Zahlungswéahrung? USD, SGD, NOK und USD, SGD, NOK und USD, SGD, NOK und USD, SGD, NOK und USD, SGD, NOK und

JPY JPY JPY JPY JPY

WKN A0D97Z2 AOHMNV AO0JDXF AO0D970 AORPTC
ISIN-Code LU0216467174 LU0229883953 LU0245949630 LU0216467257 LU0435098701
Verwaltungsgesellschaftsgebihr? 1,20 % jahrlich bis zu 2 % jahrlich bis zu 2,5 % jahrlich 0,75 % jahrlich 0,75 % jéhrlich
Mindestanlagebetrag bei 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil

Erstzeichnung

Fixgebuhr 0,0083 % monatlich 0,0083 % monatlich 0,0083 % monatlich 0,0083 % monatlich 0,0083 % monatlich
0,1%p.a.) 0,1%p.a.) (0,1 % p. a.) 0,1 %p. a.) 0,1%p.a.)

Ausgabeaufschlag im / nach dem bis zu 5,00 % bis zu 5,00 % n. a. n. a. n. a.

Angebotszeitraum?®

Umtauschgebihr® bis zu 1,00 %

Taxe d'Abonnement 0,05 % p. a. 0,05 % p. a. 0,05 % p. a. 0,01 % p. a. 0,01 % p. a.

In Devisen anfallende Ausgaben in Bezug auf Zeichnungen, die auf eine nicht der Referenzwahrung entsprechende Zulassige Zahlungswahrung lauten, werden von der Fixgebihrenstelle Giber die

Fixgebihr ibernommen, wenn der NAV in dieser Zuldssigen Zahlungswéahrung verdffentlicht wird. Andernfalls werden die vorstehend genannten in Devisen anfallenden Ausgaben ausschlie3lich von
dem Anleger getragen, der in dieser Zulassigen Zahlungswahrung handelt.

2 Die Verwaltungsgesellschaftsgebiihr, deren Betrag der Verwaltungsgesellschaft zufallt, fallt an jedem Kalendertag an und wird an jedem Bewertungstag auf der Grundlage eines Prozentsatzes (der
maximale Prozentsatz ist in der vorstehenden Tabelle angegeben) des zuletzt verfligbaren Nettoinventarwertes der jeweiligen Anteilsklassen berechnet.

Der Ausgabeaufschlag im und nach dem Angebotszeitraum, dessen Betrag der entsprechenden Vertriebsstelle zuféllt, gibt einen maximalen Prozentsatz an, welcher auf der Grundlage des
Erstausgabepreises bzw. des Nettoinventarwerts der jeweiligen Klassen berechnet wird.

4 Die Umtauschgebiihr, deren Betrag der entsprechenden Vertriebsstelle zufallt, gibt einen maximalen Prozentsatz an, welcher auf der Grundlage des Nettoinventarwerts der Anteile berechnet wird, die
der Anteilsinhaber umtauschen mochte. Die Umtauschgebuhr fallt erst ab einschlie3lich 1. November 2009 an.
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Allgemeine Angaben zum Basiswert

Dieser Abschnitt gibt einen Kurziberblick Gber den Index. Er fasst seine wesentlichen Merkmale zusammen, stellt
jedoch keine vollstandige Beschreibung des Index dar.

Anteilsinhaber werden darauf hingewiesen, dass der Index-Sponsor Anderungen an der Indexbeschreibung
vornehmen kann, um technischen Anpassungen Rechnung zu tragen, die fUr die sachgerechte Pflege des Index
erforderlich sind. Soweit diese Anderungen nicht die Indexstruktur beeinflussen und von ihnen voraussichtlich
keine negativen Auswirkungen auf die Wertentwicklung des Index zu erwarten sind, erfolgt die Benachrichtigung
der Anteilsinhaber ausschlief3lich iber die Webseite http://index.db.com und/oder www.systematic.dws.com oder
eine Nachfolgeseite. Die Anteilsinhaber sollten daher regelmaRig diese Webseiten aufrufen.

Basiswert des Teilfonds war zum Auflegungstermin der FX Hedged Deutsche Bank Liquid Commodity Index —
Mean Reversion Euro Index™ (nach Kosten). Der urspriingliche Basiswert wurde jedoch Uber einen Zeitraum von
etwa vierzehn Geschéftstagen ab einschlielich dem 20. August 2008 bzw. einem Tag um den 20. August 2008
schrittweise durch den Index (wie nachstehend definiert) ersetzt. Diese Ersetzung wurde vorgenommen damit, der
Basiswert des Teilfonds weiterhin die in CSSF-Rundschreiben 08/339 und der GroRherzoglichen Verordnung vom
8. Februar 2008 (Réglement grand-ducal du 8 février 2008) aufgefiihrten Auswabhlkriterien erfiillt.

Der Deutsche Bank Commodity Euro Index (der "Index") soll die Wertentwicklung der folgenden 12 Waren
abbilden: (1) WTI Rohdl, (2) Weizen, (3) Mais, (4) Sojabohnen, (5) Aluminium, (6) Kupfer, (7) Zink, (8) Nickel, (9)
Blei, (10) Gold, (11) Silber und (12) Erdgas (jeweils eine "Indexware"). In der nachfolgenden Tabelle ist die
Basisgewichtung jeder Indexware (die "Basisgewichtung") zu Beginn der Feststellung des Indexstands am
4. August 1997 (der "Basistag") aufgefiihrt.

Nr. Ware Ticker Warenterminbdrse Gewichtung
zum 4.8.97

Energie 40,00 %

1 WTI Rohol CL NYMEX 35,00 %
2 Erdgas NG NYMEX 5,00 %
Basismetalle 18,00 %

3 Aluminium LA LME 3,60 %
4 Kupfer LP LME 3,60 %
5 Zink LX LME 3,60 %
6 Nickel LN LME 3,60 %
7 Blei LL LME 3,60 %
Edelmetalle 17,00 %

8 Gold GC COMEX 13,60 %
9 Silber Sl COMEX 3,40 %
Agrarrohstoffe 25,00 %

10 Weizen w CBOT 8,34 %
11 Mais C CBOT 8,33 %
12 Sojabohnen S CBOT 8,33 %

"Weizen" bezeichnet einen Basket aus drei gleich gewichteten Weizenwaren. Dieser Basket wird am sechsten
Indexgeschéftstag im November jedes Kalenderjahres neu gewichtet. Fur den Ubrigen Teil dieses Abschnitts
"Allgemeine Angaben zum Basiswert" ist unter "Weizen" eine einzelne Ware zu verstehen.

"Weizenware" bezeichnet Kansas-Weizen (gehandelt an der KBOT), Minneapolis-Weizen (gehandelt an der
MGEX) und Chicago-Weizen (gehandelt an der CBOT).

"Zugrunde Liegende Ware" ist jede Indexware (au3er Weizen) und jede Weizenware.

Zur Klarstellung: Die Indexgewichtung von Weizen, Mais und Sojabohnen darf jeweils héchstens 18 % betragen.

Die 14 Zugrunde Liegenden Waren werden durch Futures-Kontrakte abgebildet. Bei Falligkeit der Futures-
Kontrakte miissen diese durch neue Futures-Kontrakte ersetzt werden. Insbesondere sollten sich Anleger dartber
im Klaren sein, dass in Contango-Markten durch die Ersetzung der in Kiirze falligen Futures-Kontrakte durch
Futures-Kontrakte mit spaterem Falligkeitstermin, d. h. durch das "Rollieren”, Verluste entstehen (da die Preise von
Futures-Kontrakten mit spaterer Falligkeit héher als die Preise der zu ersetzenden Futures-Kontrakte sind). Die
Kosten des "Rollierens" kénnen negative Auswirkungen auf den Wert des Index (und den Nettoinventarwert je
Anteil des Teilfonds) haben und dazu fiihren, dass die Wertentwicklung des Index nicht die Entwicklung der
Kassapreise der Zugrunde Liegenden Waren abbildet, d. h. der Wert des Index kann sinken, obwohl die
Kassapreise der Zugrunde Liegenden Waren gestiegen sind.

Ein Markt befindet sich in "Contango”, wenn die Preise fiir Kontrakte mit langeren Laufzeiten Uber den Preisen flr
Kontrakte mit kiirzeren Laufzeiten liegen.

Der Index setzt bei Auswahl neuer Futures-Kontrakte fur alle Waren aufler Erdgas die unternehmenseigene
Optimum Yield-Methode (der "OY-Mechanismus") der Deutschen Bank ein. Nach dem OY-Mechanismus wird fiir
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einen Futures-Kontrakt fur eine bestimmte Zugrunde Liegende Ware, der sich dem Falligkeitstermin nahert, ein
neuer Futures-Kontrakt fur diese Zugrunde Liegende Ware ausgewahlt, indem die annualisierte Roll Yield aller fiir
diese Zugrunde Liegende Ware verfligharen Futures-Kontrakte mit einer Laufzeit von héchstens 13 Monaten
verglichen wird. Es wird ein neuer Futures-Kontrakt fiir diese Zugrunde Liegende Ware ausgewahlt, der die
optimale Roll Yield, d. h. die héchste positive Roll Yield in einem Backwardation-Markt und die am wenigsten
negative Roll Yield in einem Contango-Markt, aufweist (ein Markt befindet sich in Backwardation, wenn die Preise
fur Kontrakte mit kirzeren Laufzeiten tUber denen fiir Kontrakte mit langeren Laufzeiten liegen). Im Rahmen des
OY-Mechanismus wird ein neuer Futures-Kontrakt nicht auf Basis eines vorab festgelegten Schemas ausgewabhlt,
sondern es erfolgt ein Roll-Over in den Futures-Kontrakt, der die bestmogliche "implizite Roll Yield" erzielt. Weisen
zwei oder mehr Futures-Kontrakte die genau gleiche Roll Yield auf, wird der nachstfallige Futures-Kontrakt
ausgewahlt. In Bezug auf Erdgas (fiir das die Anwendung des OY-Mechanismus aufgrund von Liquiditatsaspekten
und saisonalen Faktoren nicht in Betracht kommt) ist der Index in den vierten nachstfalligen Futures-Kontrakt
investiert, der monatlich durch einen Futures-Kontrakt ersetzt wird, dessen Falligkeitstermin unmittelbar auf den
Falligkeitstermin des bestehenden Futures-Kontrakts folgt. Die Ersetzung der Futures-Kontrakte fir alle im Index
enthaltenen Waren erfolgt Uber einen Zeitraum von finf Geschéftstagen ab dem zweiten Geschéftstag des
Kalendermonats der Ersetzung bis zum sechsten Geschéftstag desselben Monats.

Die Gewichtung jeder Indexware wird auf regelbasierte und transparente Art und Weise anhand eines Vergleichs
des gleitenden 1-Jahres-Durchschnittspreises der jeweiligen Indexware mit ihrem gleitenden 5-Jahres-
Durchschnittspreis bestimmt. Fir die Feststellung des gleitenden 1-Jahres- und des gleitenden 5-Jahres-
Durchschnittspreises jeder Zugrunde Liegenden Ware wird der Preis fur den Futures-Kontrakt, der in Bezug auf die
jeweilige Zugrunde Liegende Ware in dem entsprechenden Zeitraum im Index enthalten war, zugrunde gelegt. Der
Index zielt unter Anwendung der fiir den Index eingesetzten Formel auf eine Ubergewichtung von Indexwaren ab,
die auf Basis der historischen Preise im Vergleich zu anderen Indexwaren giinstiger sind. Gleichermal3en strebt
der Index eine Untergewichtung von Indexwaren an, die auf Basis der historischen Preise gegeniiber anderen
Indexwaren teurer sind. Die neue Gewichtung der einzelnen Indexwaren in dem Index
("Neugewichtungsmechanismus") wird am sechsten Geschaftstag jedes Kalendermonats bestimmt und am
achten Geschaftstag desselben Monats umgesetzt. Der Neugewichtungsmechanismus beriicksichtigt auch die in
Artikel 9 der GrofR3herzoglichen Verordnung vom 8. Februar 2008 und im CSSF-Rundschreiben 08/339
aufgefiihrten Richtlinien. Diesen Richtlinien zufolge darf keine Indexware eine Gewichtung von mehr als 20 %
haben, mit Ausnahme einer Indexware, fiir die eine Gewichtung von maximal 35 % zulassig ist. Im Rahmen des
Neugewichtungsmechanismus wird die Gewichtung an jedem Neugewichtungstag fur alle Indexwaren auf 18 %
begrenzt, wobei eine Indexware (ausgenommen Weizen, Mais und Sojabohnen) eine Gewichtung von bis zu 32 %
aufweisen kann. Dementsprechend unterliegt eine Indexware in Bezug auf die Gewichtung, die ihr zugewiesen
werden kann, diesen Grenzwerten. Der Index beabsichtigt, in der Praxis von der Anhebung der Anlagegrenze
Gebrauch zu machen, jedoch nur in Bezug auf Indexwaren des Sektors "Energie". Dies liegt darin begriindet, dass
der Index aufgrund der beherrschenden Stellung des Energiesektors am Rohstoffmarkt keinen reprasentativen
Referenzwert fur den zugrunde liegenden Markt darstellen wirde, wenn die Gewichtung von Indexwaren aus dem
Energiesektor auf 20 % begrenzt wére.

Die Neugewichtung des Index erfolgt auf Grundlage der folgenden Faktoren:

1) den einzelnen vom Index-Sponsor am Basistag festgelegten Basisgewichtungen, wie in der vorstehenden
Tabelle aufgefiihrt, und
2) der Hohe der Abweichung des gleitenden 1-Jahres-Durchschnittspreises der jeweiligen Indexware von

ihrem gleitenden 5-Jahres-Durchschnittspreis.

Eine Neugewichtung erfolgt nur dann, wenn die Abweichung die fir diese geltende Hurdle Rate von 5 %
Uberschreitet. Zur Klarstellung: Erhoht sich die Abweichung, wird die Gewichtung der Indexware gesenkt und
umgekehrt.

Anleger sollten sich dartuber im Klaren sein, dass der Neugewichtungsmechanismus auf der Basisgewichtung der
einzelnen Indexwaren basiert. Folglich erfordert eine Indexware mit einer entsprechend niedrigeren
Basisgewichtung im Vergleich zu einer Indexware mit einer héheren Basisgewichtung eine héhere Abweichung,
um dieselbe Gewichtung in dem Index zu erreichen.

In der nachfolgenden Tabelle sind die Gewichtungen der einzelnen Indexwaren zum 12. Marz 2012 aufgefihrt.

Nr. Ware Ticker Warenterminbdrse Gewichtung
zum 12.03.12

Energie 50,00 %
1 WTI Rohél CL NYMEX 18,00 %
2 Erdgas NG NYMEX 32,00 %
Basismetalle 29,03 %
3 Aluminium MAL LME 7,00 %
4 Kupfer MCU LME 2,85 %
5 Zink MZN LME 7,00 %
6 Nickel MNI LME 7,00 %
7 Blei MPB LME 5,18 %
Edelmetalle 1,88 %
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Gold GC COMEX 1,78 %

9 Silber SI COMEX 0,10 %
Agrarrohstoffe 19,09 %

10 Weizen W CBOT, KBOT, MGEX 8,90 %
11 Mais C CBOT 3,61 %
12 Sojabohnen S CBOT 6,58 %

Fir den Index fallen Nachbildungskosten von 1,10 % p. a. an, die taglich in Abzug gebracht werden. Des Weiteren
wird der Wert des Index auf monatlicher Basis Uber 1-Monats-Devisentermingeschéfte abgesichert. Im
nachfolgenden Kalendermonat anfallende Gewinne oder Verluste des Index im Verhéltnis zu dem Stand des Index
am jeweiligen monatlichen Absicherungstermin sind nicht abgesichert und unterliegen Wahrungsrisiken.

Der Stand des Index ("Indexstand") wird auf Basis des in Euro abgesicherten Total Return nach Kosten berechnet
und wird somit u. a. von den folgenden Faktoren beeinflusst:

1) den Preisveranderungen der im Index enthaltenen Futures-Kontrakte;

2) der durch 91-tdgige US-Schatzwechsel erzielbaren Geldmarktrendite;

3) taglich anfallenden Indexnachbildungskosten von 1,10 % p. a.;

4) Gewinne oder Verluste aus der Wahrungsabsicherung wahrend des entsprechenden Kalendermonats.

Anleger sollten beachten, dass der Starttag flr den Index der 20. August 2008 war, und dass sich vor diesem
Termin ermittelte Daten auf die hypothetische Serie von Indizes beziehen, die zu Backtesting-Zwecken erstellt
wurde. Weitere Einzelheiten zu dem Index erhalten Sie auf der Webseite http://index.db.com.

Die Zusammenstellung, Methodik und Berechnung des Index kdnnen bei Eintreten folgender Ereignisse angepasst
werden: (i) bestimmte Stdérungen in Bezug auf eine Indexware, die die Fahigkeit des Index-Sponsors zur
Bestimmung des Indexstands beeinflussen und (ii) bestimmte Ereignisse hoherer Gewalt, auf die der Index-
Sponsor nach billigem Ermessen keinen Einfluss hat (u. a. Systemstérungen, Naturkatastrophen, durch den
Menschen bedingte Katastrophen, bewaffnete Auseinandersetzungen oder terroristische Anschldge) und die
Auswirkungen auf eine Indexware haben kdénnen.

Die Deutsche Bank AG London kann Veranderungen an der Methodik des Index vornehmen, die sie als notwendig
erachtet, wenn steuerliche, marktbezogene, aufsichtsrechtliche, rechtliche und finanzielle Griinde eine solche
Anderung erforderlich machen. Weitere Informationen in Bezug auf den Index konnen der Webseite
http://index.db.com oder einer Nachfolge-Webseite entnommen werden.

Haftungsausschluss

Der Index-Sponsor gibt keinerlei Zusicherungen oder Gewabhrleistungen in Bezug auf Ergebnisse ab, die durch die
Nutzung des Index und/oder des Indexstandes an einem bestimmten Tag oder anderweitig erzielt werden kénnen.
Der Index-Sponsor haftet nicht fir Fehler in dem Index und ist nicht verpflichtet, auf entsprechende Fehler
aufmerksam zu machen.

Der Index wird vom Index-Sponsor entwickelt und gesponsert und muss grundlegenden Regeln zur
Indexzusammensetzung in Bezug auf Relevanz, Abbildung, Nachbildung, Anlagen, Verlasslichkeit und Konsistenz
entsprechen.

Weitere Informationen

Bei einer Abweichung zwischen den in diesem Produktanhang enthaltenen Informationen und den in der
Indexbeschreibung enthaltenen Informationen ist der Inhalt der Indexbeschreibung maR3geblich.

Eine vollstandige Beschreibung des Index ist fur Anleger auf Anfrage am Sitz der Gesellschaft sowie am Sitz der
jeweiligen Vertriebsstelle erhaltlich.

Der Indexstand wird taglich auf http://index.db.com oder einer Nachfolge-Webseite veroffentlicht und kann tber
Bloomberg, Reuters und die Verwaltungsstelle abgerufen werden.
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PRODUKTANHANG 2: DB PLATINUM COMMODITY USD

Die in diesem Produktanhang enthaltenen Informationen beziehen sich auf den Teilfonds und sind Bestandteil
dieses Prospektes. Der Prospekt (einschlieBlich dieses Produktanhangs) stellt die Bedingungen des Teilfonds dar.
Anleger sollten insbesondere die in diesem Prospekt im Kapitel "Risikofaktoren" aufgefiihrten besonderen
Risikouberlegungen im Zusammenhang mit einer Anlage in diesen Teilfonds beachten.

Bei diesem Teilfonds missen Anleger bereit und in der Lage sein, Verluste des eingesetzten Kapitals bis
hin zum Totalverlust hinzunehmen.

Anlageziel und Anlagepolitik

Der Teilfonds ist ein "Teilfonds mit Indirekter Anlagepolitik" (wie unter "Anlageziele und Anlagepolitik" im Prospekt
beschrieben).

Das Anlageziel des Teilfonds besteht darin, den Anteilsinhabern einen Ertrag zukommen zu lassen, der an die
Wertentwicklung des Basiswertes, des Deutsche Bank Commodity USD Index™ (der "Index"), wie nachstehend
unter "Allgemeine Angaben zum Basiswert" beschrieben, gebunden ist. Der Teilfonds beabsichtigt keine
Ausschittungen.

Zur Erreichung des Anlageziels wird der Teilfonds in erster Linie in Ubertragbare Wertpapiere mit Investment
Grade-Rating oder entsprechender langfristiger Bonitéatsbewertung investieren, die von (i) Finanzinstituten oder
Unternehmen und/oder (i) staatlichen Emittenten, bei denen es sich um OECD-Mitgliedstaaten handelt, und/oder
supranationalen Organisationen/Rechtssubjekten, (iii) Zweckgesellschaften mit einem Rating (oder die in Anleihen
mit Rating investieren) begeben wurden, wobei es sich bei dem Rating dieser Zweckgesellschaft oder der dieser
zugrunde liegenden Anleihen zum Zeitpunkt der Anlage um ein Investment Grade-Rating einer anerkannten
Rating-Agentur handeln muss, und méglicherweise in gewissem Umfang in Bareinlagen bei Finanzinstituten mit
Investment Grade-Rating oder entsprechender langfristiger Bonitatsbewertung (zusammen die "Hedging-
Anlagen").

Der Teilfonds wird unter Einhaltung der Anlagebeschrankungen zudem derivative Techniken einsetzen, wie zum
Beispiel mit einem Swap-Kontrahenten zu marktiblichen Bedingungen ausgehandelte Index-Swaps.

Ziel dieser OTC-Swap-Transaktionen (Total Return Swaps) ist es, die erwartete Wertentwicklung der Hedging-
Anlagen am Handelstag gegen die Wertentwicklung des Index auszutauschen.

Fur die Anteilsklassen, deren Erstausgabepreis auf eine andere Wéhrung als die Referenzwéhrung lautet (die
"Anteilsklassenwéhrung"), werden Wahrungsabsicherungsgeschéfte abgeschlossen, um den Nettoinventarwert
dieser Klassen gegen nachteilige Schwankungen der Anteilsklassenwdhrung gegeniiber der Referenzwéhrung
abzusichern. Diese Devisentermingeschéfte werden voraussichtlich einmal monatlich mit einer Laufzeit von einem
Monat abgeschlossen. Demzufolge werden die Hedging-Transaktionen auch unter Umstédnden nicht um das
Wahrungsrisiko, das sich aus einer Wertsteigerung oder -verringerung des Index im Zeitraum zwischen zwei
aufeinander folgenden monatlichen Roll-Tagen ergibt, angepasst, und die verbleibenden Kosten in
Zusammenhang mit einer potenziellen Negativentwicklung der Anteilsklassenwahrung gegentber der
Referenzwéahrung sind von den Anteilsinhabern der jeweiligen Klasse(n) zu tragen.

Der Wert der Anteile des Teilfonds ist an den Index gebunden, dessen Wertentwicklung positiv oder negativ
verlaufen kann. Daher sollten Anleger beachten, dass der Wert ihrer Anlage sowohl steigen als auch fallen kann
und es keine Garantie dafur gibt, dass sie ihr investiertes Kapital zuriickerhalten. Fir den Fall, dass der Wert des
Index féllt, hat der Teilfonds eine Zahlung an den Swap-Kontrahenten zu leisten, die der negativen Entwicklung
des Index entspricht. Diese Zahlung wird aus den Ertrdgen und gegebenenfalls aus der teilweisen oder
vollstandigen VeraulRRerung der Ubertragbaren Wertpapiere geleistet, in die der Teilfonds investiert hat. Die
Hedging-Anlagen werden, zusammen mit etwaigen derivativen Techniken sowie etwaigen Gebihren und
Aufwendungen, zur Ermittlung des Nettoinventarwerts des Teilfonds an jedem Bewertungstag gemafl den
Bestimmungen des Prospekts bewertet.

Der Teilfonds legt nicht mehr als 10 % seiner Vermdgenswerte in Anteile anderer OGAW oder anderer OGA an,
um fur Anlagen durch OGAW, die der OGAW-Richtlinie unterliegen, in Betracht zu kommen.

Bei Anwendung der in den Abschnitten 2.3 und 2.4 des Kapitels "Anlagebeschrankungen” angegebenen
Grenzwerte auf die OTC-Swap-Transaktionen ist auf das Netto-Kontrahentenrisiko-Potenzial (net counterparty risk
exposure) Bezug zu nehmen. Die Gesellschaft reduziert das Gesamt-Kontrahentenrisiko der OTC-Swap-
Transaktionen des Teilfonds, indem sie von dem Swap-Kontrahenten die Stellung von Sicherheiten in
Ubereinstimmung mit den geltenden OGAW-Vorschriften und CSSF-Rundschreiben (z. B. CSSF-Rundschreiben
11/512) sowie EMIR verlangt. Diese Sicherheiten kdnnen von der Gesellschaft jederzeit verwertet werden, und ihr
Marktwert wird an jedem Bewertungstag ermittelt. Der Betrag der zu stellenden Sicherheiten muss mindestens
dem Wert entsprechen, um den der Grenzwert fiir das Gesamt-Exposure iberschritten wurde. Alternativ dazu kann
die Gesellschaft das Gesamt-Kontrahentenrisiko der OTC-Swap-Transaktion(en) des Teilfonds durch eine
Ricksetzung der OTC-Swap-Transaktion(en) reduzieren. Durch die Ricksetzung der OTC-Swap-Transaktion(en)
wird deren Marktwert und damit das Nettokontrahentenrisiko in Bezug auf den anwendbaren Satz verringert.

Die Aufnahme von Fremdmitteln durch die Gesellschaft flir Rechnung eines Teilfonds ist auf 10 % des
Nettoinventarwerts dieses Teilfonds beschrankt und steht wunter der Voraussetzung, dass diese
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Fremdmittelaufnahme  voribergehend erfolgt. Diese Fremdmittelaufnahme darf ausschlief3lich aus
Liquiditatsgriinden (z. B. zur Deckung von Fehlbetragen aufgrund abweichender Abwicklungsdaten bei Kauf- und
Verkaufstransaktionen, zur Finanzierung von Rickkaufen oder zur Zahlung von einem Dienstleistungsanbieter
zustehenden Gebiihren) und/oder zu Anlagezwecken erfolgen. Die Vermodgenswerte dieses Teilfonds kénnen fur
eine solche Aufnahme von Fremdmitteln in Ubereinstimmung mit dem Prinzip der Trennung von Vermdgenswerten
und Verbindlichkeiten nach Artikel 181 (5) des Gesetzes als Sicherheit belastet werden.

Derivative Instrumente kénnen sowohl zu Anlage- als auch zu Absicherungszwecken eingesetzt werden. Beim
Einsatz solcher derivativen Instrumente kann der Teilfonds selbst wirtschaftlich gehebelt und damit dem Risiko
ausgesetzt sein, dass jeder Wertverlust von Vermégenswerten, in Bezug auf die der Teilfonds im Rahmen der
derivativen Instrumente ein Exposure aufweist, groRer ist als die im Rahmen der derivativen Instrumente durch den
Teilfonds zu leistenden Zahlungen. Dies kann einen beschleunigten Riickgang des Nettoinventarwerts des
Teilfonds zur Folge haben, wobei das mit dem Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten einhergehende
Gesamt-Exposure nie hoher als der Nettoinventarwert des Teilfonds ist.

Die Methodologie zur Berechnung des aus dem Einsatz derivativer Finanzinstrumente resultierenden Gesamt-
Exposure entspricht dem Commitment-Ansatz gemafl CSSF-Rundschreiben 11/512.

Der Teilfonds hat keinen Falligkeitstermin. Allerdings kann der Verwaltungsrat beschlieBen, den Teilfonds geman
den Bestimmungen des Prospektes und der Satzung zu beenden.

Weitere Informationen in Bezug auf die Anlagepolitik des Teilfonds sind im Hauptteil des Prospektes im Abschnitt
"Anlageziele und Anlagepolitik" sowie im Abschnitt "Anlagebeschréankungen™ aufgefiihrt.

Profil des typischen Anlegers

Eine Anlage in den DB Platinum Commodity USD bietet sich fur Anleger an, die in der Lage und bereit sind, in
einen Teilfonds mit hohem Risiko, wie ausfiihrlicher unter "Risikoprofiltypologie” in diesem Prospekt beschrieben,
zu investieren.

Besondere Risikofaktoren

Diese besonderen Risikofaktoren sollten zusammen mit dem Abschnitt "Risikofaktoren” im Hauptteil des
Prospekts, insbesondere dem Abschnitt "VII. Zuséatzliche Risiken in Verbindung mit bestimmten Arten von Anlagen,
in die ein Teilfonds direkt oder indirekt tber einen Basiswert anlegt”, wie im Hauptteil des Prospekts aufgefiihrt,
gelesen werden;

Ferner sollten potenzielle Anteilsinhaber in Bezug auf die Anteilsklassen, deren Erstausgabepreis auf eine andere
Wahrung als die Referenzwdhrung (die  "Anteilsklassenwéhrung") lautet, beachten, dass
Wahrungsabsicherungsgeschéfte zwar die Risiken und Verluste im Falle unginstiger Marktbedingungen
verringern, durch sie jedoch auch die bei Marktbedingungen, die ohne diese AbsicherungsmafRnahmen vorteilhaft
gewesen waren, erzielten Gewinne verringert oder unter Umstdnden vollstdndig aufgehoben werden.
Infolgedessen  kann sich die  Wertentwicklung der jeweiligen Anteilsklasse(n) aufgrund der
Wahrungsabsicherungsgeschéfte von der des Index unterscheiden. Eine solche positive oder negative Auswirkung
wird hauptsachlich von der relativen Entwicklung der kurzfristigen Zinssétze in der Anteilsklassenwahrung und der
Referenzwéahrung abhéngen. Steigen die kurzfristigen Zinssatze fur die Anteilsklassenwahrung beispielsweise
schneller  (bzw. sinken langsamer) als fur die Referenzwdhrung, wird der Wert der
Wahrungsabsicherungsgeschéfte voraussichtlich steigen und sich somit vorteilhaft auf den Nettoinventarwert der
entsprechenden Anteilsklasse(n) auswirken, deren Wertentwicklung dann ber der des Index liegen kann. Steigen
umgekehrt die kurzfristigen Zinsséatze fur die Anteilsklassenwéhrung langsamer (bzw. sinken schneller) als fur die
Referenzwéhrung, wird der Wert der Wéahrungsabsicherungsgeschéfte voraussichtlich sinken und sich somit
nachteilig auf den Nettoinventarwert der entsprechenden Anteilsklasse(n) auswirken, deren Wertentwicklung dann
unter der des Index liegen kann.
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Allgemeine Informationen zu dem Teilfonds

Erstausgabepreis

Siehe "Beschreibung der Anteile".

Referenzwahrung

uUsbD

Mindestnettoinventarwert

USD 15.000.000

Auflegungstermin

ist in Bezug auf:

- die Anteilsklassen |1C und R1C: der 17. Mai 2005;
- die Anteilsklasse R1C-B: der 28. Februar 2008;

- die Anteilsklasse R1C-C: der 18. Juli 2008;

- die Anteilsklasse R1C-S: der 7. April 2010;

- die Anteilsklasse I12C: der 14. April 2010;

- die Anteilsklasse 14C: der 6. Mai 2010, und

- die Anteilsklasse I3C: der 18. Juni 2010.

Indexgeschéftstag ist ein Tag (aul3er einem Samstag oder Sonntag), der kein Feiertag im New York Floor
Holiday Calendar der CME Group (oder in einem anderen, vom Index-Sponsor als
Nachfolgekalender bestimmten Feiertagskalender) fiir das jeweilige Jahr ist und ist nicht
langer als Geschéftstag in New York definiert.

Produktgeschéftstag ist ein Tag (auler einem Samstag oder Sonntag), an dem

(i) Geschaftsbanken und Devisenmérkte in Luxemburg, Frankfurt am Main, New York
und London geéffnet sind und Zahlungen abwickeln und

(i) jede Clearingstelle fiir den Geschéaftsverkehr geéffnet ist.

Anlageverwalter

State Street Global Advisors Limited

Anlagepolitik

Indirekte Anlagepolitik mit Einsatz eines Unfunded Swap

Voraussichtlicher
Tracking Error

bis zu 1,50 %
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Beschreibung der Anteile

Anteilsklassen

"R1C-B" "R1C-C" "R1C" "R1C-S" "|11c" "12C" "13C" "14C"
Anteilsarten Namensanteile Namensanteile oder durch eine Globalurkunde verbriefte Inhaberanteile
Erstausgabepreis USD 10 SGD 10 USD 100 CHF 100 USD 10.000 GBP 100 CHF 100 uUsD 10
Zuléssige Euro, USD, SGD, SGD USD CHF Euro, USD, SGD, GBP CHF Euro, USD, SGD,
Zahlungswahrung® HKD und JPY HKD und JPY HKD und JPY
ISIN-Code LU0313897638 LU0313899097 LU0216466879 LU0491997085 LU0216466952 LU0491995204 LU0493702533 LU0495014986
WKN AOMX2M AOMX2N AOEADV A1CTRO AOEADW A1CTRZ A1CTR1 A1CTW9
Verwaltungsgesell- bis zu 1,20 % bis zu 1,20 % bis zu 1,20 % bis zu 1,20 % bis zu 0,75 % bis zu 0,75 % bis zu 0,75 % bis zu 0,75 %
schaftsgebiihr’ jahrlich jahrlich jahrlich jahrlich jahrlich jahrlich jahrlich jahrlich
Fixgebuhr 0,0083 % monatlich (0,1 % p. a.)
Mindestanlagebetra 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1 Anteil 1000 Anteile
g bei Erstzeichnung
Umtauschgebiihr® bis zu 1,00 %
Ausgabeaufschlag bis zu 5,00 % bis zu 5,00 % bis zu 5,00 % bis zu 5,00 % n. a. n. a. n. a. n. a.

im / nach dem
Angebotszeitraum?*

In Devisen anfallende Ausgaben in Bezug auf Zeichnungen, die auf eine nicht der Anteilsklassenwahrung entsprechende Zuléssige Zahlungswahrung lauten, werden von der Fixgebuhrenstelle

Uber die Fixgebuhr Gbernommen, wenn der NAV in dieser Zulassigen Zahlungswahrung veréffentlicht wird. Andernfalls werden die vorstehend genannten in Devisen anfallenden Ausgaben
ausschlief3lich von dem Anleger getragen, der in dieser Zulassigen Zahlungswahrung handelt.

(der maximale Prozentsatz ist in der vorstehenden Tabelle angegeben) des zuletzt verfiigbaren Nettoinventarwertes der jeweiligen Anteilsklassen berechnet.

die der Anteilsinhaber umtauschen méchte. Die Umtauschgebihr fallt erst ab einschlie3lich 1. November 2009 an.
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Die Verwaltungsgesellschaftsgebiihr, deren Betrag der Verwaltungsgesellschaft zufallt, féllt an jedem Kalendertag an und wird an jedem Bewertungstag auf der Grundlage eines Prozentsatzes
Die Umtauschgebuhr, deren Betrag der entsprechenden Vertriebsstelle zuféllt, gibt einen maximalen Prozentsatz an, welcher auf der Grundlage des Nettoinventarwerts der Anteile berechnet wird,

Der Ausgabeaufschlag im und nach dem Angebotszeitraum, dessen Betrag der entsprechenden Vertriebsstelle zufallt, gibt einen maximalen Prozentsatz an, welcher auf der Grundlage des
Erstausgabepreises bzw. des Nettoinventarwerts der jeweiligen Klassen berechnet wird.




Allgemeine Angaben zum Basiswert

Dieser Abschnitt gibt einen Kurziiberblick tiber den Index. Er fasst seine wesentlichen Merkmale zusammen, stellt
jedoch keine vollstandige Beschreibung des Index dar.

Anteilsinhaber werden darauf hingewiesen, dass der Index-Sponsor Anderungen an der Indexbeschreibung
vornehmen kann, um technischen Anpassungen Rechnung zu tragen, die fir die sachgerechte Pflege des Index
erforderlich sind. Soweit diese Anderungen nicht die Indexstruktur beeinflussen und von ihnen voraussichtlich keine
negativen Auswirkungen auf die Wertentwicklung des Index zu erwarten sind, erfolgt die Benachrichtigung der
Anteilsinhaber ausschlieZlich tiber die Webseite http://index.db.com und/oder www.systematic.dws.com oder eine
Nachfolgeseite. Die Anteilsinhaber sollten daher regelmaRig diese Webseiten aufrufen.

Basiswert des Teilfonds war zum Auflegungstermin der Deutsche Bank Liquid Commodity Index — Mean Reversion
Index™ (nach Kosten). Der urspriingliche Basiswert wurde jedoch iber einen Zeitraum von etwa vierzehn
Geschéftstagen ab einschlie3lich dem 20. August 2008 bzw. einem Tag um den 20. August 2008 schrittweise durch
den Index (wie nachstehend definiert) ersetzt. Diese Ersetzung wurde vorgenommen damit, der Basiswert des
Teilfonds weiterhin die in CSSF-Rundschreiben 08/339 und der Grofl3herzoglichen Verordnung vom 8. Februar 2008
(Reglement grand-ducal du 8 février 2008) aufgefiihrten Auswahlkriterien erfiillt.

Der Deutsche Bank Commodity USD Index (der "Index") soll die Wertentwicklung der folgenden 12 Waren abbilden:
(1) WTI Rohdl, (2) Weizen, (3) Mais, (4) Sojabohnen, (5) Aluminium, (6) Kupfer, (7) Zink, (8) Nickel, (9) Blei, (10)
Gold, (11) Silber und (12) Erdgas (jeweils eine "Indexware"), die den vier umfassenden Warengruppen Energie,
Edelmetalle, Basismetalle und Agrarrohstoffe zuzuordnen sind. In der nachfolgenden Tabelle ist die
Basisgewichtung jeder Indexware (die "Basisgewichtung”) zu Beginn der Feststellung des Indexstands am
4. August 1997 (der "Basistag") aufgefihrt.

Nr. Ware  Ticker Warenterminbdrse Gewichtung
zum 4.08.97

Energie 40,00 %

1 WTI Rohdl CL NYMEX 35,00 %
2 Erdgas NG NYMEX 5,00 %
Basismetalle 18,00 %

3 Aluminium LA LME 3,60 %
4 Kupfer LP LME 3,60 %
5 Zink LX LME 3,60 %
6 Nickel LN LME 3,60 %
7 Blei LL LME 3,60 %
8 Edelmetalle 17,00 %
Gold GC COMEX 13,60 %

9 Silber Sl COMEX 3,40 %
Agrarrohstoffe 25,00 %

10 Weizen W CBOT 8,34 %
11 Mais C CBOT 8,33 %
12 Sojabohnen S CBOT 8,33 %

"Weizen" bezeichnet einen Basket aus drei gleich gewichteten Weizenwaren. Dieser Basket wird am sechsten
Indexgeschéftstag im November jedes Kalenderjahres neu gewichtet. Fur den Ubrigen Teil dieses Abschnitts
"Allgemeine Angaben zum Basiswert" ist unter "Weizen" eine einzelne Ware zu verstehen.

"Weizenware" bezeichnet Kansas-Weizen (gehandelt an der KBOT), Minneapolis-Weizen (gehandelt an der
MGEX) und Chicago-Weizen (gehandelt an der CBOT).

"Zugrunde Liegende Ware" ist jede Indexware (aul3er Weizen) und jede Weizenware.
Zur Klarstellung: Die Indexgewichtung von Weizen, Mais und Sojabohnen darf jeweils hdchstens 18 % betragen.

Die 14 Zugrunde Liegenden Waren werden durch Futures-Kontrakte abgebildet. Bei Falligkeit der Futures-Kontrakte
mussen diese durch neue Futures-Kontrakte ersetzt werden. Insbesondere sollten sich Anleger dariiber im Klaren
sein, dass in Contango-Mérkten durch die Ersetzung der in Kirze félligen Futures-Kontrakte durch Futures-
Kontrakte mit spaterem Falligkeitstermin, d. h. durch das "Rollieren”, Verluste entstehen (da die Preise von Futures-
Kontrakten mit spaterer Falligkeit hther als die Preise der zu ersetzenden Futures-Kontrakte sind). Die Kosten des
"Rollierens” kdnnen negative Auswirkungen auf den Wert des Index (und den Nettoinventarwert je Anteil des
Teilfonds) haben und dazu fuhren, dass die Wertentwicklung des Index nicht die Entwicklung der Kassapreise der
Zugrunde Liegenden Waren abbildet, d. h. der Wert des Index kann sinken, obwohl die Kassapreise der Zugrunde
Liegenden Waren gestiegen sind.

Ein Markt befindet sich in "Contango”, wenn die Preise fur Kontrakte mit langeren Laufzeiten tUber den Preisen fur
Kontrakte mit kiirzeren Laufzeiten liegen.

Der Index setzt bei Auswahl neuer Futures-Kontrakte fur alle Waren aufRer Erdgas die unternehmenseigene
Optimum Yield-Methode (der "OY-Mechanismus") der Deutschen Bank ein. Nach dem OY-Mechanismus wird fir
einen Futures-Kontrakt fur eine bestimmte Zugrunde Liegende Ware, der sich dem Falligkeitstermin n&hert, ein
neuer Futures-Kontrakt fir diese Zugrunde Liegende Ware ausgewahlt, indem die annualisierte Roll Yield aller fur
diese Zugrunde Liegende Ware verfiigbaren Futures-Kontrakte mit einer Laufzeit von héchstens 13 Monaten
verglichen wird. Es wird ein neuer Futures-Kontrakt fiir diese Zugrunde Liegende Ware ausgewabhlt, der die optimale

123


file://///domain/daten/WORD/Deutsche%20Bank/Fondsplattformen/DB%20Platinum/2018_05_ÄndAnz/FP/Durchsicht/www.systematic.dwsdeutscheam.com

Roll Yield, d. h. die héchste positive Roll Yield in einem Backwardation-Markt und die am wenigsten negative Roll
Yield in einem Contango-Markt, aufweist (ein Markt befindet sich in Backwardation, wenn die Preise fir Kontrakte
mit kirzeren Laufzeiten Uber denen fir Kontrakte mit langeren Laufzeiten liegen). Im Rahmen des OY-
Mechanismus wird ein neuer Futures-Kontrakt nicht auf Basis eines vorab festgelegten Schemas ausgewahlt,
sondern es erfolgt ein Roll-Over in den Futures-Kontrakt, der die bestmdgliche "implizite Roll Yield" erzielt. Weisen
zwei oder mehr Futures-Kontrakte die genau gleiche Roll Yield auf, wird der néchstfallige Futures-Kontrakt
ausgewahlt. In Bezug auf Erdgas (fur das die Anwendung des OY-Mechanismus aufgrund von Liquiditatsaspekten
und saisonalen Faktoren nicht in Betracht kommt) ist der Index in den vierten nachstfalligen Futures-Kontrakt
investiert, der monatlich durch einen Futures-Kontrakt ersetzt wird, dessen Falligkeitstermin unmittelbar auf den
Falligkeitstermin des bestehenden Futures-Kontrakts folgt. Die Ersetzung der Futures-Kontrakte fir alle im Index
enthaltenen Waren erfolgt lber einen Zeitraum von fiinf Geschéftstagen ab dem zweiten Geschaftstag des
Kalendermonats der Ersetzung bis zum sechsten Geschaftstag desselben Monats.

Die Gewichtung jeder Indexware wird auf regelbasierte und transparente Art und Weise anhand eines Vergleichs
des gleitenden 1-Jahres-Durchschnittspreises der jeweiligen Indexware mit ihrem gleitenden 5-Jahres-
Durchschnittspreis bestimmt. Fir die Feststellung des gleitenden 1-Jahres- und des gleitenden 5-Jahres-
Durchschnittspreises jeder Zugrunde Liegenden Ware wird der Preis fir den Futures-Kontrakt, der in Bezug auf die
jeweilige Zugrunde Liegende Ware in dem entsprechenden Zeitraum im Index enthalten war, zugrunde gelegt. Der
Index zielt unter Anwendung der fiir den Index eingesetzten Formel auf eine Ubergewichtung von Indexwaren ab,
die auf Basis der historischen Preise im Vergleich zu anderen Indexwaren gunstiger sind. GleichermalRen strebt der
Index eine Untergewichtung von Indexwaren an, die auf Basis der historischen Preise gegenuber anderen
Indexwaren teurer sind. Die neue Gewichtung der einzelnen Indexwaren in dem Index
("Neugewichtungsmechanismus") wird am sechsten Geschéftstag jedes Kalendermonats bestimmt und am
achten Geschéftstag desselben Monats umgesetzt. Der Neugewichtungsmechanismus beriicksichtigt auch die in
Artikel 9 der Grof3herzoglichen Verordnung vom 8. Februar 2008 und im CSSF-Rundschreiben 08/339 aufgefihrten
Richtlinien. Diesen Richtlinien zufolge darf keine Indexware eine Gewichtung von mehr als 20 % haben, mit
Ausnahme einer Indexware, fir die eine Gewichtung von maximal 35 % zuldssig ist. Im Rahmen des
Neugewichtungsmechanismus wird die Gewichtung an jedem Neugewichtungstag fir alle Indexwaren auf 18 %
begrenzt, wobei eine Indexware (ausgenommen Weizen, Mais und Sojabohnen) eine Gewichtung von bis zu 32 %
aufweisen kann. Dementsprechend unterliegt eine Indexware in Bezug auf die Gewichtung, die ihr zugewiesen
werden kann, diesen Grenzwerten. Der Index beabsichtigt, in der Praxis von der Anhebung der Anlagegrenze
Gebrauch zu machen, jedoch nur in Bezug auf Indexwaren des Sektors "Energie". Dies liegt darin begriindet, dass
der Index aufgrund der beherrschenden Stellung des Energiesektors am Rohstoffmarkt keinen reprasentativen
Referenzwert fiir den zugrunde liegenden Markt darstellen wiirde, wenn die Gewichtung von Indexwaren aus dem
Energiesektor auf 20 % begrenzt ware.

Die Neugewichtung des Index erfolgt auf Grundlage der folgenden Faktoren:

1) den einzelnen vom Index-Sponsor am Basistag festgelegten Basisgewichtungen, wie in der vorstehenden
Tabelle aufgefiihrt, und
2) der Hohe der Abweichung des gleitenden 1-Jahres-Durchschnittspreises der jeweiligen Indexware von

ihrem gleitenden 5-Jahres-Durchschnittspreis.

Eine Neugewichtung erfolgt nur dann, wenn die Abweichung die fir diese geltende Hurdle Rate von 5 %
Uberschreitet. Zur Klarstellung: Erhoht sich die Abweichung, wird die Gewichtung der Indexware gesenkt und
umgekehrt.

Anleger sollten sich dartiber im Klaren sein, dass der Neugewichtungsmechanismus auf der Basisgewichtung der
einzelnen Indexwaren basiert. Folglich erfordert eine Indexware mit einer entsprechend niedrigeren
Basisgewichtung im Vergleich zu einer Indexware mit einer hdheren Basisgewichtung eine héhere Abweichung, um
dieselbe Gewichtung in dem Index zu erreichen.

In der nachfolgenden Tabelle sind die Gewichtungen der einzelnen Indexwaren zum 12. Mérz 2012 aufgefiihrt.

Nr. Ware Ticker Warenterminbdrse Gewichtung
zum 12.03.12

Energie 50,00 %
1 WTI Rohol CL NYMEX 18,00 %
2 Erdgas NG NYMEX 32,00 %
Basismetalle 29,03 %
3 Aluminium MAL LME 7,00 %
4 Kupfer MCU LME 2,85%
5 Zink MZN LME 7,00 %
6 Nickel MNI LME 7,00 %
7 Blei MPB LME 5,18 %
Edelmetalle 1,88 %
8 Gold GC COMEX 1,78 %
9 Silber Sl COMEX 0,10 %
Agrarrohstoffe 19,09 %
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10 Weizen '\ CBOT, KBOT, MGEX 8,90 %
11 Mais C CBOT 3,61 %
12 Sojabohnen S CBOT 6,58 %

Fur den Index fallen Nachbildungskosten von 1,00 % p. a. an, die taglich in Abzug gebracht werden.

Der Stand des Index ("Indexstand") wird auf Basis des Total Return und nach Kosten in US-Dollar berechnet und
wird somit u. a. von den folgenden Faktoren beeinflusst:

1) den Preisveranderungen der im Index enthaltenen Futures-Kontrakte;
2) der durch 91-tagige US-Schatzwechsel erzielbaren Geldmarktrendite;
3) taglich anfallenden Indexnachbildungskosten von 1,00 % p. a.;

Anleger sollten beachten, dass der Starttag fir den Index der 20. August 2008 war, und dass sich vor diesem
Termin ermittelte Daten auf die hypothetische Serie von Indizes beziehen, die zu Backtesting-Zwecken erstellt
wurde. Weitere Einzelheiten zu dem Index erhalten Sie auf der Webseite http://index.db.com.

Die Zusammenstellung, Methodik und Berechnung des Index kénnen bei Eintreten folgender Ereignisse angepasst
werden: (i) bestimmte Stérungen in Bezug auf eine Indexware, die die Fahigkeit des Index-Sponsors zur
Bestimmung des Indexstands beeinflussen und (ii) bestimmte Ereignisse hoherer Gewalt, auf die der Index-Sponsor
nach billigem Ermessen keinen Einfluss hat (u. a. Systemstdrungen, Naturkatastrophen, durch den Menschen
bedingte Katastrophen, bewaffnete Auseinandersetzungen oder terroristische Anschlage) und die Auswirkungen auf
eine Indexware haben kénnen.

Die Deutsche Bank AG London kann Veranderungen an der Methodik des Index vornehmen, die sie als notwendig
erachtet, wenn steuerliche, marktbezogene, aufsichtsrechtliche, rechtliche und finanzielle Griinde eine solche
Anderung erforderlich machen. Weitere Informationen in Bezug auf den Index konnen der Webseite
http://index.db.com oder einer Nachfolge-Webseite entnommen werden.

Haftungsausschluss

Der Index-Sponsor gibt keinerlei Zusicherungen oder Gewahrleistungen in Bezug auf Ergebnisse ab, die durch die
Nutzung des Index und/oder des Indexstandes an einem bestimmten Tag oder anderweitig erzielt werden kdnnen.
Der Index-Sponsor haftet nicht fiir Fehler in dem Index und ist nicht verpflichtet, auf entsprechende Fehler
aufmerksam zu machen.

Der Index wird vom Index-Sponsor entwickelt und gesponsert und muss grundlegenden Regeln zur
Indexzusammensetzung in Bezug auf Relevanz, Abbildung, Nachbildung, Anlagen, Verlasslichkeit und Konsistenz
entsprechen.

Weitere Informationen

Bei einer Abweichung zwischen den in diesem Produktanhang enthaltenen Informationen und den in der
Indexbeschreibung enthaltenen Informationen ist der Inhalt der Indexbeschreibung maf3geblich.

Eine vollstédndige Beschreibung des Index ist fur Anleger auf Anfrage am Sitz der Gesellschaft sowie am Sitz der
jeweiligen Vertriebsstelle erhaltlich.

Der Indexstand wird taglich auf http://index.db.com oder einer Nachfolge-Webseite veroffentlicht und kann uber
Bloomberg, Reuters und die Verwaltungsstelle abgerufen werden.
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PRODUKTANHANG 3: DB PLATINUM PWM CROCI MULTI FUND

Die in diesem Produktanhang enthaltenen Informationen beziehen sich auf den Teilfonds und sind Bestandteil
dieses Prospektes. Der Prospekt (einschlie3lich dieses Produktanhangs) stellt die Bedingungen des Teilfonds dar.
Anleger sollten insbesondere die in diesem Prospekt im Abschnitt "Risikofaktoren — Besondere Risiken in Bezug auf
Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik" aufgefiihrten besonderen Risikolberlegungen im Zusammenhang mit einer
Anlage in diesen Teilfonds beachten. Anleger in diesen Teilfonds missen bereit und in der Lage sein, Verluste
bis hin zum Totalverlust des angelegten Betrages hinzunehmen.

Anlageziel und Anlagepolitik

Dieser Teilfonds z&hlt zur Kategorie der "Teilfonds mit Direkter Anlagepolitik" (wie unter "Anlageziele und
Anlagepolitik" im Prospekt beschrieben).

Das Anlageziel des Teilfonds besteht in der Anlage in ein dynamisches Portfolio aus CROCI-Strategien (jeweils eine
"CROCI-Strategie") und zeitweise, sofern dies ausgewahlt wurde, in auf Euro lautende Geldmarktinstrumente, wie
nachstehend ausfihrlicher erlautert. Die Verwaltungsgesellschaft hat die Vermégensverwaltungsabteilung der
Deutsche Bank AG (der "Portfolioberater") mit der Beratung bei der Portfoliozusammensetzung beauftragt.
Anleger sollten beachten, dass die Umsetzung von Anderungen des Portfolios (d. h. die "Portfolioallokation") zwar
auf Empfehlungen des Portfolioberaters basiert, die endglltige Entscheidung darliber jedoch von der
Verwaltungsgesellschaft nach alleinigem und freiem Ermessen getroffen wird. Bei den CROCI-Strategien handelt es
sich um von der CROCI Investment and Valuation Group entwickelte systematische und regelbasierte
Anlagestrategien, die nachstehend ausfihrlicher beschrieben werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann in Ubereinstimmung mit dem Anlageziel des Teilfonds veranlassen, gelegentlich
und fur begrenzte Dauer einen bestimmten Anteil der Vermdgenswerte des Teilfonds in Geldmarktinstrumente, wie
nachstehend néher erlautert, (d. h. die "Cash-Allokation") anzulegen. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein,
wenn die Verwaltungsgesellschaft nach alleinigem Ermessen feststellt, dass die Lage an bestimmten regionalen
Aktienmarkten unsicher ist. Bewertet die Verwaltungsgesellschaft die Lage an den Aktienmarkten weltweit als
unsicher, kann der in Geldmarktinstrumente angelegte Anteil der Vermdgenswerte des Teilfonds betrachtlich sein,
wird aber voraussichtlich 25 % nicht tibersteigen. Der Portfolioberater kann der Verwaltungsgesellschaft empfehlen,
gemaf diesem Abschnitt von Zeit zu Zeit in Geldmarktinstrumente anzulegen.

Mindestens 51 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens werden in Kapitalbeteiligungen angelegt.
Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind:

— Aktien, die zum amtlichen Handel an einer Borse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermdgen
handelt; und/oder

— Anteile an anderen Investmentvermégen, die gemaf ihren Anlagebedingungen mindestens 51 % ihres Wertes
in Aktien anlegen, die zum amtlichen Handel an einer Bérse zugelassen oder an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, in Hohe von 51 % ihres Wertes; und/oder

— Anteile an anderen Investmentvermoégen, die gemalf ihren Anlagebedingungen mindestens 25 % ihres Wertes
in Aktien anlegen, die zum amtlichen Handel an einer Bérse zugelassen oder an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,